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1. Einleitung 

Bei der am 28. November 1964 ins Leben gerufenen Nationaldemokratischen Partei 

Deutschlands (NPD) handelt es sich gegenwärtig um die älteste und gleichzeitig in allen 

Belangen erfolgreichste rechtsextremistische Plattform der Bundesrepublik, die seither elf 

Landtagseinzüge realisiert hat, für das einschlägige Lager aber auch abseits der Parlamente 

enorme Bedeutung aufweist. Jedoch ist deren Gesicht heute ein völlig anderes als im 

Gründungsstadium vor einem halben Jahrhundert. Was größtenteils dadurch bedingt sein 

dürfte, dass die bisherige Entwicklung keinesfalls geradlinig verlief, der genommene 

Werdegang vielmehr durch krasse, gelegentlich sogar bis zum Wesenskern vordringende 

Einschnitte bestimmt blieb. Nach einer ersten Welle von aufsehenerregenden 

Wahlergebnissen setzte ausgangs der 60er Jahre abrupt ein über annähernd drei Jahrzehnte 

anhaltender Niedergangsprozess ein, der praktisch am Rande des politischen Wachkomas 

entlangführte, ehe der in den 90er Jahren eingeschlagene Weg der strategischen und 

programmatischen Radikalisierung für die erneute Wende sorgte und den allmählichen 

Wiederaufstieg auf das aktuelle Niveau ermöglichte. 

Ausgezehrt von Dekaden im Dämmerzustand entschied sich die zur „Altherrenpartei“ 

verkommene NPD seinerzeit zu einer grundsätzlichen Neuausrichtung, ersetzte die 

vormals halbwegs gemäßigte Außendarstellung durch einen spürbar energischeren und 

scharfzüngigeren Duktus und verdichtete den eher diffusen Nationalkonservativismus der 

Anfangstage sukzessive zu einem in sich geschlossenen, durch und durch dogmatischen 

völkischen Nationalismus, in dem stellenweise erschreckende Analogien zum historischen 

Nationalsozialismus durchschimmern. In der Konsequenz ist eine dynamische, durch einen 

hohen Anteil jugendlicher Anhänger getragene Kaderorganisation entstanden, die jeglicher 

Anpassung entsagt und sich durch denkbar „harte“, das heißt explizit „systemfeindliche“ 

Auffassungen sowie gezielte Affronts gegenüber den etablierten Kontrahenten hervortut. 

Abgesehen vom hinlänglich gepflegten Nimbus des „Krawallmachers“ und sozial 

geächteten Außenseiters, der sich im heroischen Alleingang gegen die vermeintlich 

verkrusteten Konventionen stemmt, scheint die szeneinterne Anziehungskraft speziell 

durch die verstärkte Aktionsorientierung exponentiell gestiegen zu sein: Die 

Nationaldemokraten sind über vorübergehende Wahlkampfmobilisierungen hinaus zu einer 

Aufmärsche, Demonstrationen und Konzerte veranstaltenden Drehscheibe 

herangewachsen, die den Nachwuchs durch vorpolitische Angebote genauso um sich zu 

scharen vermag wie verschiedenste subkulturelle Kräfte und sich darüber ein 
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vielschichtiges Netzwerk von Kooperationspartnern geschaffen hat – die einzige Konstante 

zu den gutbürgerlichen Wurzeln von einst stellt derweil der Name dar.  

Besonders durch die jüngere Vergangenheit zieht sich demnach ein ebenso auffälliger wie 

umfassender Bruch, den einige Beobachter sicherlich zutreffend als Beginn einer nächsten 

Phase in der ausgesprochen unbeständigen Parteigeschichte umschreiben1; jedenfalls sind 

nun im Prinzip zwei Varianten, eine „alte“ und eine „neue“ NPD, zu unterscheiden, deren 

Profile in nahezu allen zentralen Punkten divergieren. Mithin zeichnete sich die 

substantielle Metamorphose, die darin anklingt, auch in den zusehends aggressiveren 

Verlautbarungen der Vorsitzenden ab. Obwohl das extremistische Naturell der 

Nationaldemokraten eigentlich bereits damals außer Frage stand, griff deren erstes 

Oberhaupt Friedrich Thielen dennoch selten zu Polemik und Provokation, gab bevorzugt 

den gleichermaßen salonfähigen wie staatstragenden Politikunternehmer und betonte 

exemplarisch dafür anno 1966 gegenüber Vertretern der – allen Täuschungsmanövern und 

Lippenbekenntnissen zum Trotz – stets skeptischen Presse eilfertig die angebliche 

Loyalität seiner aufstrebenden Formation zur existierenden Verfassungsordnung:  

„Wir stehen auf dem Boden des Grundgesetzes und akzeptieren die Spielregeln der Demokratie (…). Wir 
bestreiten den drei im Bundestag vertretenen Parteien unter gar keinen Umständen, daß sie sich im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten und Auffassungen um das Wohl der Deutschen bemühen.“2 
 

Unter dem Kommando von Udo Voigt, der von 1996 bis 2011 amtierte und den 

angedeuteten Kurswechsel mit aller Vehemenz befeuerte, verzichtete man auf derartiges 

Understatement dagegen vollends, nahmen die nationalrevolutionären Umsturzpläne bald 

mehr und mehr Konturen an. Schon 1999 formulierte dieser das komplett modifizierte 

Selbstverständnis und die mittlerweile kategorisch fundamentaloppositionelle Stoßrichtung  

der NPD daher wie folgt:  

„Die NPD ist keine Partei, die Geld und Posten zu vergeben hat. Die NPD ist keine Partei, die auf der Stufe 
der Systemparteien steht, sondern eine Partei gegen die Etablierten. (…) Die NPD ist heute Garant dafür, daß 
der Kampf um Deutschland noch nicht verloren ist und niemals zu Ende sein wird, so lange wir leben! (…) 
Die heutige NPD ist nicht mehr die NPD der Gründerjahre (…). Die heutige NPD stellt das 
liberalkapitalistische System der BRD, welches materialistische Werte über den Wert des einzelnen 
deutschen Menschen erhebt, an sich in Frage und will dieses nicht fortsetzen, sondern auf seinen Trümmern 
ein neues Deutschland errichten.“3 

                                                 
1 Vgl. Bergsdorf, Harald: Die neue NPD. München, 2007; Cremet, Jean: Eine „Partei neuen Typs“? Die NPD 
zwischen NS-Nostalgie und Nationalbolschewismus. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
9/2000, S. 1079-1087; Pfahl-Traughber, Armin: Die „alte“ und die „neue“ NPD. Eine vergleichende 
Betrachtung zu Gefahrenpotential und Profil. In: Braun, Stephan/Geisler, Alexander/Gerster, Martin (Hrsg.): 
Strategien der extremen Rechten. Hintergründe – Analysen – Antworten. Wiesbaden, 2009, S. 77-91. Staud, 
Toralf: Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der Aufstieg der NPD. Köln, 2005. 
2 Thielen, zitiert nach Der SPIEGEL: Wenn Deutschlands Kanzler Thielen hieße… SPIEGEL-Gespräch mit 
dem NPD-Vorsitzenden Friedrich Thielen. In: Der SPIEGEL 15/1966, S. 42-44, S. 42. 
3 Voigt, Udo: Vorwort des NPD-Parteivorsitzenden. In: Apfel, Holger (Hrsg.): „Alles Große steht im Sturm“. 
Tradition und Zukunft einer nationalen Partei. 35 Jahre NPD – 30 Jahre JN. Stuttgart, 1999, S. 12. 
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Am unverkennbar subversiven Habitus der Nationaldemokraten wird sich unter der 

Leitung seines direkten Nachfolgers Holger Apfel voraussichtlich wenig verändern, 

schließlich verkündete der sächsische Landtagsabgeordnete weit vor seinem Antritt 

unumwunden: „Das System hat keine Fehler, das System ist der Fehler!“4 Die fatale 

Zielsetzung, die sich in solch prekären Vorstellungen und Zuspitzungen widerspiegelt, ist 

somit wohl schlicht in der weitgehenden Demontage der freiheitlichen Demokratie zu 

suchen; die politische und gesellschaftliche Zukunft soll stattdessen – wie später zu sehen 

sein wird – nach spezifisch „nationalem“5 Verständnis gestaltet werden. 

 

1.1. Forschungsinteresse 

Die NPD ist augenblicklich nicht nur die stärkste und erfolgreichste rechtsextremistische 

Partei in Deutschland, sondern nimmt – und das ist das eigentlich „neue“ und 

außergewöhnliche daran – nebenbei auch eindeutig die rabiatesten Positionen ein. Was 

deren erstaunlichen Wiederaufstieg, der sich momentan in erster Linie auf die ostdeutsche 

Provinz konzentriert und sich dort mittlerweile auf staatlich alimentierte 

Parlamentsfraktionen im sächsischen und mecklenburg-vorpommerischen Landtag stützen 

kann, ausgesprochen erklärungsbedürftig macht und obendrein schon deshalb zu einer 

ausführlicheren Beschäftigung mit den mutmaßlichen Wurzeln und Beweggründen einlädt, 

da derartige Bestrebungen in der Bundesrepublik ansonsten kaum ein massenkompatibles 

Phänomen abgeben, sich stattdessen mehr oder minder komplett ausgegrenzt sehen. 

Wenngleich sich der selbsternannte „Nationale Widerstand“ in seiner Propaganda häufig 

als kraftstrotzende und homogene Bewegung aufspielt, schleifen dessen diverse 

Plattformen außer kontinuierlichen Grabenkämpfen und anderen hausgemachten 

Problemen im Normalfall enormen historischen Ballast hinter sich her und kommen in 

Gesellschaft und Politik damit selten über eine Nebenrolle hinaus. Wobei sich das 

ausgeprägte Nischendasein in der Nahaufnahme schnell als keineswegs alternativlos 

entpuppt, demoskopische Nachforschungen erfahrungsgemäß ein abweichendes Bild 

erbringen und der hiesigen Bevölkerung ein stattliches Potential an korrespondierenden 

Gesinnungen und Ressentiments attestieren, das auf dem Papier klar über die meist 

                                                 
4 Apfel, zitiert nach Schimmer, Arne: „Das System hat keine Fehler, das System ist der Fehler“. Holger Apfel 
lehnt sächsische Beteiligung am Banken-Rettungspaket ab. In: DS 11/2008. 
5 Rechtsextremisten verorten sich selbst in der Regel nicht als „extremistisch“, versuchen sich 
erfahrungsgemäß vielmehr als „national“ zu verbrämen. Wobei etwa der Ausdruck „Nationaler Widerstand“ 
einer Art Sammelbezeichnung für das eigene Spektrum entspricht. Wenn solche szenetypischen 
Wortschöpfungen in der vorliegenden Arbeit stellenweise Anwendung finden, dann freilich nicht, um zu 
verharmlosen, sondern nur zum Wohle der sprachlichen Abwechslung – und folglich stets in 
Anführungszeichen. 
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marginalen Wahlergebnisse einschlägiger Gruppierungen hinausreicht, sich für diese in der 

Praxis aber als schwierig zu mobilisieren erweist, so dass die Rahmenbedingungen im 

Ganzen durchaus ambivalent anmuten. Nichtsdestotrotz scheinen es die 

Nationaldemokraten eher zu schaffen, sich darauf einzustellen und mit einer stilistisch 

eigenwilligen Bandbreite an zum Teil ebenso martialisch und spektakulär wie 

einigermaßen „modern“ wirkenden Techniken wenigstens ab und an Resonanz zu erzielen, 

als moderatere Rivalen wie zum Beispiel die Republikaner (REP), die weithin in die 

Bedeutungslosigkeit abgedriftet sind.  

Nachdem die gegensätzlichen Voraussetzungen einer anhaltenden sozialen 

Randständigkeit einerseits sowie eines gewissen Vorrats an schlummernden Reserven 

andererseits für die NPD die gleichen sind wie für den Rest des anhängigen Lagers, dürfte 

also gerade das „wie“ ausschlaggebend und deren erneuter Vormarsch samt der daraus 

erwachsenden szeneinternen Vormachtstellung darum schlicht das Resultat dessen sein, 

was auf agitatorischem Level aus dem angedeuteten geistigen Nährboden gemacht wird – 

etwa anhand einer gelungenen Themenauswahl, attraktiven Lösungsvorschlägen und 

einem adäquaten Tonfall. Kurzum, die Anpassungsleistung muss stimmen und sich das 

Auftreten der Kandidaten, die Kampagnengestaltung sowie die präsentierten Aussagen und 

Konzepte mindestens partiell mit den persönlichen Anliegen und Ansprüchen 

sympathisierender Kreise decken. Anknüpfend daran soll die Aufgabe der vorliegenden 

Arbeit speziell darin bestehen, diese Aspekte zu vertiefen; sprich die diffuse Nachfrage zu 

vermessen, die dazugehörigen Angebote der Nationaldemokraten zu beleuchten und beides 

schließlich zu verbinden. Das beinhaltet, erst die allgemeinen Prämissen und 

Determinanten auszuloten, bevor ein detailliertes Porträt der Partei angefertigt und auf 

dessen Grundlage schrittweise erörtert wird, wie das eine das andere womöglich bedingt 

und welche Gesamteindrücke daraus abzuleiten sind.  

In puncto Umweltfaktoren dienen die Eigenheiten auf der Ebene der politischen Kultur wie 

der seit jeher prekäre Konnex der Deutschen zur Nation, der mentale Unterbau an 

antidemokratischen Dispositionen und Einstellungsmustern in Kombination mit 

wissenschaftlichen Erklärungsansätzen zu deren jeweiliger Entstehung sowie die 

wechselhafte Entwicklung des parteiförmigen Rechtsextremismus als direktem Umfeld 

dabei als maßgebliche Kriterien der Untersuchung, die das ständige Ringen der NPD um 

Einfluss in der Regel mitbestimmen. Notgedrungen erfordert diese gesamtgesellschaftliche 

Herangehensweise allerdings auch, den Fokus gelegentlich ein wenig auszudehnen und die 

Nationaldemokraten als sehr eng gesteckten Hauptgegenstand erst einmal in den 
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Hintergrund zu schieben, um den Faden dann später wieder aufzunehmen und 

weiterzuspinnen. Indessen gereichen die Stellschrauben der Organisation, Ideologie und 

Strategie zu Orientierungsmarken und Pfeilern für die Ausführungen zu deren gewandelter 

Ausrichtung und gegenwärtigem Profil. 

Oft vermag die Auseinandersetzung mit der Organisation, dem strukturellen Aufbau und 

den verbandsspezifischen Abläufen, der Personalbasis und den verantwortlichen Köpfen 

bereits erste Anhaltspunkte bezüglich des vorausgeschickten Politikverständnisses sowie 

der dahinter verborgenen Ordnungsvorstellungen zu vermitteln, besonders bei 

extremistischen Kräften. Indizien dafür sind deren vielfach spannungsgeladenes 

Innenleben und die erbitterten, mitunter in Austritte und Ausschlüsse mündenden 

Konflikte, die im Kern bloß dem verkürzten Abbild einer starren Ideologie entsprechen, 

die sich in bipolaren Kategorien wie schwarz und weiß erschöpft und bestenfalls 

minimalen Abweichungs- bzw. Interpretationsspielraum erlaubt. Mithin enthält das 

Programm das universale theoretische Fundament des darin anklingenden Freund-Feind-

Denkens, transportiert einen in sich gefestigten weltanschaulichen Minimalkonsens der 

unterschiedlichen Strömungen, in dem die unverrückbaren Standpunkte und Sichtweisen 

auf die wesentlichen Fern- und Primärziele treffen, denen ungeachtet gängiger 

Sachzwänge für gewöhnlich auch die tagesaktuellen Maßgaben und Stellungnahmen 

unterworfen werden6. Um herauszufiltern, auf welche revolutionären Umwälzungen die 

nationaldemokratischen Umtriebe genau hinauslaufen, sind demnach an und für sich keine 

aufwendigen geheimdienstlichen Vorrecherchen notwendig, weil darin – wiewohl in 

sporadisch abgeschwächter Diktion – schon relativ konkret geschrieben steht, was an den 

herrschenden Verhältnissen auf Dauer zu ändern sei und wie. Den entscheidenden 

Schlüssel dazu liefert wiederum die Strategie, die als langfristige Direktive und Summe 

aller bewusst an der Verwirklichung eines bestimmten Vorhabens aufgehängten Schritte 

definiert wird, wohingegen die Taktik als bisweilen eins zu eins angewandter Terminus 

lediglich das Vorgehen in einzelnen Situationen betrifft7.  

Zur Präzisierung sind abschließend einige grobe Leitfragen zu entwerfen, die es im Lauf 

dieser Parteienstudie sukzessive aufzugreifen und zu ergründen gilt: Unter welchen 

Umständen, Modalitäten und Gelegenheitsstrukturen operiert die NPD, das heißt, wie 

beeinträchtigen oder begünstigen die externen Gegebenheiten heute deren Machenschaften 

                                                 
6 Vgl. Van Hüllen, Rudolf: Das Rechtsextreme Bündnis: Aktionsformen und Inhalte. Sankt Augustin, 2008, 
S. 48/49. 
7 Vgl. Raschke, Joachim: Soziale Bewegungen. Ein historisch-systematischer Grundriß. 2. Auflage. Frankfurt 
am Main, 1988, S. 368. 
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bzw. wie effektiv stellen sich die Protagonisten selbst an, einen halbwegs brauchbaren 

Nutzen daraus zu schöpfen und welche absehbaren Perspektiven ergeben sich dadurch? 

Welche Grundzüge und Wesensmerkmale sind inzwischen als symptomatisch für den 

Rechtsextremismus nationaldemokratischer Rezeptur zu nennen und inwiefern hebt sich 

deren „neues“ hierbei vom „alten“ Gesicht ab? Inwieweit stellen sich der 

Forderungskatalog bzw. das angepeilte Image nun als vordergründig zeitgemäßer und 

somit vielleicht auch zugkräftiger dar als bei anderen „nationalen“ Formationen? Mit 

welchen „verkaufsfördernden“ Methoden wird versucht, die Menschen „abzuholen“ und 

allmählich in die Mitte der Gesellschaft vorzudringen – und in welcher Relation steht das 

zu den sonstigen Radikalisierungstendenzen und dem aggressiven, „systemfeindlichen“ 

Gebaren? Wie ist von demokratischer Warte aus auf Provokationen und Polemik zu 

antworten? Wo drohen sich durch subversive Winkelzüge eventuelle Gefahrenherde 

aufzutun, wie ist selbigen entgegenzusteuern und welche Gegenmittel sind angebracht?  

 

1.2. Vorgehensweise 

Bevor eine sinnvolle Beschäftigung mit einer Partei wie der NPD erfolgen kann, muss das 

Phänomen einen Namen erhalten, sind in einem ersten Passus die zur weiteren 

Begutachtung erforderlichen Bezeichnungen zu klären. Gleichwohl ist das „kein einfaches, 

in einem Satz zu erledigendes definitorisches Geschäft“8, zumal in dieser Frage kaum ein 

einheitlicher Sprachgebrauch existiert und zwischen Forschungs- und Alltagsdiskursen 

darum etliche Ausdrücke und Formeln kursieren. Wobei sich die Wortwahl aus der Nähe 

betrachtet oft als mehr oder minder suboptimal herausstellt, da die meisten Termini – ob 

aufgrund bestimmter historischer Wurzeln oder heikler Nebenkonnotationen – allenfalls 

mit beschränkter Tauglichkeit ausgestattet sind. So ist die Entscheidung für die vorliegende 

Studie am Ende auf das normative Extremismusmodell gefallen, das demgegenüber zwar 

keineswegs als unumstritten gilt, angesichts der verhältnismäßig kurzen 

Entstehungsgeschichte aber zumindest neutraler und durch den unverkennbar 

demokratietheoretischen Einschlag auch konkreter anmutet als zahlreiche konkurrierende 

Entwürfe. Nichtsdestotrotz mündet der knappe Einstieg über die Anfänge und die 

Verbreitung jenes Ansatzes, der den politischen Extremismus zur Antithese des 

demokratischen Verfassungsstaats deklariert, postwendend in die kritische 

Auseinandersetzung mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen, die zur Vorbereitung der im 

Anschluss durchzuführenden Arbeitsdefinition dient. Im Mittelpunkt steht dabei die 
                                                 
8 Kielmansegg, Peter Graf: Was ist politischer Extremismus? In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): 
Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 2. Jahrgang. Bonn, 1990, S. 280-288, S. 281. 
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Benennung eines demokratischen Minimalkonsenses als Basis und elementarem Maßstab 

für die Beurteilung davon abweichender und abzugrenzender Bestrebungen. Nachdem 

bekanntlich sogar die explizit „systemfeindlichen“ Nationaldemokraten eine Form 

angeblich „echter“ Demokratie für sich beanspruchen, bleibt allgemein zu erläutern, wie 

sich das eigene Verständnis einer solchen ausnimmt bzw. welche Faktoren und 

Voraussetzungen für substantiell befunden werden, weil deren Negation in der Folge 

automatisch eine Diagnose als extremistisch auslöst. Die Pfeiler der vorausgeschickten 

wertgebundenen Perspektive so weit aufzudecken, mag aufwendig klingen, dürfte der 

Plausibilität allerdings kaum schaden und vieles nachvollziehbarer machen.  

Ein abrundender Exkurs zu häufig alternativ verwendeten Rubrizierungen wie 

Radikalismus und Populismus hilft derweil, die Pluspunkte der herauskristallisierten 

Extremismusvokabel zu veranschaulichen. Um daraufhin allmählich die nötige Brücke 

zum eigentlichen Untersuchungsgegenstand zu schlagen, ist erst einmal auszuloten, wofür 

die inzwischen über 200 Jahre alten Richtungsbegriffe inhaltlich stehen, sprich welche 

klassischen Bedeutungsstränge darin eingeflochten sind und inwiefern sich eine simple 

dichotome Unterscheidung zur Beschreibung einer immer komplizierter werdenden 

politischen Realität insgesamt noch als praktikabel erweist. Darauf aufbauend wird ein 

Schattenriss des Rechtsextremismus erstellt, der – um der tatsächlichen Vielfalt der 

anhängigen Strömungen gebührend Rechnung zu tragen – bewusst etwas weitläufiger 

gehalten ist und ausschließlich aus denjenigen gemeinsamen Symptomen und groben 

Strukturmerkmalen besteht, die alle Vertreter des besagten Spektrums teilen und diese 

gleichzeitig gegenüber anderen extremistischen Spielarten abheben.  

Womit sich die Beobachtung fortan primär auf die gesamtgesellschaftlichen 

Konstellationen und das atmosphärische Klima für das Wirken solcher Kräfte, genauer auf 

die Beschaffenheit der politischen Kultur, fokussieren soll. Denn auch wenn der 

Rechtsextremismus auf dem Papier schon seit Langem zu den „normalen Pathologien“ im 

Innenleben westlicher Industriestaaten gezählt wird9, nimmt das „nationale“ Lager in 

Deutschland weiter eine gleichermaßen ambivalente wie erklärungsbedürftige Rolle ein. 

Demnach sehen sich dessen im europäischen Vergleich als schwach einzustufende 

Plattformen10 einerseits großflächig in die Isolation gedrängt und andererseits dennoch 

erhöhtem, in aller Regel negativ eingefärbtem Interesse ausgesetzt, das geradewegs durch 

                                                 
9 Vgl. Scheuch, Erwin K./Klingemann, Hans D.: Theorie des Rechtsradikalismus in westlichen 
Industriegesellschaften. In: Ortlieb, Heinz-Dietrich/Molitor, Bruno (Hrsg.): Hamburger Jahrbuch für 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 12. Tübingen, 1967, S. 11-29. 
10 Vgl. Moreau, Patrick: Die extreme Rechte in Europa – Ein Vergleich. In: Backes, Uwe/Steglich, Henrik 
(Hrsg.): Die NPD. Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. Baden-Baden, 2007, S. 33-54. 
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die Last der Vergangenheit angetrieben erscheint – um nicht zu sagen die schmerzhaften 

Lehren des „Dritten Reiches“ und das daraus gespeiste „Primat der Verhinderung“11 

schimmern nahezu allgegenwärtig durch.  

Verantwortlich dafür, dass nicht wenige Menschen die Bundesrepublik als „schwieriges 

Vaterland“12 erachten, sind freilich nicht nur die einzigartigen nationalsozialistischen 

Verbrechen, sondern zum Teil auch wesentlich frühere Begleitumstände und 

Veranlagungen, die der Begründung einer Terrorherrschaft seinerzeit sicherlich 

entgegenkamen; etwa die antiliberalen und antiparlamentarischen Traditionen des 

preußischen Obrigkeitsstaats, die feste Verankerung autoritärer Ordnungsvorstellungen 

und sonstiger prekärer Mentalitätsbestände, der spät entflammte und dafür umso fataler 

aufgeloderte nationalistische Machthunger, die frenetische Begeisterung für den 

Militarismus etc. Das und mehr gilt es außerdem mit Blick darauf zu eruieren, wie sich 

diese geistigen Besonderheiten und Vorbelastungen ab 1945 sukzessive entschärft und 

welchen Bezug die Bürger heute zu einstigen Fixpunkten wie der Nation sowie zu Freiheit 

und Demokratie haben, um den Bogen allmählich dahin zu spannen, was daraus für 

gemeinhin diametrale Vorstöße wie die der NPD abzuleiten ist – wenngleich die 

Nationaldemokraten selbst hier wohl höchstens sporadisch auftauchen werden, weil erst 

die grundlegenden Determinanten und Bedingungen aufzuzeigen sind.  

Dazu ist in einem weiteren Absatz die wichtige Frage zu beantworten, wie es um die 

gesellschaftlichen Fundamente bzw. die Anschlussfähigkeit derartiger Parteien bestellt ist 

und wie groß sich die schlummernden Potentiale einschlägiger Denkweisen und 

Präferenzen gestalten. Anhand der zuweilen widersprüchlichen und deshalb differenziert 

zu würdigenden Resultate verschiedener demoskopischer Untersuchungen wird zunächst 

versucht, die Auswüchse dem Rechtsextremismus zugeschriebener Ansichten und 

Ressentiments in vollem Umfang zu vermessen. Woraufhin es bloß eines schlichten 

Abgleichs mit den erfahrungsgemäß deutlich schlechteren Wahlergebnissen der 

betreffenden Gruppierungen bedarf, um die verborgenen bzw. brachliegenden Reserven 

empirisch zu belegen und sich damit deren bis dato vergebliches Ringen zu 

vergegenwärtigen, sich die skizzierten Gesinnungen in einem breiteren und dauerhaften 

Ausmaß zu eigen zu machen.  

                                                 
11 Klärner, Andreas/Kohlstruck, Michael: Rechtsextremismus – Thema der Öffentlichkeit und Gegenstand 
der Forschung. In: Dies. (Hrsg.): Moderner Rechtsextremismus in Deutschland. Hamburg, 2006, S. 7-41, S. 
8. 
12 Greiffenhagen, Martin/Greiffenhagen, Sylvia: Ein schwieriges Vaterland. Zur politischen Kultur im 
vereinigten Deutschland. München, 1993. 
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Die Aufschlüsselung der immanenten Teilaspekte und Dimensionen vermag diesem ersten 

Grundriss indessen mehr Tiefe zu verleihen, vermittelt durch die variierenden 

Akzeptanzwerte, die in den Aussagen zu den einzelnen Themenbereichen mitschwingen, 

Aufschluss über eventuell massenkompatible Anknüpfungspunkte und vereinfacht es durch 

eine Gegenüberstellung mit sozialstrukturellen Attributen, solche Auffassungen exakter zu 

verorten. Unter anderem lässt sich darüber lokalisieren, welche Forderungen und 

Positionen bei welchen Personenkreisen voraussichtlich am besten ankommen bzw. 

abschätzen, welche Facetten im Umkehrschluss vielleicht schwerer zu verkaufen sind. Was 

schließlich in der systematischen Diskussion gängiger Theorien zur Ausbildung 

rechtsextremistischer Weltbilder oder Dispositionen gipfelt, da deren Ausstreuung und 

Aktivierung kaum gegenzusteuern ist, ohne die relevanten Anlässe und Triebfedern 

dahinter zu kennen. 

Ungeachtet der großen Reichweite, die den angedeuteten gesamtgesellschaftlichen 

Rahmenkonditionen anhaftet, sind die Umtriebe und Machenschaften der NPD in 

gewissem Maße aber auch an das genuine Umfeld aus szeneinternen Mitstreitern, 

Unterstützermilieus und Nebenbuhlern gebunden. Ehe diese selbst als Erörterungsobjekt in 

den Brennpunkt rückt, ist daher der in vielen Phasen ausgesprochen schwankenden 

Entwicklung der rechtsextremistischen Parteienlandschaft als natürlichem Biotop und 

vorrangiger Einflusssphäre nachzuspüren. Um die Nationaldemokraten in jenen Kontext 

eines diffusen und hochgradig heterogenen Spektrums einzubetten und die Kontraste der 

diversen, einander bisweilen erbittert bekämpfenden Stilrichtungen genauso zum 

Vorschein zu bringen wie die gelegentlichen programmatischen Verwandtschaften und 

personellen Verflechtungen, werden die prägenden Kräfte in eigenständigen Kapiteln 

herausgegriffen und hinlänglich beleuchtet – das beginnt bei den ersten Vorreitern der 

Nachkriegszeit und geht über die jahrzehntelangen Konstanten bis zu einigen 

beachtenswerten Kleinstformationen.  

Nachdem die externen Prämissen und Verzahnungen sodann erschöpfend dargelegt und 

taxiert sind, tritt endgültig die sich darauf stützende Profilanalyse zur NPD in den 

Vordergrund. Was in einem ersten Schritt beinhaltet, den offenkundig enorm 

verschlungenen Weg der Nationaldemokraten von der bundesweit erblühenden 

Sammlungsbewegung der 60er Jahre über den beharrlichen Niedergang zur Splitterpartei 

bis zum erneuten Wiederaufstieg um die Jahrtausendwende zu entwirren und darüber deren 

erstaunlichen organisatorischen Wandel zu erhellen. Das wird in drei Abschnitten 

passieren, deren Ausführlichkeit parallel zur Aktualität wächst. Dem zähen Auf und Ab der 
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Partei entsprechend sind die zentralen Anhaltspunkte und Kriterien dafür zuvörderst im 

ständigen Wechselspiel zwischen Achtungserfolgen, Parlamentseinzügen und elektoralen 

Desastern, Krisen, Wachstumsschüben, Abspaltungen und Konflikten zu erblicken.  

Hingegen wird sich die ideologische Radikalisierung im Zuge dessen wahrscheinlich eher 

in Randnotizen wie scharfzüngigen Zwischenrufen und einem immer aggressiveren 

Habitus widerspiegeln, weshalb die abstrakteren Hintergründe und inhärenten 

Leitgedanken samt der daraus erwachsenden Zielstellungen und Lösungsvorschläge 

anschließend separat abzuhandeln sind. Das birgt im Detail in sich, die bislang acht 

maßgeblichen Programmschriften der NPD aufzubereiten und die spezifische 

Prioritätensetzung anbelangend zu bewerten, um das anzufertigende Porträt der 

Nationaldemokraten mehr und mehr auszumalen. Vom Vorgehen anderer, hauptsächlich 

älterer Veröffentlichungen abweichend kommen an diesem Punkt wohlweislich allein die 

offiziellen Standortbestimmungen zum Tragen, weil diese Schlüsseldokumente gegenüber 

den „roheren“, das heißt weniger geschliffenen und mitunter absichtlich 

aufsehenerregenden Statements, die manche Protagonisten im Tagesgeschäft abgeben, oder 

mit Verfasserangaben gekennzeichneten Texten aus der Parteizeitung den klaren Vorteil 

haben, als absolut repräsentativ gelten zu können.  

Immerhin geht es an erster Stelle um eine Besprechung und Illustration der eigentümlichen 

Ideenwelt, der generalisierbaren Sichtweisen und Vorhaben – und nicht um eine 

gezwungenermaßen an Verbalinjurien und anderen drastischen Belegen aufgehängte 

Beweisführung für ein neuerliches Verbotsverfahren. Auch wenn individuelle Äußerungen 

und spektakuläre Affronts insofern keineswegs ignoriert, im Lauf der Arbeit stattdessen 

wiederholt exemplifizierend herangezogen werden sollen, wäre es nach wissenschaftlichen 

Gesichtspunkten schlechterdings kaum haltbar, sich die komplexe Ausrichtung in erster 

Linie darüber erschließen zu wollen und die Aussagekraft für das Ganze nicht näher zu 

hinterfragen. Wer den Gehalt der ab und an frappierend martialischen Wortmeldungen 

dagegen mit den verbindlichen, allerdings moderater formulierten Grundsatzpapieren 

abwägt, stellt fest, dass der Wesenskern dahinter sowieso vielfach der selbe ist – fast alle 

subversiven Gestaltungsansprüche der selbsternannten „Weltanschauungspartei“ sind darin 

mindestens fragmentarisch fixiert.  

Die amtliche Marschroute zum wiederholt angekündigten Sturz des Systems ist einstweilen 

der „Vier-Säulen-Strategie“ zu entnehmen, deren konzeptionell ineinandergreifende Pfeiler 

und Vorgaben, wechselnde Schwerpunktsetzungen und Methoden erst in isolierten 

Passagen auf Praxiseignung, Durchschlagskraft und innovative Momente inspiziert und 



1.2. Vorgehensweise 

 

 - 18 - 

danach in den Schlussfolgerungen auf etwaige Schwachstellen, Spannungsherde und 

künftige Perspektiven abgeklopft werden. Ausgangspunkt dafür ist der „Kampf um die 

Straße“, zu dessen Aufgaben die Schaffung größtmöglicher Alltagspräsenz durch 

Kundgebungen und Aufmärsche gehört. Der alsdann zu ergründende „Kampf um die 

Köpfe“ erstreckt sich im Prinzip über mehrere, miteinander in enger Korrelation stehende 

Betätigungsfelder; jedenfalls experimentiert die NPD zum einen mit einer 

Intellektualisierung und Professionalisierung des eigenen Personals, um zum anderen – 

durch demonstratives Bemühen um Bürgernähe, ausgeklügelte Propagandaaktionen sowie 

die Nutzbarmachung moderner, jugendaffiner Kommunikationsmedien, speziell des 

Internets – eine schleichende Normalisierung und Popularisierung der angebotenen 

Positionen anzupeilen. Per se weist auch der „Kampf um die Parlamente“ unterschiedliche 

Funktionen auf, unterstreichen Kommunalmandate zum Beispiel die allenthalben 

suggerierte Vertrauenswürdigkeit und Bodenständigkeit, während die Vorposten in den 

Landtagen unweigerlich als Bühnen zur agitatorischen Profilierung sowie als 

Finanzquellen und Lehrwerkstätten für den Funktionärsnachwuchs ausgeschlachtet 

werden. Weshalb neben der sorgfältigen Prüfung zweier als Präzedenzfälle auszuwertender 

Wahlkämpfe nicht zuletzt auf das Verhalten der nationaldemokratischen  Volksvertreter zu 

schauen ist. Unterdessen orientiert sich der „Kampf um den organisierten Willen“ im 

Wesentlichen an der stetigen Verbreiterung der Mitglieder- und Mobilisierungsbasis durch 

zielgruppengerechte Unterabteilungen und Verbände, ausgedehnte Kooperationen und 

zunehmende Vernetzung.  

Nach den äußeren Gegebenheiten und Gelegenheitsstrukturen sind somit auch der 

stürmische Werdegang, das antidemokratische Gedankengut sowie die 

anwendungstechnischen Weichenstellungen der NPD selbst aufgezeigt. Zum Abschluss 

der Ausführungen gilt es demgemäß, die darüber gewonnenen Zwischenergebnisse zu 

synthetisieren und in einen größeren Zusammenhang zu setzen. Rekurrierend auf die 

vorstehend aufgeworfenen Leitfragen ist vor allem zu verdeutlichen, welche Grundzüge 

und Eigenheiten als signifikant für den Rechtsextremismus nationaldemokratischer Lesart 

anzusehen sind, welche authentischen Erkennungsmerkmale also deren aktuelle 

Physiognomie ausmachen sowie an welchen Eckpunkten deren „neues“ und „altes“ 

Gesicht dabei divergieren. Des Weiteren ist die Partei direkt in das erarbeitete Raster 

einzuordnen, sind deren derzeitige Rolle in Gesellschaft und Politik sowie die 

mittelfristigen Aussichten einzuschätzen und die eingeschlagenen Wege der 

Auseinandersetzung mitsamt Gegenmaßnahmen zu sondieren.  
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1.3. Forschungsstand und Materialbasis 

Zu den auffälligsten Kennzeichen sowohl der allgemeinen Fachliteratur zum 

Rechtsextremismus als auch speziell derjenigen zur NPD gehört die starke 

Konjunkturabhängigkeit und damit in der Regel geringe Kontinuität der Forschungsarbeit. 

Die Zahl der Publikationen, die mehr oder minder in Wellenform schwankt, scheint dabei 

offenkundig in engem Zusammenhang mit den Wahlerfolgen einschlägiger Parteien zu 

stehen. Insofern sind wohl nicht wenige Veröffentlichungen eher kommerziellen denn 

wissenschaftlichen Interessen entsprungen, was erst einmal nichts Verwerfliches darstellt, 

sich zum Teil allerdings ausgesprochen negativ auswirkt, weil einige dieser spürbar unter 

dem Druck der Tagesereignisse entstandenen Titel alles andere als ausgewogen 

daherkommen und kaum neue Thesen in die Diskussion einbringen, dafür umso stärker zur 

Vereinfachung und Dramatisierung neigen13. So verhallt die gebotene Sachlichkeit häufig 

rasch hinter geradezu reflexhaft vorgetragenen Entrüstungsbekundungen, reißerischen 

Schlagworten und heiklen Stereotypisierungen, gesinnungsethischen Standpunkten und 

großer Emotionalität.  

Mitverantwortlich dafür sind partiell sicherlich politische Motive. Denn gelegentlich lassen 

die mangelnde Distanziertheit und Bereitschaft zur Differenzierung eine latente Nähe zu 

dezidiert linken antifaschistischen Doktrinen erahnen, die sich in der Folge zum Beispiel in 

einer allzu leichtfertigen Nutzbarmachung schablonisierender und ergo schlichtweg 

deplatzierter Begrifflichkeiten wie „Nazis“ und „Faschisten“, einem generell abwertenden 

und moralisierenden Duktus sowie der ständigen argumentativen Berufung auf den 

historischen Nationalsozialismus und eine darüber heraufbeschworene Bedrohungskulisse 

manifestiert14. Der untersuchte Gegenstand wird somit vielfach – und das relativ 

unabhängig von seinen realen Dimensionen – zur ultimativen Gefahr stilisiert. Umgekehrt 

bleibt dasselbe natürlich zu den Ausführungen mancher konservativer Autoren zu 

konstatieren, die sich deutlich seltener mit „rechtsaußen“ beheimateten Akteuren befassen, 

selbige mitunter zu sehr kleinreden und stattdessen bevorzugt mutmaßlich kommunistische 

bzw. radikal sozialistische Umtriebe in Angriff nehmen15. Dass solche unterschwelligen 

Einfärbungen nachhaltigen Erkenntnisgewinnen nicht unbedingt dienlich sind, versteht 

sich von selbst. Bezogen auf die Nationaldemokraten heißt das, deren Bestrebungen 

                                                 
13 Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Politischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Band I: 
Literatur. Köln, 1989, S. 142/143 
14 Vgl. Hoffmann, Uwe: Die NPD. Entwicklung, Ideologie und Struktur. Frankfurt am Main, 1999, S. 28/29. 
15 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band I, S. 143. 
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keineswegs voreilig zu verharmlosen, das vorherrschende Nischendasein aber dennoch klar 

herauszustreichen.  

Nach diesen Vorbemerkungen sei zunächst auf den ziemlich spärlichen Vorrat an ersten, in 

den ausklingenden 50er und anbrechenden 60er Jahren erschienenen Darstellungen zum 

Nachkriegsrechtsextremismus in Deutschland eingegangen16. Unter anderem sind hier das 

Buch von Jenke17, der selbst den Werdegang marginaler Gruppierungen eins zu eins 

abgebildet hat, sowie zuvörderst das monumentale englischsprachige Werk von Tauber 

hervorzuheben18, der sich in zwei Bänden allen signifikanten Tendenzen annahm und 

deren Unterschiede und Gemeinsamkeiten akkurat entschlüsselte. Nachdem derartige 

Phänomene in jener Phase mehr eine Nebenrolle spielten, sollte der erstaunliche Aufstieg 

der NPD bald für eine eindringlichere Auseinandersetzung mit der Problematik sorgen, die 

sich dementsprechend jedoch beinahe durchweg um die Nationaldemokraten selbst drehte. 

Wichtige Schlussfolgerungen dazu enthält an erster Stelle die vielzitierte Studie von 

Kühnl, Rilling und Sager19, die außer den Wurzeln und der Struktur auch die 

programmatischen Konturen der aufstrebenden Sammlungsbewegung eruierten und deren 

Reüssieren in den Kontext der politischen Kultur einzubetten versuchten. Nichtsdestotrotz 

gestand der Beitrag, zu dessen Schwächen zweifellos die marxistisch angehauchte 

Sichtweise zählt, im Nachhinein gerade dem Vergleich der NPD mit der NSDAP als 

angeblicher Vorläuferin zu große Bedeutung zu – und zeigte die Bundesrepublik dadurch 

gewissermaßen auf dem Weg zum zweiten Weimar. Neutraler gehalten wirkt 

demgegenüber die ebenfalls grundlegende Abhandlung Niethammers20, der darin eine 

sorgfältige Analyse der Arbeit der Landtagsfraktionen durchführte, während Liepelt die 

diffuse Anhängerbasis der Nationaldemokraten in seinem empirisch geprägten Aufsatz 

sehr genau einzugrenzen wusste21.   

                                                 
16 Vgl. Büsch, Otto/Furth, Peter: Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland. Studien über die 
„Sozialistische Reichspartei“ (SRP). Frankfurt, 1957; Knütter, Hans-Helmuth: Ideologien des 
Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland. Eine Studie über die Nachwirkungen des 
Nationalsozialismus. Bonn, 1961. 
17 Vgl. Jenke, Manfred: Verschwörung von rechts? Ein Bericht über den Rechtsradikalismus in Deutschland 
nach 1945. Berlin, 1961. 
18 Vgl. Tauber, Kurt P.: Beyond eagle and swastika. German Nationalism since 1945. 2 Bände. Middletown, 
1967. 
19 Vgl. Kühnl, Reinhard/Rilling, Rainer/Sager, Christine: Die NPD. Struktur, Ideologie und Funktion einer 
neofaschistischen Partei. Frankfurt am Main, 1969. 
20 Vgl. Niethammer, Lutz: Angepaßter Faschismus. Politische Praxis der NPD. Frankfurt am Main, 1969. 
21 Vgl. Liepelt, Klaus: Anhänger der neuen Rechtspartei. Ein Beitrag zur Diskussion über das 
Wählerreservoir der NPD. In: Politische Vierteljahresschrift, 8. Jahrgang, 1967, Heft 2, S. 237-271. 
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Daneben gab es einerseits eine ganze Reihe an unsystematischen und unfundierten 

Streitschriften22, andererseits einige durch umfangreiche Sachkenntnis glänzende 

Veröffentlichungen, für deren Verfasser die Verteidigung des Staates gegen den 

erblühenden Rechtsextremismus gleichwohl absoluten Vorrang genoss23. Erwiesen sich die 

Entstehungsgeschichte und genuine Beschaffenheit der NPD demnach als summa 

summarum gut aufgearbeitet, geriet deren unaufhaltsamer Niedergang ab den 70er Jahren – 

ungeachtet des großen Erklärungsbedarfs – seltsamerweise schnell aus dem Blickfeld. Mit 

dem jähen Ende der nationaldemokratischen Erfolgsserie kamen jedenfalls kaum noch 

nennenswerte Monographien heraus24, konzentrierten sich die handverlesenen Einwürfe zu 

der nach wie vor jungen Partei hauptsächlich auf Essays sowie kleinere Passagen in 

anderweitigen Publikationen. Von einzelnen Zeitschriftenartikeln abgesehen25, waren es in 

dieser Zeit fast ausschließlich die alljährlichen Bulletins der Verfassungsschutzämter, die 

halbwegs „frische“ Informationen lieferten und prüften, wenngleich ausgiebigere 

Interpretationen im Zuge dessen damals wie heute oftmals fehlten und sich die Befunde 

ohnehin schwerlich pauschal als objektiv einstufen lassen, weil die den Innenministerien 

angeschlossenen Behörden de facto politisch weisungsgebunden sind. 

Später in den 70er Jahren nahm die Aufmerksamkeit für den Rechtsextremismus in 

Anbetracht des Aufkommens einer größtenteils durch Jugendliche getragenen, 

gewaltbereiten neonationalsozialistischen Szene nach und nach wieder zu – das Resultat 

war ein Schwung weiterführender Studien26 und Aufsatzsammlungen27. Hinsichtlich der 

                                                 
22 Vgl. Dorn, Wolfram: NPD – Neuer Anfang eines furchtbaren Endes? Köln, 1969; Noll, Adolf/Plitt, 
Werner/Ridder, Winfried: Die NPD. Programmatik und politisches Verhalten. Bad Godesberg, 1970; Brandt, 
Rudolf H.: Die Militärpolitik der NPD. Rückendeckung für die UDSSR? Stuttgart, 1969. 
23 Vgl. Maier, Hans/Bott, Hermann: Die NPD – Struktur und Ideologie einer „nationalen Rechtspartei“. 
München, 1968; Schmidt, Giselher: Hitlers und Maos Söhne. NPD und Neue Linke. Frankfurt, 1969; 
Smoydzin, Werner: NPD – Geschichte und Umwelt einer Partei. Pfaffenhofen, 1967. 
24 Vgl. Herz, Thomas: Soziale Bedingungen für Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten. Eine vergleichende Analyse der Anhänger der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands und der Anhänger von George C. Wallace. Meisenheim, 1975; Nagle, John: The National 
Democratic Party. Right-radicalism in the Federal Republic of Germany. Berkeley, 1970; Tilton, Timothy: 
Nazism, Neo-Nazism and the Peasantry. London, 1975. 
25 Vgl. Mauch, Hansjörg: Zur Ideologie der NPD – dargestellt an Hand einer quantitativen systematischen 
Inhaltsanalyse der Deutschen Nachrichten. In: Sozialwissenschaftliches Jahrbuch für Politik. Band 2. 
München, 1971, S. 603-627. 
26 Vgl. Bamberg, Hans-Dieter: Gefährdung unserer Demokratie von rechts. Die Feinde in Gesellschaft und 
Staat. Hannover, 1980; Dudek, Peter: Jugendliche Rechtsextremisten. Zwischen Hakenkreuz und Odalsrune. 
1945 bis heute. Köln, 1985; Höffken, Heinz-Werner/Sattler, Martin: Rechtsextremismus in der 
Bundesrepublik Deutschland – Die „alte“, die „neue“ Rechte und der Neonazismus. 2., völlig überarbeitete 
Auflage. Opladen, 1980; Stommeln, Hein: Neonazismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine 
Bestandsaufnahme. Bonn, 1979. 
27  Vgl. Benz, Wolfgang (Hrsg.): Rechtsradikalismus. Randerscheinung oder Renaissance? Frankfurt, 1980; 
Lersch, Paul (Hrsg.): Die verkannte Gefahr. Rechtsradikalismus in der Bundesrepublik. Reinbek, 1981. 
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NPD brachte Schmollingers richtungweisender Handbuchtext aus dem Jahr 198328, der alle 

relevanten Facetten und insbesondere die innerparteiliche Fortentwicklung intensiv 

beleuchtete, die Forschung auf den aktuellsten Stand. Indessen vermochte Dudeks und 

Jaschkes kaum minder herausragender Beitrag von 1984 mit vielen Details aus dem 

Innenleben der Nationaldemokraten aufzuwarten29, die Begutachtung der Ideologie und der 

massiven Differenzen kam darin hingegen manchmal zu kurz. 

Fremdenfeindliche Ausschreitungen samt brennender Asylbewerberheime sowie die 

bedenklichen Wahlergebnisse der Republikaner und Deutschen Volksunion (DVU) in den 

Jahren um die Wiedervereinigung brachten dann die nächste Flut von Abhandlungen zum 

bundesdeutschen Rechtsextremismus und seinen Vertretern ins Rollen. Die steigende 

Quantität deckte sich aber nicht annähernd mit der alles in allem mehr als durchwachsenen 

Qualität. Solide Gesamtdarstellungen30 trafen daher auf vermeintlich aufklärerische 

Sammelbände, die vornehmlich auf anhand der täglichen Schlagzeilen ausgemachte 

Gefahrenpotentiale abhoben – und darüber die tatsächlichen Größenverhältnisse 

verzerrten31. Was schlechterdings in gleicher Weise für viele der lexikalisch aufgemachten 

Werke galt32, die darum lediglich sporadisch verwendbar anmuten33. Empfehlenswert sind 

dafür die seit 1989 von Backes und Jesse herausgegebenen Jahrbücher „Extremismus & 

Demokratie“34, die über profunde Leitartikel hinaus auch die neuesten Begebenheiten in 

sämtlichen antidemokratischen Lagern skizzieren, Daten auswerten, parteiinterne 

Dokumente abdrucken und Literaturbesprechungen anbieten.  

                                                 
28 Vgl. Schmollinger, Horst W.: Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands. In: Stöss, Richard (Hrsg.): 
Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland 1945-1980. Band II: FDP bis WAV. 
Opladen, 1984, S. 1922-1994. 
29 Vgl. Dudek, Peter/Jaschke, Hans-Gerd: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der 
Bundesrepublik. Zur Tradition einer besonderen politischen Kultur. Band 1. Opladen, 1984. 
30 Vgl. Greß, Franz/Jaschke, Hans-Gerd/Schönekäs, Klaus: Neue Rechte und Rechtsextremismus in Europa. 
Bundesrepublik. Frankreich. Großbritannien. Opladen, 1990; Kowalsky, Wolfgang/Schröder, Wolfgang 
(Hrsg.): Rechtsextremismus. Einführung und Forschungsbilanz. Opladen, 1994; Pfahl-Traughber, Armin: 
Rechtsextremismus. Eine kritische Bestandsaufnahme nach der Wiedervereinigung. Bonn, 1993; Stöss, 
Richard: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik. Entwicklung – Ursachen – Gegenmaßnahmen. Opladen, 
1989. 
31 Vgl. Butterwegge, Christoph/Isola, Horst (Hrsg.): Rechtsextremismus im vereinten Deutschland. 
Randerscheinung oder Gefahr für die Demokratie? 3. Auflage. Berlin, 1991; Faller, Kurt/Siebold, Heinz 
(Hrsg.): Neofaschismus. Dulden? Verbieten? Ignorieren? Bekämpfen? Frankfurt, 1986; Kirfel, 
Martina/Oswalt, Walter (Hrsg.): Die Rückkehr der Führer. Modernisierter Rechtsradikalismus in 
Westeuropa. Wien, 1989. 
32 Vgl. Hirsch, Kurt: Rechts von der Union. Personen, Organisationen, Parteien seit 1945. München, 1989; 
Mecklenburg, Jens (Hrsg.): Handbuch deutscher Rechtsextremismus. Berlin, 1996. 
33 Vgl. Backes, Uwe/Moreau, Patrick: Die extreme Rechte in Deutschland. Geschichte – gegenwärtige 
Gefahren – Ursachen – Gegenmaßnahmen. München, 1994. 
34 Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 1.-23. Jahrgang. Bonn 
1989-1993, Baden-Baden 1994-2011.  
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Zur NPD selbst, die seinerzeit weithin hinter den erfolgreicheren Nebenbuhlern 

verschwand, wurde einstweilen verhältnismäßig wenig herausgebracht. Aufsätze waren die 

Ausnahme35. Zwar legten Jäger und Zaleshoff im Jahr 1989 eigenständige, dafür sehr 

knapp gestaltete Titel vor36, deren Untersuchungsansätze das Thema letztlich allerdings 

schon aufgrund des geringen Umfangs kaum vertiefen, geschweige denn ernsthaft 

vorantreiben konnten. Was bei den ähnlich schmalen Wortmeldungen von Wagner und 

Laue bereits deshalb von vornherein anders aussah37, da sich beide anschickten, seit 

Langem vernachlässigte Wirkungssphären zu sondieren. Passend dazu gab es Mitte der 

90er Jahre gleich drei Monographien, deren Verfasser die Partei zum Vergleichsobjekt 

erhoben: Erst stellte Fascher in seiner stimmigen Erörterung die Entstehungsprozesse der 

Nationaldemokraten und REP gegenüber38, bevor Neubachers globaler aufgezogenes 

Elaborat beide Formationen auch in Relation zur DVU setzte39. Das sich in vielen Punkten 

als konfus und widersprüchlich entpuppende Buch von Behrend40, in dem kaum einmal 

eine kritische Beurteilung der verarbeiteten Primärquellen stattfindet, sei dagegen 

vorwiegend als schlechtes Beispiel angeführt. 

Befeuert durch den Beginn der massiven strategischen und programmatischen 

Neuorientierung wurden in den darauffolgenden Jahren peu à peu wieder mehr Beiträge 

zur NPD selbst produziert. Wagner kümmerte sich in seiner kompakten Regionalstudie 

nochmals um kommunale Wahlhochburgen der Rechtsextremisten41. Sozusagen das 

abrundende und praktisch zeitlose Standardwerk zu den „alten“ Nationaldemokraten, das 

die Hauptaspekte und zentralen Hintergründe in allen Nuancen aufwendig abwog und 

präzise zusammenfasste, präsentierte Hoffmann anno 199942. Die aufflammende Debatte 

um das 2001 eingeleitete Verbotsverfahren schlug sich in der Zwischenzeit in einer 

                                                 
35 Vgl. Wagner, Peter M.: Die NPD nach der Spaltung. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhardt (Hrsg.): Jahrbuch 
Extremismus & Demokratie. 4. Jahrgang. Bonn, 1992, S. 157-167. 
36 Vgl. Jäger, Siegfried: Die neue Qualität der NPD. Umfeld, Geschichte, Ideologie und Organisation einer 
rechtsradikalen Partei und ihre Bedeutung in der Bundesrepublik der Gegenwart. 2. Auflage. Duisburg, 1989; 
Zaleshoff, Andreas P.: Der zweite Frühling der NPD. Anmerkungen zum Wiedererstarken einer fast 
totgeglaubten Partei und zu den Möglichkeiten antifaschistischer Strategien in der Bundesrepublik der 
achtziger Jahre. Hannover, 1989. 
37 Vgl. Laue, Sabine: Die NPD unter dem Viermächtestatus Berlins. Verhandlungsmasse zwischen den 
Großmächten. Köln, 1993; Wagner, Peter M.: Die NPD in der Kommunalpolitik. Ursachen der Erfolge einer 
rechtsextremistischen Partei in Villingen-Schwennigen. Freiburg, 1992. 
38 Vgl. Fascher, Eckhard: Modernisierter Rechtsextremismus? Ein Vergleich der Parteigründungsprozesse 
der NPD und der Republikaner in den sechziger und achtziger Jahren. Berlin, 1994. 
39 Vgl. Neubacher, Bernd: NPD, DVU-Liste D, Die Republikaner. Ein Vergleich ihrer Ziele, Organisationen 
und Wirkungsfelder. Köln, 1996. 
40 Vgl. Behrend, Katharina: NPD – REP. Die Rolle nationalistischer Bewegungen im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland im historischen Vergleich. Regensburg, 1996. 
41 Vgl. Wagner, Peter M.: NPD-Hochburgen in Baden-Württemberg. Erklärungsfaktoren für die Wahlerfolge 
einer rechtsextremistischen Partei in ländlichen Regionen 1972-1994. Berlin, 1997. 
42 Vgl. Hoffmann: NPD. 
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Vielzahl an Zeitschriftenartikeln43 und anderen Veröffentlichungen44 nieder, die sich aber 

nicht durchgängig sinnvoll und angemessen, dafür ab und zu sehr einseitig ausnahmen45. 

Unterdessen widmeten sich erste Autoren explizit dem erneuten Aufwärtstrend der 

eigentlich schon totgeglaubten Partei46 und taxierten deren sich wandelndes Umfeld und 

Profil. Gleichzeitig wurden auch weitere Gesamtdarstellungen aufgelegt47.  

Im Sog der Landtagseinzüge in Sachsen 2004 und Mecklenburg-Vorpommern 2006 ist die 

NPD in Medien und Wissenschaft gleichsam über Nacht in den Mittelpunkt gerückt, haben 

diverse Studien deren unverhofftes Wiedererstarken unter die Lupe genommen und in 

unterschiedlicher Schwerpunktsetzung hinterfragt. Vorneweg bereitete Flemming das 2003 

eingestellte Verbotsverfahren minutiös auf und ergründete die anfängliche Sachlage 

mitsamt der – Stichwort „V-Männer“ – entscheidenden Faktoren für das blamable 

Scheitern48. Brandstetter und Bergsdorf ging es danach in gleichermaßen schlüssigen wie 

straffen Publikationen vorrangig um ein gegenwartsnahes Porträt der Rechtsextremisten 

und eine gründliche Bestandsaufnahme zu den externen Rahmenbedingungen und 

Prämissen49. Der anspruchsvolle Sammelband von Backes und Steglich hielt den 

Nationaldemokraten außerdem in an die 20 Beiträgen aus verschiedensten 

Betrachtungswinkeln den Spiegel vor50 – und das durch die Bank auf höchstem Niveau.  

Weitere Werke nahmen deren Vormarsch aus journalistischer Perspektive ins Visier und 

sind aufgrund dessen angenehm zu lesen; die Verfasser näherten sich der Partei jedoch 

nicht immer sonderlich nüchtern und legten die Prioritäten stellenweise zu sehr auf 

aufsehenerregende Verbalinjurien und illegale Vorkommnisse. In einer der besseren 

                                                 
43 Vgl. Cremet, Jean: Das NPD-Verbot: Der große Konsens. In: Blätter für deutsche und internationale 
Politik, 12/2000, S. 1436-1438; Jesse, Eckhard: Soll die Nationaldemokratische Partei Deutschlands verboten 
werden? Der Parteiverbotsantrag war unzweckmäßig, ein Parteiverbot ist rechtmäßig. In: Politische 
Vierteljahresschrift, 20. Jahrgang, 2001, Heft 4, S. 683-697; Ders.: Der gescheiterte Verbotsantrag gegen die 
NPD – Die streitbare Demokratie ist beschädigt worden. In: Politische Vierteljahresschrift, 44. Jahrgang, 
2003, Heft 3, S. 292-301. 
44 Vgl. Leggewie, Claus/Meier, Horst (Hrsg.): Verbot der NPD oder mit Rechtsradikalen leben? Die 
Positionen. Frankfurt am Main, 2002. 
45 Vgl. Fischer, Jörg: Das NPD Verbot. Berlin, 2001. 
46 Vgl. Cremet: „Partei neuen Typs“?; Lynen von Berg, Heinz/Tschiche, Hans-Jochen (Hrsg.): NPD – 
Herausforderung für die Demokratie? Berlin, 2002; Pfahl-Traughber, Armin: Der „zweite Frühling“ der NPD 
zwischen Aktion und Politik. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 
11. Jahrgang. Baden-Baden, 1999, S. 146-166. 
47 Vgl. Funke, Hajo: Paranoia und Politik. Rechtsextremismus in der Berliner Republik. Berlin, 2002; 
Jaschke, Hans-Gerd: Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit. Wiesbaden, 2001; Schubarth, 
Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 
2000. 
48 Vgl. Flemming, Lars: Das NPD-Verbotsverfahren. Vom „Aufstand der Anständigen“ zum „Aufstand der 
Unfähigen“. Baden-Baden, 2005. 
49 Vgl. Bergsdorf: Neue NPD; Brandstetter, Marc: Die NPD im 21. Jahrhundert. Eine Analyse ihrer aktuellen 
Situation, ihrer Erfolgsbedingungen und Aussichten. Marburg, 2006. 
50 Vgl. Backes, Uwe/Steglich, Henrik (Hrsg.): Die NPD. Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen 
Partei. Baden-Baden, 2007. 
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Veröffentlichungen gelang Staud dennoch der bemerkenswerte Spagat, die graduelle 

gesellschaftliche Verankerung der NPD in der Provinz exakt zu beschreiben und für ein 

breiteres Publikum geeignet zu erläutern51. Brauchbar ist ferner das Buch von Röpke und 

Speit52, das wenigstens ein faktenreiches Sammelsurium darstellt, wohingegen die 

Repräsentativität der Reportagenanthologie von Ruf und Sundermeyer einigermaßen 

fragwürdig erscheint53. Bisweilen klingen deren Berichte nämlich etwas zu abenteuerlich – 

um nicht zu sagen so, als seien die kompletten neuen Bundesländer eine einzige 

„nationale“ Brutstätte. Derweil haben Virchow und Dornbusch ein einführendes,  

zumindest halbwissenschaftliches Nachschlagekompendium zu den Nationaldemokraten 

zusammengestellt54, dem in 88 enorm komprimierten Rubriken zugegebenermaßen keine 

Fußnoten und anderen erforderlichen Verweise anhängen, das dafür allerdings kaum 

erforschte Randbereiche wie Finanzprobleme und die Rolle der Frau aufgreift.  

Obendrein sind allerlei Fallstudien zu den evidenten Geländegewinnen der NPD in 

bestimmten Ländern bzw. deren schleichender Verwurzelung auf dem Gemeindelevel 

entstanden – im Fokus stehen dabei bislang in erster Linie die Vorzeigegebiete in 

Ostdeutschland. So kundschafteten Steglich und Burger die komplexe Gemengelage im 

„Musterland“ Sachsen aus, Grumke legte daran die augenscheinlich kontrastierenden 

Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen als Vergleichsmaßstab an und Backes, Mletzko und 

Stoye loteten denkbare Verbindungen zwischen der anschwellenden Wahlmobilisierung 

und zunehmenden Gewalttaten aus55; für Mecklenburg-Vorpommern durchforstete Barkow 

zusätzlich die lokale Berichterstattung über die Nationaldemokraten und die Gruppe um 

Bars und Buchstein klopfte deren kommunale Wahlkampfführung ab56. Auch zur 

vorgeblich seriösen Parlamentsarbeit der Partei sind mittlerweile mehrere Abhandlungen 

verfügbar. Für den Freistaat erhellte Brech deren Personal und Stil im Dresdner Landtag in 

                                                 
51 Vgl. Staud, Toralf: Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der Aufstieg der NPD. Köln, 2005. 
52 Vgl. Röpke, Andrea/Speit, Andreas (Hrsg.): Neonazis in Nadelstreifen. Die NPD auf dem Weg in die Mitte 
der Gesellschaft? Bonn, 2009. 
53 Vgl. Ruf, Christoph/Sundermeyer, Olaf: In der NPD. Reisen in die National befreite Zone. München, 2009. 
54 Vgl. Virchow, Fabian/Dornbusch, Christian (Hrsg.): 88 Fragen und Antworten zur NPD. Weltanschauung, 
Strategie und Auftreten einer Rechtspartei – und was Demokraten dagegen tun können. Schwalbach, 2008. 
55 Vgl. Backes, Uwe/Mletzko, Matthias/Stoye, Jan: NPD-Wahlmobilisierung und politisch motivierte 
Gewalt. Sachsen und Nordrhein-Westfalen im kontrastiven Vergleich. Köln, 2010; Burger, Rainer: Die NPD 
und ihr Umfeld in Sachsen. In: Benz, Wolfgang (Hrsg.): Jahrbuch für Antisemitismusforschung 14. Berlin, 
2005, S. 73-88; Grumke, Thomas: Der „hysterische NPD-Tsunami“. Die NPD in Nordrhein-Westfalen und 
Sachsen im Vergleich. In: Benz, Wolfgang (Hrsg.): Jahrbuch für Antisemitismusforschung 14. Berlin, 2005, 
S. 89-97; Steglich, Henrik: Die NPD in Sachsen. Organisatorische Voraussetzungen ihres Wahlerfolgs 2004. 
Göttingen, 2005. 
56 Vgl. Barkow, Benjamin: Die Berichterstattung über die NPD in der regionalen Presse Mecklenburg-
Vorpommerns. Greifswald, 2007; Bars, Joanna/Buchstein, Hubertus et al.: Die NPD im 
Kommunalwahlkampf 2009 in Mecklenburg-Vorpommern. Greifswald, 2010. 
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einem Frühstadium57, wohingegen die erste Legislaturperiode der Fraktion im Nordosten 

durch den Sammelband von Brodkorb und Schlotmann und die Schriften von Niemann und 

Pingel-Schliemann erschlossen wurde58. Darüber hinaus bemühten sich etliche Analysen, 

hinter die erfahrungsgemäß demonstrativ bürgerfreundliche „Kümmererfassade“ der 

Abgeordneten in den Kreistagen zu schauen59.  

Nachgespürt wurde zudem den spezifischen Erfolgsbedingungen60 der NPD und deren 

zusehends wachsendem szeneinternen Einfluss61. In strategischen Fragen enthüllte 

Philippsberg erhebliche Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Führungsspitze und 

versäumte es in seiner insgesamt ausgezeichneten Monographie allenfalls, deren Folgen 

auf Praxisebene vielleicht etwas anschaulicher zu illustrieren62. Maßgebliche Schriften 

hierzu haben – neben anderen63 – nicht zuletzt auch Miliopoulos und Schulze 

zugesteuert64. Kailitz wandte sich solange dem Kurswechsel zu nationalsozialistischen 

                                                 
57 Vgl. Brech, Franziska: Ein halbes Jahr NPD im sächsischen Landtag. Personen – Arbeitsstil – 
Entwicklungsperspektiven. Berlin, 2005; Dies.: Die NPD-Fraktion im Sächsischen Landtag – Eine Analyse 
zur ersten Hälfte der 4. Legislaturperiode. In: Backes, Uwe/Steglich, Henrik (Hrsg.): Die NPD. 
Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. Baden-Baden, 2007, S. 167-174. 
58 Vgl. Brodkorb, Mathias/Schlotmann, Volker (Hrsg.): Provokation als Prinzip. Die NPD im Landtag von 
Mecklenburg-Vorpommern. Schwerin, 2008; Niemann, Laura: Die NPD im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern. Ihre Parlamentsarbeit im ersten Jahr. Greifswald, 2008; Pingel-Schliemann, Sandra: Die NPD 
im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus 
& Demokratie. 20. Jahrgang. Baden-Baden, 2009, S. 151-166. 
59 Vgl. Begrich, Pascal/Roth, Roland/Weber, Thomas: Die NPD in den Kreistagen Sachsen-Anhalts. 
Forschungsbericht zur kommunalpolitischen Arbeit der extremen Rechten sowie zu Formen und Strategien 
der demokratischen Auseinandersetzung. Magdeburg, 2010; Beier, Katharina/Bogitzky, Jenny et al.: Die 
NPD in den kommunalen Parlamenten Mecklenburg-Vorpommerns. Greifswald, 2006; Braune, 
Sven/Demuth, Christian et al.: Die Politik der NPD in den Kommunalvertretungen Sachsens. In: Backes, 
Uwe/Steglich, Henrik (Hrsg.): Die NPD. Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. Baden-
Baden, 2007, S. 175-207. 
60 Vgl. Backes, Uwe: Entzauberung der Extremisten? Erfolgsbedingungen der NPD im internationalen 
Vergleich. Sankt Augustin, 2008; Linden, Markus: Feindliche Übernahme im Niemandsland? 
Bestimmungsgründe der jüngsten NPD-Erfolge. In: Deutschland Archiv 40, 1/2007, S. 20-28; Steglich, 
Henrik: Erfolgsbedingungen der extremen Rechten in Deutschland. In: Backes, Uwe/Ders. (Hrsg.): Die NPD. 
Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. Baden-Baden, 2007, S. 55-74; Stöss, Richard: Die 
NPD – Erfolgsbedingungen einer rechtsextremen Partei. In: Benz, Wolfgang (Hrsg.): Jahrbuch für 
Antisemitismusforschung 14. Berlin, 2005, S. 41-59. 
61 Vgl. Normann, Lars: Vorstandswechsel, Fusion und Ende der „Phantompartei“ DVU. In: Backes, 
Uwe/Gallus, Alexander/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 23. Jahrgang. Baden-
Baden, 2011, S. 165-184; Röpke, Andrea/Speit Andreas (Hrsg.): Braune Kameradschaften. Die militanten 
Neonazis im Schatten der NPD. 2., aktualisierte Auflage. Berlin, 2005; Van Hüllen: Rechtsextremes 
Bündnis. 
62 Vgl. Philippsberg, Robert: Die Strategie der NPD. Regionale Umsetzung in Ost- und Westdeutschland. 
Baden-Baden, 2009. 
63 Vgl. Bergsdorf, Harald: Die Vier-Säulen-Strategie der neuen NPD. In: Deutschland Archiv 41, 1/2008, S. 
14-19; Brandstetter, Marc: Die vier Säulen der NPD. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
9/2006, S. 1029-1031; Erb, Rainer: Die kommunalpolitische Strategie der NPD Ende der neunziger Jahre. In: 
Lynen von Berg, Heinz/Tschiche, Hans-Jochen (Hrsg.): NPD – Herausforderung für die Demokratie? Berlin, 
2002, S. 45-61; Jesse, Eckhard: Die Vier-Säulen-Strategie der NPD. Eine Analyse zu Anspruch und 
Wirklichkeit ihrer Umsetzung. In: Pfahl-Traughber, Armin (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus- und 
Terrorismusforschung. Brühl, 2008, S. 178-192. 
64 Vgl. Miliopoulos, Lazaros: Die NPD als Machtfaktor im deutschen Parteiensystem. In: Jun, 
Uwe/Kreikenbom, Henry/Neu, Viola (Hrsg.): Kleine Parteien im Aufwind. Zur Veränderung der deutschen 
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Positionen und seinen drastischen Konsequenzen zu65, woraufhin Hartleb der 

Herausbildung globalisierungsfeindlicher Vorstellungen und wie schon Kohl in den 60er 

Jahren der geistigen Vorreiterstellung der Parteizeitung nachging66. Des Weiteren 

befleißigten sich manche Autoren mit rund 40 Jahren Abstand der beeindruckenden 

Wahlresultate des Anfangstadiums sowie deren retrospektiver Deutung67. Abseits davon 

hat es in der jüngeren Vergangenheit selbstverständlich scharenweise Publikationen in 

Aufsatzform gegeben68, wobei die jahrzehntelang schwelende Verbotskontroverse hin und 

wieder hochkochte und großen Platz einnahm69. Bei den zahlreichen Gesamtdarstellungen 

und Beitragssammlungen neueren Datums70 sind zumal der Band von Klärner und 

Kohlstruck sowie mit Abstrichen derjenige von Braun, Geisler und Gerster von Gewicht, 

da deren Artikel die in Ansätzen scheinbar modernisierten Konzepte, die den Aktivitäten 

                                                                                                                                                         
Parteienlandschaft. Frankfurt am Main/New York, 2006, S. 223-245; Ders.: Strategische Ansätze, Potentiale 
und Perspektiven der NPD. In: Backes, Uwe/Steglich, Henrik (Hrsg.): Die NPD. Erfolgsbedingungen einer 
rechtsextremistischen Partei. Baden-Baden, 2007, S. 121-141; Schulze, Christoph: Das Viersäulenkonzept 
der NPD. In: Braun, Stephan/Geisler, Alexander/Gerster, Martin (Hrsg.): Strategien der extremen Rechten. 
Hintergründe – Analysen – Antworten. Wiesbaden, 2009, S. 92-108. 
65 Vgl. Kailitz, Steffen: Das nationalsozialistische Vertreibungs- und Nationalisierungsprojekt der NPD. In: 
Politische Studien, Themenheft 58, 1/2007, S. 44-53. 
66 Vgl. Hartleb, Florian: Zeitschriftenporträt: Deutsche Stimme. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): 
Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 17. Jahrgang. Baden-Baden, 2005, S. 218-235; Ders.: Die „Deutsche 
Stimme“ – Das intellektuelle Sprachrohr der NPD? In: Backes, Uwe/Steglich, Henrik (Hrsg.): Die NPD. 
Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. Baden-Baden, 2007, S. 355-382; Ders.: Der (Anti-
)Globalisierungsdiskurs der NPD. In: Gesellschaft – Wirtschaft – Politik, 2/2008, S. 173-180; Kohl, Heribert: 
Die „Deutschen Nachrichten“. Eine politologisch-soziologische Analyse des publizistischen Organs der 
NPD. In: Politische Vierteljahresschrift, 8. Jahrgang, 1967, Heft 2, S. 272-292. 
67 Vgl. Mayer, Sabrina: Die Wähler der NPD. Eine empirische Untersuchung der Einflussfaktoren auf die 
Wahl der NPD 1969. Wiesbaden, 2011; Prasse, Jan-Ole, Der kurze Höhenflug der NPD. Rechtsextreme 
Wahlerfolge der 1960er-Jahre. Marburg, 2010; Schmid, Harald: „Man kann wieder wählen!“ Aufstieg und 
Fall der NPD 1964-1969. In: Deutschland Archiv 40, 1/2007, S. 122-130.  
68 Vgl. Botsch, Gideon/Kopke, Christoph: Die Basis der NPD. In: Blätter für deutsche und internationale 
Politik, 6/2007, S. 669-671; Brandstetter, Marc: Die Selbstzerfleischung der NPD. In: Blätter für deutsche 
und internationale Politik, 2/2009, S. 15-18; Ders.: Zerstritten, pleite, geächtet. Wohin führt der Weg der 
NPD? In: Deutschland Archiv 42, 3/2009, S. 389-393; Heinrich, Gudrun: Die NPD als 
Bewegungsorganisation. In: Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen, 4/2008, S. 29-38; Jesse, Eckhard: 
Die NPD – eine rechtsextreme Partei nach dem gescheiterten Verbotsantrag im Höhenflug? In: Politische 
Studien 56, Heft 400, 2005, S. 69-81; Ders.: Das Auf und Ab der NPD. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 
42/2005, S. 31-38; Ders.: Die NPD und die Linke. In: Backes, Uwe/Ders. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie. 21. Jahrgang. Baden-Baden, 2010, S. 13-32. 
69 Vgl. Jesse, Eckhard: NPD-Verbot ist kein Gebot. Die endlose Diskussion um einen Verbotsantrag gegen 
die NPD. In: Deutschland Archiv 41, 3/2008, S. 392-396; Meier, Horst: Die Freiheit der NPD. In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, 3/2005, S. 266-269; Petschke, Madeleine: Sowohl rechtlich 
aussichtsreich als auch politisch zweckmäßig? Ein Beitrag zur Debatte um ein Verbot der NPD. In: Recht 
und Politik. Vierteljahrshefte für Rechts- und Verwaltungspolitik 45, 1/2009, S. 11-16. 
70 Gehl, Günter (Hrsg.): Kriegsende 1945. Befreiung oder Niederlage für die Deutschen? Gedanken über die 
Hintergründe des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Weimar, 2006; Glaser, 
Stefan/Pfeiffer, Thomas (Hrsg.): Erlebniswelt Rechtsextremismus. Bonn, 2007; Greven, Thomas/Grumke, 
Thomas (Hrsg.): Globalisierter Rechtsextremismus? Die extremistische Rechte in der Ära der Globalisierung. 
Wiesbaden, 2006; Pfahl-Traughber, Armin: Rechtsextremismus in der Bundesrepublik. 4., aktualisierte 
Auflage. München, 2006; Stöss, Richard: Rechtsextremismus im Wandel. Berlin, 2005. 



1.3. Forschungsstand und Materialbasis 

 

 - 28 - 

der „nationalen“ Bewegung zugrundeliegen, nahezu vollumfänglich veranschaulichen71. 

Von den wenigen Veröffentlichungen der Nationaldemokraten selbst ist zum Abschluss 

besonders die vom heutigen Vorsitzenden Apfel herausgegebene Festschrift zum 35-

jährigen Gründungsjubiläum zu berücksichtigen, weil diese im Gegensatz zu den beiden 

magereren Vorgängertiteln zum 20. und 30. Geburtstag zwischen schönfärberischen 

Anekdoten über Funktionäre und Verbände sogar Grundsatzpapiere zur strategischen 

Ausrichtung zugänglich machte72.  

Neben der erwähnten Fachliteratur stützt sich die vorliegende Parteienstudie vor allem auf 

eine Fülle solcher Primärquellen, die aus der Feder der NPD selbst stammen. Mit Blick auf 

die adäquate und zeitnahe Würdigung akuter Vorgänge sowie sich eventuell erst 

anbahnender Veränderungen galt es zwischendurch aber auch, die Bekanntmachungen des 

Verfassungsschutzes und die Berichterstattung der etablierten Medien zuratezuziehen 

sowie zuweilen auf so genannte „Watchblogs“ zivilgesellschaftlicher Betreiber 

zurückzugreifen73. Die große Mehrheit des gesammelten Materials wurde in einem groben 

Beobachtungszeitraum zwischen 2007 und Mitte 2012 zusammengetragen und gab in der 

Durchsicht zwei wesentliche Begleiterscheinungen zu erkennen. Nämlich erstens, dass die 

Nationaldemokraten alles andere als „menschenscheu“ sind, mit enorm aggressiver PR aus 

der Peripherie drängen und durch massenweise ausgestreute Pressemitteilungen und  

Statements um maximale Präsenz bzw. bundesweite Kenntnisnahme buhlen, und zweitens, 

dass deren entscheidende Köpfe die Kunst der Selbstdarstellung durchaus beherrschen und 

dabei durch ein eigenwilliges Professionalitätsverständnis bestechen, das zwischen 

Polemik und bewusster Provokation zumeist in ermüdend einheitliche Sprachregelungen 

mündet.  

Infolgedessen verkörpert die NPD längst keinen in unweigerlicher Isolation 

dahinvegetierenden, der Gesellschaft entfremdeten und in seinen politischen Inhalten 

lebensfernen „Hinterzimmerverein“ mehr, ist vielmehr im Informationszeitalter 

                                                 
71 Vgl. Braun, Stephan/Geisler, Alexander/Gerster, Martin (Hrsg.): Strategien der extremen Rechten. 
Hintergründe – Analysen – Antworten. Wiesbaden, 2009; Klärner, Andreas/Kohlstruck, Michael (Hrsg.): 
Moderner Rechtsextremismus in Deutschland. Hamburg, 2006. 
72 Vgl. Apfel, Holger (Hrsg.): „Alles Große steht im Sturm“. Tradition und Zukunft einer nationalen Partei. 
35 Jahre NPD – 30 Jahre JN. Stuttgart, 1999; Frenz, Wolfgang (Hrsg.): 30 Jahre NPD – Geschichte einer 
deutschen Partei. Eine Dokumentation. Bochum, 1995; Knabe, Gerd (Hrsg.): 20 Jahre NPD. Porträt einer 
jungen Partei. Knüllwald-Nausis, 1984. 
73 „Watchblogs“, zu denen auch Projekte wie „Endstation rechts“, „Netz gegen Nazis“ und der mittlerweile in 
„Publikative.ORG“ umbenannte „NPD-Blog“ gehören, sind Webseiten, die sich mit ganz bestimmten 
Einzelthemen – beispielsweise rechtsextremistischen Propagandamethoden, Parlamentsfraktionen bzw. der 
NPD an sich – beschäftigen, selbige dauerhaft beobachten und analysieren und auf diesem Wege für 
gewöhnlich ungemein große Dokumentationsarchive aufbauen. Vgl. http://www.endstation-rechts.de/; 
http://www.netz-gegen-nazis.de/; http://www.publikative.org/ (abgerufen am 30.4.12). 
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angekommen sowie in punkto Technik voll auf der Höhe, lässt prinzipiell kaum ein die 

Gemüter erhitzendes Thema propagandistisch ungenutzt und setzt der angeblichen 

medialen „Totschweigespirale“ mithilfe des Internets – durch eigene Homepages und 

subtil in soziale Netzwerke eingespeiste Nachrichten – eine vitale Gegenöffentlichkeit 

entgegen. Das beachtliche Geltungsbedürfnis, das darin durchschimmert, äußert sich 

inzwischen wohlgemerkt nicht allein darin, dass schier nichts unkommentiert und 

unerwidert bleibt, sondern im Gegenzug auch dadurch, dass immer wieder selbst 

sensibelste, normalerweise intern zu behandelnde Diskurse und Grabenkämpfe 

durchsickern bzw. absichtlich nach außen befördert werden. In manchen Fällen erfolgt das 

beiläufig, in anderen dafür in Form echter Paukenschläge; das machte etwa der 2010 

ausgebrochene Streit um einen möglichen Strategiewechsel deutlich, den der Vorstand und 

dessen einflussreiche Widersacher erst durch bissige Stellungnahmen im „Weltnetz“ 

beidseitig anschürten und dann auf einem extra einberufenen Symposium beilegten, dessen 

Verlauf und Fazit der damalige Parteichef anschließend eigenhändig in der „Deutschen 

Stimme“ (DS) aufrollte74.  

Für die dauerhafte Beschäftigung mit den Vorgehensweisen und Zielsetzungen der NPD 

ergibt sich daraus anders als in der Vergangenheit fast schon ein Zuviel an authentischen 

Verlautbarungen und ausdrucksstarken Belegstellen, weshalb den anfangs erwogenen 

Befragungen führender Vertreter – eingedenk des mit der Zeit angehäuften Bergs an 

solchen Nachweisen – schließlich entsagt wurde. Der weitere Aufschlusswert wäre 

wahrscheinlich sowieso recht gering gewesen, weil die verfolgten Pläne wie gesagt 

keineswegs geheim und diejenigen Protagonisten, die wirklich stellvertretend für die Partei 

sprechen können, dazu so gut geschult sind, dass sich deren Aussagen regelmäßig in den 

selben schemenhaften und streckenweise gänzlich wortgleichen Phrasen verlieren. Nicht 

umsonst geben die Nationaldemokraten standardisierte Musterantworten für Kandidaten 

und Mandatsträger heraus, die sämtliche Kernanliegen umschließen und gegebenenfalls 

demaskierende Nachfragen herunterspielen sollen75.   

Da die vielfältigen Internetangebote der NPD für gewöhnlich – beispielsweise aufgrund 

von Serverumzügen, Neugestaltungen und Hackerattacken – bestenfalls für begrenzte 

Intervalle abrufbar bleiben, wurden alle daraus geschöpften Schriftstücke und Dokumente 

auf der beigefügten Daten-CD als Handapparat archiviert. Währenddessen beruhen die 

aufgelisteten Wahlergebnisse, sofern nicht anders ausgewiesen, stets auf den Webseiten 

der betreffenden amtlichen Wahlleiter. Ansonsten ist zu vermerken, dass die vollen 
                                                 
74 Siehe Kapitel 6.3.11. 
75 Siehe Kapitel 8.2.1. 
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bibliographischen Angaben bloß bei der ersten Anführung benutzt und danach durch 

verkürzte Arbeitstitel ersetzt werden. Zugleich wird bei direkten Zitaten, die ursprünglich 

nach der alten Rechtschreibung abgefasst sind, diese Regelung ungekennzeichnet 

beibehalten.  
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2. Terminologischer Kontext: Politischer Extremismus  

Zur Beschreibung fundamentaloppositioneller politischer Akteure wie der NPD finden in 

der wissenschaftlichen wie in der öffentlichen Auseinandersetzung mittlerweile viele 

verschiedene Begrifflichkeiten Anwendung, von denen die meisten mehr oder weniger 

problematisch wirken. Die einen – etwa „Nazis“ und „Faschisten“ bzw. 

„Nationalsozialismus“ und „Faschismus“ – erscheinen zu eng angelegt, sind stark durch 

historisch einmalige Fälle determiniert, ideologisch bereits sehr eindeutig definiert und 

einem allgemeineren Näherungsversuch an heutige Formationen insofern schwerlich 

angemessen. Die anderen, wie beispielsweise „Radikalismus“, schließen naturgemäß 

bestimmte demokratiegeschichtliche Traditionen ein, durch die eine analytische 

Rückkopplung an explizit antidemokratische Tendenzen schlechterdings nicht sinnvoll 

erscheint. Eine brauchbare bzw. neutralere, wenngleich sicherlich nicht vollkommene 

Alternative bietet demgegenüber der im Rahmen der vorliegenden Arbeit verwendete 

Ausdruck des Extremismus bzw. des Rechtsextremismus, der nachfolgend sukzessive von 

Ersterem zu deduzieren sein wird.  

 

2.1. Begriffsgeschichte 

Der vom lateinischen „extremus“ stammende Ausdruck „Extremismus“ steht für ein 

Äußerstes76. Per se sind Extreme somit Positionen, die nicht weiter steigerbar sind. 

Dennoch lässt sich zwischen den beiden Außenpunkten eines imaginären Kontinuums stets 

eine Mitte bestimmen; das Konzept der Äquidistanz ist dieser Denkfigur, deren 

ideengeschichtliche Wurzeln letztlich bis in die Antike zurückreichen, inhärent. Bereits für 

die Maßethik des Aristoteles war das Bild von der Mitte versus die Extreme von 

wegweisender Bedeutung77: In seiner „Nikomachischen Ethik“ stand die sittliche 

Tüchtigkeit bzw. Tugend (Arete) zunächst für den Mittelweg (Mesotes) zwischen den 

beiden Extrempositionen zu viel und zu wenig. Daran anknüpfend betonte der 

altgriechische Philosoph in seiner „Politik“ die Vorzüge einer auf den mittleren Schichten 

basierenden Gesellschaft und arbeitete einen Grundriss für die beste Staatsform aus. Eine 

ausgeglichene Mischverfassung (Politie) sollte oligarchische und demokratische Elemente 

miteinander verschränken und die – offenkundig mit der Fähigkeit zur Entartung 

assoziierten – Extreme dabei möglichst meiden, um das größtmögliche Maß an Stabilität 

und Freiheit zu gewährleisten. 

                                                 
76 Vgl. für eine umfassende Begriffsgeschichte Backes, Uwe: Politische Extreme. Eine Wort- und 
Begriffsgeschichte von der Antike bis in die Gegenwart. Göttingen, 2006. 
77 Vgl. a.a.O., S. 233. 
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Während die Mitte in Anbetracht dieses geistigen Erbes in der Folgezeit zum durchweg 

positiv konnotierten „Sinnbild für Ausgleich und Mäßigung“78 gedieh, kamen die Extreme 

größtenteils in pejorativer Form zum Einsatz. Später floss das aristotelische Modell einer 

Kombination von ethischer Mesoteslehre und Mischverfassungstheorie dann über die 

französische Philosophie der Neuzeit auch in den Konstitutionalismus ein79. Der Grundsatz 

der Mäßigung bzw. entschiedenen Negation aller extremen Positionen entwickelte sich auf 

diesem Wege zu einem Kerngedanken moderner Nationalstaaten; ausgewogene 

innenpolitische Kräfteverhältnisse erscheinen seither ebenso bedeutsam wie ein solides 

Gleichgewicht auf internationalem Parkett. Mit der Revolution von 1789 wurde die 

bewährte Differenzierung zwischen „extremen“ und „mittleren“ bzw. „gemäßigten“ 

Standpunkten dann zwar beibehalten, jedoch um die der neu geschaffenen 

parlamentarischen Sitzordnung entspringenden Richtungsbegriffe ergänzt. Die 

traditionellen Extreme rückten dadurch praktisch an die Enden des politischen Spektrums, 

also nach „rechts“ und „links“80. Während sich diese allgemeine Topographie und 

Terminologie anfangs des 19. Jahrhunderts peu à peu auch außerhalb Frankreichs 

verbreitete, avancierte der Extremismusbegriff selbst vorerst vor allem in England und den 

USA zum Fachausdruck der politischen Diktion81. Derweil vermochte sich die Formel auf 

dem europäischen Festland erst mit der Februarrevolution in Russland vom März 1917 

langsam durchzusetzen, bezog sich aufgrund dessen allerdings bis zum Erstarken des 

italienischen Faschismus noch vorwiegend auf Erscheinungen am linken Rand, 

insbesondere bolschewistische Formationen82.  

Demgegenüber scheint im Rückblick durchaus bezeichnend, dass im Deutschland der 

Zwischenkriegsphase deutlich seltener von politischem Extremismus die Rede war, als zur 

selben Zeit in Frankreich bzw. den angelsächsischen Nationen83. Der Grund dafür lag 

allerdings weniger in einem Mangel an entsprechend auftretenden Gruppierungen. 

Vielmehr fehlte es in der vom Werterelativismus geprägten Weimarer Republik generell an 

einem Gespür für die von extremistischen Umtrieben ausgehenden Gefahrenpotentiale; erst 

während sowie nach dem Untergang des nationalsozialistischen Regimes fand 

                                                 
78 Everts, Carmen: Politischer Extremismus. Theorie und Analyse am Beispiel der Parteien REP und PDS. 
Berlin, 2000, S. 37. 
79 Vgl. Backes, Uwe: Entwicklung und Elemente des Extremismuskonzepts. http://www.dvpw-
extremismus.uni-bonn.de/dokumente/Backes-Begriffsgeschichte-03.html (abgerufen am 14.9.07). 
80 Vgl. Ders.: Politische Extreme, S. 234. 
81 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 38. 
82 Vgl. Backes: Politische Extreme, S. 152/153. 
83 Phänomene an den Rändern des Parteienspektrums wurden seinerzeit stattdessen oftmals als 
„Radikalismus“ oder „staatsfeindliche Kräfte“ ausgewiesen. Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Politischer 
Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Band II: Analyse. Köln, 1989, S. 31.    
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diesbezüglich ein Wandel statt. Zum einen griffen emigrierte Koryphäen wie zum Beispiel 

Karl Loewenstein, Hannah Arendt und Theodor W. Adorno den in den ausländischen 

Sozialwissenschaften geläufigen Extremismusbegriff in grundlegenden Analysen und 

Theorien zu diktatorischen Herrschaftsverhältnissen und autoritären 

Persönlichkeitsstrukturen auf und erzielten damit in der jungen Bundesrepublik große 

Resonanz84. Zum anderen verhalfen die vielzitierten Arbeiten der amerikanischen 

Soziologen Edward A. Shils und Seymour M. Lipset, die den Extremismus als Antithese 

des Pluralismus und demzufolge gegen den Dreh- und Angelpunkt der liberalen 

Demokratie gerichtet definierten, der Extremismusformel zum internationalen 

Durchbruch85.  

In der sozialwissenschaftlichen, politischen und publizistischen Sprache der 

Bundesrepublik verdrängte der Extremismus daraufhin in den 60er Jahren – im Rahmen 

der beginnenden Auseinandersetzung mit der Studentenbewegung und der Erfolgswelle 

der NPD – den bis dahin dominierenden Begriff Radikalismus. Dieser Entwicklung schloss 

sich 1973 auch das Bundesamt für Verfassungsschutz an, das in seinen alljährlichen 

Berichten seither ausnahmslos auf die Extremismusvokabel setzt und dadurch den im 

Kontext liberaler Gesellschaften substantiellen Gegensatz von radikaler, aber dennoch 

legitimer Kritik am Status quo und dem rechtlich zu ahndenden Sachverhalt der 

Verfassungswidrigkeit ausfestigte86. Als entscheidendes Merkmal extremistischer Akteure 

fungiert nun nicht mehr nur deren politische Randlage, sondern das feindliche Verhältnis 

zum Wesenskern und den Regeln der Demokratie, so dass selbst erheblich von der 

Mehrheitsmeinung divergierende Äußerungen nicht pauschal unter Verdacht stehen.   

Eingedenk dieses augenscheinlichen Bruchs mit dem vormals strikten Bezug auf die im 

Kern stets variable Mitte und der parallel vorgenommenen „normativen Konkretisierung“87 

mutet der Begriff des politischen Extremismus nachhaltig präzisiert an. Obwohl die 

analytische Kraft darüber gesteigert wurde, gestaltet sich dessen Operationalisierung als 

sozial- und politikwissenschaftliche Kategorie andererseits weiterhin alles andere als 

problemlos. Sowohl angesichts der immanenten Wertgeladenheit als auch des teilweise 

inflationären Ge- bzw. Missbrauchs als Element des tagespolitischen Geschäfts begegnen 

manche Wissenschaftler der Extremismusformel mit ausgesprochener 

                                                 
84 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 39/40. 
85 Vgl. Backes: Entwicklung und Elemente des Extremismuskonzepts. 
86 Bereits seit 1967 war in den Verfassungsschutzberichten neben dem Radikalismus ab und zu auch vom 
Extremismus die Rede – damals allerdings mit dem Verweis, diese Begriffe seien weitgehend synonym zu 
verstehen. Vgl. Backes, Politische Extreme, S. 196/197.  
87 Everts: Politischer Extremismus, S. 41. 
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Skepsis. Gleichzeitig vermischen andere berechtigte inhaltliche Einwände vielfach mit 

Emotionalität, subtiler Parteilichkeit und Polemik, verstehen den Extremismus vor allem 

als Problem der Gegenseite, die für bestimmte Phänomene „blind“ zu sein scheint bzw. 

verorten selbigen vorwiegend in der Mitte der Gesellschaft88. Unter solchermaßen 

suboptimalen Umständen kamen seriöse Debatten leider allzu selten auf, so dass sich von 

„der“ zusammenhängenden Extremismusforschung, zumindest darin herrscht weitgehende 

Einigkeit89, heute kaum sprechen lässt; stattdessen stehen zahlreiche konkurrierende 

Entwürfe und Doktrinen nebeneinander – die wohl am meisten diskutierte wie kritisierte 

davon ist die normative Extremismustheorie.  

 

2.2. Die normative Extremismustheorie in der Diskussion 

Basierend auf der durch das aristotelische Mischverfassungsmodell geprägten pejorativen 

Bedeutungstradition der Extreme definiert die normative Extremismustheorie den 

politischen Extremismus als natürlichen Widersacher des demokratischen 

Verfassungsstaats, dessen grundlegende Werte, Verfahrensregeln und Institutionen 

derselbe strikt ablehne90. Dazu gehören im Detail 

„(…) vor allem die Idee der Menschenrechte als ethische Basis, die daraus abzuleitenden Grund- und 
Freiheitsrechte, der aus ihnen entspringende Pluralismus von Interessen, Meinungen und Anschauungen 
sowie dessen Schutz und Entfaltung im Rahmen eines gewaltenkontrollierenden und -balancierenden 
Institutionengefüges.“91 
 

Bestrebungen, die diesen demokratischen Minimalkonsens entweder ganz oder auch nur in 

Bestandteilen negieren, gelten demnach als extremistisch. Das weit gefasste 

Orientierungsmuster Extremismus vereint damit verschiedenste Erscheinungen, 

Strömungen und Akteure, deren Affinitäten häufig deutlich über die Existenz gleicher 

Strukturmerkmale wie Organisations- und Aktionsformen hinausragen. Faktisch gibt allein 

die gemeinsame Fronstellung gegenüber dem demokratisch-pluralistischen System in 

                                                 
88 Wobei sich das meist polemisch verwendete Schlagwort vom „Extremismus der Mitte“, das im 
Wesentlichen von den Risiken an den Rändern des politischen Spektrums ablenken soll, angesichts des 
antithetischen Verhältnisses der Mitte zu den Extremen als Widerspruch in sich präsentiert. Mithin erscheint 
dieses Modell allenfalls bei einem ausdrücklich sozialstrukturellen, also explizit auf den Mittelstand 
bezogenen Verständnis einigermaßen sinnvoll. Schließlich ist nicht auszuschließen, dass sich dessen 
Mehrheit einmal extremistischen Strömungen anschließt und darüber einen Systemwandel einläutet. Vgl. 
Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Extremismus der Mitte? Kritik an einem modischen Schlagwort. In: Dies. 
(Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 7. Jahrgang. Baden-Baden, 1995, S. 13-26. 
89 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band I, S. 289; Everts: Politischer Extremismus, 
S. 15/16; Neugebauer, Gero: Extremismus – Rechtsextremismus – Linksextremismus: Einige Anmerkungen 
zu Begriffen, Forschungskonzepten, Forschungsfragen und Forschungsergebnissen. In: Schubarth, 
Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 
2000, S. 13-37, S. 13. 
90 Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Vergleichende Extremismusforschung. Baden-Baden, 2005, S. 23/24. 
91 Ebd. 
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gewissem Sinne erste analoge Denkweisen und Haltungen zu erkennen92, die 

erfahrungsgemäß größtenteils autokratische Herrschaftsformen erstreben.  

Abgesehen von der relativ verbreiteten Ablehnung der Wertgebundenheit dieses Konzepts, 

richtet sich die Kritik daran speziell gegen zwei zentrale Aspekte, die zuvor zum Teil 

schon gegenüber der Totalitarismustheorie geäußert wurden93: Zum einen geht es um den 

umstrittenen Punkt einer grundsätzlichen Vergleichbarkeit extremistischer Phänomene, in 

erster Linie des Rechts- und Linksextremismus. Zum anderen wird die angeführte 

Definition gelegentlich in einen direkten Zusammenhang mit der Idee der streitbaren 

Demokratie gesetzt und im Zuge dessen eine mutmaßliche Instrumentalisierbarkeit für 

staatliche Zwecke attestiert. Dabei entbieten beide Argumentationsstränge bisweilen eine 

eigentümliche Mischung wissenschaftlich profunder Aussagen und evidenter politischer 

Motive bzw. entsprechender Anschuldigungen.  

So wird aus dem dargelegten Verständnis des Extremismus als Sammelbegriff für alle den 

demokratischen Minimalkonsens ablehnenden Parteien, Gruppierungen und 

Entwicklungen der Vorwurf der Gleichsetzung im Grunde nicht zu vergleichender 

Phänomene abgeleitet. Wegen der genuinen „Eindimensionalität“94 des skizzierten 

Entwurfs würden angebliche mit unzweifelhaft antidemokratischen Erscheinungen, 

„unabhängig von ihrem spezifischen Wesensgehalt, über einen Leisten geschlagen“95 und 

so eine Verwandtschaft suggeriert, die der Wirklichkeit gar nicht entspreche96. Bei 

manchen Beobachtern münden solche Folgerungen außerdem in schwerwiegende 

Bezichtigungen politisch-ideologischer Befangenheit, die angesichts wenig sachlicher und 

stellenweise polemischer Formulierungen mithin aber genauso gut auf die Fingerzeiger 

selbst passen würden: Etwa werden die Verfechter der normativen – und deshalb 

vermeintlich zwangsläufig „ideologisch verrannten“ – Extremismustheorie mitunter 

pauschal dem intellektuellen Bereich der „nationalen Rechten“ zugeordnet und moniert, 

diese Leute würden durch den prinzipiell nicht zulässigen Vergleich von „Äpfeln mit 

                                                 
92 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 33. 
93 Der Fokus der Totalitarismustheorie, die im 20. Jahrhundert vor der Folie des Nationalsozialismus, des 
Faschismus und Stalinismus entstanden ist, gilt vor allem den zum Teil analogen Strukturen in der 
Herrschaftsausübung diktatorischer Regime – das genuine weltanschauliche Fundament wird dabei vorerst 
ebenso in den Hintergrund geschoben wie die daraus abzuleitenden Fernziele. Gerade deshalb wurde diesem 
Schema regelmäßig eine vermeintliche Gleichsetzung des Unvergleichbaren vorgeworfen, die Gefahr laufe, 
Staatsverbrechen und letztlich einmalige Gräueltaten zu relativieren. In der Ära des Kalten Kriegs stand das 
Konzept zudem im Verdacht einer politischen Instrumentalisierung zugunsten eines staatlichen 
Antikommunismus. 
94 Neugebauer: Extremismus – Rechtsextremismus – Linksextremismus, S. 17. 
95 Stöss: Extreme Rechte in der BRD, S. 17. 
96 Vgl. Wippermann, Wolfgang: Verfassungsschutz und Extremismusforschung: Falsche Perspektiven. In: 
Mecklenburg, Jens (Hrsg.): Braune Gefahr. DVU, NPD, REP. Geschichte und Zukunft. Berlin, 1999, S. 268-
280, S. 269. 
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Birnen“ versuchen, die Bedrohung durch den Rechtsextremismus systematisch zu 

verharmlosen und den Linksextremismus zu dramatisieren97.  

Ungeachtet dessen erscheinen selbst die sachlich bleibenden Gegenstimmen, die eine 

solche Gleichsetzung des Unvergleichbaren befürchten, im Ganzen betrachtet substanzlos. 

Erstens betonen die Vertreter der normativen Extremismustheorie nachdrücklich, dass die 

bei den betreffenden Kräften festgestellten Konvergenzen in der Konfrontation mit dem 

demokratischen Verfassungsstaat die fundamentalen Diskrepanzen und Eigenheiten nicht 

verdecken dürften98. Dass es hier eben nicht darum geht, inhaltlich grundverschiedene 

Phänomene mutwillig miteinander zu identifizieren, sondern entscheidend ist, etwaige 

strukturelle Parallelen hinsichtlich Methoden und Rezepturen herauszuarbeiten, garantieren 

darüber hinaus schon die Richtungsbegriffe, die für eine eindeutige Demarkationslinie 

stehen99. Rechts und links lassen sich insofern zwar in Relation zueinander setzen, lösen 

sich dabei aber nicht von selbst ineinander auf. Und nicht zuletzt fördern komparative 

Analysen, die im Extremismuskonzept naturgemäß fest verwurzelt sind100, Abweichungen 

zwischen den Untersuchungsgegenständen klarer zutage. Von einer gefährlichen Neigung 

zur Nivellierung kann darum eigentlich keine Rede sein, stattdessen gilt: „Vergleichbar ist, 

was weder völlig identisch noch völlig verschieden ist: Nur hinreichende 

Übereinstimmungen ermöglichen es, sinnvoll zu vergleichen.“101 Gleichwohl  rechts- und 

linksextremistische Gruppierungen eventuell also – wohlgemerkt erst nach einer 

eingehenden Gegenüberstellung – wirklich als „unähnlich“ oder regelrecht „ungleich“ 

eingestuft werden mögen, sind diese deswegen noch längst nicht unvergleichbar102.   

Indessen fällt die Kritik an der angeblichen Instrumentalisierbarkeit des normativen 

Extremismusansatzes für das Konzept der streitbaren Demokratie wesentlich schlüssiger 

und fundierter aus – und wird im Übrigen auch nicht ganz zu Unrecht geäußert. In dem 

Maße wie sich dessen Begründer nämlich primär auf die 1956 im Verbotsurteil gegen die 

                                                 
97 Vgl. Kopke, Christoph/Rensmann, Lars: Die Extremismus-Formel. Zur politischen Karriere einer 
wissenschaftlichen Ideologie. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 12/2000, S. 1451-1462, S. 
1455/56. 
98 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 34. 
99 Vgl. Pfahl-Traughber, Armin: Der Extremismusbegriff in der politikwissenschaftlichen Diskussion – 
Definitionen, Kritik, Alternativen. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhardt (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie. 4. Jahrgang. Bonn, 1992, S. 67-86, S. 77/78. 
100 Weil schließlich schon die „(…) Bestimmung eines ‚Äußersten’ die Existenz eines Zentrums, zu dem es 
in Beziehung steht, logisch erzwingt.“ Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Extremismen im Vergleich – 
Entwicklung, Problemstellungen, Untersuchungsfelder, Perspektiven. In: Dies. (Hrsg.): Jahrbuch 
Extremismus & Demokratie. 16. Jahrgang. Baden-Baden, 2004, S. 13-30, S. 25. 
101 Bergsdorf, Harald: Extremismusbegriff im Praxistest: PDS und REP im Vergleich. In: Backes, Uwe/Jesse, 
Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 14. Jahrgang. Baden-Baden, 2002, S. 61-80, S. 
62/63. 
102 Vgl. Backes/Jesse: Extremismen im Vergleich, S. 26. 
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KPD gefasste Definition des Bundesverfassungsgerichts zur freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung stützen und diese im Großen und Ganzen als demokratischen 

Minimalkonsens annehmen103, sparen selbige jedenfalls nicht nur die – freilich 

geringfügigen – Differenzen in der juristischen und politikwissenschaftlichen 

Begriffsbildung aus104. Vielmehr entsteht dadurch eine recht missliche Verbindung des an 

und für sich demokratietheoretisch ausgerichteten Gedankengebäudes mit der real 

existierenden Verfassungsordnung des Grundgesetzes. Dieses etabliert zugegebenermaßen 

ein im Vergleich mit anderen demokratischen Verfassungsstaaten westlichen Schlags 

typisch deutsches Modell, das tatsächlich weniger einen Staats- als zunächst mehr einen 

Demokratieschutz ersinnt. Nichtsdestotrotz droht eine voreilige Adaption oder 

Verwendung solcher verfassungsrechtlicher Auslegungen einen Bestandsschutz der 

herrschenden Verhältnisse der Bundesrepublik einzuschließen, der im vorliegenden 

Bezugsrahmen ohne Not über den erforderlichen demokratischen Minimalkonsenses 

hinausgreift105. Kurzum, der Extremismusbegriff wird durch derartige Einflüsse über 

Gebühr ausgedehnt, was auch deshalb abzulehnen ist, weil davon die Gefahr ausgeht, alle 

Kritik an den derzeitigen Gegebenheiten als antidemokratisch abzustempeln.  

Dem normativen Extremismuskonzept daraufhin generelle Staatsfixiertheit vorzuwerfen 

geht dennoch zu weit und verkennt dessen wie gesagt gleichsam demokratietheoretisches 

Selbstverständnis106. So darf eine positive Grundhaltung zum Staat nicht mit einer Nähe zu 

den politischen Machtverhältnissen der Gegenwart verwechselt werden. Dafür sprechen 

schon die diversen Verweise darauf, dass der Extremismus de facto zu jedem 

funktionierenden demokratischen Verfassungsstaat gehöre und nur die allzu freie 

Expansion seiner Erscheinungsformen, jedoch nicht dessen Existenz an sich gefährlich 

sei107. Im alltäglichen Miteinander gelte es darum, einen ausgewogenen Mittelweg aus 

größtmöglicher Toleranz sowie einem dem zum Trotz stets gebotenen Maximum an 

Wachsamkeit und Wehrhaftigkeit einzuschlagen:   

„Denn eine Gesellschaft, die ohne den Extremismus auskommen will, muß sich ihrerseits geradezu 
zwangsläufig in eine extremistische Richtung entwickeln. Extremisten können auch notwendig für die 
demokratische Gesellschaft sein und – wenn auch wider Willen – zur Reform des demokratischen Systems 

                                                 
103 Vgl. Backes/Jesse: Vergleichende Extremismusforschung, S. 61. 
104 Die politikwissenschaftliche Herangehensweise arbeitet bisweilen mit anderen Methoden, sollte dabei per 
se alle denkbaren Varianten bezüglich des idealtypischen demokratischen Verfassungsstaats berücksichtigen 
und ist insofern von Haus aus allgemeiner angelegt. Vgl. Pfahl-Traughber: Extremismusbegriff in der 
Diskussion, S. 70. 
105 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 78. 
106 Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Die „Extremismus-Formel“ – Zur Fundamentalkritik an einem 
historisch-politischen Konzept. In: Dies. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 13. Jahrgang. 
Baden-Baden, 2001, S. 13-29, S. 20. 
107 Vgl. Dies.: Vergleichende Extremismusforschung, S. 345. 
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beitragen. Vielfach knüpfen sie an tatsächliche Mißstände an und verweisen auf wunde Punkte, die es zu 
verändern gilt.“108 
 

Ergo ist der wertgebundene Extremismusbegriff weder als „wissenschaftlich drapierte 

innerstaatliche Feinderklärung“109 noch als instrumentalisierbare Formel der streitbaren 

Demokratie zu sehen110. Die Kategorie des politischen Extremismus steht den juristischen 

Kriterien der Verfassungsfeindlichkeit bzw. Verfassungswidrigkeit sprachlich zwar 

denkbar nahe, zumal diese praktisch auf derselben Grundannahme des Gegensatzes von 

Extremismus und Demokratie basieren. Allerdings liegt zwischen der Verwendung der 

Extremismusformel zur wissenschaftlichen Analyse und den Eingriffsmöglichkeiten des 

Verfassungsschutzes bekanntlich keinerlei Verbindung vor, so dass selbst bei gleich 

lautender Diagnose die Ansichten bezüglich der gebotenen Therapiemaßnahmen durchaus 

divergieren können111. Mögen die Vorgehensweisen der streitbaren Demokratie bezüglich 

des Extremismus deshalb noch so umstritten sein, bleibt dessen Definition davon absolut 

unberührt, weil die Extremismusforschung und der Verfassungsschutz schlichtweg auf 

völlig unterschiedlichen Ebenen arbeiten.  

Ausgehend von diesen Erkenntnissen sind bei der Ausformulierung der 

politikwissenschaftlichen Extremismusdefinition für die vorliegende Arbeit folgende 

Anhaltspunkte zu berücksichtigen: Ohne Zweifel gilt es, eine Nähe bzw. gar eine 

Verknüpfung derselben mit den Ordnungsprinzipien eines existierenden demokratischen 

Verfassungsstaats komplett zu vermeiden, da das die Zustimmung zu dessen konkreter 

Ausgestaltung bereits zum entscheidenden Attribut erheben würde. Ein 

demokratietheoretisch ausgerichteter Extremismusbegriff macht demgegenüber den „(…) 

Schritt hinter die Verfassung, d.h. auf die Ebene grundsätzlicher Wertbegründung 

notwendig, um ihn als eine analytische Kategorie der Politikwissenschaft zur 

Untersuchung und Bewertung politischer Phänomene fruchtbar zu machen.“112 Demgemäß 

muss die Negativdefinition genau die essentiell demokratischen Werte, Normen und 

Institutionen erörtern und einschließen, deren Ablehnung extremistische Akteure für 

gewöhnlich eint.  

Entscheidend scheint des Weiteren, dass sich dieser Minimalkonsens – zum Wohle der 

Diskursoffenheit – konsequent auf den kleinsten gemeinsamen Nenner, also die 
                                                 
108 Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Band III: Dokumentation. 
Köln, 1989, S. 239. 
109 So Hans-Gerd Jaschke, zitiert nach Everts: Politischer Extremismus, S. 79. 
110 Vgl. Jaschke, Hans-Gerd: Rechtsstaat und Rechtsextremismus. In: Schubarth, Wilfried/Stöss, Richard 
(Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 2000, S. 314-332, S. 
318; Kopke/Rensmann: Extremismus-Formel, S. 1455/1456. 
111 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 14. 
112 A.a.O., S. 56 (Hervorhebung wie im Original). 
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allernötigsten Pfeiler und Elemente des gedachten idealtypischen demokratischen 

Verfassungsstaats konzentriert, weil sich allzu große Elastizität auch auf den 

Extremismusbegriff auswirken und das immanente Potential dadurch automatisch wachsen 

würde. Besonders müssen dessen Bestandteile dabei jedoch „(…) intersubjektiv 

nachvollziehbar begründet werden und unabhängig von der jeweiligen sozialkulturellen 

und historischen Vorprägung Geltung beanspruchen können“113. Mit Blick auf das 

Spannungsfeld zwischen analytischer und Stellung nehmender Betrachtungsweise, in dem 

die Extremismusforschung notgedrungen agiert, mutet die – zweifellos nicht immer 

mühelose – Erläuterung des zugrundegelegten Wertehorizonts mehr als angebracht an, 

zumal sich damit auch die Voraussetzungen sachlichen Meinungsaustauschs verbessern 

dürften.  

Ansonsten hat sich die normative Aufladung der Extremismusformel bei allen Einwänden 

und Vorbehalten als sinnvoll herausgestellt und soll daher beibehalten werden. Der Bezug 

auf den Minimalkonsens des demokratischen Verfassungsstaats präzisiert die 

Begriffsbestimmung nicht nur in weiten Teilen, sondern steigert parallel dazu auch deren 

Trennschärfe. Daneben wird die Anlage gleicher Maßstäbe gegenüber sämtlichen 

extremistischen Akteuren gewährleistet und eine willkürliche Ausdehnung der Definition 

verhindert:  

„Während die einen die Werte der Demokratie als für ein menschenwürdiges Zusammenleben konstitutiv 
ansehen, lehnen die anderen diese Prinzipien (passiv) ab oder bekämpfen sie (aktiv). Diese Kategorisierung 
ist umfassend und läßt kein Drittes zu. Damit ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß die Komplexität eines zu 
bewertenden Phänomens zu einem differenzierten Urteil führen kann.“114 
 

Im Kern geht es hier nicht um eine „Immunisierung normativer Grundannahmen gegen 

Kritik“115 – im Gegenteil, stattdessen steht die Wertebasis stets zur Diskussion und erhält 

sich so die nötige Flexibilität, um gegebenenfalls an Fortentwicklungen angepasst zu 

werden. Die Zementierung universeller Maßstäbe ließe sich mit den Zielen einer 

liberaldemokratisch und pluralistisch orientierten Denkweise ohnehin schlecht vereinbaren. 

Schließlich ist es   

„(…) gerade die systemimmanente Kritik- und Lernfähigkeit des demokratischen Verfassungsstaates, die 
Möglichkeit zum gemeinsamen Suchen nach Lösungen in einem freien Wettbewerb der Ideen und 
Gemeinwohlvorstellungen, die seinen Bürgern, im Gegensatz zum Absolutheitsanspruch extremistischer 
Ordnungsvorstellungen, zu einer humanen und selbstbestimmten Lebensweise verhilft.“116

                                                 
113 Backes/Jesse: Vergleichende Extremismusforschung, S. 49. 
114 Lang, Jürgen P.: Die Extremismustheorie zwischen Normativität und Empirie. 
http://www.extremismus.com:80/texte/extrem.htm (abgerufen am 23.9.07). 
115 Backes/Jesse: Extremismus-Formel, S. 18. 
116 Everts: Politischer Extremismus, S. 124. 
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Trotzdem offenbart sich darin ein Dilemma, weil ein gewisser Grundstock an 

gemeinsamen Prinzipien bei aller Toleranz für unpopuläre Positionen bewahrt werden 

muss, da die offene Gesellschaft ansonsten die Verwirklichung extremistischer 

Gestaltungsansprüche ermöglichen und sich somit unweigerlich in eine geschlossene 

verwandeln würde117. 

Davon abgesehen ist ganz allgemein zu berücksichtigen, dass wissenschaftliche Termini 

faktisch nie völlig „richtig“ oder „falsch“, bloß mehr oder weniger geeignet sind, die reale 

Welt zu beschreiben bzw. zu analysieren118. Obwohl sich das der Wissenschaft eigene 

Objektivitätsstreben in der Praxis selten bedingungslos erfüllen lässt, muss von subjektiv 

geprägten inhaltlichen wie methodischen Prämissen letztlich nicht immer eine nachteilige 

Wirkung ausgehen – unter Umständen sind begründete Urteile sogar geeignet, zu einer 

besseren Orientierung beizutragen und das Verständnis zu erleichtern119. Auch weil „(…) 

eine bestimmte Ausgangsposition bei der Untersuchung eines Gegenstandes, sei es ein 

extremismustheoretischer oder ein anderer Ansatz, nicht von der Notwendigkeit einer 

differenzierten und fairen Auseinandersetzung“120 entbindet. Um wissenschaftlichen 

Ansprüchen gerecht zu werden, kommt es daher besonders darauf an, entsprechende 

Passagen ausreichend zu kennzeichnen und zu erklären, statt sowieso latent vorhandene 

subjektive Axiome hinter der löchrigen Maske einer beharrlich verfochtenen, lediglich 

oberflächlich objektiven Perspektive zu verbergen. 

 

2.3. Definition des politischen Extremismus 

Damit soll das Augenmerk nun langsam auf der inhaltlichen Eingrenzung des politischen 

Extremismus als natürlicher Antithese des demokratischen Verfassungsstaats liegen. In 

einem ersten Schritt erfordert das die Bestimmung des demokratischen Minimalkonsenses, 

dessen ethische Basis die Idee der unveräußerlichen Menschenwürde darstellt. Aus der 

vorbehaltlosen Anerkennung der menschlichen Fundamentalgleichheit leiten sich 

vorneweg die Menschenrechte sowie die logische Verpflichtung zu deren Schutz ab – dazu 

gehört neben der körperlichen Unversehrtheit, den persönlichen Freiheitsrechten und der 

Gleichberechtigung des Einzelnen gegenüber der Gesellschaft auch dessen 

Selbstbestimmung. Das setzt ferner die Garantie von Kommunikations-121 und politischen 

                                                 
117 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 124-136. 
118 Vgl. Backes/Jesse: Extremismus-Formel, S. 19. 
119 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 24. 
120 Pfahl-Traughber: Extremismusbegriff in der Diskussion, S. 79. 
121 Zu den Kommunikationsgrundrechten zählen die Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit in 
Printmedien, Film, Funk und Fernsehen und nicht zuletzt die Freiheit der Wissenschaft und der Kunst.  
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Grundrechten – wie der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, vor allem aber des 

freien Wahlrechts – voraus.   

Der Pluralismus, der aus diesen Pfeilern freiheitlicher Ordnungen resultiert, hat zudem 

dafür Sorge zu tragen, dass der Willensbildungsprozess allen Gruppen bzw. Schichten der 

Gesellschaft offensteht und diese aktiv daran beteiligt oder zumindest repräsentiert werden 

– der Grundsatz der Volkssouveränität muss also verwirklicht sein122. Immerhin gründet 

die freiheitliche Demokratie durchweg „(…) auf einem Denken, das sich für fehlbar hält, 

das die Vielfalt der Überzeugungen in einer offenen Gesellschaft als grundsätzlich legitim 

akzeptiert, das Politik nicht als Krieg gegen einen Feind begreift, das differenziert statt 

diskreditiert, das Distanz zu sich selbst bewahrt.“123 Konstruktive Kompromisse und 

nachvollziehbare Entscheidungen verlangen allerdings nach geregelten, allseits 

akzeptierten Verfahren zur gütlichen Einigung und gerechten Konfliktbewältigung wie 

dem Demokratieprinzip. Weil die Mehrheitsregel als dessen spezifischer 

Entscheidungsmodus sowohl die Vielzahl an individuellen Gestaltungsansprüchen 

berücksichtigt und achtet als auch allen Stimmen identisches Gewicht beimisst, bekommen 

auf diesem Wege initiierte Entschlüsse die angezeigte Verbindlichkeit bzw. Gültigkeit. 

Obendrein entspricht ein derartiges Prozedere der charakteristischen Offenheit des 

demokratischen Systems:  

„Da das objektiv Richtige (…) nicht existiert, darf jeder mit dem Anspruch auf Richtigkeit seiner Auffassung 
am politischen Willensbildungsprozess in der offenen Gesellschaft teilnehmen. Die Entscheidung der 
Mehrheit ist kein autoritativer Ausdruck dessen, was Recht ist, sondern lässt der Minderheit die Freiheit, mit 
demokratischen Mitteln ihre Revision zu erwirken.“124 
 

Letztere ist daher – einem Verständnis der Demokratie als Marktplatz der Ideen 

entsprechend – niemals illegal oder illegitim. Aufgrund dessen darf das Majoritätsprinzip 

nicht verabsolutiert werden und erfordert neben der materiellen Bindung durch die stets zu 

wahrenden Menschenrechte eine weitere Beschränkung durch verfassungsmäßig statuierte 

Verfahrens- und Abstimmungsnormen125.  

Überhaupt müssen sämtliche politischen und sozialen Fragen in einen straffen Rahmen von 

allgemeiner Geltungsmacht eingefasst werden, weil ohne die Gesetzmäßigkeit und 

                                                 
122 Das gelegentlich geforderte „Mindestmaß an sozialer Fürsorge“ in Form sozialstaatlicher Mechanismen 
soll dagegen nicht adaptiert werden, da dieser Faktor den demokratischen Minimalkonsens angesichts der 
Fülle an denkbaren Möglichkeiten zu sehr aufblähen würde. Darüber hinaus erscheint die ausdrückliche 
Berufung auf das Repräsentativitätsprinzip im vorliegenden Rahmen ebenfalls eher unangebracht, weil es 
sich hier nicht um einen wirklich unersetzlichen Bestandteil demokratischer Verfassungsstaaten handelt; 
stattdessen sind auch andere und dabei nicht weniger demokratische Varianten der Gesellschaftsorganisation 
– wie das Beispiel Schweiz demonstriert – vorstellbar. Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 154/155; 
Pfahl-Traughber: Extremismusbegriff in der Diskussion, S. 70. 
123 Bergsdorf: Extremismusbegriff im Praxistest, S. 62. 
124 Everts: Politischer Extremismus, S. 163 (Hervorhebung wie im Original). 
125 Vgl. a.a.O., S. 163/164. 
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Rechtsbindung der Staatsgewalt mitsamt deren permanenter Überprüfbarkeit durch ein 

autarkes Gerichtswesen und einen allen offenstehenden Instanzenzug weder die Freiheit 

noch die Selbstbestimmung des Individuums sicherzustellen sind. Im Grunde ist der 

Rechtsstaat sozusagen der institutionalisierte Garant der Menschenwürde, der den 

einzelnen Menschen vor Willkür schützt und insoweit eine unentbehrliche Voraussetzung 

demokratischer Verfassungsstaaten darstellt. Gleichwohl soll auf dessen exakte Gestaltung 

nun nicht weiter eingegangen werden, da diesbezüglich sicherlich diverse Varianten – von 

der horizontalen bis zur vertikalen Gewaltenteilung bzw. -verschränkung – denkbar sind, 

eine zu eindeutige Vorgabe hier aber ebenso wenig notwendig erscheint wie zur 

wirtschaftlichen Verfasstheit. Ohnehin kommt es bei der Eingrenzung eines 

demokratischen Minimalkonsenses nicht darauf an, einer konkreten Ordnung das Wort zu 

reden und selbige bis ins Detail restlos festzulegen, sondern den kleinsten gemeinsamen 

Nenner an Werten und Verfahrensprinzipien zu finden, um den Nutzungsbereich des davon 

abzugrenzenden Extremismusbegriffs genauso kompakt zu gestalten. Damit selbiger eben 

erst im Falle bewusst gegen Freiheit und Demokratie gerichteter politischer Umtriebe und 

nicht schon bei Forderungen nach partiellen Umgestaltungen des Verfassungssystems 

greift126.  

Mithin sind also folgende Eckpfeiler des demokratischen Minimalkonsenses festzuhalten: 

Offenkundiger Schwerpunkt ist das Primat der Menschenwürde, die stets „Letztwert und 

Maßstab jeder demokratischen Ordnung, jeder Politik“127 sein muss. Deren bedingungslose 

Garantie begründet einen Pluralismus in Politik und Gesellschaft, der zur vollständigen 

Entfaltung neben dem Demokratie- bzw. Majoritätsprinzip als Entscheidungsmodus auch 

die Gewaltenkontrolle und andere balancierende Mechanismen des Rechtsstaats erfordert. 

Im Sinne einer Definition ex negativo ist eine Ablehnung dieser Elemente als 

antidemokratisch bezeichnen, womit als Extremist gilt, wer mit seinen politischen 

Intentionen oder Aktionen gegen die Menschenwürde und das Selbstbestimmungsrecht 

anderer verstößt, ferner den pluralistischen Ideenwettbewerb auszuhöhlen bzw. das 

Demokratieprinzip auszuhebeln beabsichtigt oder den rechtsstaatlichen Schutz der 

freiheitlichen Gesellschaftsordnung mit den eigenen Gestaltungsansprüchen nicht richtig 

zu vereinbaren vermag. Derweil ist die Frage, ob die erwähnten Faktoren im Ganzen oder 

nur halbwegs negiert werden, eigentlich sekundär – immerhin handelt es sich um die 

essentiellen Grundbausteine demokratischer Verfassungsstaaten128.  

                                                 
126 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 171/172. 
127 A.a.O., S. 175. 
128 A.a.O., S. 178. 
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Unterdessen kann diese nach wie vor amorphe Extremismusformel über die konzeptionell 

darauf aufbauende Positivdefinition mit weiteren Strukturelementen, die den 

verschiedenen Erscheinungsformen – abseits aller Unterschiede in Punkten wie Ideologie, 

Methodik und Organisation – gemeinsam sind, inhaltlich gefüllt und ausgemalt werden. 

Zumeist verhindert eine solche Veranschaulichung der gegen den demokratischen 

Verfassungsstaat gerichteten Denk- und Verhaltensmuster schimärische Zirkelschlüsse129, 

die im Zuge einer Beschränkung auf die ausschließlich negative, einem Schattenriss 

gleichende Begriffsbestimmung nicht auszuschließen sind. Mit anderen Worten, in dem 

Maße wie die Menschenwürde den Dreh- und Angelpunkt der freiheitlichen Demokratie 

symbolisiert, steht im Umkehrschluss deren Zurückweisung bzw. bloß fragmentarische, 

auf spezielle Bereiche und Zielgruppen begrenzte Anerkennung – die „Befürwortung von 

Ungleichheit im politischen Raum“130 – als primäres Erkennungsmerkmal für den 

Extremismus. In diesem Zusammenhang werden für gewöhnlich sowohl die Freiheit und 

Selbstbestimmung des Einzelnen als auch diejenige sozialer Gruppierungen kontinuierlich 

geleugnet und stattdessen deren Einordnung unter vorwiegend kollektiv orientierte 

Gesellschaftsbilder oder politische Zwecke gefordert. Der wesenhafte Antipluralismus, der 

daraus spricht, äußert sich außerdem regelmäßig in einem resoluten 

Alleinvertretungsanspruch, der die eigenen – womöglich utopischen – Ansichten zu den 

einzig „wahren“ erhebt und alle anderen Meinungen ausnahmslos für ungültig erklärt.  

Oftmals weisen extremistische Phänomene demzufolge einen eigentümlichen Drang zum 

Dogmatismus auf; sind ideologisch einerseits absolut fixiert und erachten die eigene 

Doktrin als immun gegen Kritik, während andererseits jedoch gerade die Offenheit und 

Vielfalt des demokratischen Willensbildungsprozesses mitsamt seiner angeblich „faulen“ 

Kompromisse als abstoßende Krankheit erscheint, gegen die es um jeden Preis  

vorzugehen gilt. Dem entspricht ein von spürbarer Intoleranz geprägtes Denken, das die 

Welt in erster Linie anhand bipolarer Kategorien in schwarz und weiß, gut und böse 

aufteilt und sich erfahrungsgemäß zu einem grundsätzlichen Verständnis von Politik als 

Krieg gegen andere Wertvorstellungen, Interessen und Lebensformen auswächst. Die 

Gegenseite – das „Fremde“ – wird häufig zum allgegenwärtigen Feindbild hochstilisiert 

und auf der Grundlage von Verschwörungstheorien zum dankbaren Sündenbock aufgebaut. 

Auf der Handlungsebene schlägt sich das stellenweise in verschiedenen, in Form und 

                                                 
129 Wiewohl „extremistisch“ für gewöhnlich zutreffend mit „antidemokratisch“ gleichgesetzt wird, muss 
„antiextremistisch“ deshalb nicht zwingend „demokratisch“ entsprechen. 
130 Everts: Politischer Extremismus, S. 196. 
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Intensität variierenden Anwandlungen von Fanatismus und Aktionismus sowie nicht selten 

offener oder verborgener Gewaltbereitschaft nieder131.  

Hierdurch steuern extremistische Konzepte vielfach auf eine „(…) Monopolisierung 

politischer Macht in den Händen einer einzigen, nur mehr sich selbst verantwortlichen 

Kraft“132 zu. Mit dem prekären Streben nach dem Missbrauch bzw. Abbau demokratischer 

Mechanismen und rechtsstaatlicher Schutzvorrichtungen betreiben derartige Kräfte den 

rigorosen Ausschluss bestimmter Schichten oder Klassen vom politischen 

Willensbildungsprozess, um die begehrte Machtposition zu befestigen133. Der Staat soll die 

anhängige Weltanschauung, die sich als Heilslehre versteht, vollständig absorbieren und 

verinnerlichen, nachdem deren Wahrheitsanspruch und Sendungsbewusstsein alternative 

Gestaltungsvorschläge im Hinblick auf das Gemeinwohl sowieso ausschließen. Vor diesem 

Hintergrund neigt der Extremismus normalerweise – ob direkt oder indirekt, bewusst oder 

unbewusst – durchweg zur Errichtung autokratischer bzw. diktatorischer 

Herrschaftsformen134, in der die staatliche Gewalt nicht mehr durch Kontrollmechanismen 

oder Gesetze beschränkt wird, sich die Klärung politischer Fragen stattdessen auf von der 

Gesellschaft abgeschottete Eliten und Führungszirkel verdichtet und sämtliche Formen der 

Mitsprache oder sogar Mitwirkung an Entscheidungen von vornherein ausgeschlossen 

bleiben. Ergo  

„(…) untergraben Extremismen nicht nur die Bürgerfreiheit: Sie unterminieren auch die Bürgergleichheit im 
Sinne der altgriechischen Isonomie und Isegorie, also der Gleichheit vor dem Gesetz, der Gleichberechtigung 
und dem Recht der freien Rede und Stellungnahme in die Allgemeinheit betreffenden Angelegenheiten.“135 
 

Das heißt, der Extremismus zielt aus sich heraus auf hierarchisierende, allen 

demokratischen Maximen schlechterdings zuwiderlaufende Differenzierungen zwischen 

Regierenden und Regierten, Mächtigen und Machtlosen, Eingeweihten und 

Entmündigten136. 

Wenngleich der vorstehend vollzogene Schritt von der Negativ- zur Positivdefinition den 

Extremismusbegriff in Sachen analytischer Erklärungskraft abermals vorangebracht hat, ist 

nicht zu verhehlen, dass den angeführten Symptomen aufgrund der weitgefassten 

Formulierung nach wie vor die nötige Trennschärfe abgeht, so dass diese Faktoren zum 

Teil nahtlos ineinanderfließen137. Realistisch gesehen muss ebenfalls angemerkt werden, 

                                                 
131 Gewalt wird hier weithin im Sinne des Ausübens psychischen oder physischen Drucks verstanden. 
132 Backes/Jesse: Vergleichende Extremismusforschung, S. 248 (Hervorhebung wie im Original). 
133 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 196/197. 
134 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 33. 
135 Backes: Politische Extreme, S. 240 (Hervorhebungen wie im Original). 
136 Vgl. ebd. 
137 Vgl. Pfahl-Traughber: Extremismusbegriff in der Diskussion, S. 73. 
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dass es weder eine Reinform extremistischer Parteien gibt, die alle genannten Punkte 

ausnahmslos aufweist, noch ausgeschlossen erscheint, dass manche davon möglicherweise 

selbst in demokratischen Reihen anzutreffen sind. Per se lässt sich dieser Phänomenologie 

darum keine vorbehaltlose definitorische Qualität attestieren; die angesprochenen 

Merkmale sind also keineswegs als ausschließlich und letztgültig zu deuten. Freilich erhält 

sich die positive Begriffsbestimmung andererseits gerade dadurch eine gewisse Flexibilität, 

die sich einer potentiellen Fortentwicklung aufgrund sich ständig verändernder 

Begebenheiten nicht verschließt. Denn eigentlich sollte selbige vor allem als Basis eines 

allgemeinen Beurteilungsrasters dienen, mit dem anhand konkreter Beispielfälle weitere 

Befunde über extremistische Denk- und Verhaltensweisen erarbeitet werden können138. 

Eine strikte Unterscheidung zwischen der vorherrschenden Negativ- und der zuvörderst 

komplementär dazu zu verstehenden Positivdefinition mag ansonsten im Einzelnen nicht 

immer machbar sein – das stört aber auch kaum. Am Ende bleibt die ex negativo 

deduzierte, normative Abgrenzung der Extremismusformel zum demokratischen 

Minimalkonsens nämlich weiterhin die bestimmende und bindende Klassifizierung139.  

Abschließend sind die signifikantesten Attribute des politischen Extremismus daher in der 

grundsätzlichen Ablehnung oder Entfremdung der menschlichen Fundamentalgleichheit 

sowie der Feinderklärung gegenüber dem gesellschaftlichen und politischen Pluralismus zu 

sehen. Diese Grundzüge können sich in Form von Absolutheitsansprüchen, Dogmatismus 

und Freund-Feind-Stereotypen vermischt mit Intoleranz und vereinzelter 

Gewaltbereitschaft sowie schrankenlosen Machtansprüchen kundtun. Ehe der Blick damit 

nun vorwiegend den Besonderheiten des Rechtsextremismus gelten soll, sind noch schnell 

die Vorzüge der normativen Extremismusformel gegenüber anderen, nicht selten alternativ 

gebrauchten Begriffen aufzuzeigen.  

 

2.4. Abgrenzung des Extremismusbegriffs von vermeintlichen Alternativen 

Zur Beschreibung antidemokratischer Bestrebungen ziehen Beobachter aus Wissenschaft, 

Politik und Medien zusätzlich zum Extremismusbegriff häufig noch weitere, dem Wesen 

nach augenscheinlich sehr verschiedene Bezeichnungen und Etiketten heran. Manche 

Kommentatoren beharren auf der in diesem Kontext lange dominierenden Vokabel 

Radikalismus, während andere wiederum auf weltpolitisch aktuellere Formeln wie 

Terrorismus oder Fundamentalismus zurückgreifen, die spätestens seit 2001 zur 

obligatorischen Terminologie des politischen Tagesgeschäfts zählen, oder lieber 
                                                 
138 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 197. 
139 Vgl. a.a.O., S. 199/200. 
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Modewörter wie den Populismus bemühen. Allerdings vermögen diese Ausdrücke mit dem 

normativen Extremismuskonzept hinsichtlich der Fähigkeit zur wertorientierten 

Kategorisierung politischer Erscheinungen, Kräfte und Formationen offenkundig nicht 

mitzuhalten, so dass selbiges heute nahezu ohne Alternative zu sein scheint.  

Das beginnt mit dem Radikalismus, der primär die Intensität der Entschlossenheit 

politischer Akteure beschreibt, weniger deren konkrete Absichten respektive Endziele140 – 

und demnach inhaltlich immer „relativ und konturlos“141 bleiben muss. Das heißt, dass 

Radikale die eigenen Grundsätze zwar mit absoluter Geradlinigkeit vertreten, die 

herrschenden Verhältnisse deshalb aber nicht zwingend herausfordern und in den 

Grundfesten erschüttern wollen. Radikale Kritik vermag sich im Kontrast dazu durchaus 

auch in Gestalt partieller Reformen der demokratischen Verfassungsordnung 

niederzuschlagen und sollte aufgrund dessen nicht pauschal mit antidemokratischen 

Gesinnungen, Revolutionsgehabe und Gewaltbereitschaft assoziiert werden. Dafür spricht 

schon die historische Genese jener Bezeichnung, die noch im 18. und 19. Jahrhundert sehr 

eng mit traditionell liberaldemokratischen Idealen – vorneweg der Forderung nach Freiheit 

und Bürgerrechten, sozialer Gleichheit und Selbstbestimmung – verknüpft war, später 

jedoch einen kompletten Bedeutungswandel zu einer „kompromisslosen 

Umsturzgesinnung“142 erfuhr und so immer mehr zu einem Instrument tagespolitischer 

Streitigkeiten wurde. Insgesamt ist der Radikalismus darum sowohl angesichts seiner 

mangelnden Trennschärfe als auch seiner wechselhaften Entwicklung für die 

wissenschaftliche Begutachtung und Einordnung antidemokratischer Bestrebungen 

untauglich, weil die Bandbreite an Inhalten, die in diesem Terminus gebündelt werden, 

schlicht zu groß ist. Demgegenüber kommt die Formel des politischen Extremismus schon 

dank der vergleichsweise kurzen Begriffsgeschichte mit deutlich weniger 

missverständlichen Vorprägungen und Bezügen daher143 – und profitiert insofern von der 

impliziten „Farblosigkeit“144.  

Derweil entspricht der Fundamentalismus genau genommen bloß einer besonderen Spielart 

des Extremismus, welche die Einheit von weltlicher und geistlicher Führung – Staat und 

Religion – befürwortet. Größtenteils lancieren derartige Kräfte religiös-traditionalistische 

Prinzipien sowie ethnisch-nationalistische Konzepte, um sich damit dem liberalen 

Pluralismus westlicher Gesellschaften entgegenzustemmen. Folglich reicht der 

                                                 
140 Das Wort Radikalismus leitet sich vom lateinischen „radix“, also der Wurzel, ab. 
141 Everts: Politischer Extremismus, S. 44. 
142 A.a.O., S. 44/45. 
143 Siehe Kapitel 2.1. 
144 Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 32. 
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Fundamentalismus über den rein politischen Aspekt hinaus und ist mehr als philosophisch-

kulturelle Absage an die Werte der Aufklärung und Moderne denn als unmittelbarer 

Antipode des demokratischen Verfassungsstaats zu verstehen. Dementsprechend müssen 

solche Phänomene nach außen – ungeachtet der meist antiindividualistischen Positionen – 

auch nicht unbedingt antidemokratisch oder gar gewalttätig auftreten, obschon dieser 

Befund mit Blick auf den Islamismus als momentan auffälligster Variante nahezuliegen 

scheint145. Trotzdem gebietet die Toleranz, dass diesbezüglich von politischem 

Extremismus generell nur die Rede sein sollte, wenn sich der Fundamentalismus nicht 

mehr auf die selbstverordnete Rigidität der Religionsanschauung bzw. -ausübung 

beschränkt, sondern mit brennendem Fanatismus nach schrankenlosem Einfluss auf andere 

strebt und seine Erklärungsansätze auf die weltliche Ebene ausdehnt146. Im Großen und 

Ganzen ist der Fundamentalismusbegriff demgemäß als Komplementärkategorie zu sehen, 

welche die Extremismusformel auf Feldern wie Kultur und Glauben sinnvoll 

auszudifferenzieren, aber nicht vollständig abzulösen vermag. Demgemäß erscheint es 

zweifellos angebracht, die Trennung zwischen diesen beiden Termini auch weiterhin 

beizubehalten. 

Entsprechendes gilt für das umstrittene Etikett des Terrorismus147, das dem Extremismus 

im wissenschaftlichen wie im politischen Sprachgebrauch gleichermaßen nahesteht. Im 

Allgemeinen verfolgt dieser die Verwirklichung politischer Vorhaben durch die 

systematische Anwendung massiver Gewalt – und negiert per se schon damit die 

Grundwerte der Demokratie. Insofern sind solche Gruppierungen entgegen der eventuell 

dahinterstehenden Intentionen148, allein bereits aufgrund der Methodik als durchweg 

extremistisch zu bewerten. Denn „anders als Extremismus ist Terrorismus in der 

freiheitlichen Demokratie nicht nur illegitim, sondern stets illegal, weil Demokratien es per 

definitionem ermöglichen, politische Veränderungen gewaltlos herbeizuführen“149. Der 

Terrorismusbegriff steht daher vor allem für die „Kampfesform des politischen 

Extremismus“150, also für dessen militanteste Erscheinungsform. Beide Bezeichnungen 

                                                 
145 Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Islamismus – Djihadismus – Totalitarismus – Extremismus. In: Dies. 
(Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 14. Jahrgang. Baden-Baden, 2002, S. 13-26. 
146 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 74. 
147 Unter diesem Sammelbegriff werden heute zahlreiche verschiedene politische Gewaltphänomene – vom 
Guerillakampf über Versuche eines blutigen Staatsstreichs bis hin zum Gegenstück eines „Staatsterrors“ – 
zusammengefasst; eine exakte Definition erscheint dementsprechend problematisch.   
148 Vgl. Everts: Politischer Extremismus, S. 59/60. 
149 Bergsdorf, Harald: Extremismus als Herausforderung der Demokratie. In: Die Politische Meinung, 
9/2006, S. 45-52, S. 48 (Hervorhebung wie im Original). 
150 So Gerd Langguth, zitiert nach Everts: Politischer Extremismus, S. 57. 
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decken sich demnach streckenweise, sind aber dennoch alles andere als synonym zu 

verstehen. 

Anders liegen die Dinge bezüglich des Ausdrucks Populismus, der im vergangenen 

Jahrzehnt in Westeuropa im Kontext diverser Wahlerfolge relativ weit rechts zu 

verortender Kräfte zur beinahe restlos negativ verwendeten Kampfvokabel avanciert ist151. 

Eingedenk seines manchmal geradezu martialischen Erscheinungsbilds, als dessen 

signifikanteste Eigenschaften der Bewegungscharakter, die hervorgehobene Position der 

häufig charismatischen Führungsfigur sowie der Einsatz größtenteils simplifizierender 

Propaganda und aufsehenerregender Provokationen gelten152, werden dem 

Rechtspopulismus gelegentlich gewisse Parallelen zum Rechtsextremismus attestiert. 

Dabei verkennen solche Einschätzungen allerdings, dass es sich beim Populismus – im 

Gegensatz zum inhaltlich meist enorm „harten“ Extremismus – vornehmlich um einen 

spezifischen Politikstil handelt, der seinen eigenen Ideologiegehalt bewusst auf ein 

Minimum beschränkt153. So bietet dieser ein flexibles „Machteroberungskonzept, das mit 

vielen Doktrinen (…) Synthesen zu bilden“154 und die politische Stoßrichtung falls nötig 

prompt anzupassen vermag.  

Wenngleich populistische Erscheinungen definitiv auch positive Effekte mit sich bringen 

können155, sind selbige deswegen kaum pauschal als demokratisch oder antidemokratisch 

zu bewerten. Denn dank der gleichsam opportunistischen Fähigkeit zur „Mutation“156 

beherrschen derartige Formationen für gewöhnlich beide Klaviaturen. Gleichzeitig sind 

natürlich nicht nur populistische Akteure im Stande, extremistische Anwandlungen zu 

entwickeln, sondern extremistische Gruppierungen neigen mitunter ebenfalls dazu, sich 

populistische Stilmittel und Agitationsformen zu eigen zu machen. Insofern fällt der 

Populismusbegriff notgedrungen durch seine angeborene Unschärfe auf – und erscheint zur 

                                                 
151 Vgl. Decker, Frank: Rechtspopulismus. Ein neuer Parteientyp in den westlichen Demokratien. In: 
Gegenwartskunde, 3/2001, S. 293-305, S. 293; Priester, Karin: Der populistische Moment. In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, 3/2005, S. 301-310, S. 302. 
152 Vgl. Decker: Rechtspopulismus, S. 300-302; Priester, Karin: Der Populismus des 21. Jahrhunderts. In: 
Blätter für deutsche und internationale Politik, 11/2006, S. 1319-1333, S. 1322. 
153 In erster Linie geht es dabei für gewöhnlich um ethnisch-nationale oder soziale Identitätsfragen bzw. eine 
Mischung daraus; ob es generell eine besondere populistische Ideologie gibt, ist in der Literatur derweil 
durchaus umstritten. Vgl. Decker: Rechtspopulismus, S. 295/296; Priester: Populismus des 21. Jahrhunderts, 
S. 1321. 
154 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Neue Formen des politischen Extremismus? In: Dies. (Hrsg.): Jahrbuch 
Extremismus & Demokratie. 10. Jahrgang. Baden-Baden, 1998, S. 15-32, S. 24. 
155 Zum Beispiel vermag das Erstarken populistischer Kräfte und Bewegungen die politischen Eliten auf 
akute gesellschaftliche Missstände und gestörte Kommunikationsverhältnisse zur Bevölkerung aufmerksam 
zu machen – wenn auch meist in polemischer Manier. 
156 Priester: Populismus des 21. Jahrhunderts, S. 1324. 
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Untersuchung antidemokratischer Phänomene daher allenfalls zur Erfassung 

symptomatischer formeller Prüfkriterien sowie zur analytischen 

Ergänzung der Extremismusformel nutzbar. Womit an Letzterer eigentlich kaum ein Weg 

vorbeiführt.  

 

2.5. Zur Bedeutung der politischen Richtungsbegriffe 

Damit geht es nun darum, eine Brücke zur spezifischen Problematik der vorliegenden 

Parteienstudie zu schlagen. Um den Rechtsextremismus inhaltlich eingrenzen zu können, 

gilt es vorab zu klären, was die politischen Richtungsbegriffe eigentlich aussagen und 

inwiefern diese grundsätzlich auch nach über 200 Jahren noch zur wissenschaftlichen 

Verwendung praktikabel sind. Die Wurzeln liegen bekanntlich in der französischen 

Nationalversammlung von 1789, in der die Vertreter der Monarchie bald auf der rechten, 

die Verfechter freiheitlicher, revolutionärer Veränderungen auf der linken Plenumsseite 

Platz nahmen. Diese politische Raumaufteilung, die eine zusätzliche Klassifizierung der 

Abgeordneten – etwa nach sozialen Kriterien – zugunsten des Volkssouveränitäts- und 

Repräsentativitätsprinzips vermied, sollte sich fortan zum Vorbild für die 

parlamentarischen Sitzordnungen in zahlreichen weiteren demokratischen 

Verfassungsstaaten entwickeln und sich darüber zusehends in der politischen Sprache 

festsetzen. Als „links“ werden seither für gewöhnlich diejenigen Akteure und Haltungen 

tituliert, die sich für gesellschaftliche Egalität, Säkularität und politische Emanzipation 

starkmachen; „rechts“ steht demgegenüber für die resolute Verteidigung gewachsener 

Strukturen und traditioneller Hierarchien157.  

Dem Selbstverständnis der einschlägigen Strömungen muss diese grobe Differenzierung 

gleichwohl keineswegs entsprechen: Während sich Formationen der politischen Rechten in 

der Regel nur vereinzelt in derselben, sondern tendenziell eher in einer ideologisch 

unverdächtigeren Mitte wähnen158, sehen deren Rivalen das eigene Lager häufig in 

wesentlich positiverem Licht und tragen „ihr Linkssein vielfach wie eine Fahne“159 vor 

sich her. Dass die Richtungsbegriffe gerade in alltagspolitischen Kontroversen gerne als 

Kampfvokabeln eingesetzt werden, erscheint angesichts derart gegensätzlicher 

Interpretationen nicht überraschend. Zumal sich die damit verbundenen Inhalte, Prinzipien 

                                                 
157 Vgl. Decker, Frank: Jenseits von rechts und links? Zum Bedeutungswandel der politischen 
Richtungsbegriffe. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 10. 
Jahrgang. Baden-Baden, 1998, S. 33-48, S. 34/35. 
158 Vgl. a.a.O., S. 37.  
159 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Die Rechts-Links-Unterscheidung – Betrachtungen zu ihrer Geschichte, 
Logik, Leistungsfähigkeit und Problematik. In: Dies. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 9. 
Jahrgang. Baden-Baden, 1997, S. 13-38, S. 17/18. 
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und Konnotationen mit der Zeit verändert und stellenweise regelrecht miteinander 

vermischt haben, so dass die Programme moderner demokratischer Parteien heute diverse, 

einstmals explizit „rechte und linke Gedankenfäden zu einem unentwirrbaren Knäuel“160 

miteinander vereinen und die Konturen immer mehr verwässern. Besonders mit Blick auf 

die stetig steigende Komplexität ist die dichotome Kategorisierung der politischen 

Landschaft in der Literatur deshalb mittlerweile durchaus strittig161.  

Denkt man sich das Rechts-Links-Schema dennoch erst einmal als antithetische Dyade, die 

den politischen Raum so aufteilt, dass sämtliche Kräfte oder Konzepte partout entweder 

der einen oder der anderen Seite angehören müssen162, offenbart sich in dieser Verkürzung 

aller darin enthaltenen Konfliktlinien auf einen schlichten Dualismus schon dessen 

entscheidender Vorteil. So wird die Orientierung erleichtert und eine einfache Fremd- bzw. 

Selbsteinschätzung zu den beiden Flügeln ermöglicht163. Allerdings speist sich das eigene 

Hinzuzählen zu dieser oder jener Hälfte erfahrungsgemäß seltener aus einer intensiven 

inhaltlichen Auseinandersetzung mit den dahinter verborgenen Anschauungen, als 

vielmehr aus 

„(…) einer diffusen Mischung aus einer emotionalen, teilweise milieubedingten Bindung zu den jeweilig 
assoziierten Idealen der Freiheit, Gleichheit oder sozialen Gerechtigkeit und einer mehr oder weniger 
rationalen Erwartungshaltung im Hinblick auf die Interessenwahrnehmung durch die Parteien. Rechts oder 
links beschreiben die politische Heimat eines Menschen, die auch ohne klare programmatische 
(Be)Kenntnisse mehr umfasst als den bloßen geographischen Standpunkt in der Parteienlandschaft.“164 
 

Außerdem verheißt die Vorstellung einer Aufteilung des politischen Spektrums in zwei 

einander entgegengesetzte Bereiche zugleich das Vorliegen eines Berührungspunkts und 

zweier weitestmöglich voneinander entfernter Außenpositionen165. Womit sich das an und 

für sich dyadische Modell zur Triade erweitert – und demnach der eingangs 

angesprochenen Denkfigur von der Mitte versus die Extreme entspricht. Zudem lässt sich 

das Bild durch die Berücksichtigung gemäßigter Zwischenschritte weiter ausgestalten, so 

dass Ideen und Doktrinen eben nicht nur in absolut „rechts“ und „links“, sondern ebenso 

anhand des relativen Bestimmungsorts innerhalb der jeweiligen politischen Blöcke zu 

differenzieren sind.  

                                                 
160 Backes/Jesse: Rechts-Links-Unterscheidung, S. 18. 
161 Vgl. Decker: Jenseits von rechts und links?, S. 36/37. 
162 Vgl. Bobbio, Norberto: Rechts und Links. Gründe und Bedeutung einer politischen Unterscheidung. 
Berlin, 1994, S. 11. 
163 Vgl. Decker: Jenseits von rechts und links?, S. 36. 
164 Everts: Politischer Extremismus, S. 98/99 (Hervorhebung wie im Original). 
165 Vgl. Backes/Jesse: Rechts-Links-Unterscheidung, S. 20. 
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Wie angedeutet gilt die Einstellung gegenüber dem Ethos menschlicher 

Fundamentalgleichheit dabei gemeinhin als ausschlaggebender Faktor166: Vereinfacht 

gesagt messen linke Bewegungen meist dem größere Bedeutung zu, was die Menschen 

gleich statt ungleich macht und möchten die für disproportionale Bedingungen 

verantwortlich gemachten sozialen Missstände dementsprechend rasch abstellen, 

wohingegen rechte Vorstellungen das Vorliegen unterschiedlicher Voraussetzungen als 

strukturelle Basis anerkennen und damit letztlich das verteidigen, was die Menschen 

ungleich statt gleich macht167. Wobei dieses Kriterium im ersten Moment vor allem auf die 

politische Mitte schwierig anzuwenden wirkt, weil sich dort heute de facto schon ein 

allseits akzeptierter Konsens an freiheitlich-demokratischen Werten etabliert hat und die 

einzelnen Meinungen somit selten eklatant voneinander abweichen.  

Auch wenn die revolutionären Ideale von 1789 mittlerweile geradezu zum „Allgemeingut 

der großen Volksparteien in den westlichen Demokratien“168 gehören, muss deren 

Differenzierung in „rechts“ oder „links“ dennoch längst nicht obsolet sein. Im Gegenteil, 

im Grunde ermöglicht erst die damit einhergehende Anerkennung des Pluralismus ein 

sinnvolles Arbeiten mit den Richtungsbegriffen. Wiewohl ein einhelliges Verständnis von 

Politik als – bei aller Konkurrenz – fairem Wettbewerb die Parteien einerseits an feste 

Verfahren und Konfliktregelungsmechanismen bindet, erhalten selbige dadurch 

andererseits eine adäquate Plattform, um Kontroversen medienwirksam auszutragen, sich 

aneinander „abzuarbeiten“ und mitunter das eigene Profil zu schärfen. Dass sich die 

inhaltlichen Divergenzen geschmälert haben oder nicht mehr ganz so offensiv eingefordert 

werden mögen, heißt nämlich weitaus nicht, dass diese nicht mehr existent sind.  

Wenn sich die Kontrahenten deshalb gelegentlich – beispielsweise um den 

allgegenwärtigen Sachzwängen gerecht zu werden – aufeinander zu bewegen und 

Koalitionen schmieden, dabei durch Kompromisse und Sonderinteressen automatisch 

Spannungen und Meinungsverschiedenheiten befördern, die sich bisweilen in 

vorübergehender Distanzierung, vehementen Konfrontationen oder gar dem Widerruf der 

Kooperationsvereinbarungen zu äußern vermögen, offenbart der demokratische 

Willensbildungsprozess darin seine gesamte Komplexität und Dynamik. Mithin sind 

                                                 
166 Vgl. Backes/Jesse: Rechts-Links-Unterscheidung, S. 32/33; Bobbio: Rechts und links, S. 79; Decker: 
Jenseits von rechts und links?, S. 48; Thieme, Tom: Jenseits politischer Richtungsbegriffe? – Extremismus 
zwischen Fundamentalismus, Rechts- und Linksextremismus. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): 
Jahrbuch Extremismus und Demokratie. 17. Jahrgang. Baden-Baden, 2005, S. 53-72, S. 53; Winkler, Jürgen 
R.: Rechtsextremismus. Gegenstand – Erklärungsansätze – Grundprobleme. In: Schubarth, Wilfried/Stöss, 
Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 2000, S. 38-68, 
S. 47. 
167 Vgl. Bobbio: Rechts und links, S. 79. 
168 Everts: Politischer Extremismus, S. 102. 
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„rechts“ und „links“ selbst in solch verworrenen Konstellationen nicht trotz, sondern 

richtigerweise primär aufgrund des tragfähigen gemeinsamen Normen- und Wertekanons 

der politischen Kräfte als vergleichsweise leicht anzuwendende Wegweiser auf dem 

Markplatz der Ideen zu sehen169. Jedoch dürfen die Richtungsbegriffe nie als statisch 

aufgefasst werden, müssen stattdessen allein schon aufgrund des seit mehr als 200 Jahren 

anhaltenden Wandlungsprozesses stets in Relation zu den alltagspolitischen 

Weiterentwicklungen stehen.  

Einstweilen gestaltet sich deren Anwendung hinsichtlich der Extrempositionen kaum 

weniger kompliziert, weil sich die Ansichten zum Ethos menschlicher 

Fundamentalgleichheit hier keineswegs so verschieden darstellen, wie das in Anbetracht 

des größtmögliche Ferne suggerierenden Antagonismus zu vermuten wäre. Bereits die 

naheliegende Folgerung einer apodiktischen Verneinung durch den Rechts- und 

entsprechenden Bejahung durch den Linksextremismus, die das Risiko einer 

Verabsolutierung auf Kosten der Freiheit einschließt, erweist sich im Kern als 

Fehlinterpretation170: Während die rigide Feindschaft zum Gleichheitsprinzip in den 

hierarchisierend angelegten Denkmustern rechtsextremistischer Formationen, die manche 

soziale Gruppierungen als „minderwertig“ und minderberechtigt auffassen, auch mit Blick 

auf die historischen Beispiele des Nationalsozialismus und Faschismus schwerlich zu 

leugnen sein dürfte, lässt sich das vorderhand anzunehmende Gegenteil für den linken 

Flügel schlechterdings nicht vorbehaltlos aufrechterhalten. Immerhin setzt die Realisierung 

der Isonomie fraglos voraus, das Individuum auch „(…) als geistig autonomes, zur 

Selbstbestimmung fähiges Subjekt zu sehen, dem trotz seiner natürlichen und sozialen 

Verschiedenheit das gleiche Recht auf politische Teilhabe und auf Schutz vor staatlicher 

Willkür zuerkannt wird“171. Demgegenüber erstrebt etwa der Kommunismus zwar eine 

egalitäre Grundordnung, zwingt die Menschen zugleich allerdings in ein Kollektivsystem, 

das allenfalls annähernd äquivalente Lebensverhältnisse ermöglicht, nicht aber echte 

Gleichberechtigung. Womit es sich um eine Weltanschauung handelt, die einer speziellen 

Gesellschaftsschicht, der Arbeiterklasse, den Vorrang einräumt, die Anmeldung sonstiger 

Gestaltungsansprüche hingegen eindämmt und verbietet – und somit Ungleichheiten 

verstetigt. 

Folglich negieren einige Ausschnitte des Links- ebenso wie der Rechtsextremismus den 

Grundsatz menschlicher Fundamentalgleichheit, da schlechterdings „nicht die Absicht 

                                                 
169 Vgl. Decker: Jenseits von rechts und links?, S. 48; Everts: Politischer Extremismus, S. 113. 
170 Vgl. Backes/Jesse: Rechts-Links-Unterscheidung, S. 32/33. 
171 Everts: Politischer Extremismus, S. 103. 
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eines (vorgeblichen) Gleichheitsstrebens, sondern die Wirkung“172 zentral ist. Die 

strukturellen Entsprechungen der Antipoden in Bezug auf die antiegalitäre 

Grundausrichtung vermögen sich im Einzelnen natürlich in stark variierenden 

Begründungen und Ausprägungen niederzuschlagen. Für das Gleichheitsprinzip als 

elementarem Markstein zwischen „rechts“ und „links“ zieht das in diesem Teilbereich des 

politischen Spektrums logischerweise einen Verlust an Trennschärfe nach sich. Dafür 

sticht die Konfliktlinie demokratisch versus antidemokratisch hier umso schärfer heraus 

und erhellt den Blick auf eine andere Kontraststellung, die sich sogar als geeignet erweist, 

diffuse Bestrebungen wie den Islamismus zu erfassen, die gegenwärtig an Bedeutung 

gewinnen, allein anhand der Richtungsbegriffe aber schwerlich zu greifen sind173. Der 

Verzicht auf das Rechts-Links-Schema erscheint nichtsdestotrotz weder sinnvoll noch 

notwendig, da selbiges ungeachtet aller Defizite weiterhin ein nahezu unentbehrliches, 

nachgerade simpel zu handhabendes Werkzeug zur Vermessung der Realität darstellt, das 

hilft, die ideologischen Wurzeln und immanenten Wesensmerkmale von Parteien und 

Programmen mindestens skizzenhaft nachzuvollziehen.   

Für die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit extremistischen Akteuren und 

Positionen gibt die dichotome Unterscheidung demnach einen ersten wichtigen, 

wenngleich groben Anhaltspunkt für genauere Analysen, die schon wegen der 

gravierenden weltanschaulichen Abstufungen derartiger Phänomene geboten scheinen. 

Egal ob daraufhin Aspekte wie politische Aktionsformen, gesellschaftliche Verankerungen 

oder die dazugehörigen Entwicklungspotentiale näher betrachtet werden, muss das oberste 

Gebot letzten Endes stets darin bestehen, losgelöst von der politischen Ausrichtung soweit 

wie möglich gleiche Distanz zum bearbeiteten Gegenstand zu wahren174. Ein 

wissenschaftlicher Eigenanspruch verlangt nach transparenten Herangehensweisen, die alle 

der Instrumentalisierung verdächtigen Momente sowohl im Hinblick auf die 

Extremismusformel als auch die im Ruf von Kampfvokabeln stehenden Richtungsbegriffe 

tunlichst vermeiden sollten. 

                                                 
172 Everts: Politischer Extremismus, S. 184. 
173 Vgl. Backes/Jesse: Islamismus, S. 26. 
174 Dennoch wird dieser eigentlich selbstverständliche Leitsatz in der Literatur wohlgemerkt nicht immer 
eingehalten: Zum Beispiel wird der Rechtsextremismus stellenweise zu Recht als ausnahmslos 
antidemokratisch eingestuft, wohingegen der Linksextremismus nach dem selben Befund aber nur als in 
erster Linie antikapitalistisch erscheinen soll. Allerdings zieht dieser Ansatz damit zwei völlig verschiedene 
Analyseebenen heran, nämlich hier das Verhältnis zum demokratischen Verfassungsstaat, dort die 
Auseinandersetzung mit dem marktwirtschaftlichen Wirtschaftssystem. Dahinter verbirgt sich – ob gewollt 
oder nicht – eine klare Wertung, die keineswegs angemessen als solche zu erkennen gegeben wird. Davon 
abgesehen lassen sich realiter, anders als von dem angesprochenen Konzept suggeriert, weder 
rechtsextremistische Kapitalismuskritik noch linksextremistische Demokratiefeindschaft restlos ausschließen. 
Vgl. Stöss: Extreme Rechte in der BRD, S. 18. 



2.6. Schattenriss des Rechtsextremismus 

 

 - 54 - 

2.6. Schattenriss des Rechtsextremismus 

Wie in den vorangegangenen Abschnitten gezeigt, steht der Begriff des politischen 

Extremismus gemeinhin geradezu synonym für die manifeste Ablehnung des Ethos 

menschlicher Fundamentalgleichheit mitsamt der darauf gründenden Formen 

pluralistischen Austauschs und Wettbewerbs im politischen Willensbildungsprozess und 

im gesellschaftlichen Bereich. Konzeptionell entspricht der Rechtsextremismus demnach – 

ebenso wie der Linksextremismus und der Fundamentalismus – in erster Linie einer 

besonderen Variante desselben, die die elementaren Komponenten demokratischer 

Verfassungsstaaten aufgrund eines an bestimmte Traditionen anknüpfenden Weltbilds 

negiert. Von daher gilt es nun, in einer Positivdefinition die signifikantesten Positionen und 

Symptome dieser Strömung herauszufiltern, was sich gleichwohl schon insofern als 

schwierig erweisen dürfte, als es sich dabei um ein ideologisch alles andere als geschlossen 

auftretendes, vielmehr weitläufiges und vielfach in sich gespaltenes Spektrum handelt, das 

sich außerdem ständig wandelt, also in verschiedenen geschichtlichen Phasen variierende 

Phänomene hervorgebracht hat. Ergo wäre es zweifellos verfehlt, eine historische 

Einzelgestalt wie den Nationalsozialismus herauszugreifen und vorschnell als „den“ 

Rechtsextremismus schlechthin zu verabsolutieren175; schließlich ist zwar jeder 

Nationalsozialist zugleich ein Rechtsextremist, aber nicht jeder Rechtsextremist auch ein 

Nationalsozialist. Die Dinge erscheinen wesentlich komplizierter, weshalb sich die 

begriffliche Eingrenzung anfangs auf allgemeinere Strukturmerkmale und Grundzüge 

beschränken muss, die einerseits sämtlichen rechtsextremistischen Gruppierungen eigen 

sind, diese andererseits aber relativ kontrastreich von anderen Spielarten des Extremismus 

abheben.  

Für gewöhnlich weisen Rechtsextremisten den demokratischen Minimalkonsens und  seine 

Pfeiler – die Menschenwürde, den Pluralismus in Verbindung mit demokratischen 

Verfahrensregeln sowie die institutionellen Absicherungen des Rechtsstaats – entweder 

ganzheitlich oder zumindest in einzelnen Aspekten zurück. Infolgedessen vermag die 

Intensität dieser antidemokratischen Grundhaltung, die sowohl ausdrücklich artikuliert als 

auch teilweise aus taktischen Gründen verschleiert wird, durchaus zu schwanken. Zudem 

lassen sich die zur Realisierung einschlägiger politischer Zielvorstellungen eingesetzten 

Methoden nicht pauschalisierend auf ausschließlich legale bzw. illegale Maßnahmen 

verengen, so dass der Rechtsextremismusbegriff als solcher nach wie vor schemenhaft 

                                                 
175 Vgl. Brodkorb, Mathias: Metamorphosen von Rechts. Über strategische und programmatische 
Wandlungen des modernen Rechtsextremismus. In: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Gibt es einen modernen 
Rechtsextremismus? Das Fallbeispiel Mecklenburg-Vorpommern. Schwerin, 2002, S. 2-65, S. 3. 
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bleibt und vorerst wenig von anderen extremistischen Mustern abweicht. Die 

maßgeblichen Divergenzen werden erst mit Blick auf einige ideologische Besonderheiten 

augenscheinlich.  

So erachtet rechtsextremistisches Gedankengut die eigene Gruppierung regelmäßig als 

„höherwertig“, im Sinne von edler und kostbarer als andere, was von der Stoßrichtung her 

an klassisch „rechte“, hierarchisierend angelegte Strukturen anknüpft. In der konkreten 

Ausformung und Argumentation dieser „Ideologie der Ungleichheit“176 kommen dann 

wiederum diverse Versionen und Abstufungen zum Vorschein. Zum Beispiel stehen für 

viele deutschnationale sowie mit Abstrichen manche nationalkonservative Akteure die 

Bewahrung und der Machtausbau der – ob staatlich oder kulturell verstandenen – Nation 

klar im Mittelpunkt. Die differenzierende Funktion dieses weit über ein Normal- bzw. 

Durchschnittsmaß an Nationalbewusstsein hinausgehenden und häufig aggressiv 

vorgetragenen Nationalismus vermag – wie bei völkischen Formationen der Fall – aber 

auch eine apodiktische Fokussierung auf das Volk einzunehmen177. Im Zuge dessen wird 

jene Ethnie als anderen ohne jeden Zweifel überlegen aufgefasst. Erfahrungsgemäß 

übersteigert sich deren chauvinistische Verherrlichung dann schnell zur biologistischen 

und sozialdarwinistischen Diskriminierung und Ausgrenzung sonstiger Volks- bzw. 

Randgruppen, so dass der ursprüngliche Ethnozentrismus bald in Rassismus sowie 

bisweilen in Antisemitismus umschlägt.  

Unabhängig davon, welches Element rechtsextremistische Erscheinungen also zur 

Verteidigung der angeblichen menschlichen Ungleichheit in den Vordergrund stellen, 

resultieren diese Vorstellungen stets in abschottenden Effekten: Wer aufgrund seiner 

nationalen, ethnischen, sozialen oder religiösen Wurzeln „dazugehören“, deshalb auch 

Bürgerrechte oder Beteiligung am gesellschaftlichen Wohlstand genießen soll und wer 

nicht, wird genauso explizit wie resolut geregelt. Gleichzeitig appelliert die vehemente 

Herabsetzung von „Fremden“ und „Feinden“ an dahinter verborgene Bedrohungsgefühle 

und dient damit der Homogenität und Bindekraft der eigenen Gruppe. Daraus spricht das 

Idealbild einer Volksgemeinschaft, in der die Individuen persönlichen Interessen und 

politischen Gestaltungsansprüchen zum Wohle des Ganzen entsagen und ein Monismus die 

vermeintlich spaltende pluralistische Meinungsvielfalt verdrängt. Regierte und Regierende 

verschmelzen darin zur kompakten Einheit und verkörpern die soziale Basis, auf der der 

                                                 
176 Pfahl-Traughber, Armin: Der organisierte Rechtsextremismus in Deutschland nach 1945. Zur 
Entwicklung auf den Handlungsfeldern „Aktion“ – „Gewalt“ – „Kultur“ – „Politik“. In: Schubarth, 
Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 
2000, S. 71-100, S. 72. 
177 Vgl. Winkler: Rechtsextremismus, S. 46/47. 
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starke Staat seine Endziele – und insofern auch die seiner Bürger – konsequent 

durchzusetzen vermag, nach innen wie nach außen 178. Im Hinblick auf eine etwaige 

rechtsextremistische Machtübernahme droht eine Institutionalisierung der angesprochenen 

„Ideologie der Ungleichheit“ demnach in eine straffe, mindestens autoritäre Grundzüge 

aufweisende Herrschaftsform zu münden, die die Gesellschaft wahrscheinlich sehr 

einseitig dominieren würde.  

Im Ganzen betrachtet ragen daher vor allem die evidenten 

Ungleichwertigkeitsvorstellungen, die sich im heiklen Drang nach einer einheitlichen, alle 

„andersartigen“ und andersdenkenden Menschen absondernden Gemeinschaft 

niederschlagen, als entscheidende Merkmale rechtsextremistischer Umtriebe heraus. 

Wiewohl die beschriebenen Wesenszüge den entsprechenden Gruppierungen mehr oder 

minder komplett eigen sind, hat sich daraus bis heute keine konsistente Weltanschauung 

entwickelt, im Gegenteil. Vielmehr interpretieren die einzelnen Vertreter die gemeinsamen 

Voraussetzungen größtenteils eher eigenwillig. Notgedrungen muss eine inhaltliche 

Definition darum vage ausfallen; der Nebel verflüchtigt sich erst, wenn die angeführten 

Bestandteile anhand eines adäquaten Belegexemplars geprüft, abgewogen und 

gegebenenfalls ergänzt werden. Eine solche Veranschaulichung kann zwar keine 

allgemeine Verbindlichkeit beanspruchen, dafür aber zumindest die ansonsten amorphe 

Materie greifbarer gestalten und darüber zum Erkenntnisgewinn beitragen. Aufgrund 

dessen soll dieser Arbeitsschritt zum Abschluss der vorliegenden Arbeit für die NPD 

vollzogen werden179.  

 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
178 Vgl. Pfahl-Traughber: Organisierter Rechtsextremismus in Deutschland, S. 72. 
179 Siehe Kapitel 9.1. 
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3. Politisch-kulturelle Voraussetzungen:  

 Anfang und Ende des deutschen „Sonderwegs“ 

Politische Akteure wie die NPD bewegen sich keineswegs im luftleeren Raum, sondern 

bleiben letztlich stets in einen komplexen Rahmen bzw. ein Netzwerk verschiedenster 

Prämissen und Anforderungen eingebunden, deren Nutzbarmachung zum Teil über 

Triumph und Niederlage entscheiden kann. Dazu gehören neben den Strukturen des 

politischen Systems unweigerlich auch die Orientierungen der Menschen gegenüber 

demselben180, also deren Meinungen und Befindlichkeiten, Dispositionen, Werte und 

Beteiligungsformen, die in der Summe die ungeschriebene Verfassung des 

gesellschaftlichen Kollektivs, die politische Kultur, ausmachen. In der Hauptsache 

markiert diese einen gewissen Kodex, einen „mit Sinnbezügen gefüllten politischen Denk-, 

Handlungs- und Diskursrahmen“181, in den aktuelle Diskurse, Themen und Trends 

erfahrungsgemäß genauso einfließen wie altbewährte Konventionen, Symbole und 

Traditionen. Im Ergebnis mündet das darin mitschwingende Zusammenspiel von 

Vergangenheit und Gegenwart in einen permanenten Veränderungs- und 

Erneuerungsfluss182, der die polische Kultur im Grunde zu einem maßgeblichen Kriterium 

für die Zukunft macht: Nur wenn diese „subjektive Dimension der Politik“183 mit dem 

vorhandenen institutionellen Gefüge in Einklang steht und die individuellen Einstellungen 

zum Gemeinwesen vorwiegend affirmativ ausfallen, scheint dessen Erhalt vorerst sicher.   

Gerade Deutschland bietet derweil ein besonders eindrucksvolles Musterbeispiel für die 

Wandlungsfähigkeit und das Gewicht politischer Kulturen – in negativer wie in positiver 

Konnotation: Nachdem die schier erdrückende Last an heiklen Gepflogenheiten, 

Ordnungsvorstellungen und Prioritätensetzungen – von der antiliberalen Mentalität des 

Obrigkeitsstaats über das in Größenwahn ausgeartete Verhältnis zur Nation bis hin zur 

Massenbegeisterung für den Militarismus – Land und Leute im vergangenen Jahrhundert 

mehrfach ins Verderben manövriert hatte, siegte schlussendlich die Vernunft, schloss man 

sich ein für allemal der Phalanx der modernen Demokratien an. Gleichwohl führte der Weg 

dorthin über einen de facto ebenso harten und steinigen wie vor allem schmalen Grat, das 

mag von heutiger Warte aus mitunter zu schnell ausgeblendet 

                                                 
180 Diese Orientierungen können wiederum in eine kognitive, eine evaluative und eine affektive Dimension 
aufgesplittet werden. Vgl. Almond, Gabriel/Verba, Sidney: The Civic Culture. Political Attitudes and 
Democracy in Five Nations. Princeton, 1963. 
181 Rohe, Karl: Politische Kultur: Zum Verständnis eines theoretischen Konzepts. In: Niedermayer, 
Oskar/Beyme, Klaus von (Hrsg.): Politische Kultur in Ost- und Westdeutschland. Berlin, 1994, S. 1-21, S. 1. 
182 Vgl. a.a.O., S. 8. 
183 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 23. 
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werden. Die geistige Wende und der Paradigmenwechsel, die mit den Prozessen einer 

kontinuierlichen Verwestlichung, Modernisierung, Liberalisierung und Individualisierung 

einhergingen, gelangen keinesfalls über Nacht. Nachfolgend sollen deren Meilensteine 

deshalb mit Blick auf die politische Kultur der „Berliner Republik“ und die potentiellen 

Konsequenzen für den Rechtsextremismus analysiert werden.  

 

3.1. Das Erwachen einer „verspäteten“ Nation 

Rückblickend betrachtet entsprachen die Deutschen bereits vor dem Niedergang des 

Heiligen Römischen Reiches 1806 einer territorial bruchstückhaften Sprachgemeinschaft 

ohne Staat184. Demzufolge wies der Nationalismus, der damals primär in elitären Kreisen 

aufkeimte, anfangs weniger einen politischen denn einen romantischen Kerngehalt auf185: 

Ausgehend von einem kulturalistischen Verständnis der Nation wurden gemeinsame 

Traditionen heraufbeschworen und zum Teil in ein gleichsam mystisches 

Abstammungskollektiv grauer Vorzeit hineinprojiziert. Die genuin deutsche Identität, die 

sich daraus ableitete, galt angesichts der Triumphe der eigenen Hochkultur sowie des auf 

spezifischen Tugenden aufbauenden Wertesystems anderen Nationen als durchweg 

überlegen und erschien geradezu als „weltliches Heilmittel, an dem die ganze Welt 

genesen sollte“186. Ehe sich diese Vision zu der haarsträubenden Wahnvorstellung 

auswuchs, das angestrebte natürliche und überzeitliche, in sich homogene Gemeinwesen 

im Gegenzug „säubern“ und vor vermeintlich „verunreinigenden“ Einflüssen von außen 

schützen zu müssen, vergingen allerdings noch mehrere Dekaden.  

Vorher bedurfte es offenkundig erst einmal der Vereinigung aller Deutschen in einem 

einheitlichen Nationalstaat, als dessen stärkste Fürsprecher sich im Kontext der 

Märzrevolution von 1848/49 besonders am Fortschritt orientierte, liberaldemokratische 

Kräfte betätigten. Der nationalistische Forderungskatalog zielte seinerzeit nämlich sowohl 

auf eine politische als auch eine gesellschaftliche Modernisierung; neben der Beendigung 

des preußisch-österreichischen Dualismus und der Einführung demokratisch-

verfassungsstaatlicher Elemente ging es daher nicht zuletzt um die Beschränkung des 

Feudalismus sowie die Emanzipation des Bürgertums187. Nachdem sich das 

„Paulskirchenparlament“, die Frankfurter Nationalversammlung, statt des erhofften 

                                                 
184 Vgl. Bizeul, Yves: Nationalismus, Patriotismus und Loyalität zur offenen Republik. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 1-2/2007, S. 30-38, S. 32. 
185 Vgl. Schwaabe, Christian: Die deutsche Modernitätskrise. Politische Kultur und Mentalität von der 
Reichsgründung bis zur Wiedervereinigung. München, 2005, S. 123. 
186 Bizeul: Nationalismus, S. 32. 
187 Vgl. Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789. Band II: Der Kampf um Einheit und 
Freiheit 1830 bis 1850. 3., wesentlich überarbeitete Auflage. Stuttgart/Berlin, 1988, S. 591-593.  
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„Großdeutschlands“ jedoch nur zur Kompromisslösung eines „Kleindeutschlands“ ohne 

die österreichischen Gebiete durchzuringen vermochte, erteilte Preußens König Friedrich 

Wilhelm IV. dem ehrgeizigen Projekt durch die Ablehnung der Kaiserkrone schlussendlich 

eine jähe Absage – die Gegenrevolution setzte ein.  

Infolgedessen galten und gelten die Ideen der Nation und der Demokratie in Deutschland 

seither nicht mehr als organische Komponenten eines gemeinsamen Konzepts, stehen sich 

stattdessen oftmals geradezu diametral entgegen. Der Rückstand an Selbstverständlichkeit, 

mit der diese politischen Formeln in anderen westlichen Staaten, die wie beispielsweise 

Frankreich und die USA auf erfolgreiche Revolutionsbewegungen zurückzublicken 

wissen, miteinander verschmelzen, war bis dato zumindest nicht mehr aufzuholen. Zumal 

der Nationalismus hierzulande nach dem Scheitern von 1848/49 auch eine vollkommen 

andere Stoßrichtung und Zielsetzung erhalten hat: In einem ebenso konsequenten wie 

absichtsvollen Bruch löste man sich von den westlichen Philosophien, wurden deren 

liberale Positionen durch konservative und antimoderne Bestandteile ersetzt. Der Staat 

verlor damit den vertragstheoretischen Status als Instrument zum Schutz des Einzelnen und 

seiner Interessen und wurde zur ursprünglichen und urwüchsigen Einheit stilisiert, die 

„weit mehr Gemeinschaft als Gesellschaft“188 sein sollte. Das Volk galt nach dieser 

Theorie zudem „(…) nicht als Träger demokratischer Souveränität, nicht als politische 

Größe, nicht als Vielfalt an Individuen, die sich in der res publica zusammenschließen, 

sondern gerade als gegen solche Vielfalt idealisierte Ganzheit (…)“189.  

1871 institutionalisierte sich der eingeschlagene „Sonderweg“ dann schließlich in der 

Konstituierung des ersten deutschen Nationalstaats, des wilhelminischen Kaiserreiches. 

Bezeichnenderweise wurde die damit doch noch verwirklichte „kleindeutsche“ Lösung 

nicht von einer revolutionären Bewegung errungen respektive auf demokratischem Level 

ausgehandelt, kam vielmehr nahezu zwangsläufig durch den wachsenden politischen, 

militärischen und wirtschaftlichen Druck zustande, der von der preußischen 

Hegemonialmacht ausging. Gewissermaßen schwebte der Geist des Obrigkeitsstaats somit 

schon über der Wiege der – im westeuropäischen Vergleich – „verspäteten“ Nation, deren 

Gesellschaft hingegen auch nach der Überwindung der territorialen Zersplitterung längst 

nicht die angepeilten Züge des sozial homogenen Ganzen trug. Über Generationen 

aufrechterhaltene und gepflegte regionale Befindlichkeiten standen der Bildung eines 

gemeinsamen nationalen Bewusstseins genauso im Wege wie die alten ständischen 

Gegensätze. Darüber hinaus existierte zwischen den Konfessionsgruppen ein erhebliches 
                                                 
188 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 110. 
189 Ebd. (Hervorhebung wie im Original). 
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Reibungspotential, dessen Bedeutung – wie der von Reichskanzler Otto von Bismarck 

eröffnete „Kulturkampf“ gegen den Katholizismus zeigte – selbst in höchsten politischen 

Ämtern spürbar schien und sich entsprechend durch den Alltag zog. Während die Köpfe 

also in traditionellen Konfliktlinien verhaftet blieben, brachen die Herausforderungen und 

Härten der aufziehenden Moderne allenthalben vernehmbar auf.  

Immerhin zeitigte die Industrialisierung, die in Deutschland erst ziemlich spät eintrat, 

einige zwiespältige Wirkungen. Einerseits revolutionierte der rasante Wandel vom Agrar- 

zum Industriestaat, der um 1900 auf seinen Höhepunkt zusteuerte, die Arbeitswelt, da sich 

jetzt mehr Menschen auf regelmäßige Einkommen zu verlassen vermochten als jemals 

zuvor. Analog dazu potenzierte der Aufschwung die politische Stabilität190. Ungeachtet 

dessen schürten der steigende Konkurrenzdruck, Niedriglöhne sowie die durch die 

Urbanisierung angefachte Verelendung der Bevölkerung in den Ballungsräumen 

andererseits soziale Konflikte. Kurzum, das Individuum wurde seiner vertrauten Umwelt 

beraubt; sinnbildlich dafür buhlten anstelle bewährter, auf persönlichen Kontakten 

beruhender Körperschaften wie Dorfgemeinschaften und Handwerkszünfte nun 

vergleichsweise anonyme politische Interessenvertretungen um Unterstützer. Dabei half 

den aufstrebenden Massenverbänden zweifellos auch die höhere allgemeine Politisierung 

durch die sich beständig ausweitende Presselandschaft, die das aktuelle Tagesgeschehen 

für breitere Publikumskreise zugänglich machte. Die wilhelminische Gesellschaft war klar 

in Bewegung geraten und durchlief spätestens zur Jahrhundertwende einen gravierenden 

Umbruch, der die evidenten inneren Gräben keineswegs schmälern sollte.   

In dieser prekären, von einem Gemisch aus akuter Statusinkonsistenz und einem Vakuum 

an Solidarität aufgeheizten Situation entbot der Nationalismus anscheinend ein passendes 

Gegenmittel: Dem Wesen nach eine „Integrationsideologie, in der Inklusion und Exklusion 

einander bedingen“191, beschworen die Vordenker und Wortführer solcher Entwürfe 

gemeinsame Feindbilder und erzeugten durch scharfzüngige Formulierungen eine gewisse 

Verbundenheit. Der in emotionalisierendem Tonfall artikulierte Fokus auf dem Zerrbild 

der angeblich gewachsenen Nation glich einer Flucht in altbekanntes Terrain, verhieß 

Schutz, Sicherheit und Wärme – und griff damit exakt den Zeitgeist der anrollenden 

Moderne auf192. Der Preis für dieses beruhigende Moment war allerdings enorm, denn der 

Gedanke einer einheitlichen Gemeinschaft erforderte nicht weniger als die bedingungslose 

                                                 
190 Vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 36. 
191 Planert, Ute: Nation und Nationalismus in der deutschen Geschichte. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 
39/2004, S. 11-18, S. 11.  
192 Vgl. Helmerich, Antje: Ethnonationalismus und das politische Potenzial nationalistischer Bewegungen. 
In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/2004, S. 19-24, S. 24. 
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Gefügigkeit des Individuums unter Preisgabe seiner Interessen. Der kollektive Wille 

duldete keinerlei Widerspruch. Wer sich der mythisch aufgeladenen „volonté générale“ 

nicht ohne weiteres anschließen wollte oder konnte, musste augenscheinlich dagegen sein 

und stand demgemäß sofort im Ruf des „Reichsfeinds“. Das vormals zu den Fundamenten 

des Nationalismus gezählte Element der Freiheit wurde größtenteils vom Faktor der 

Einheit verdrängt. In der dumpf dröhnenden Losung von der unverbrüchlichen Loyalität zu 

„Kaiser und Reich“ gingen alle Forderungen nach politischer Emanzipation und 

gesellschaftlicher Egalität in Flammen auf. In der Folge verkehrte sich dieses ursprünglich 

elitäre, auf Fortschritt ausgelegte Modell sukzessive in ein dem absolut entgegengesetztes, 

die Massen elektrisierendes „Gemeinschaftsdogma“193.  

Die nationalistischen Anwandlungen konzentrierten sich indessen keineswegs auf die 

Innenpolitik, sondern dominierten auch den Kurs in der internationalen Arena. Dem 

Selbstverständnis nach mindestens auf gleicher Stufe mit anderen Kolonialmächten wie 

England, Frankreich und Russland, drängten die politischen und wirtschaftlichen Eliten des 

wilhelminischen Kaiserreiches im imperialistischem Wettrennen um Einfluss und Prestige 

geradewegs auf den vielzitierten „Platz an der Sonne“. Dabei führten das vermutlich der 

späten Einigung geschuldete, „besonders hektische und intensive Empfinden des 

Nationalgedankens“194, das übertrieben forsche Auftreten sowie die „großsprecherische 

Aufgeblasenheit“195 Deutschland bald in die Isolation. Mit Blick auf die innere 

Nationenbildung wirkte das daraus abgeleitete äußere Bedrohungsszenario freilich 

durchaus förderlich: Von Gegnern regelrecht eingekreist, rückte die Gesellschaft 

zumindest vordergründig enger zusammen. Zum erklärten Vorbild dafür avancierte das 

Militär, das aus Vertretern aller Gesellschaftsschichten einheitliche Truppen formte, die 

ferner als eindeutig deutsch erachtete Tugenden wie Disziplin und Gehorsam ausstrahlten. 

Die „Schule der Nation“ genoss in der Allgemeinheit größtes Ansehen und versprühte eine 

eigentümliche Faszination, die häufig erkennbar über die Kasernenhöfe hinausreichte. 

Speziell in den zahllosen Soldatenverbänden, aber auch in ursprünglich zivilen Turn- und 

Schützenvereinen fielen derartige Tendenzen auf ziemlich fruchtbaren Boden, übten weite 

Teile der Bevölkerung den Gleichschritt und frönten Großmachtbegeisterung und 

Deutschtümelei. Einhergehend mit der militärischen Aufrüstung fanden folglich schon 

                                                 
193 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 148. 
194 Weidenfeld, Werner: Die Identität der Deutschen – Fragen, Positionen, Perspektiven. In: Ders. (Hrsg.): 
Die Identität der Deutschen. Bonn, 1983, S. 13-49, S. 24. 
195 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 35. 
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gewisse geistige Mobilmachungsprozesse statt, die sich spätestens mit dem Ausbruch des 

Ersten Weltkriegs festigen und verschärfen sollten.  

In der Konsequenz beförderte der Nationalismus in Verbindung mit dem in seinem 

Windschatten expandierenden Militarismus die Vertiefung einer beinahe prototypischen 

politischen Untertanenkultur im Kaiserreich196. Fußend auf den politischen Grundsätzen 

und Ordnungsvorstellungen des preußischen Obrigkeitsstaats lieferte dieses Gedankengut 

letztlich den argumentativen Nährboden, auf dem sich die absolute Folgebereitschaft der 

Bevölkerung zur ersten Bürgerpflicht entwickelte. Der Staat stand als „selbständige 

Substanz mit eigenem Recht und eigener Würde“197 über den Partikularismen der 

Gesellschaft, verkörperte die bis ins Sakrale verherrlichte nationale Gemeinschaft und 

bürgte für deren Wohl. Kontroversen mussten eingedenk solch erdrückender 

Deutungsmacht schon im Keim ersticken. Individuelles politisches Engagement galt nicht 

nur als unerwünschte Einmischung, sondern gleichsam als „Ruhestörung“. Ein „Rückzug 

in ‚Innerlichkeit’ und in die Anbetung politischer Macht“198 waren die weit verbreiteten 

Effekte der verordneten Ohnmacht, die sich im politischen Institutionengefüge 

unweigerlich in der schwachen Rolle des Reichstags widerspiegelte. Maßgeblich dafür war 

jedoch wohl weniger die Verfassungskonstruktion der konstitutionellen Monarchie als 

vielmehr die kaum vorhandene Reputation des Parlaments, das den Menschen als Sinnbild 

eben jenes gefährlichen Pluralismus erschien, den die zur erhabenen, überpolitischen 

Instanz verklärte Nation gerade zu verwinden versuchte199. Von daher hatte das Volk, für 

das die Abgeordneten eigentlich einstanden, für deren Arbeit hauptsächlich Argwohn und 

Ablehnung übrig.  

Das Vertrauen galt zuvörderst dem starken Staat, der bei allen Defiziten an Liberalität eine 

durchaus angenehme und beschauliche, wenngleich aus heutiger Sicht etwas bieder 

anmutende Lebenswelt bot, die 1918 aber abrupt zusammenbrach. Eingedenk der 

militärischen Niederlage im Ersten Weltkrieg verschwand das Kaiserreich nämlich „(…) 

nicht nur als politisches System, sondern als Kosmos von Werten und 

Glaubensüberzeugungen, als mentale Heimat, und nicht zuletzt, (…) als eine Ordnung, die 

                                                 
196 Der Begriff der politischen Untertanenkultur steht stellvertretend für das Vorherrschen autoritärer 
Verhaltensregeln und deren Internalisierung durch die Bürger, die sich in den dazu passenden 
Orientierungen, Dispositionen und Verhaltensweisen ausdrückt. In der Regel werden in einer solchen Kultur 
etwa die Rechte des Individuums denjenigen des Kollektivs – um nicht zu sagen der Gemeinschaft – 
untergeordnet, so dass das Ideal der Ordnung die Gesellschaft dominiert. Vgl. Almond/Verba: The civic 
culture, S. 16/17. 
197 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 73. 
198 A.a.O., S. 74. 
199 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 154. 
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politischen Radikalismus noch weithin gedämpft hatte.“200 Nun wurde Deutschland über 

Nacht komplett in die Moderne katapultiert. Was zurückblieb, waren dem Anschein nach 

zutiefst verunsicherte und desorientierte Menschen, deren nationalistischer Rausch in 

einem Albtraum geendet hatte – und die sich genau darum erst einmal nach Frieden, Ruhe 

und Ordnung sehnten. Trotzdem gelang es der Weimarer Republik, die auf den Trümmern 

des Wilhelminismus die erste deutsche Demokratie errichtete, eher selten, diesen 

dringlichen Wünschen gerecht zu werden. Nicht allein die Nachwehen der Vergangenheit, 

auch anhaltende innenpolitische Tumulte und wirtschaftliche Turbulenzen machten 

selbiger von vornherein das Leben schwer. 

 

3.2. Demokratisierung am Abgrund der Geschichte 

Die alten militärischen Eliten des Kaiserreichs hatten schon vor dem Ende des Ersten 

Weltkriegs gezielt die so genannte „Dolchstoßlegende“ in die Welt gesetzt, nach der das 

deutsche Heer nicht auf dem Schlachtfeld geschlagen, sondern von den revolutionären 

Kräften in der Heimat im Stich gelassen worden sei. Angefacht vom bevorstehenden 

Zusammenbruch griff diese perfide Verschwörungstheorie damals wie ein Lauffeuer um 

sich, das die gesellschaftliche Vertrauensbasis und das Ansehen der demokratischen 

Akteure empfindlich beschädigen sollte – schließlich wurde selbigen damit nicht weniger 

als die alleinige Verantwortung für die bevorstehende Niederlage untergeschoben. Ferner 

stand die „Weimarer Koalition“201 nach dem späten Abdanken Wilhelms II. und der 

eingeleiteten Parlamentarisierung vor der ebenso schwierigen wie undankbaren Aufgabe, 

mit den Siegermächten über die Friedensbedingungen zu verhandeln. So mussten die 

enormen Gebietsverluste und exorbitanten Reparationszahlungen, die mit den Versailler 

Verträgen besiegelt wurden, deren Vertreter postwendend erneut in die politische 

Schusslinie bringen. Die extreme Rechte warf den staatstragenden Parteien sogar Verrat 

am deutschen Volk vor und diffamierte diese seither explizit als „Novemberverbrecher“ .  

Davon abgesehen galten die Verbalattacken alsbald nicht mehr nur den Repräsentanten der 

Demokratie, auch die Weimarer Republik selbst geriet schnell in Verruf. Speziell in 

intellektuellen Kreisen begegnete man dem ungeliebten, da als bloße Kopie westlicher 

Ansätze wahrgenommenen politischen System bereits von vornherein mit Ablehnung. Es 

ging augenscheinlich darum, die schmerzliche Erfahrung der militärischen Unterlegenheit 

                                                 
200 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 194. 
201 Dieses Regierungsbündnis aus SPD, Zentrum und DDP hatte maßgeblich am Zustandekommen der 
Weimarer Reichsverfassung mitgewirkt und prägte die ersten Jahre der Republik auch politisch. 



3.2. Demokratisierung am Abgrund der Geschichte 

 

 - 65 - 

im Ersten Weltkrieg „durch den geistigen Zweifel am Wertsystem der Sieger“202 

auszugleichen. Demgemäß wurden Parlamentarismus und Liberalismus als fremde, für 

Deutschland per se untaugliche politische Lösungen und Prinzipien ausgewiesen; 

stattdessen favorisierte man 

„(…) eine nicht-liberale, nicht-kapitalistische und nicht-demokratische Ordnung, positiv formuliert, einen 
starken, die Gesellschaft beherrschenden, das Volk zur Gemeinschaft formenden Staat, der seine innere 
Ordnung ganz den Bedürfnissen außenpolitischer Zielsetzungen unterwürfe und durch eine preußisch-
militaristische Staatsgesinnung geprägt wäre.“203 
 

Die genauso weit verbreiteten wie fest verwurzelten Vorbehalte gegenüber Parteien und 

Parlamenten waren anscheinend auch den Verantwortlichen der Nationalversammlung 

nicht ganz fremd. Um dem latenten Misstrauen rational entgegenzusteuern, beschlossen 

diese deshalb, die republikanische Staatsform um einige bewährte Mechanismen der 

deutschen Verfassungsgeschichte zu ergänzen:  

„Man wollte einerseits das Parlament nicht unkontrolliert lassen, andererseits die Staatsfunktion nicht allein 
auf ein in der politischen Führung unerprobtes Parlament gegründet wissen. Man befürchtete gleichermaßen 
eine Machtanmaßung wie eine Machtunfähigkeit des Parlaments. Man vermochte sich dem nachwirkenden 
Einfluß des Konstitutionalismus nicht zu entziehen, und man wollte eine ‚Konstitutionalisierung’ (im Sinne 
einer Beschränkung) des Parlaments. So wurde ‚das konstitutionell-monarchische System nicht durch das 
parlamentarische abgelöst, sondern beide ineinandergeschoben’.“204 
 

Die Weimarer Reichsverfassung von 1919 etablierte demzufolge ein politisches 

Mischsystem, das ein Gleichgewicht parlamentarischer und präsidentieller 

Gestaltungselemente ersann. Neben dem Reichstag stand deshalb der ebenfalls mit 

demokratischer Legitimation ausgestattete Reichspräsident, der aufgrund seiner 

ausladenden Eingriffsmöglichkeiten sozusagen die Rolle des „Ersatzkaisers“ einnahm. 

Dazwischen sollte die Regierung, die stets des Vertrauens beider Machtzentren bedurfte, 

vermitteln. In der Praxis wirkte das augenscheinliche Spannungsverhältnis, das in diesem 

Dualismus von Parlament und Staatsoberhaupt angelegt war, aber vorwiegend 

destabilisierend.  

Der Reichstag war aufgrund der Entscheidung für ein reines Verhältniswahlrecht für 

gewöhnlich in gut ein Dutzend Fraktionen zersplittert, die sich – in Ermangelung eines 

konkreten Verfassungsauftrags205 – zumeist mit Eigeninteressen und relativ abwegigen 

                                                 
202 Weidenfeld: Identität der Deutschen, S. 25. 
203 Sontheimer, Kurt: Ein deutscher Sonderweg? In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Die Identität der 
Deutschen. Bonn, 1983, S. 324-335, S. 328. 
204 Fromme, Friedrich Karl: Von der Weimarer Verfassung zum Bonner Grundgesetz. Die 
verfassungspolitischen Folgerungen des Parlamentarischen Rates aus Weimarer Republik und 
nationalsozialistischer Diktatur. 3., ergänzte Auflage. Berlin, 1999, S. 42. 
205 Die Weimarer Reichsverfassung erwähnte die Parteien nur am Rande, erteilte selbigen – im Gegensatz 
zum Grundgesetz – allerdings keine konkrete Weisungen und Pflichten im Rahmen des 
Willensbildungsprozesses. Dem „Sonderbewusstsein“ entsprechend galten diese darum gemeinhin als 
gesellschaftlicher Zusatz, auf den die politische Herrschaftsordnung aber eigentlich nicht angewiesen war. 
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Forderungen aufhielten und kaum einvernehmliche Regelungen erstrebten. In der 

allgemeinen Wahrnehmung gab die Weimarer Volksvertretung darum ein nahezu 

ausnahmslos negatives Bild ab, das die Vorurteile der Bevölkerung gegenüber Pluralismus 

und Demokratie nur zu erhärten schien. Außerdem legten die ständigen Friktionen die 

tägliche Arbeit in vielen Fällen lahm, so dass das Parlament seinen tatsächlichen 

Funktionen selten gerecht zu werden wusste, gerade im Kontext der Kontrolle und 

Unterstützung der Regierung. Nachdem die Ernennung des Reichskanzlers samt der 

Minister allein dem Reichspräsidenten gebührte, sahen sich manche Parteien schlichtweg 

nicht in der Pflicht, die Exekutive aktiv mittragen zu müssen – anstatt zu kooperieren, 

wurde deswegen stellenweise geflissentlich dagegen gearbeitet.  

Die politische Krise, die dieser problematischen Konstellation entsprang, eskalierte bis 

1930 soweit, dass sich Reichspräsident Paul von Hindenburg bald zur dauerhaften 

Intervention gezwungen sah und die Regierung seines Vertrauens gegebenenfalls sogar 

gegen den Willen des Reichstags berief. Die Praxis der durch Notverordnungen 

eingesetzten „Präsidialkabinette“ läutete die letzten Jahre der Weimarer Republik ein. 

Mithin schlug die erstrebte Verfassungsbalance im selben Maße in eine Vorherrschaft des 

Staatsoberhaupts um, wie sich das Parlament durch destruktives Verhalten seiner eigenen 

Macht entzog. Im Endeffekt wurde die Demokratie immer weiter ausgehöhlt, 

Entscheidungen fielen fortan fast ausschließlich hinter verschlossenen Türen, im Rahmen 

der Kamarilla um den Reichspräsidenten. Vor diesem Hintergrund ließ sich seinerzeit 

sicherlich von einem massiven Rückfall in längst vergangen geglaubte obrigkeitsstaatliche 

Regimestrukturen sprechen, auch weil es mit Hindenburg – der der Demokratie 

offenkundig distanziert gegenüberstand – ausgerechnet einer Vorzeigefigur des 

wilhelminischen Soldatenkults oblag, über deren Schicksal zu wachen. 

Im Rückblick spiegelten die unheilvollen Zustände hingegen bloß den durch und durch 

illiberalen Zeitgeist wider, der die Weimarer Republik stets begleitet und schwer belastet 

hatte. Aus der Not geboren und in den Wirren der Novemberrevolution entstanden, 

konfrontierte diese die Deutschen geradewegs mit Anforderungen, denen die meisten kaum 

gewachsen sein konnten. Über Jahrzehnte hinweg gedrillte Untertanen sollten plötzlich 

Verantwortung für sich selbst erhalten, um als selbständige, frei denkende und handelnde 

Staatsbürger ein bis dahin völlig fremdes politisches System nicht allein mitzutragen und 

zu bewahren, sondern aktiv zu gestalten. Erfahrungswerte und Verständnis für die 

komplizierten Vorgänge und Entscheidungsfindungsprozesse der Demokratie waren kaum 

vorhanden. Die ersten Gehversuche fielen folglich eher ernüchternd aus, von einem 
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euphorischen Glückstaumel über den „Wegbruch des alten Überbaus“206 war nicht viel zu 

erkennen.  

Wenngleich das im Zusammenhang mit der politischen Kultur der damaligen Zeit häufig 

bemühte Wort von der „Demokratie ohne Demokraten“ ohne Zweifel über das Ziel 

hinausschießt, bringt diese Zuspitzung dennoch das Kernproblem zum Vorschein: 

Besonders den gesellschaftlichen Säulen des Staates in Militär, Beamtenschaft, Justiz und 

Wirtschaft, die größtenteils unverändert aus dem Kaiserreich adaptiert worden waren, ging 

das gebotene Bewusstsein über weite Strecken ab. So mangelte es Weimar in der Summe 

vielfach an ehrbaren Fürsprechern, die den Menschen als anerkannte Musterbeispiele 

vorangegangen wären. Die erforderliche soziale Verwurzelung der Demokratie wäre umso 

bedeutsamer gewesen, als ein gleichermaßen breiter wie integrierender 

Verfassungskonsens, der das gesamte politische Spektrum auf bestimmte unstreitige Werte 

und Verhaltensregeln eingeschworen und deren spätere Demontage durch die 

Nationalsozialisten verhindert hätte, ansonsten praktisch nicht existierte207. Hierdurch 

vermochte die für die Stabilität eines Gemeinwesens unentbehrliche Harmonie von 

politischem System und politischer Kultur im Grunde nie zu entstehen208.  

Was zunächst nur wie eine Kinderkrankheit anmutete, sollte sich zusehends als 

Krebsgeschwür entpuppen, das sich sukzessive zur akuten Bedrohung für den Bestand der 

Republik auswuchs. Spätestens mit der sich ausgangs der 20er Jahre verschärfenden 

wirtschaftlichen Situation erreichte die anfängliche Skepsis und Reserviertheit der 

Bevölkerung eine neue Dimension und wich langsam einer wachsenden Distanz, zu der 

das Dauerthema der Reparationsfrage wohl einen nicht zu vernachlässigenden Beitrag 

leistete. Die fortwährende Debatte darüber schien die junge Demokratie jedenfalls doppelt 

zu strapazieren, da es sich neben dem enormen finanziellen Druck, der Deutschland von 

ausländischen Hilfskrediten abhängig machte, auch in politischer Hinsicht als fatal erwies, 

dass Höhe und Dauer der Wiedergutmachungszahlungen in den Versailler Verträgen noch 

nicht endgültig festgelegt worden waren. Propagandistisch angeheizt durch die aggressiven 

Parolen der aufblühenden Extremparteien von rechts und links, konzentrierte sich der sich 

immer klarer abzeichnende gesellschaftliche Unmut nicht länger auf die vermeintlichen 

„Erfüllungspolitiker“, sondern richtete sich verstärkt direkt gegen das System. 

                                                 
206 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 232. 
207 Nicht nur die Politik, auch die Staatsrechtslehre scheute sich damals fühlbar davor, sich zu sehr auf 
unverrückbare Prinzipien festzulegen: Der Rechtspositivismus bestimmte die Weimarer Reichsverfassung 
insoweit, als an und für sich keine der darin beschlossenen Regelungen substantiell von künftigen Revisionen 
ausgenommen blieb. Mithin konnten selbst die Grundrechte durch Notverordnungen beschränkt bzw. mit 
ausreichender Mehrheit sogar komplett abgeschafft werden. 
208 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 278. 
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Das geringe Vertrauen der Deutschen in die Demokratie ging Stück für Stück zur Neige. 

Im Resultat sehnten sich viele Unzufriedene die vermeintlich heilsame geistige Umkehr, 

sprich die Rückbesinnung auf den unter den Gegebenheiten der militärischen Niederlage 

allenfalls unfreiwillig verlassenen „Sonderweg“ mitsamt dessen kollektivistischen 

Gesellschaftsvorstellungen herbei209. 

 

3.3. Die Flucht vor der Freiheit 

Die permanente Krise der als „nationale Schande“ gebrandmarkten Republik, deren 

politische Konfusion gepaart mit scheinbarer gesellschaftlicher Dekadenz, ermöglichte 

gerade der NSDAP einen stetigen Vormarsch. 1920 gegründet210, dümpelte diese anfangs 

noch als eine von vielen völkisch-nationalistischen Splittergruppierungen vor sich hin und 

entbot an erster Stelle ein Sammelbecken für traumatisierte Soldaten der Frontgeneration 

und ehemalige Freikorpskämpfer, denen der Weg zurück in ein ziviles Leben nicht mehr 

gelingen wollte. Gegen Ende des Jahrzehnts stieß dann allmählich das Gros derer hinzu, 

die in Weimar nie auch nur annähernd heimisch werden konnten und darum umso 

konkreter nach anderweitigen Identifikationsmomenten und Einklang unter 

Gleichgesinnten suchten. Die Partei Adolf Hitlers grenzte sich strikt von der etablierten 

Politik ab – und erschien der wachsenden Masse von Unzufriedenen und Hilfesuchenden, 

der Menschen aus allen gesellschaftlichen Milieus angehörten211, wahrscheinlich gerade 

dadurch besonders attraktiv.  

„Die NSDAP präsentiert sich als Bewegung des Volkes, die über der bekannten Parteipolitik, ihren 
Streitigkeiten und ‚faulen’ Kompromissen steht. Sie beansprucht, das Ideal der Volksgemeinschaft als erste 
große Sammelpartei politisch wirklich konsequent zu vertreten. Es gelingt ihr, gerade dieses Ideal aus Sicht 
der Wähler mit Abstand am glaubhaftesten zu verkörpern.“212 
 

Die Nationalsozialisten brachten sich ausdrücklich als Opposition gegen das verhasste 

Weimarer System in Position, bündelten die greifbare Verunsicherung und projizierten die 

gängige Sehnsucht nach dem „starken Mann“ propagandistisch auf die Person des 

Vorsitzenden. Und dieser wusste die prekären Mentalitätsbestände der politischen 

Untertanenkultur, zu deren Unterbau die Demokratie an und für sich zu keinem Moment 

durchgedrungen war, demagogisch auszunutzen, da seine Reden neben den 

                                                 
209 Vgl. Sontheimer: Deutscher Sonderweg?, S. 327/328. 
210 Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) ging seinerzeit aus der schon 1919 ins 
Leben gerufenen Deutschen Arbeiterpartei (DAP) hervor. Anlässlich des gescheiterten Putschversuchs von 
1923 zunächst verboten, wurde die Partei nur zwei Jahre darauf von Adolf Hitler neu gegründet. 
211 Wiewohl sich die Wählerbasis rückblickend vor allem aus den bürgerlichen Mittelschichten rekrutierte, 
schienen die Nationalsozialisten sozial dennoch vergleichsweise breit aufgestellt. Nicht umsonst galt die 
NSDAP gemeinhin auch als „Volkspartei mit Mittelstandsbauch“. Vgl. Falter, Jürgen W.: Hitlers Wähler. 
München, 1991. 
212 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 299.  
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Lebensbedingungen und akuten Nöten der „kleinen Leute“ normalerweise auch 

altbekannte Ressentiments und nationalistische Dispositionen aufgriffen. Mit vehementem 

Habitus, geschliffener Rhetorik und dem geschickten Rückgriff auf populistische Stilmittel 

gerierte sich Hitler für viele überzeugend als strahlender Heilsbringer, der die geschundene 

Nation womöglich als einziger vor dem endgültigen Niedergang zu erretten vermochte. Bei 

der sich stetig mehrenden Gefolgschaft entfesselte der selbsternannte „Führer“ damit ein 

regelrecht ekstatisches Gemeinschaftsgefühl, durch das seine ausgesprochen rabiate 

Weltanschauung in deren Wahrnehmung anscheinend völlig aus dem Blickfeld rückte.  

Dem Wesen als Sammlungsbewegung entsprechend enthielt das so genannte „25-Punkte-

Programm“ der NSDAP eigentlich relativ wenige wirklich originelle Passagen, vereinte 

vielmehr Standpunkte verschiedenster nationalistischer Strömungen, die durchgängig mit 

einer rassistischen oder antisemitischen Stoßrichtung versehen wurden. Eingedenk des 

aggressiven Duktus drängt sich indessen die Vermutung auf, dass die Erfolge der 

Nationalsozialisten am Ende womöglich nicht so sehr das Ergebnis durchgängigen 

ideologischen Einvernehmens waren, sondern sich vorwiegend aus der „mentalen 

Vereinnahmung“213 der Massen speisten: „Reich“ und „Nation“, „Volksgemeinschaft“ und 

„Führer“ – das waren tendenziell ebenso eingängige wie verlockende Reizwörter, Formeln 

und Konzepte, die in vielen Köpfen einen empfindlichen Nerv zu treffen schienen. Die 

Deutschen erlagen folglich der Anziehungskraft einer konsequenten Personalisierung und 

Vereinfachung der Politik sowie der schier einzigartigen Präsenz der Identifikationsfigur 

Hitler und flüchteten ohne Zögern aus der stets als Zumutung empfundenen Demokratie in 

die offenen Arme der Diktatur. Für die Vision eines starken, straff geführten nationalen 

Gemeinwesens, vor allem aber das Versprechen von Ruhe und Ordnung, die seinerzeit 

„geradezu mythische Werte“214 darstellten, war man gewillt, alle Freiheiten einer liberalen 

Gesellschaft samt der Fundamente des Rechtsstaats ad acta zu legen. Gleichwohl der 

politische Grundkonsens, der unmittelbar aus dieser fatalen Wechselbeziehung entstand, 

dem NS-Regime zu einer nachhaltigen Legitimation verhalf, führte selbiges nach der 

„Machtergreifung“ umgehend weitere Maßnahmen zur Machtsicherung durch – und 

präsentierte damit schon früh sein wahres, totalitäres Gesicht.  

Auch deshalb war das „Dritte Reich“ in der Retrospektive definitiv der 

„Kulminationspunkt des deutschen Antiliberalismus“215. Der Nationalsozialismus hob 

sogleich dazu an, den Weimarer Pluralismus auszuschalten und samt seiner spärlichen 

                                                 
213 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 394. 
214 A.a.O., S. 358. 
215 A.a.O., S. 395. 
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Wurzeln herauszureißen. Mit den Gleichschaltungsgesetzen wurden bereits 1933 alle 

Wahlalternativen durch das Verbot von Parteien und Gewerkschaften beseitigt, die Presse-, 

Meinungs- und Versammlungsfreiheit weitestgehend abgebaut. Um die Bürger im 

Umkehrschluss dennoch möglichst dicht bzw. dauerhaft an sich zu binden, boten zahllose 

an die NSDAP angeschlossene Verbände und Untergliederungen zusätzliche 

Sozialleistungen, berufliche Perspektiven und Prestige. Hierdurch bekam ein jeder seinen 

Platz in der viel beschworenen Volksgemeinschaft zugewiesen, nahm damit jedoch 

zugleich die ständige Kontrolle und Vereinnahmung seitens des expandierenden 

Herrschaftsapparats in Kauf. Derweil ließ das Risiko lebensbedrohlicher Repressionen 

allenfalls wenige Deutsche aufbegehren. Die große Mehrheit entschied sich für den Weg 

des geringsten Widerstands und passte sich den neuen politischen Verhältnissen einfach 

an. Viele schlossen sich dem pseudoreligiösen Führerkult an, schwelgten ob der sich zu 

alter Größe und Geltung aufschwingenden Nation in Nostalgie oder würdigten wenigstens 

die wirtschaftlichen Fortschritte. Maßgeblich dazu beigetragen haben dürfte außerdem das 

wohl mindestens bis 1939 allemal vorhandene Gefühl heimatlicher Geborgenheit, das bei 

der breiten Masse wie Opium wirkte, die Schattenseiten der Scheinidylle verhüllte und den 

Machthabern den nötigen Spielraum verschaffte, um hinter diesem Schleier abscheulichste 

Gräueltaten vorzubereiten bzw. zu verüben.  

So muss die grenzenlose Katastrophe, in die der europäische Kontinent dadurch gestürzt 

wurde, im ersten Moment auch wie der unvermeidliche Schlussakt einer apokalyptischen 

Tragödie anmuten. Andererseits ist die verheerende Entwicklung, die Deutschland bis 

1945 vollzogen hat, keineswegs geradlinig verlaufen, kam vielmehr unablässigen Auf- und 

Abwärtsbewegungen mit ungewissem Ende gleich. Vom Kaiserreich über die Weimarer 

Republik bis zur NS-Diktatur verstand sich jedes politische System gewissermaßen als 

„(…) der Feind des anderen und bezog wesentliche Kräfte seiner politischen Aktivität aus 

dem Kampf gegen das vorhergehende, an dem es sich abarbeitete.“216 Vor dem 

Hintergrund der verspäteten Staatsgründung und der diversen Kurswechsel liegt die 

genuine Kontinuität der deutschen Historie daher gewissermaßen in der Diskontinuität217; 

der gewählte Weg ins Verderben stellte ergo lediglich eine Möglichkeit von vielen dar, 

nicht die von vornherein einzige.  

Obwohl das Konzept des Obrigkeitsstaats nach 1918 als politisches System vorübergehend 

verschwunden war, wirkten dessen Spuren in den Köpfen posthum weiter nach. Die 

Mehrheit schien sich einfach nicht für die Vorzüge der offenen Gesellschaft begeistern zu 
                                                 
216 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 34. 
217 Vgl. Weidenfeld, Werner/Korte, Karl-Rudolf: Die Deutschen. Profil einer Nation. Stuttgart, 1991, S. 13. 
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können, stattdessen trugen deren Geisteshaltungen und Gebaren unvermindert die tief 

verwurzelte antiliberale Mentalität, die von klein auf anerzogene autoritäre Gefolgsamkeit 

sowie das prekäre, bisweilen zu Maßlosigkeit oder aggressivem Größenwahn tendierende 

Verhältnis zur Nation in sich. In einer – vereinfacht gesprochen – vermutlich genauso 

einmaligen wie folgenschweren Verkettung unglücklicher Vorfälle und Begebenheiten 

wendete die gezielte Befeuerung und Politisierung dieser Symptome das Blatt zum Vorteil 

der extremistischen Staatsfeinde, die Demokratie und Pluralismus förmlich 

einstampften218. Wieder schickte sich Deutschland an, sich von der ideengeschichtlichen 

Sphäre des Westens abzukoppeln und sich auf seinem „Sonderweg“ in die infernalische 

Sackgasse des Vernichtungskriegs zu stürzen.  

Im Hinblick darauf sollte erst der Untergang der nationalsozialistischen Herrschaft ein 

elementares Umdenken einläuten, den der Gedanke vom „Verlust der Geschichte“ 

symbolisiert219. Der abermalige Kampf um die Vergangenheit blieb hiernach auch deshalb 

aus, weil der totale Zusammenbruch bereits alle Zweifel beseitigt und eine erneute 

„Dolchstoßlegende“ aller argumentativen Kraft beraubt hatte. Die größtenteils begeistert 

geteilten nationalistisch-militaristischen Anmaßungen hatten zum zweiten Mal binnen 

eines halben Jahrhunderts in ein Desaster gemündet, dessen volles Ausmaß die Menschen 

bis auf weiteres noch gar nicht abzuschätzen wagten. Der Reiz der alten Mythen war 

allerdings dahin, soviel stand schon früh fest. Für die Majorität der Deutschen lautete die 

logische Konsequenz stattdessen „Nie wieder Krieg“. Die überfällige geistige Wende, die 

in dieser unmissverständlichen Maxime anklang, prägte dann auch die anstehenden 

Verfassungsdebatten der Nachkriegszeit und im Zuge dessen die Weichenstellungen für 

die unmittelbare politische Zukunft der gefallenen Nation220. Historische Rückgriffe kamen 

erst gar nicht mehr in Frage, man konzentrierte sich in diesem Rahmen voll auf die 

Herausarbeitung und Festigung eines modernen demokratischen Verfassungsstaats – der 

Fokus war nun ausdrücklich nach vorne gerichtet. 

 

                                                 
218 Anhand monokausaler Ansätze lässt sich das Scheitern der Weimarer Republik kaum ergründen, dafür 
kamen letztlich einfach zu viele Aspekte verschiedenster Stoßrichtung zum Tragen: Neben den 
angesprochenen Defiziten der politischen Kultur weichten auch die Versailler Verträge, die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und einige eklatante Schwachstellen in der Verfassungskonstruktion die junge Demokratie 
auf. Dazu gesellten sich schließlich gravierende Fehleinschätzungen der Leitfiguren, die den Legalitätskurs 
der NSDAP schlicht verkannten.  
219 Vgl. Faulenbach, Bernd: Emanzipation von der deutschen Tradition? Geschichtsbewußtsein in den 
sechziger Jahren. In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Politische Kultur und deutsche Frage. Materialien zum 
Staats- und Nationalbewußtsein in der Bundesrepublik Deutschland. Köln, 1989, S. 73-92, S. 77. 
220 Vgl. Sontheimer: Deutscher Sonderweg?, S. 332. 
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3.4. Die behutsame Rückkehr zur Demokratie 

Anfangs waren die Konsultationen des Parlamentarischen Rates gleichwohl noch 

erkennbar von der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit geprägt; galt es, dem 

Scheitern der Weimarer Republik und der Katastrophe des Nationalsozialismus die 

entscheidenden Schlüsse zu entnehmen, um ein eventuelles Wiedererstarken 

extremistischer Kräfte möglichst im Keim zu ersticken. Der antitotalitäre Tenor innerhalb 

der Bevölkerung, der mit Blick auf die heutigen Gegebenheiten nichts von seiner 

Tragfähigkeit einbüßt hat, erwuchs seinerzeit zum Gründungskonsens des neuen 

Gemeinwesens. Fast schon symbolisch dafür steht das Modell der streitbaren Demokratie, 

mit dem das Bonner Grundgesetz von 1949 den staatlichen Institutionen ebenso konkrete 

wie wirkungsvolle Instrumentarien einräumte, um sämtlichen Bedrohungen der Freiheit 

und Menschenwürde entschlossen entgegentreten zu können. Die für eine offene 

Gesellschaft obligatorische Tugend der Toleranz ist folglich niemals lediglich formeller 

Natur, sondern stets untrennbar mit den elementaren Grundsätzen, Werten und 

Verfahrensregeln der liberalen Demokratie verknüpft. Und „die Grenze der 

wertgebundenen Toleranz verläuft dort, wo sie zum Zwecke der Intoleranz mißbraucht 

wird.“221 Das Postulat unbedingter Abwehrbereitschaft gegenüber extremistischen 

Akteuren und Bestrebungen gleich welcher Provenienz begleitete die Bundesrepublik 

demnach von der ersten Stunde und bestimmte deren Staatsräson.  

Ungeachtet des großen Bemühens der Verfassungsväter, der gleichermaßen kurzen wie 

tragischen deutschen Demokratietradition gebührend Rechnung zu tragen222, mangelte es 

dem parlamentarischen System zu Beginn aber noch klar am entsprechenden Rückhalt in 

der Bevölkerung. Im Gegensatz zu Weimar schlug der Bundesrepublik, die zunächst 

eigentlich kaum mehr als eine Übergangslösung für die drei westlichen Besatzungszonen 

sein sollte, zwar keine ausdrücklicher Groll entgegen, die Begeisterung hielt sich dennoch 

ziemlich in Grenzen. So verharrten die Deutschen erst einmal in einem Schockzustand: 

Traumatisiert von Krieg und Zerstörung galt die Konzentration vorwiegend dem 

Wiederaufbau, der Befriedigung grundlegender materieller Bedürfnisse und im Zuge 

                                                 
221 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Antiextremistischer Konsens – Prinzipien und Praxis. In: Dies. (Hrsg.): 
Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 12. Jahrgang.  Baden-Baden, 2000, S. 13-30, S. 15 (Hervorhebung 
wie im Original). 
222 Unter anderem weist das Grundgesetz den Grundrechten aufgrund dessen eine exponierte Stellung zu: 
Erstens sind diese im Wesensgehalt unabänderlich und durch die so genannte „Ewigkeitsklausel“ (Art. 79 
Abs. 3 GG) vor Einschränkungen geschützt. Davon abgesehen wurden zweitens Parlament und Regierung 
gestärkt, die Position des Staatsoberhaupts dafür umso drastischer geschwächt und zudem das 
Bundesverfassungsgericht als „Hüter der Verfassung“ installiert und drittens den Parteien ausdrücklich die 
Rolle als wichtiges Bindeglied zwischen Bürgern und Staat zugeschrieben. 
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dessen der Rückkehr zum Wohlstand vergangener Tage223. Der Alltag war fortan von 

existentiellen Ängsten und Sorgen dominiert, die eine Bündelung der wenigen verfügbaren 

Kapazitäten im Kleinen, im vertrauten Kreis der „familiären Solidargemeinschaft“224 

erforderten. Die Prioritäten waren damit eindeutig abgesteckt; für Politik und 

Vergangenheitsbewältigung blieben bis auf weiteres allenfalls Nebenrollen, was allerdings 

ganz und gar den „typischen Prägemerkmalen einer posttotalitären Kultur“225 entsprach.  

Während gegenüber Politikern und Parteien deshalb eine gewisse Distanz eingehalten 

wurde, reduzierte sich die aktive Partizipation auf das Nötigste – den regelmäßigen Weg 

zur Urne. Mit Blick auf die hohe Wahlbeteiligung kam man dieser demokratischen 

Bürgerpflicht auch sehr gewissenhaft nach, strengte sich gleichzeitig aber an, sich selbst 

ansonsten komplett aus allem herauszuhalten226. Dahinter verbargen sich nicht nur 

Desinteresse und Uninformiertheit, vielmehr gingen die Menschen den aktuellen 

Konflikten und Kontroversen, insbesondere ideologischen Debatten, ganz absichtlich aus 

dem Weg. Vor dem Hintergrund der permanenten Vereinnahmung durch die 

nationalsozialistische Massendiktatur war in den 50er Jahren ein verbreiteter Rückzug in 

private Sphären, die Suche nach Halt, Geborgenheit und Häuslichkeit im Rahmen der 

Familie und des engsten Freundeskreises zu verzeichnen.  

Dabei schien der Regierungsstil Konrad Adenauers den von einem eigentümlichen 

Konglomerat problematischer Traditionsbestände und Ressentiments, Kriegswirren und 

ständiger Ungewissheit eingefassten Dispositionen per se vollauf entgegenzukommen227. 

Konsequent verband der erste Bundeskanzler demokratische mit autoritären Komponenten 

und ersparte seinen „Untertanen“228, die sich erst einmal an das Bürgerdasein gewöhnen 

mussten, so einen allzu großen Kulturschock. Sein pragmatischer Paternalismus war in 

dieser „Phase der Wiederherstellung und ersten Verfestigung parlamentarischer 

                                                 
223 Vgl. Schildt, Axel: Ankunft im Westen. Ein Essay zur Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik. Frankfurt 
am Main, 1999, S. 91/92. 
224 A.a.O., S. 92. 
225 Weidenfeld, Werner: Politische Kultur und deutsche Frage. In: Ders. (Hrsg.): Politische Kultur und 
deutsche Frage. Materialien zum Staats- und Nationalbewußtsein in der Bundesrepublik Deutschland. Köln, 
1989, S. 13-38, S. 18. 
226 Vgl. Rudzio, Wolfgang: Politische Kultur der kritischen Distanziertheit. In: Ders.: Das politische System 
der Bundesrepublik Deutschland. 5. Auflage. Opladen, 2000, S. 535-573, S. 535-537. 
227 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 416. 
228 In den 50er Jahren attestierte eine für die Forschung zur politischen Kultur wegweisende Fünf-Länder-
Studie der Bundesrepublik eine weiterhin tief verwurzelte politische Untertanenkultur; ausschlaggebend für 
diesen Befund waren vor allem die nach wie vor weit verbreitete Zustimmung zur Identifikationsfigur Hitler 
und der – abgesehen von den Verbrechen – NS-Diktatur sowie zur Monarchie. Dazu gesellten sich das 
geringe Interesse vieler Deutscher an der Politik und der neuen Verfassung, die mangelnde Bereitschaft zu 
aktiver Partizipation, Defizite im Verständnis für Konfliktbereitschaft und Opposition sowie die gängige 
Konzentration auf den wirtschaftlichen Bereich. Vgl. Almond/Verba: Civic Culture. 
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Demokratie“229, die bis weit in die 60er Jahre hineinreichte, ein wesentlicher Aspekt, der 

den Deutschen bei einer bedächtigen, dafür umso nachhaltigeren Akklimatisierung 

bezüglich des neuen Systems half. Ferner waren drei weitere, allgemeinere Faktoren 

ausschlaggebend, die sich wechselseitig bedingten bzw. beeinflussten: Die Garantie 

relativer äußerer Sicherheit und innenpolitischer Stabilität und der rapide Wiederaufbau.  

Speziell die unermüdlich vorangetriebene Einbindung in die westliche 

Staatengemeinschaft bedeutete eine Weichenstellung230, die sich schon bald als „wichtigste 

und beste Entscheidung deutscher Politik im 20. Jahrhundert“231 erweisen sollte. Der 

Schlüssel dazu lag im bedingungslos praktizierten Schulterschluss mit den USA, die neben 

militärischem Schutz wichtige politische Orientierung und wirtschaftliche Unterstützung 

boten232. Von den europäischen Nachbarn vorerst mit einigen Zweifeln versehen, machte 

die vorbildliche Zusammenarbeit mit der transatlantischen Weltmacht und die damit 

einhergehende Wertbindung den Westteil Deutschlands schnell wieder salonfähig233. 

Untermauert wurden die Vertrauenswürdigkeit und der außenpolitische Einfluss der jungen 

Demokratie außerdem durch das geradlinige Vorgehen gegen den aufkeimenden 

Extremismus im Inneren: Nachdem 1952 schon die augenscheinlich an die NSDAP 

anknüpfende SRP für verfassungswidrig erklärt und aufgelöst worden war234, entsprach 

das vier Jahre später erfolgte Verbot der KPD einer endgültigen Standortbestimmung. Im 

vom Blockdenken geprägten Kalten Krieg stellte sich die Bundesrepublik dadurch 

demonstrativ auf die Seite des Westens und galt aufgrund der strategischen Schlüssellage 

alsbald als dessen äußerstes „Bollwerk“.  

Dementsprechend gestaltete sich der Tonfall auch in der deutschen Innenpolitik rasch 

rauer, nutzte gerade die Union den Ost-West-Konflikt, um das Profil zu schärfen. Mit 

Erfolg, denn im Hinblick auf die schwierige, am Ende jedoch unausweichliche 

Eingliederung jener Massen von Ex-NSDAP-Anhängern, die selbst nicht direkt in die 

Verbrechen des Hitler-Regimes involviert waren, versprühte die strikt antikommunistische 

Haltung der adenauerschen Regierung als 

                                                 
229 Rudzio: Politische Kultur, S. 535. 
230 Als Meilensteine auf dem Weg zur „Ankunft im Westen“ gelten gemeinhin die Aufnahme der 
Bundesrepublik in die Montanunion (1951), die – gleichwohl gescheiterten – Bemühungen um die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft sowie die Beitritte zur WEU (1955), NATO (1955), Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und EURATOM (jeweils 1958). Mit dem deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrag wurden 1963 auch die traditionellen Spannungen mit dem Nachbarland ausgeräumt.  
231 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 412/413. 
232 Vgl. A.a.O., S. 413. 
233 Vgl.: Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 147. 
234 Siehe Kapitel 5.1.2. 
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„(…) die politischen Lager überwölbende Integrationsideologie eine enorme Wirkung, wobei anfangs 
weniger der Gegensatz von Demokratie und stalinistischer Diktatur betont, sondern als Feindbild der 
kollektivistische Bolschewismus dem bedrohten christlichen Abendland gegenübergestellt wurde.“235 
 

Die latente Bedrohung der hinter dem „Eisernen Vorhang“ lauernden Übermacht schien in 

den Augen der meisten Deutschen nicht nur die Westbindung, sondern zudem die Existenz 

der Bundesrepublik selbst zu rechtfertigen, zumal sich deren ursprünglicher 

Provisoriumscharakter mit dem Bau der Berliner Mauer im August 1961 regelrecht 

zerschlagen hatte.  

Unterdessen brachte die anhaltende Konzentration des Parteiensystems, die bereits in den 

Vorjahren angelaufen war, die anfänglichen Unkenrufe über die befürchtete Wiederkehr 

der „Weimarer Verhältnisse“ zum Verstummen: Hatte der Rechtsextremismus die 

Restbestände des nationalsozialistischen Wählerpotentials in der Gründungsphase der 

„Bonner Republik“ noch erfolgreich zu mobilisieren vermocht236, verloren die diversen 

einschlägigen Gruppierungen ab Beginn der 60er Jahre erheblich an Boden. Begünstigt 

durch die 1953 eingeführte Fünfprozenthürde vereinten CDU/CSU, SPD und FDP seither 

die überwältigende Mehrheit der Stimmen auf sich und drängten die Splitterparteien 

allmählich in die Bedeutungslosigkeit. Für die maßgeblichen politischen Formationen 

stand das Grundgesetz von daher außer Frage; das parlamentarische System etablierte sich 

in Deutschland zu einem Dauerzustand von außerordentlicher Stabilität.  

Angekurbelt wurde die zügige Konsolidierung natürlich nicht zuletzt durch den stetigen 

Aufschwung, um nicht zu sagen den Boom, durch den sich die Bundesrepublik innerhalb 

weniger Jahre zu einer der stärksten Industrie- und Handelsnationen der Welt entwickeln 

sollte. Die Dynamik des „Wirtschaftswunders“ erfasste die Gesellschaft im Grunde als 

Ganzes, wenngleich stellenweise in abweichender Intensität, und setzte einen 

umfangreichen Modernisierungsprozess in Gang: Während sich die Mittelschicht konstant 

verbreiterte, klangen viele alte Klassenspannungen ab237. Wiewohl die unausgewogene 

Verteilung von Einkommen bzw. Vermögen insgesamt weiter stieg, sorgten die 

ausgleichend angelegten Elemente und Mechanismen der sozialen Marktwirtschaft jetzt 

dafür, dass kaum jemand komplett auf der Strecke blieb. Binnen Kurzem wurde nahezu 

Vollbeschäftigung erreicht, weswegen sogar die Millionen von Flüchtlingen, Vertriebenen 

und Kriegsheimkehrern keine ernsthafte Bedrohung des sozialen Friedens darstellten, 

sondern relativ reibungslos integriert werden konnten. 

                                                 
235 Schildt: Ankunft im Westen, S. 97. 
236 Siehe Kapitel 5.1. 
237 Vgl. Mommsen, Wolfgang J.: Wandlungen der nationalen Identität. In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Die 
Identität der Deutschen. Bonn, 1983, S. 170-192, 174. 
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Wobei der zurückkehrende Wohlstand den Deutschen außer der zweifellos dringend 

benötigten materiellen Sicherheit und einem bestimmten Maß an Selbstbewusstsein auch 

einen Lackmustest für die Leistungsfähigkeit der Demokratie bot. Akzeptanz und 

Akklamation des Systems nahmen zu. Der explodierende Konsum wirkte einstweilen wie 

eine subtile Weiterführung der Reeducation, sozusagen eine Umerziehung unter dem 

Deckmantel des Kaufrauschs: „Nachdem die erste Welle, die hochkulturelle Propaganda 

amerikanerischer Ideen, relativ erfolglos versandet war, überspülte die moderne 

Produktkultur alle vom Bildungsbürgertum errichteten Dämme gegen die 

‚Amerikanisierung’.“238 Gleich ob in Form technischer Gerätschaften oder simpler 

Gegenstände des täglichen Gebrauchs, die hereinbrechende Flut an westlichen Neuerungen 

und Motiven erstreckte sich in erster Linie auf die unmittelbare Lebenswelt der Menschen. 

Im Gegensatz zu den damals vermutlich ebenso wie heute für viele recht abstrakt 

anmutenden, hochkomplexen Prozessen der Politik waren diese Güter sehr real, ließen sich 

ohne Probleme anfassen, ausprobieren, erleben – und vermittelten dadurch letztlich ein 

ermutigendes Gefühl von Souveränität im Umgang mit dem anfangs Ungewohnten.  

So gewannen die Deutschen keineswegs über Nacht, vielmehr Schritt für Schritt an 

Weltoffenheit, die sich geradewegs auch auf das politische Denken auswirkte. Das 

persönliche Wohlergehen weiter Gesellschaftsteile war augenscheinlich der Schlüssel zur 

immanenten Grundzufriedenheit mit dem neuen Gemeinwesen, insofern machten die 

bunten Sortimente der sich ausbreitenden Supermärkte und die prallen Einkaufskörbe am 

Ende womöglich dessen – im wahrsten Sinne des Wortes – bestechende Vorzüge aus. 

Denn die innere „Ankunft im Westen“ vollzog sich zumindest „(…) für die große Mehrheit 

der Bürger zunächst nicht primär als bewußter Willensakt oder als politisches Bekenntnis 

aus historischer Einsicht, sondern auf dem Wege der allmählichen Gewöhnung.“239 Die 

Bilanz dieser über weite Strecken vom „Wirtschaftswunder“ getragenen Demokratisierung 

war ein gravierender Wertewandel, der noch in den 50er Jahren einsetzte und in den 

darauffolgenden Dekaden seine Blüte erreichte.  

 

3.5. Eine Gesellschaft in Bewegung 

Die ersten Vorboten jener einschneidenden Veränderungen, die die damals noch alles 

andere als liberale politische Kultur der Bundesrepublik erwarteten, ließen sich schon zu 

Beginn der 60er Jahre unschwer ausmachen: Mit dem steigenden Lebensstandard war eine 

erhebliche Verbesserung des Bildungsniveaus einhergegangen, in deren Folge – in 
                                                 
238 Schildt: Ankunft im Westen, S. 103. 
239 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 403 (Hervorhebung wie im Original). 
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Verbindung mit den aufblühenden Massenmedien, vor allem dem sich immer weiter 

ausbreitenden Fernsehen – die Bürger das Interesse an der Politik allmählich 

wiederentdeckten. Die öffentlichen Diskurse gewannen an Intensität; gleichsam als 

Sinnbild neuen Selbstbewusstseins wurden aktuelle Streitfragen kritischer kommentiert 

und die oftmals mangelhafte Vergangenheitsbewältigung häufig unverhohlen hinterfragt. 

Die paternalistischen Züge der Nachkriegszeit mochten einen wichtigen Beitrag zur 

schnellen politischen und wirtschaftlichen Konsolidierung der Bundesrepublik geleistet 

haben, verloren nun aber spürbar an Zuspruch. Die Demokratie war mittlerweile in der 

Bevölkerung angekommen, der pluralistische Austausch erfreute sich steigender 

Akzeptanz und lockte die Deutschen langsam aus der privatistischen Reserve. Das 

parlamentarische System war augenscheinlich nicht mehr auf „autoritäre Überhänge“240 

angewiesen. Neben der vielfältigeren und vitaleren Meinungslandschaft deuteten auch die 

nach wie vor stattliche Wahlbeteiligung sowie hauptsächlich die erhöhten Mitgliedszahlen 

von Parteien und Verbänden auf diese emanzipatorischen Vorgänge hin241. Die offene 

Gesellschaft war im Begriff zu erwachen – und das schon vor dem Aufkommen der 

Studentenbewegung von 1968, in der deshalb im Grunde nicht der Auslöser, vielmehr ein 

Beschleuniger des einsetzenden Wertewandels zu sehen ist. 

Nachdem Ludwig Erhard noch vergeblich versucht hatte, die von Konrad Adenauer 

hinterlassene Autoritätslücke zu schließen und den bewährten Kurs zu halten, begann die 

1966 begründete Große Koalition bald, die notwendigen Reformen voranzutreiben. 

Wenngleich die erstmals ins Stocken geratene Wirtschaftsentwicklung im Zuge dessen 

wieder Schwung aufnahm, wurde die Skepsis gegenüber dem Zweckbündnis aus 

CDU/CSU und SPD eher größer. Zum Beispiel mangelte es im Bundestag unbestreitbar an 

authentischen Rivalen zu den Regierungsfraktionen, deren erdrückender Dominanz die 

vergleichsweise schwache FDP alleine weder numerisch noch inhaltlich allzu viel 

entgegenzusetzen vermochte. Mit der Konzentration des Parteiensystems hatten sich die 

etablierten Kräfte einander sowieso größtenteils angeglichen und kreisten nun gemeinsam 

um die Mitte, während die Integrationskraft vor allem an den Rändern kontinuierlich 

dahinschwand. Gerade die Angehörigen der jüngeren, in der Bundesrepublik sozialisierten 

Generation wussten jedoch um die Bedeutung, die Aufgaben und den Stellenwert einer 

eigenständigen, wirksamen Opposition innerhalb des parlamentarischen Systems – und 

monierten mit entsprechender Vehemenz deren Absenz.  

                                                 
240 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 405. 
241 Vgl. Rudzio: Politische Kultur, S. 542/543. 
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Komplementär dazu schürten diverse strittige Vorhaben den steigenden gesellschaftlichen 

Unmut gegenüber der Koalition: Etwa sollte die geplante Einführung des 

Mehrheitswahlrechts nach angloamerikanischem Vorbild für geordnete und dauerhaft 

stabile Verhältnisse sorgen, vermittelte den Kritikern allerdings den Eindruck, als 

versuchten die Volksparteien unter diesem Vorwand, die Macht abzusichern und 

Konkurrenten aus dem Wettbewerb zu drängen. Noch wesentlich härtere Bandagen 

wurden in der hitzigen Debatte um die 1968 verabschiedeten Bestimmungen für den 

staatlichen Notstand aufgezogen. In Anbetracht der durchweg negativen Erfahrungen mit 

derartigen Gesetzen und Regelungen in der Weimarer Republik mobilisierte die Angst vor 

womöglich willkürlichen Eingriffen in die Grundrechte jedenfalls die vorwiegend 

jugendlichen Massen. Im Rahmen breit angelegter Protestaktionen wurde der Regierung 

faktisch nicht weniger als die Konstituierung eines autoritären Systems unterstellt und die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung als dessen bloße Kulisse abgewertet. Durch den 

gleichzeitigen Vormarsch der NPD242 warnten manche gar vor einem „neuen 1933“ – und 

wähnten die junge Demokratie an einem gefährlichen Scheideweg angekommen. 

Wiewohl diese Vorwürfe und Befürchtungen schlussendlich erheblich über das Ziel 

hinausschossen, spiegelte sich darin dennoch ein partiell verändertes politisches 

Bewusstsein wider: Beachtliche Bevölkerungsanteile waren offenkundig einfach nicht 

mehr willens, sich von Staats- und Regierungsseite lenken zu lassen und interpretierten die 

Rolle als Bürger im Vergleich zu den 50er Jahren nun erkennbar aktiver und offensiver. 

Die Wertschätzung für Demokratie und Freiheit hatte sich soweit verfestigt, dass sich die 

stetig steigende Partizipation nicht weiter auf konventionelle Formen beschränkte, sondern 

man gegebenenfalls auch bereit war, für die besagten Prinzipien auf die Straße zu gehen243. 

An die Spitze dieses geistigen Umschwungs stellte sich die vornehmlich vom 

Sozialistischen Deutschen Studentenbund (SDS) sowie linken Intellektuellen getragene 

Außerparlamentarische Opposition (APO), die sich zur lebendigen sozialen 

Gegenbewegung zur Großen Koalition stilisierte. In der Konsequenz zeigten deren 

Bemühungen die massiven Legitimationsdefizite der Bonner Parteien auf, von denen sich 

                                                 
242 Siehe Kapitel 6.1. 
243 Wobei damals längst noch nicht alle Deutschen derart selbstbewusst und zukunftsorientiert eingestellt 
waren; zwischen der Mehrheitskultur und der linksintellektuellen Protestbewegung ließen sich vielmehr  
erhebliche Differenzen ausmachen. Mit Blick auf die Entwicklungen zwischen dem Ende der 60er und dem 
Beginn der 80er Jahre wurde die Bundesrepublik deshalb auch schon als „partizipatorische, allerdings 
verunsicherte Demokratie“ dargestellt. Vgl. Rudzio: Politische Kultur, 544. 
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ein respektabler Teil der Leute augenscheinlich nicht mehr adäquat repräsentiert fühlte, 

und förderten eine neue, wertorientierte Konfliktlinie zutage244.  

Schließlich lehnten sich die „68er“ längst nicht nur gegen die angeblich repressiven 

Strukturen der alten Bundesrepublik auf, strebten vielmehr auch nahezu revolutionäre 

Umgestaltungen im gesellschaftlichen Bereich an. In erster Linie ging es um größere 

Freiräume und Mitspracherechte sowie eine zeitgemäßere Lebensart, um nicht zu sagen 

eine intensivierte Verwestlichung – wenngleich diese Forderung den sonstigen 

Vorbehalten gegenüber den USA im ersten Moment ziemlich widersprochen haben mag245.  

Zumindest wurde die Gleichberechtigung der Geschlechter angekurbelt, kamen alternative 

Entwürfe des Zusammenlebens auf und insgesamt antiautoritäre, hochgradig 

individualistische Einstellungen zur Geltung, welche die Grundsätze der vergleichsweise 

konservativen Elterngeneration klar herausforderten. Traditionelle Normen und Tugenden, 

die in den Köpfen der Menschen langfristig verankert und im Kern stets stillschweigend 

akzeptiert worden waren, landeten auf dem Prüfstand. Beinahe unvermeidbar wandelte 

sich „(…) der gesamte Zeitgeist: Zum ersten Mal wurden eine bestimmte Art von 

Bewusstsein und Regeln der Lebensführung in Frage gestellt, die seit den ersten 

Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts unangefochten schienen.“246  

Auch wenn die APO in den späten 60er Jahren zersplitterte, sich teilweise radikalisierte 

und den tatsächlichen politischen und gesellschaftlichen Anspruch darum zunehmend 

vernachlässigte, erscheint deren Wirken rückblickend gleichwohl alles andere als 

ergebnislos: Die harschen Beanstandungen an der freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung verhallten nicht ungehört, sondern stellten deren variable 

Gestaltungsspielräume ebenso wie die unverrückbaren Pfeiler auf eine handfeste Probe, die 

mit Bravour absolviert wurde. Darüber hinaus mag die scheinbar „fatale Re-

Ideologisierung“247, die von der Studentenbewegung und deren ausgeprägter Vorliebe für 

Revolutionstheorien ausgegangen war, die Menschen anfangs verschiedentlich 

verunsichert haben, führte im Resultat jedoch auch dazu, dass sich die Mehrheit im 

grundsätzlichen Nein gegenüber jeglichem Dogmatismus gefestigt fühlte248.  

                                                 
244 Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 70/71. 
245 Vgl. Schildt: Ankunft im Westen, S. 103. 
246 Noelle-Neumann, Elisabeth/Petersen, Thomas: Zeitenwende. Der Wertewandel 30 Jahre später. In: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 29/2001, S. 15-22, S. 16. 
247 Rudolph, Hermann: Eine Zeit vergessener Anfänge: Die sechziger Jahre. In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): 
Politische Kultur und deutsche Frage. Materialien zum Staats- und Nationalbewußtsein in der 
Bundesrepublik Deutschland. Köln, 1989, S. 59-72, S. 69. 
248 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 465. 
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Außerdem zeitigte die schonungslose Auseinandersetzung mit dem Althergebrachten eine 

nachhaltige Modernisierung und Liberalisierung, deren signifikantestes Merkmal sich in 

einer durchgängigen „Tendenz der Verlagerung vom Pflichtgefühl zum 

Selbstentfaltungsstreben“249 zeigte. Der skizzierte Veränderungsprozess durchzog die 

Gesellschaft im Allgemeinen wie die politische Kultur im Besonderen, wodurch sich die 

Dispositionen und Befindlichkeiten der Bürger nun endlich mit deren in vielen Aspekten 

schon enorm fortschrittlichem Lebenswandel deckten: Zum einen fielen im 

zwischenmenschlichen Bereich etliche Tabus – zuvörderst in Bezug auf einstige 

Reizthemen wie Partnerschaft und Sexualität. Zum anderen gestalteten sich auch die 

Orientierungen gegenüber den vormals beinahe übermächtigen staatlichen und kirchlichen 

Obrigkeiten deutlich differenzierter bzw. selbstbewusster. Die Bundesrepublik wirkte 

fortan in vielen Belangen freisinniger – und damit westlicher.  

Zumal die Zeitenwende mit dem Aus für die Große Koalition und dem Zerfall der APO 

wohlgemerkt noch nicht vorbei war, im Gegenteil: Willy Brandt leitete ab 1969 als erster 

sozialdemokratischer Bundeskanzler einen grundsätzlichen Kurswechsel gegenüber den 

östlichen Nachbarstaaten ein, lancierte entspanntere Beziehungen und einen anhaltenden 

Dialog. Gerade mit dem Grundlagenvertrag von 1972, der einer völkerrechtlichen 

Anerkennung der DDR entsprach, sollte dabei eine selbstreferentielle Bestätigung und 

Akzeptanz der Bundesrepublik einhergehen250. Trotzdem man sich mit dem Status als 

Teilstaat mehr oder minder abfinden musste, versuchte man mittlerweile, die Situation auf 

diplomatischem Wege zu optimieren. Der postulierte „Wandel durch Annäherung“ 

schwächte den in der Innenpolitik bis dahin streckenweise prädominanten 

Antikommunismus; der Kalte Krieg büßte ein wenig von seiner Drohkulisse ein, die 

Atmosphäre entkrampfte sich.  

Von der neuen Ostpolitik abgesehen ersann das neue Regierungsbündnis aus SPD und FDP  

auch diverse Reformen in der Sozial-, Bildungs- und Rechtspolitik, wollte allerdings an 

erster Stelle „mehr Demokratie wagen“, die Bevölkerung stärker einbinden und sich die 

konkreten Denkanstöße einer kritischen Öffentlichkeit erschließen. Unter dem Strich 

gelang durch diese gezielt fördernde Umwerbung, „aber auch fordernde Inanspruchnahme 

des Bürgers als eines citoyen“251 im Lauf der 70er Jahre praktisch die endgültige 

Zementierung des parlamentarischen Systems in der Bundesrepublik. Aus der diffusen 

Skepsis der Anfangsphase war breite Anerkennung erwachsen; die Mehrheit der Deutschen 

                                                 
249 Schildt: Ankunft im Westen, S. 103. 
250 Vgl. Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 148/149. 
251 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 441 (Hervorhebung wie im Original). 



3.5. Eine Gesellschaft in Bewegung 

 

 - 81 - 

war vom Gesellschaftsentwurf des Grundgesetzes eines besseren belehrt worden und 

wanderte – dem Vorbild der Volksparteien entsprechend – immer weiter in die Mitte. Mit 

den ideologischen Differenzen schwanden indessen auch die traditionellen 

Verbundenheiten, konfessionelle und klassenspezifische Milieus verblassten allmählich. 

Der politische Wettbewerb wurde offener – und obendrein unberechenbarer.  

Ein Schlüsselwort in dieser größtenteils dem Wertewandel geschuldeten Entwicklung 

lautet Individualisierung: Gemeinhin stellen solche Tendenzen „(…) das 

Selbstgestaltungspotenzial, das individuelle Tun ins Zentrum. Auf eine Formel gebracht: 

Die Gestaltung der vorgegebenen Biographie wird zur Aufgabe des Individuums, zum 

Projekt – wenigstens de jure, weniger de facto.“252 Folglich sieht sich der Mensch in der 

Moderne in nahezu allen Bereichen seines Daseins mit einer schier unbegrenzten Fülle an 

alternativen Wahloptionen konfrontiert, die in unmittelbarem Wettstreit zu seinen 

althergebrachten Beziehungen stehen und diese augenfällig kaum länger als 

selbstverständlich erscheinen lassen. Das bloße Einschwenken auf bzw. Nachahmen 

bewährter Muster genügt nicht mehr, stattdessen sind permanent alle Möglichkeiten 

auszuloten, so dass die „dialogische Existenz“253 das Denken und Handeln bestimmt – 

auch in politischer Hinsicht. Unterdessen orientiert sich ein jeder erst einmal „(…) an den 

Kräften und Kapazitäten der eigenen Person, er fühlt sich berechtigt, nach Unabhängigkeit 

zu suchen. An all das, was öffentlich zu entscheiden ist, trägt der Autozentriker 

individuelle Gesichtspunkte heran, die zunächst nach dem Nutzen fragen.“254 Weil etwaige 

Vorteile dennoch auf verschiedensten Wegen zu erzielen sein dürften, mutet eine 

vorschnelle Beschränkung der eigenen Bewegungsfreiheit durch die dauerhafte 

Verpflichtung auf ein spezifisches Milieu und dessen politische Vertreter schlechterdings 

weder plausibel noch sonderlich attraktiv an. Beständige Bindungen an einzelne 

Interessenorganisationen, denen sich das Individuum vormals aufgrund entsprechender 

soziokultureller Berührungspunkte anschloss, werden deswegen mehr und mehr von einer 

meist stark situationsabhängigen, multidimensionalen Vergemeinschaftung abgelöst, die 

schließlich einer Vergesellschaftung den Weg ebnet255.  

Im Kontext der politischen Kultur folgen daraus – neben einem Rückgang des Respekts 

vor Autoritäten – notgedrungen fundamental veränderte Rahmenbedingungen für die 

                                                 
252 Beck, Ulrich: Das Zeitalter des „eigenen Lebens“. Individualisierung als „paradoxe Sozialstruktur“ und 
andere offene Fragen. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/2001, S. 3-6, S. 3 (Hervorhebung wie im 
Original).  
253 A.a.O., S. 4. 
254 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 82. 
255 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 443. 
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Parteien, denen zum schleichenden Verlust der eigenen Integrationskraft ferner der 

disparat dazu verlaufende Anstieg der Volatilität zu schaffen macht. Dahinter verbergen 

sich zwei eng miteinander verflochtene Problemstränge, denen sich zuweilen lediglich 

schwer entgegensteuern lässt. Hierbei geraten einerseits die klassischen Cleavages 

aufgrund des verbreiteten Drangs zur Mitte, von dem erfahrungsgemäß eine 

Reichweitensteigerung erwartet wird, weitgehend in den Hintergrund; die allgemeinen 

Diskurse entideologisieren sich, verlieren kontinuierlich an Reiz – und darum auch 

gleichermaßen an Resonanz. Daneben werden die politischen Dispositionen der Menschen 

andererseits immer weniger von der für viele anscheinend nicht mehr ausschlaggebenden 

Konfessions- und Klassenzugehörigkeit determiniert, dafür stärker durch gewisse 

persönliche Einsichten und Erfahrungswerte sowie das soziale Umfeld geprägt256. Der 

moderne Bürger wägt die zahllosen Lösungsvorschläge also sorgfältig ab und entscheidet 

sich dann ziemlich unabhängig von alten Loyalitäten, vorwiegend anhand der eigenen 

Betroffenheit sowie schlichter Kosten-Nutzen-Rechnungen. Aus Akteurssicht erschwert 

das die Mobilisierung politischer Anhänger in beträchtlichem Maße, was sich etwa in 

sinkenden Mitgliedszahlen sowie besonders der Auflösung von Stammwählerschaften 

widerspiegelt257.  

Den Wertewandel haben zwar die meisten westlichen Nationen durchlaufen, speziell für 

die Bundesrepublik und deren demokratische Konsolidierung war selbiger jedoch von 

zweifellos prägender Bedeutung, zumal sich die problematischen Traditionslinien der 

politischen Kultur darüber fast vollständig verflüchtigt haben. Primär nahmen das 

Selbstentfaltungsstreben und die davon ausgehende „Pluralisierung von Lebensweisen“258 

natürlich den anachronistischen Gemeinschaftsidealen den Wind aus den Segeln. Im Lauf 

der 70er Jahre hatten sich die Leute mit den alltäglichen Gegebenheiten in einer insgesamt 

alles andere als homogenen, sich durch tiefe Rationalität und wechselseitige Distanz 

auszeichnenden Gesellschaft nicht nur arrangiert, sondern ein elementares Bewusstsein für 

die Vorzüge dieses Lebensstils ausgebildet, der dem intensivierten Bedürfnis nach 

Selbstbestimmung hochgradig Rechnung zu tragen schien259. Die einstige Schwäche 

gegenüber mythisch eingefärbten Visionen und Illusionen wie der Nation oder der 

                                                 
256 Vgl. Hoffmann-Lange, Ursula/Gille, Martina/Krüger, Winfried: Jugend und Politik in Deutschland. In: 
Niedermayer, Oskar/Beyme, Klaus von (Hrsg.): Politische Kultur in Ost- und Westdeutschland. Berlin, 1994, 
S. 140-161, S. 140.  
257 Vgl. Decker, Frank: Post-parlamentarisches Regieren, Entscheidungsblockaden und populistische 
Reaktion. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 17. Jahrgang. 
Baden-Baden, 2005, S. 29-52. 
258 Schildt: Ankunft im Westen, S. 85. 
259 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 448/449. 
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geschlossenen Volksgemeinschaft und die Sehnsucht nach einfachen, hierarchischen 

Strukturen waren ob der Individualisierung einer genauso nüchternen wie permanenten 

Wertschätzung der pluralistischen Vielfalt gewichen. Auch das gängige Bild und der Status 

des Staates hatten sich komplett verändert, vom ehemaligen Alleinvertreter des kollektiven 

Interesses zu einem Anbieter von Sozialleistungen, der gegenüber dem einzelnen 

Menschen geradezu in einer Bringschuld steht260. Es war diese aktive Emanzipation vom 

„Sonderbewusstsein“, mit der die Deutschen zum Westen aufschlossen.  

Die Bundesrepublik war – und das erwies sich als das entscheidende Moment – samt der 

Bürger in der Moderne angekommen. Deren Selbstbewusstsein beruhte ergo nicht länger 

auf Soldatenkult, militärischem Heldentum und ersatzreligiösem Gedankengut, entsprang 

eher der „durch und durch entzauberten“261 Gegenwart bzw. dem wohl in jeder Hinsicht 

erfolgreichen Neuanfang. Während das „Wirtschaftswunder“ anfangs besonders die 

beeindruckende ökonomische Leistungsfähigkeit der jungen Demokratie prononcierte, 

betonte man danach bewusst auch die Stärken des politischen Systems262. Die Menschen 

schüttelten die ursprüngliche Reserviertheit ab und kamen kaum umhin, sich mit dem 

konstitutiven Rahmen des Grundgesetzes immer mehr zu identifizieren. So bringt die 

Vorstellung des Verfassungspatriotismus263, die bezüglich dieser bemerkenswerten 

Progression häufig angeführt wird, die Sache auf den Punkt: Innerhalb lediglich weniger 

Dekaden hatten sich die Deutschen zu einer liberalen und vollauf zivilen Gesellschaft 

entwickelt, die die Härten der eigenen Geschichte zudem nicht länger verdrängte, sondern 

sich deren schonungslose und stellenweise – wie etwa der Historikerstreit zeigte – 

durchaus streitbare Analyse vermehrt zur Aufgabe machte.  

 

3.6. Typisch deutsch? Pragmatismus und kritische Distanziertheit 

Wenngleich die „Bonner Republik“ mit Beginn der 80er Jahre also zu einer gemeinhin 

„normalen“ Demokratie gereift war, gab es in Bezug auf das eigene Selbstbild weiterhin  

eklatante Diskrepanzen gegenüber anderen Staaten des Westens. Wo die meisten Nationen  

erfahrungsgemäß direkt an die historischen Wurzeln anzuknüpfen vermögen, stand 

Deutschland nach der Katastrophe des Nationalsozialismus hingegen vor dem absoluten 

Nichts und musste sich im Kern neu erfinden. Dabei erfolgte angesichts des akuten 

                                                 
260 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 448. 
261 A.a.O., S. 452. 
262 Vgl. Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 149. 
263 Dieser Begriff steht im Großen und Ganzen für eine sich in erster Linie an der Verfassung und nicht etwa 
an der Kulturnation ausrichtende Loyalität der Bürger zum Gemeinwesen. Vgl. Sternberger, Dolf: 
Verfassungspatriotismus. Rede bei der 25-Jahr-Feier der „Akademie für Politische Bildung“. In: Ders.: 
Verfassungspatriotismus. Schriften. Band X. Frankfurt am Main, 1990, S. 17-31. 
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Vakuums an geeigneten, das heißt unbelasteten Bezugspunkten nicht nur von amtlicher 

Seite eine unvermeidliche Distanzierung gegenüber der düsteren Vergangenheit; auch in 

der Bevölkerung setzte sich ein emotionaler Bruch mit dem „schwierigen Vaterland“264 

durch, der eigentlich nach wie vor Bestand hat. Dafür sprechen schon der auf 

vergleichsweise niedrigem Niveau stagnierende Nationalstolz sowie der allgegenwärtige 

antitotalitäre Konsens265.  

Die Mehrheit der Menschen strebte nach 1945 in erster Linie nach einer Verbesserung der 

alltäglichen Lebensverhältnisse und überzeugte sich auf diesem vermeintlichen Umweg 

einer primär sachlichen und problemorientierten, nicht direkt politischen Vorgehensweise 

umso nachhaltiger von den Vorzügen der neuen Ordnung. Mit der Zeit entstand daraus 

tatsächlich eine signifikante, an und für sich positive, obschon phasenweise etwas 

temperamentlos erscheinende Mentalität, die sich schließlich zur Basis einer originären 

Identität der Bundesrepublik entwickelte. Das, was deren Staatsbürger fortan verband, war 

weniger eine auf gemeinsamer Herkunft oder Kultur fußende idealistische Solidarität, als 

vor allem eine grundsolide Systemzufriedenheit. Die zu Verfassungs- und 

Wirtschaftspatrioten geläuterten, ansonsten ganz und gar postnational gesonnenen 

Deutschen sahen in der Demokratie nicht weiter ein abstraktes Konstrukt, sondern einen 

angenehmen Lebensstil. Man wusste die Stabilität des politischen Systems jedenfalls zu 

schätzen und engagierte sich mit entsprechender Überzeugung, „jedoch ohne 

Leidenschaft“266. Für das Gros der Bevölkerung hatte das Grundgesetz spätestens in den 

80er Jahren selbstverständliche Formen angenommen; Kritik wurde allenfalls partiell an 

der Beschaffenheit mancher Komponenten im parlamentarischen und sozialstaatlichen 

Bereich artikuliert, das Fundament in seiner Gesamtheit allerdings nicht mehr hinterfragt. 

Weitreichende Veränderungen waren im Wege einer ausgesprochen „pragmatische[n] 

Akzeptanz des Bestehenden als des relativ Besten“267 regelrecht uninteressant geworden, 

es ging eigentlich nur noch um graduelle Optimierungen. Der gesellschaftliche Tenor 

lautete ganz ausdrücklich Reform, nicht Revolution – auch nach dem Regierungswechsel 

von 1982/83.  

                                                 
264 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland. 
265 Das ungebrochene Einvernehmen und die Tragfähigkeit des antitotalitären Konsenses manifestieren sich 
nicht zuletzt im hohen Beobachtungsaufwand, der dem politischen Extremismus in der Bundesrepublik  
zukommt – und das ungeachtet der Tatsache, dass derartige Kräfte hierzulande im westeuropäischen 
Vergleich zumeist ausgesprochen schwach aufgestellt sind. Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Politischer 
Extremismus in europäischen Demokratien – Rechtsextremismus, Linksextremismus und Terrorismus im 
Vergleich. In: Dies. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 1. Jahrgang. Bonn, 1989, S. 7-43, S. 35. 
266 Weidenfeld, Werner: Deutschland nach der Vereinigung: Vom Modernisierungsschock zur inneren 
Einheit. In: Ders. (Hrsg.): Deutschland. Eine Nation – doppelte Geschichte. Köln, 1993, S. 13-26, S. 24. 
267 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 471. 
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Mit Blick auf die „geistig-moralische Wende“, die das neue „schwarz-gelbe“ Bündnis 

vorab vollmundig angekündigt hatte, war gleichwohl wenig Bewegung zu spüren. In der 

Außen- bzw. Deutschlandpolitik blieb es beispielsweise weitgehend beim wohl ebenso 

umstrittenen wie im Nachhinein erfolgreichen Kurs der sozialliberalen Koalition, was 

schlechterdings viele wertekonservative Anhänger enttäuschte. Zumal sich die großen 

Volksparteien der politischen Mitte – und insofern auch einander – schon soweit 

angenähert hatten, dass sich inhaltliche Vorstellungen und Zielsetzungen nicht nur zu 

schneiden, sondern in einigen Zusammenhängen geradezu identisch zu sein schienen. Die 

Abwesenheit ideologischer Reibungspunkte erweckte insofern den unangenehmen 

Anschein einer völligen Konformität unter den etablierten Kräften. Gleichzeitig 

vermochten die Grünen, die wenige Jahre vorher aus der Bürgerinitiativbewegung 

entstanden und seinerzeit erstmals in den Bundestag eingezogen waren, die desintegrativen 

Nebenwirkungen der evidenten Nivellierungstendenzen alleine nicht abzufedern. Wiewohl 

selbige den Politikbetrieb wie auch das zu diesem Zeitpunkt hochkonzentrierte 

Zweieinhalb-Parteiensystem der Bundesrepublik durchaus auffrischen und mittelfristig 

sogar erweitern sollten, ebbten das allgemeine Interesse und die Bereitschaft zur 

Partizipation vorerst ab.  

Bei weiten Teilen der Bevölkerung wurde das Tagesgeschehen immer häufiger mit 

Kopfschütteln quittiert, so dass viele anfingen, sich quasi auch innerlich von „Bonn“ zu 

distanzieren. In der Öffentlichkeit verloren die Spitzen aus Regierung und Opposition auch 

aufgrund aufsehenerregender Skandale und unpopulärer Richtungsentscheidungen 

unverkennbar an Reputation. Politikverdrossenheit machte sich breit, wobei dieses 

Phänomen letztlich nicht ausschließlich auf der argwöhnischen Wahrnehmung der 

aktuellen Probleme basierte, die Wurzeln lagen deutlich tiefer: In dem Maße wie die 

fundamentalen Modernisierungs- und Individualisierungsprozesse fortdauerten, nahmen 

sowohl das Zugehörigkeitsgefühl zu politischen und gesellschaftlichen 

Zusammenschlüssen als auch die Devotion gegenüber staatlichen Institutionen weiter 

gedeihlich ab. Klassische intermediäre Organisationen verloren infolgedessen an Gewicht, 

Mitgliedern und Unterstützern – begonnen mit Parteien und Gewerkschaften bis hin zu den 

Kirchen. Die selbstbewussteren Betrachtungsweisen und Ansprüche sowie die erhöhte 

subjektive Kompetenz, die mit der Ausbreitung von Bildung und Wohlstand 

einhergegangen waren, förderten ein flexibleres Abstimmungsverhalten, speziell unter den 
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Vorreitern des sozialen Wandels, der „neuen“ Mittelschicht. Der Umgang mit Politik 

wurde „spielerischer“268 und somit vieldeutiger.  

Daneben sorgten wirtschaftliche Konjunkturschwankungen allenthalben für aufkommende 

Krisenstimmung. Gleich ob bei „kleinen Leuten“, deren berufliche Perspektiven sich 

vielleicht ohnehin schon in Grenzen hielten, oder in besser situierten Gesellschaftskreisen, 

die den erreichten hohen Lebensstandard mit einem Mal in Gefahr sahen. Durch die 

unaufhaltsame Ausbildung einer „Risikogesellschaft“269 erwuchsen die Angst um den 

Arbeitsplatz und die Rentenversorgung zu ständigen Wegbegleitern der meisten 

Deutschen. Während die generelle Wahlbeteiligung zusehends abflaute, schlug sich die 

grassierende Unzufriedenheit gelegentlich in kurzzeitig steigenden Resultaten für die 

„sonstigen“ Parteien nieder, was nicht zuletzt auch dem Rechtsextremismus zugute kam270. 

Lanciert durch eine zuweilen zur Polemik neigende Berichterstattung in den 

Massenmedien ereilte die Leistungen der angeblich abgehobenen Volksvertreter in 

Parlament und Regierung eine zunehmend skeptischere, nicht selten abfällige Beurteilung. 

Die Erwartungshaltungen gegenüber den Entscheidungsträgern waren augenfällig genauso 

drastisch gestiegen wie das Vertrauen gesunken. Zur „Hauptzielscheibe von Kritik, 

Aggression und Frustration, von Abwendung und Protest“271 avancierten vor diesem 

Hintergrund zwangsläufig die Parteien, die durch die genuine Funktion als 

Kommunikationsplattformen und Bindeglieder zwischen Bürger und Politik für 

gewöhnlich die größten Angriffsflächen zeigen.  

Schon in dieser kurzen Skizze der damaligen Situation klingt die Vielschichtigkeit der 

angesprochenen Vorgänge an: Unzufriedenheit kann nicht nur auf verschiedensten 

Ursachen beruhen, sondern sich auch auf diverse Instanzen beziehen – Politiker, Parteien 

oder das komplette System. Aus demokratietheoretischer Perspektive ist 

Politikverdrossenheit deswegen jedoch nicht mit grundsätzlichem Desinteresse zu 

verwechseln, vielmehr muss zunächst zwischen deren jeweiligen Adressaten differenziert 

                                                 
268 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 232. 
269 In diesem soziologischen Modell wird von einem elementaren Bruch der Moderne mit der klassischen 
Industriegesellschaft ausgegangen. Aufgrund dessen seien die natürlichen und sozialen Gefahren – 
beispielsweise durch Umweltverschmutzung und Arbeitslosigkeit – heutzutage jedoch nicht mehr bloß 
hierarchisch bzw. nach Klassen verteilt, sondern beträfen nun im Kern jeden Gesellschaftsbereich. Das 
begründe eine „Risikogesellschaft“, die sich bei den Menschen erst einmal in Verunsicherung, in der Folge 
aber auch in bestimmten Formen von Gleichgültigkeit bzw. Resignation niederschlage. Denn „wo sich alles 
in Gefährdungen verwandelt, ist irgendwie auch nichts mehr gefährlich.“ Vgl. Beck, Ulrich.: 
Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. Frankfurt am Main, 1986, S. 48. 
270 Siehe Kapitel 5.2. und 6.2.6. 
271 Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 175. 
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werden272. Solange das Missbehagen lediglich konkreten Akteuren und deren 

gewissermaßen zur Natur des Menschen gehörender Fehlbarkeit gilt, liegt normalerweise 

noch kein Anlass zur Sorge vor. Eng bzw. bedenklich wird die Sache dagegen, wenn der 

Verfassungskonsens zu bröckeln beginnt, sich die Enttäuschung der Menschen damit auf 

höheren Ebenen ausdrücklich an der bestehenden Ordnung und deren Werten festmacht 

und die Vorstellung fundamentaler Veränderungen aus Sicht der Mehrheit immer 

attraktiver wird. Die Bundesrepublik der 80er Jahre zeichnete unter diesen Aspekten 

zunächst ein ambivalentes Bild, das sich in der Nahaufnahme dennoch entzerrt.   

Auf der einen Seite brachten die Ansätze einer punktuellen Abwendung vom 

parlamentarischen System und die verschärften Ressentiments gegen „die da oben“ 

vermutlich wenigstens bei einigen Menschen gewisse, über das Kriegsende hinaus 

bewahrte Relikte der obrigkeitsstaatlichen Kultur zum Ausdruck. Manche Bürger schienen 

mit der ständigen „Gratwanderung zwischen Individualisierung und Sicherheit“273, den 

vervielfachten Anforderungen und der Auflösung vertrauter Beziehungsgeflechte zeitweise 

überfordert zu sein. Das andauernde Überangebot an Optionen verlangt jedenfalls 

unentwegt nach selbständigen Orientierungsleistungen und Entscheidungen – und mag 

somit je nach Charakter mehr als Erschwernis denn als Chance anmuten. Allgemeine 

Anhaltspunkte dafür, dass die Deutschen die Moderne womöglich doch noch nicht zu 

hundert Prozent verinnerlicht hatten, fanden sich etwa in der immensen Wertschätzung für 

Disziplin und Sorgfalt, dem unweigerlichen Respekt vor Sachkompetenz und dem 

dringenden Bedürfnis nach eindeutig fixierten Verantwortlichkeiten, die in der Summe 

eine latente Sehnsucht nach Bestimmtheit und Sicherheit in festen Strukturen erkennen 

ließen. Für die Politik ergaben sich daraus eine auffällige Konfliktscheu in Kombination 

mit mäßig ausgeprägter Kompromissfähigkeit, ein in vielen Beziehungen eingeschränktes 

Verständnis für Opposition und die Bedürfnisse von Minderheiten, hohe Erwartungen an 

die sozialstaatlichen Versorgungsinstanzen sowie schließlich eine hinlängliche 

Fokussierung auf die Exekutive274.  

Andererseits gaben der entschiedene Widerstand gegen als „falsch“ empfundene 

Weichenstellungen und das Aufbegehren gegen soziale Ungerechtigkeiten freilich ein 

Abklingen gerade solcher traditioneller Dispositionen zu erkennen: Die Menschen 

verließen sich nun eben nicht mehr auf fremde Hilfe, neigten stattdessen stärker dazu, die 

                                                 
272 Vgl. Decker, Frank: Politikverdrossenheit ohne Ende? Zur Krise der deutschen Parteiendemokratie. In: 
Gesellschaft – Wirtschaft – Politik, Jahrgang 54, 2005, Heft 1, S. 101-125, S. 102. 
273 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 232. 
274 Vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 76 und S. 114/115. 
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Dinge falls nötig selbst in die Hand zu nehmen, die Initiative zu ergreifen und sich zur 

Wehr zu setzen – auch wenn die Meinungsäußerungen stellenweise unkonventionell 

ausfielen und auf Wege abseits partizipatorischer Normen auswichen275. Der offenkundige 

Vertrauensschwund und die sinkende Bereitschaft zu dauerhaften Bindungen mussten 

deshalb nicht automatisch für den Einzug apathischer Verhaltensweisen sprechen, sondern 

waren ohne weiteres auch als „(…) Ergebnis von wachsendem 

Unabhängigkeitsbewußtsein und politischer Sensibilität zu deuten. Ein starker Drang zur 

Eigenständigkeit kommt da zum Vorschein.“276 Persönliche Wunschvorstellungen und 

Prioritäten hatten sich mit dem Wertewandel stark verschoben. Die Bürger der 

Bundesrepublik waren und sind dem Wesen nach zwar alles andere als unpolitisch, „(…) 

doch im Mittelpunkt ihres individualisierten Lebens stehen andere Bereiche. Ihre Existenz 

ist nicht eine primär politische.“277 Ungeachtet der außergewöhnlich hohen Grundloyalität 

zur Idee der Demokratie haben sich die Deutschen eine kritische Distanziertheit zum 

bestehenden politischen System bewahrt278; man weiß um dessen Vorzüge, hält aber 

prinzipiell nichts und niemanden für perfekt, vertraut stets mehr auf den Verstand als auf 

das Herz. Ergo deckt sich diese ganz und gar pragmatische Mentalität mit dem besonders 

aufgrund seiner angeblichen „Erlebnisarmut“ beanstandeten Modell des 

Verfassungspatriotismus. Was dabei allerdings  

„(…) vielfach als Mangel, gar als Fehler bezeichnet oder gebrandmarkt wird, ist gerade der Vorteil: Die 
rationale Einsicht in eine Herrschaftsform stärkt das Bewußtsein über das eigene Leben und Erleben in ihr, 
während die emotionale Begegnung dazu führt, ein selbsterstelltes Wunschbild an der Wirklichkeit zu 
messen und diese für allen Harm und Hader in Anspruch zu nehmen.“279 
 

Gewissermaßen liegt im logisch-nüchternen Geist der Bürger darum eine ebenso latente 

wie elementare Reserve für die Stabilität der Bundesrepublik.  

Demnach entsprach die Politikverdrossenheit, die Deutschland in den 80er Jahren einholte, 

im Rückblick einem weiteren wichtigen Schritt in Richtung einer „Normalisierung“. Der 

jähe Beteiligungsrückgang auf ein im internationalen Vergleich nach wie vor exzellentes 

Maß gereichte der jungen Demokratie zum erneuten Belastungstest, vermochte deren 

Bestand jedoch nie ernsthaft zu gefährden. Entscheidend war, dass sich die Menschen 

                                                 
275 Vor diesem Hintergrund lässt sich Unzufriedenheit auch anhand vorderhand unpolitischer 
Handlungsformen wie Nicht- und Protestwahl artikulieren, wenngleich die Häufung derartiger 
Verhaltensweisen letztlich alles andere als wünschenswert scheint. Vgl. Pickel, Gert: Jugend und 
Politikverdrossenheit. Zwei politische Kulturen im Deutschland nach der Vereinigung? Opladen, 2002, S. 
380/381. 
276 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 141. 
277 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 471.  
278 Vgl. Rudzio: Politische Kultur, S. 545/546. 
279 Rausch, Heinz: Politisches Bewußtsein und politische Einstellungen im Wandel. In: Weidenfeld, Werner 
(Hrsg.): Die Identität der Deutschen. Bonn, 1983, S. 119-153, S. 122. 
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unter dem Dach des Grundgesetzes bereits absolut zuhause fühlten, so dass manche 

Engagement und Partizipation bewusst zurückschraubten, wohingegen die Politik für 

andere de facto auch vorher schon von allenfalls sekundärem Gewicht war. Allerdings 

schien die Mehrheit von den Annehmlichkeiten des stetigen Aufwärtstrends inzwischen so 

sehr verwöhnt, dass selbst das Auftreten von – nach gegenwärtigem Stand – relativ 

geringfügigen sozioökonomischen Problemen in gravierenden Vertrauensverlusten und 

impulsiver Abwendung von den zu „Sündenböcken“ gemachten Parteien und Politikern 

resultierte. Nachdem die Unzufriedenheit weiter Bevölkerungsteile die politischen Kräfte 

aber geradewegs dazu drängte, sich selbst zu hinterfragen und die Konzepte den 

gewandelten Bedürfnissen anzupassen, gingen davon am Ende hin und wieder sogar 

durchaus positive, demokratisierende Effekte aus.  

Die eigentliche Bewährungsprobe sollte die Bundesrepublik sowieso erst 1989/90 ereilen. 

Nach jahrzehntelangem Nebeneinander kulminierten die dramatischen Entwicklungen 

jenseits des „Eisernen Vorhangs“ in der gemeinhin kaum mehr für möglich gehaltenen 

Wiedervereinigung. Die ebenso zahlreichen wie vielschichtigen Bedenken, die dagegen 

seitens in- und ausländischer Beobachter angemeldet wurden, entpuppten sich aber 

zusehends als unbegründet: Die befürchtete Rückkehr zu Größenwahn und 

„Sonderbewusstsein“ blieb aus, stattdessen dominierte der „Eindruck echter 

Unbeholfenheit im Umgang mit nationalen Gefühlen oder gar nationaler Pathetik“280. Die 

Deutschen blieben sich selbst bzw. dem eigenen Pragmatismus treu und trieben den 

historisch einmaligen Prozess fernab ekstatischen Überschwangs, „eher kaufmännisch 

nüchtern und nach Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten“281 voran. Mit dem Beitritt der DDR 

zum Grundgesetz war der einstige „Sonderweg“ ohne Zweifel an einem „wichtigen 

Zielpunkt“282 angekommen; aus dem anfänglichen Provisorium der „Bonner Republik“ 

erwuchs die vergrößerte, allerdings auch saturierte „Berliner Republik“, die sich 

anschickte, sich zum Motor der europäischen Integration aufzuschwingen – ein neues 

Zeitalter hatte angefangen.  

Die erste Begeisterung war dennoch nur von kurzer Dauer und wich zutiefst ernüchterten 

Befunden, nachdem die zwangsläufigen Schwierigkeiten, mit der eine zügige 

Verschmelzung zweier Staaten mit derart diametral ausgerichteten politischen Systemen 

einhergehen musste, zunehmend klarer wurden. Besonders die wirtschaftliche Misere in 

den neuen Bundesländern hatte die „schwarz-gelbe“ Regierung scheinbar komplett 

                                                 
280 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 484. 
281 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 139. 
282 A.a.O., S. 236. 
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unterschätzt, von „blühenden Landschaften“ war hier mithin schon bald keine Rede mehr. 

Der Löwenanteil der dortigen Industrie war entweder schon ausrangiert oder erwies sich 

als völlig veraltet, so dass die Kosten für den Aufbau und die obligatorische Angleichung 

der Lebensverhältnisse an das westliche Niveau explodierten. Zudem rollte auf der Ebene 

der „inneren Einheit“ auch das nötige Zusammenwachsen der Gesellschaft im neuen 

Gesamtdeutschland alles andere als reibungslos an. Die Grenzbarrieren mochten 

mittlerweile demontiert sein, bei den Menschen hatte die Teilung aber beachtliche Spuren 

hinterlassen; in vielen Köpfen – wohlgemerkt auf beiden Seiten – existierte weiterhin eine 

Mauer. Zwischen Ost und West standen zu dieser Zeit über 40 Jahre voller 

unterschiedlicher Erfahrungen und Gewohnheiten, Perspektiven, Orientierungen und 

Bedürfnisse. Kurzum: Das Lebensgefühl war ein völlig anderes.  

 

3.7. Exkurs: Das „andere“ Deutschland 

Gleichwohl die DDR und die Bundesrepublik für einander stets Bezugspunkte und 

Vergleichsgesellschaften dargestellt haben283, hätte deren Geschichte seit der Gründung 

1949 kaum entgegengesetzter verlaufen können. Während sich Westdeutschland sowohl 

politisch als auch wirtschaftlich eng an die USA anlehnte, schnell eine stabile 

parlamentarische Demokratie etablierte und zur modernen, wohlhabenden Industrienation 

avancierte, entstand jenseits der Elbe unter dem unverhohlenen Einfluss der Sowjetunion 

eine exakte Negativfolie dazu. Hinter dem Deckmantel der „Volksdemokratie“ wurde ein 

im Großen und Ganzen totalitäres Herrschaftssystem etabliert, das den Menschen weder 

Grundrechte noch individuelle Freiheiten einräumte. Im Gegenteil, das abstrakte Kernziel 

lag de facto darin, das Individuum aus seiner scheinbar egoistischen Veranlagung zu lösen 

und zu einem Gattungswesen zu formen, dessen eigener Wille schlussendlich in dem des 

Kollektivs aufgehen sollte284. In Anbetracht des vorausgeschickten Selbstverständnisses 

des „Arbeiter-und-Bauern-Staates“ vermochte der Weg dorthin freilich nur über die 

„Diktatur des Proletariats“ zu führen, die der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 

(SED) zu unweigerlicher Dominanz und fast unbegrenztem Einfluss verhalf. Deren 

absoluten Machtanspruch sicherte außerdem eine ausufernde Bürokratie, die eine 

akribische Bespitzelung und dauerhafte Indoktrination der Bevölkerung ebenso zur 

                                                 
283 Den Bundesbürgern dienten die politischen Verhältnisse im Osten vor allem zur Bestätigung des 
demokratischen Systems, dessen praktische Vorteile im Vergleich damit umso deutlicher aufleuchteten. Die 
Menschen in der DDR konzentrierten sich hingegen in erster Linie auf den komfortablen Lebensstandard der 
Nachbarn im Westen, mit deren Wohlstand und Wachstum die eigene Planwirtschaft nie Schritt halten 
konnte. 
284 Vgl. Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 170/171. 
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Behördenaufgabe erklärte wie schonungslose Bestrafungen. Bei näherer Betrachtung 

mussten sich die vordergründigen Spuren pluralistischer Strukturen – wie etwa die 

Durchführung von Wahlen – somit ausnahmslos als perfides Blendwerk entpuppen.  

So fing die allumfassende Ideologisierung der Gesellschaft an mit einem Schulsystem, das 

neben dem allgegenwärtigen marxistisch-leninistischen Weltbild über den 

„Wehrunterricht“ auch militaristischen Drill vermittelte, setzte sich in komplementären 

Verbänden wie der Freien Deutschen Jugend (FDJ) oder der Gesellschaft für Sport und 

Technik (GST) fort, die entsprechendes Gedankengut in den Freizeitbereich 

hineintransportierten, und verdichtete sich zum Versuch, den Menschen eigentümliche 

Wortschöpfungen und Formeln zu oktroyieren, die auf eine allgemeine Distanzierung im 

Verhältnis zum als „Klassenfeind“ diffamierten kapitalistischen Westen abzielten285. 

Obendrein nahm der kategorische Antifaschismus der DDR, der sich in solch künstlichen 

Ausdrücken und sprachlichen Regelungen zuspitzte, in der Öffentlichkeit eine zentrale 

Rolle ein: Besonders im Kontext der Auseinandersetzung mit der Bundesrepublik und 

deren staatstragenden Kräften sowie der parallelen Rechtfertigung der gegenwärtigen 

politischen Verhältnisse gelangte diese propagandistische Allzweckwaffe immer wieder 

zur Anwendung286. Ansonsten hat eine ernsthafte Aufarbeitung der Vergangenheit 

hingegen nie stattgefunden. Das SED-Regime wollte sich des historischen Ballasts schon 

gleich zu Beginn entledigen, indem es sich einfach selbst zum direkten Ableger des 

vermeintlich vorrangig von der Arbeiterklasse getragenen Widerstands gegen den 

Nationalsozialismus hochstilisierte – und dessen gesellschaftliche Wurzeln damit für 

vollständig getilgt deklarierte287.  

Um den Schein dieses Gründungsmythos zu bewahren wurde – unter Federführung des 

Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) – erfahrungsgemäß jegliche Form der Opposition 

bereits im Keim erstickt; nicht nur Medien und Kultur unterlagen strenger Gängelung, die 

Menschen mussten mit Kritik ebenfalls sehr vorsichtig sein. Der juristische Tatbestand der 

„staatsfeindlichen Hetze“ erwies sich vor diesem Hintergrund als ausgesprochen dehnbar 

und konnte schon bei vergleichsweise belanglosen Regelverstößen beträchtliche 

Sanktionen nach sich ziehen, zumal die DDR kein Rechtsstaat im eigentlichen Sinne war. 

                                                 
285 Das wohl geläufigste Beispiel dafür dürfte die euphemistische Bezeichnung der Berliner Mauer als 
„antifaschistischer Schutzwall“ sein, die den Bürgern der DDR suggerieren sollte, durch deren Bau nicht 
eingesperrt, sondern vor akuten Bedrohungen aus dem Westen geschützt worden zu sein.  
286 Vgl. Backes: Politische Extreme, S. 186. 
287 Art. 6 Abs. 1 der DDR-Verfassung von 1974 lautete demnach: „Die Deutsche Demokratische Republik 
hat getreu den Interessen des Volkes und den internationalen Verpflichtungen auf ihrem Gebiet den 
deutschen Militarismus und Nazismus ausgerottet. Sie betreibt eine dem Sozialismus und dem Frieden, der 
Völkerverständigung und der Sicherheit dienende Außenpolitik.“ 
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Das Leitmotiv des „demokratischen Zentralismus“, das deren Strukturen bestimmte, 

duldete keinerlei Widersprüche, verlangte vielmehr bedingungslose Linietreue. Gerade in 

der Berufswelt spiegelte sich die ausgeprägte „Soziologie von Befehl und Gehorsam“288 

allenthalben wider. In dem Maße wie die Ostdeutschen letztlich in einer enorm statischen 

Arbeits- und gleichzeitig von den ständigen Verknappungen und Ausfällen der 

Planwirtschaft gezeichneten Mangelgesellschaft lebten, ging die Bedeutung eines festen 

Beschäftigungsverhältnisses weit über den hauptsächlichen Broterwerb hinaus.  

„Arbeit lieferte Einkommenssicherheit, soziale Sicherheit, Versorgung der Familie mit Wohnung, 
Kantinenessen, Kindergärten; Arbeit stellte Kulturleistungen bereit, regelte weitgehend Freizeit- und 
Urlaubsaktivitäten, bot Gelegenheit für Geselligkeit und über Deputatleistungen und den Tauschmarkt auch 
ökonomische Vorteile.“289  
 

Das entscheidende Kriterium für den Anspruch darauf war zumeist eine von Gefügigkeit 

und Loyalität zeugende Kaderakte, die einem Gradmesser für Auf- oder Abstieg, Ruhe 

oder Drangsalierung entsprach. Mit Blick auf die enorme Kontrolle, die der Staat demnach 

über den einzelnen Bürger und dessen Biographie auszuüben im Stande war, neigte die 

große Mehrheit zur Kapitulation als Weg des geringsten Widerstands. Man fand sich mit 

dem Unabänderlichen ab, assimilierte sich nach außen soweit als nötig und zog sich sonst 

in die vertrauten Nischen von Familie und Freundeskreis zurück. Die Not wurde im Prinzip 

zur Tugend gemacht, die das gelegentlich Positive mitnahm und das viele Negative zu 

verdrängen versuchte. Mit anderen Worten: „Am Staat schätzte man seine Schutz- und 

Ordnungsfunktion, an den Gemeinschaftsaktivitäten Wärme und Gemütlichkeit.“290 Was 

zurückblieb, war gemeinhin ein Leben in permanenter Ambivalenz, um nicht zu sagen eine 

„Dauerschizophrenie“291 zwischen öffentlichem und privatem Bewusstsein, die erkennbar 

zu Lasten des Selbstvertrauens ging und oftmals Symptome wie Unsicherheit, Labilität und 

Abhängigkeit zeitigte. Der fortwährende Konformitätsdruck machte einerseits alle 

irgendwie zu Opfern, ließ andererseits jedoch jeden einzelnen mit der eigenen angepassten 

Kulisse auch die „Deformierung als Täter“292 forttragen – und mündete insofern in einen 

Teufelskreis.  

Dass sich die Bevölkerung der DDR nach dem gescheiterten Volksaufstand vom 17. Juni 

1953 über Jahrzehnte hinweg kaum mehr gegen die massive Beschränkung der 

                                                 
288 Greiffenhagen, Martin/Greiffenhagen, Sylvia: Eine Nation: Zwei politische Kulturen. In: Weidenfeld, 
Werner (Hrsg.): Deutschland. Eine Nation – doppelte Geschichte. Köln, 1993, S. 29-45, S. 41. 
289 A.a.O., S. 33. 
290 A.a.O., S. 35. 
291 Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 164. 
292 Maaz, Hans-Joachim: Eine Therapie für Deutschland? Psychosoziale Aspekte im deutschen 
Einigungsprozeß. In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Deutschland. Eine Nation – doppelte Geschichte. Köln, 
1993, S. 83-95, S. 84. 
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individuellen Selbstbestimmung und die kontinuierlichen Versorgungsdefizite auflehnte, 

dürfte indessen auch deren spezifischer Sozialstruktur geschuldet gewesen sein. Nachdem 

die breite Masse der ursprünglichen bürgerlichen Eliten unter dem SED-Regime keine 

Perspektiven gesehen und das Land frühzeitig verlassen hatte, waren dort nämlich fast nur 

„kleine Leute“ geblieben293. Und im Kontext der politischen Kulturforschung werden diese 

für gewöhnlich mit einem ganz bestimmten Motiv bedacht: Der Angst.  

„Kleinbürger haben keine Reserven und keine Verbindungen. Im Berufsleben sind sie meist an 
nachgeordneter Stelle tätig, müssen auf Anweisung arbeiten und sind stolz, wenn sie es ihrem Vorgesetzten 
recht machen. Mit dieser Bereitschaft zum Gehorsam, häufig auch vorauseilendem Gehorsam, passen sie sich 
in autoritäre Führungshierarchien ein. Dabei treten neben Beflissenheit auch apathische Verhaltensweisen: 
gehe nicht zu Deinem Fürst, wenn Du nicht gerufen wirst.“294 
 

Für die Bevölkerung in der sowjetischen Besatzungszone mag sich daher nach 1945 

manches geändert haben, vieles war im Wesentlichen jedoch gleich geblieben. So 

offenbarte sich in deren schicksalsergebenem Ausharren und Stillhalten eine ungebrochene 

Kontinuität zur obrigkeitsstaatlichen Kultur, mit der das SED-Regime eine „ungute 

Allianz“295 einging. In der Folge war man lange geneigt, im Tausch gegen Sicherheit und 

Fürsorgeleistungen ein gewisses Maß an Vormundschaft zu akzeptieren oder wenigstens 

nicht dagegen aufzubegehren. Gleichzeitig kam die althergebrachte 

Gemeinschaftsorientierung, von der sich der Westen schon komplett emanzipiert hatte, 

dem Leben in der Mangelgesellschaft des „real existierenden Sozialismus“ absolut 

entgegen: Die wirtschaftlichen Engpässe, mit denen sich ein jeder Tag für Tag in Form des 

Fehlens einfachster Gebrauchsgegenstände auseinanderzusetzen hatte, waren im Grunde 

nur im solidarischen Verbund zu ertragen, so dass das Wohl des Ganzen in der 

allgemeinen Wertschätzung naturgemäß höher stand als die Freiheit des Einzelnen. 

Hierdurch lautete das oberste Gebot Harmonie; Konfrontationen oder Konflikte wurden 

von vornherein vermieden. Angesichts der mangelnden Offenheit politischer Diskurse, die 

in der Regel – wenn überhaupt – fast nur im persönlichen Vertrautenkreis stattfanden, 

musste den Menschen sowieso die nötige Routine in der Auseinandersetzung mit 

divergierenden Meinungen fehlen296. Mithin verschwand Dissens darum häufig hinter 

vorgetäuschtem Konsens, so dass die in der Summe gleichsam servile Mentalität dem 

starken Staat geradewegs in die Karten spielte.  

Was sich erst ab den 70er Jahren ändern sollte, als die problematischen Traditionen 

allmählich an Wirkung einbüßten – die  Triebfeder war wohl wiederum ein Wertewandel. 
                                                 
293 Vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen: Schwieriges Vaterland, S. 374. 
294 Ebd. 
295 A.a.O., S. 376.  
296 Vgl. Misselwitz, Hans-J.: DDR: Geschlossene Gesellschaft und offenes Erbe. In: Weidenfeld, Werner 
(Hrsg.): Deutschland. Eine Nation – doppelte Geschichte. Köln, 1993, S. 103-112, S. 107. 
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Gleichwohl sich nachträglich weder mit Gewissheit sagen lässt, ob ein solcher in der DDR 

stattgefunden hat297, noch welches Ausmaß dieser erreicht haben mag298, dürften die 

enorme Anziehungskraft des westlichen Lebensstils und dessen Funktion als Fixpunkt 

verbreiteter Wohlstandssehnsüchte schwerlich zu leugnen sein. Ungeachtet des offiziellen 

Verbots verschafften sich viele Menschen östlich der Elbe über die Medien der 

Bundesrepublik, an erster Stelle das Fernsehen, ein eigenes Bild von den Zuständen und 

Entwicklungen auf der anderen Seite des „Eisernen Vorhangs“ – und das alltäglich, ohne 

jede Form der Zensur. Aufgrund dessen steht durchaus zu vermuten, dass die um sich 

greifenden Individualisierungstendenzen, von denen darüber zu erfahren war, den 

Angehörigen des „Arbeiter-und-Bauern-Staates“ ebenfalls nicht völlig verborgen 

geblieben sind und es dahingehend wahrscheinlich wenigstens erste Ansätze gegeben 

haben dürfte. Der elementare Unterschied lag hingegen darin, dass „(…) die ostdeutsche 

Selbstentfaltungsorientierung mehr in den hedonistisch-materialistischen Bereich 

verschoben erschien. Gleichzeitig waren die jungen Leute leistungsorientierter als im 

Westen.“299  

Die vorhandene Bereitschaft, die eigenen Bemühungen für ein angenehmeres Leben 

entsprechend zu erhöhen, deckte sich allerdings nicht im Geringsten mit den 

Möglichkeiten, diesen Wunsch innerhalb der existierenden Ordnung zu verwirklichen, da 

sich die Bildungsexpansion, die damals die Gesellschaft der DDR modernisierte, auf dem 

Level der Politik nicht adäquat niederschlug. „Grob ausgedrückt, war die SED-Führung 

nicht in der Lage, diesem von ihr selbst vorangetriebenen fundamentalen Vorgang ihren 

Stempel aufzudrücken. So wurde der von ihr selbst ‚geplante und geleitete’ 

Entwicklungsprozeß zur Falle (…).“300 Der Graben, der die Haltungen und Sichtweisen 

des überalterten, reformresistenten Nomenklaturkaders um den Staatsratsvorsitzenden 

Erich Honecker von den tatsächlichen Lebensbedingungen, Bedürfnissen und 

Einstellungen der Bevölkerung trennte, drohte im Lauf der 80er Jahre immer tiefer zu 

werden. 

                                                 
297 Zumal aus dieser Zeit keinerlei unabhängige Meinungserhebungen und Befunde vorliegen, da die DDR-
Demoskopie primär auf die Bestätigung politischer Vorgaben abzielte.  
298 In der Literatur weichen die Befunde dazu weit voneinander ab; so meinen manche Beobachter, in der 
ehemaligen DDR keinerlei Merkmale eines Wertewandels ausmachen zu können und verweisen in erster 
Linie auf die Gemeinsamkeiten mit der Gesellschaft der Bundesrepublik in den 50er Jahren – und zwar 
durchgängig, ohne Unterschiede zwischen den Generationen. Für andere steht eine elementare Veränderung 
der Blickwinkel und Bedürfnisse in weiten Teilen der ostdeutschen Bevölkerung dagegen außer Frage. Vgl. 
Noelle-Naumann/Petersen: Zeitenwende, S. 18/19; Greiffenhagen/Greiffenhagen: Eine Nation, S. 44; Klages, 
Helmut/Gensicke, Thomas: Geteilte Werte? Ein deutscher Ost-West-Vergleich. In: Weidenfeld, Werner 
(Hrsg.): Deutschland. Eine Nation – doppelte Geschichte. Köln, 1993, S. 47-59, S. 53/54. 
299 Klages/Gensicke: Geteilte Werte?, S. 54. 
300 A.a.O., S. 57. 
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Die ernstgemeinte Loyalität zum starren, einengenden System und der Glaube an den 

Sozialismus entschwanden stetig, vor allem in Reihen der jüngeren Generation, die sich 

einstweilen ein Ventil in subkulturellen Gruppierungen suchte und damit ein immenses 

Risiko einging. Während die aufkommende Punkbewegung dem Verwaltungsapparat in 

erster Linie aufgrund des unangepassten Habitus missfallen musste, bedeutete die 

Formierung einer neonationalsozialistischen Skinhead-Szene in ideologischer Hinsicht die 

ultimative Provokation bzw. eine bewusste Lossagung von der DDR durch die 

Verbrüderung mit dem Feind des Feindes301. Nachdem das MfS anfangs vergeblich 

versucht hatte, dieses im Untergrund brodelnde Phänomen in den Griff zu bekommen, das 

Problem nach außen aber vorerst in den Mantel des Schweigens zu hüllen bzw. als 

vereinzeltes „Rowdytum“ zu bagatellisieren302, wurde die Scheinidylle ausgangs der 

Dekade durch eine Serie von brutalen Gewaltexzessen ein für allemal hinfällig. Die 

Existenz des Rechtsextremismus ließ sich augenscheinlich kaum länger leugnen, Mythos 

und Eigenanspruch des antifaschistischen Staats kollabierten in sich303. Ansehen und 

Legitimation des SED-Regimes trugen schwere Schäden davon – das nahende 

Auseinanderbrechen schien seine Schatten vorauszuwerfen.  

Passend zu diesem demonstrativen Protest eines geringen, wenngleich wachsenden Anteils 

der Menschen nahm die Anzahl offizieller Ausreiseanträge seinerzeit nämlich genauso zu 

wie die der so genannten „Republikflüchtlinge“ und steigerte sich spätestens 1989/90 zur 

massenhaften Abwanderung. Im Zuge des geschichtlich einmaligen Wandels, der zu jener 

Zeit ganz Osteuropa ereilte, blutete die DDR bereits unaufhaltsam aus, nach innen wie 

nach außen. Unter Berücksichtigung der sich verschärfenden wirtschaftlichen Lage zeigte 

sich die Mehrheit einfach nicht mehr willens, Unrecht und Unterdrückung weiterhin 

wortlos zu erdulden, schüttelte die Bevölkerung die jahrzehntelange Lethargie ab, um sich 

                                                 
301 In Reaktion auf die staatlichen Restriktionen vermittelte der Rechtsextremismus in der DDR ein 
vollkommen anderes Bild als in der Bundesrepublik – und das erfahrungsgemäß nicht nur in Bezug auf seine 
organisatorische Beschaffenheit: So gab sich gerade die Skinhead-Szene gemeinhin „(…) wesentlich stärker 
politisch geprägt, erheblich militanter als ihr Pendant in den alten Bundesländern vor 1989, da sie sich als 
‚nationalsozialistische Opposition gegen den kommunistischen Apparat’ verstand.“ Vgl. Marschall, Stefan: 
Rechtsextremismus und deutsche Einheit. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie. 7. Jahrgang. Baden-Baden, 1995, S. 176-183, S. 181. 
302 Vgl. Siegler, Bernd: Auferstanden aus Ruinen. Rechtsextremismus in der DDR. Berlin, 1991, S. 77; Süß, 
Walter: Zu Wahrnehmung und Interpretation des Rechtsextremismus in der DDR durch das MfS. In: 
Deutschland Archiv 26, 1993, Heft 4, S. 388-406. 
303 Spätestens im Zusammenhang mit dem Skinhead-Überfall auf ein inoffizielles Punk-Konzert in der 
Berliner Zionskirche am 17. Oktober 1987 sah sich das MfS zum Handeln gezwungen und ging 
infolgedessen energisch gegen derartige Bestrebungen vor. Über die folgende Prozesswelle durften daher 
sämtliche Medien berichten, so dass das Thema Rechtsextremismus in der DDR fortan kein Tabu mehr blieb. 
Gleichzeitig drängten das öffentliche Interesse und der steigende Verfolgungsdruck die einschlägigen 
Gruppierungen weiter in den Untergrund – und setzten somit eine strategische Umorientierung in Gang, die 
sich auch in äußerlichen Verschleierungsversuchen niederschlug. Vgl. Süß: Rechtsextremismus in der DDR, 
S. 397/398. 
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in neu gegründeten Bürgerinitiativen zu engagieren oder gemeinsam auf die Straße zu 

ziehen und dem angestauten Unmut endlich Nachdruck zu verleihen. Unter dem Motto 

„Wir sind das Volk“ bzw. „Wir sind ein Volk“ setzte bald eine friedliche Revolution ein, 

die in der Deutschen Einheit ein gleichermaßen unverhofftes wie glückliches Ende finden 

sollte. 

Bei aller Begeisterung über die überwundenen Grenzen standen zwischen Ost und West 

anfangs allerdings nicht nur ziemlich verschiedene Lebensbedingungen, sondern auch sehr 

spezifische Gefühlswelten: Während der Fokus der Bevölkerung in den alten 

Bundesländern – mit Blick auf den eigenen Besitzstand – vornehmlich den gewachsenen 

wirtschaftlichen Belastungen galt, ging die erlangte Freiheit für die Bürger im 

Beitrittsgebiet mit einem gewaltigen Umbruch einher, in dem sich sämtliche Bedingungen 

des gewohnten Daseins auflösten304. Der gebotene „Sprung in die Moderne“305 ließ kaum 

zeitlichen Spielraum, um die Erfahrung der Diktatur zumindest abzuschütteln, geschweige 

denn aufzuarbeiten, konfrontierte die Menschen stattdessen ziemlich unvermittelt mit den 

Erfordernissen der parlamentarischen Demokratie und Marktwirtschaft, pluralistischer 

Vielfalt, Multikulturalität und Wettbewerb auf allen Ebenen. Jeder Einzelne war nun auf 

sich selbst gestellt, musste Verantwortung übernehmen, Entscheidungen treffen – und 

gegebenenfalls die Konsequenzen tragen. Ein derartiges Maß an Eigenständigkeit 

verbunden mit der freien Wahl aus einer Vielzahl an gleichberechtigten Optionen war den 

Ostdeutschen bis dahin nicht vergönnt und dürfte verständlicherweise so manchen verwirrt 

und eingeschüchtert bzw. überfordert haben. Jedenfalls nahmen viele die sich auftuenden 

Chancen vor allem als Risiken wahr. Die ursprüngliche Hoffnung auf ein unbeschwertes 

Leben in Wohlstand und Sicherheit, die man untrennbar mit dem Westen assoziiert hatte, 

erwies sich deshalb schnell als utopische Wunschvorstellung.  

So ging nach dem Abebben der Euphorie ob der massenhaften Schließung maroder 

Industriebetriebe und grassierender Arbeitslosigkeit östlich der Elbe die Ernüchterung um. 

Die Zukunftsaussichten in der DDR mochten ohne Zweifel nicht sonderlich attraktiv 

gewesen sein, hatten sich dafür aber – aufgrund der allgemeinen Statik des Systems – 

wenigstens halbwegs verlässlich gestaltet. Die Menschen begegneten dem tiefen Sturz in 

die Ungewissheit darum bisweilen mit der beinahe trotzigen Überbetonung der eigenen 

Identität. Im Nachhinein stellte sich nun weitaus nicht mehr alles schlecht dar, wurden 

                                                 
304 Vgl. Weidenfeld: Deutschland nach der Vereinigung, S. 16. 
305 Ebd. 
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hauptsächlich die kollektive Gleichheit in einer starken Gemeinschaft sowie das hohe Maß 

an staatlicher Fürsorge verklärt und die Befreiung von den Fesseln konsequenter 

Bevormundung und Unterdrückung häufig zum Verlust der Geborgenheit stilisiert. Die in 

der Bevölkerung aufkeimende „Ostalgie“ erinnerte sich der sozialen Wärme der einstigen 

Nischengesellschaft, der Solidarität und menschlichen Nähe, an der es der „Berliner 

Republik“ angeblich so sehr mangelte. Wenngleich wahrscheinlich die wenigsten den „real 

existierenden Sozialismus“ ernsthaft zurückhaben wollten, entstand „(…) eine Art 

Sehnsucht nach einer DDR, wie sie hätte gewesen sein können, wenn sie nicht die DDR 

gewesen wäre.“306  

Abseits der nachhaltigen Desillusionierung kamen in der verbreiteten 

Rückwärtsgewandtheit der Ostdeutschen natürlich auch die naheliegenden 

Anpassungsprobleme an die von Grund auf veränderten Gegebenheiten zum Ausdruck: 

Man sah sich in der Kürze der Zeit weder selbst richtig angekommen noch gesellschaftlich 

restlos akzeptiert, fühlte sich fremd und nicht als gleichrangige Mitbürger angenommen. 

Die eklatante Dominanz der Bundesdeutschen erweckte dabei zwangsläufig das prekäre 

Gefühl erneuter Bevormundung; zudem erschien der eigene demokratische Beitrag zur 

Wiedervereinigung schlechterdings marginalisiert, weil sich die DDR in der allgemeinen 

Wahrnehmung dem Grundgesetz nur angeschlossen hatte, aber nichts Neues zusammen 

aufgebaut worden war307. Der Westen hatte zwar sein strukturelles Netzwerk über die 

zerfallene politische und wirtschaftliche Ordnung geworfen, gleichwohl stand der hohe 

Aufwand in keinem Verhältnis zum konkreten Ertrag, der weit hinter den Erwartungen 

zurückblieb. Folglich sollte hüben wie drüben spätestens Mitte der 90er Jahre eine gewisse 

Frustration einsetzen, die sich zum Beispiel in gängigen Klischeebildern von „Besser-

Wessis“ und „Mecker-Ossis“ zeigte. Der lange Weg zur „inneren Einheit“, wenigstens 

darin stimmte man inzwischen überein, verlangte letztlich viel Geduld.  

 

3.8. Ausblick: Die „Berliner Republik“ im 21. Jahrhundert 

Mit Blick auf die erforderlichen Fortschritte im gesamtgesellschaftlichen 

Verschmelzungsprozess gibt die Bundesrepublik auch über 20 Jahre nach dem Fall der 

Berliner Mauer ein ambivalentes Bild ab. Einerseits sind immanente Gemeinsamkeiten 

                                                 
306 Heine, Ronny: Vereint und doch getrennt? Zur Frage der „inneren Einheit“ Deutschlands. In: Die 
politische Meinung, 1/2008, S. 21-25, S. 23. 
307 Anstelle des Beitritts der DDR zum Grundgesetz nach Art. 23 GG hätte Art. 146 GG ebenso die 
Ausarbeitung einer neuen Verfassung für Gesamtdeutschland ermöglicht; die meisten Bürger – speziell im 
Osten – wünschten sich jedoch eine möglichst schnelle Wiedervereinigung, so dass man sich schließlich für 
jenen einfacheren Weg entschied. 
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absolut vorhanden, herrscht speziell auf der Ebene der individuellen Lebenspläne häufig 

sogar völliges Einvernehmen. So messen die meisten Deutschen Faktoren wie Stabilität 

und Konstanz besonderen Wert bei, besitzen vor allem Familie, Gesundheit, Sicherheit, 

Wohlstand und Unabhängigkeit allenthalben beachtliches Gewicht308. Darüber hinaus 

decken sich augenscheinlich auch die politischen Dispositionen, so dass die Idee der 

Demokratie hüben wie drüben mehrheitlich auf positive Grundhaltungen stößt und im 

Großen und Ganzen außer Diskussion steht. Andererseits passen die Auffassungen über 

deren praktische Anwendung zum Teil nicht zusammen: Während die Zustimmung zum 

Parlamentarismus in seinem gegenwärtigen Zuschnitt in den alten Bundesländern für 

gewöhnlich auf hohem Niveau schwankt, erreicht selbige in den neuen Bundesländern 

erfahrungsgemäß um einige Prozentpunkte geringere Werte309. Bei näherer Betrachtung 

scheint man in Bezug auf maßgebliche Kriterien wie Freiheit und Gleichheit außerdem 

mitunter in vollkommen verschiedenen Kategorien zu denken: Unter anderem wünschen 

sich viele Ostdeutsche mehr Unterstützung und Schutz von Seiten eines Staates, der als 

„intervenierende Redistributionsinstitution“310 stets für ein Maximum an sozialer 

Gerechtigkeit sorgen sollte – und das mit der nötigen Stringenz, eventuell auch entgegen 

dem Leistungsprinzip und zu Lasten der Selbstbestimmung, deren Wert demnach 

anscheinend noch nicht alle von Grund auf verinnerlicht haben. Vom westdeutschen 

Standpunkt wirkt der „Sonderweg“, der damit de facto fortgesetzt wird, dagegen nicht nur 

eigentümlich anachronistisch, sondern mit den eigenen Vorstellungen absolut 

unvereinbar311.  

Mithin schimmern hier hochkomplexe Mentalitäts- und Wahrnehmungsdifferenzen durch, 

um deren Klärung in der politischen Kulturforschung zwei zentrale Modelle streiten312: 

Die Sozialisationshypothese unterstreicht den Einfluss bzw. das geistige Erbe der DDR 

und unterstellt, dass die dort vermittelten kollektivistischen Werte und Normen bei den 

Menschen langfristig „kleben“ bleiben. Da entsprechende Meinungen und Orientierungen 

in der Bundesrepublik kaum Berücksichtigung finden, wahren die Menschen freilich eine 

klare Distanz zu deren Ordnung. Die persönlich daran ausgemachten Defizite werden 

deshalb in der Regel weniger den verantwortlichen Personen in Parlament und Regierung, 

vielmehr direkt dem politischen System angelastet. Davon geht auch die 

                                                 
308 Vgl. Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 75. 
309 Vgl. Heine: Vereint und doch getrennt?, S. 22. 
310 Pollack, Detlef: Wie ist es um die innere Einheit Deutschlands bestellt? In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 30-31/2006, 24. Juli 2006, S. 3-7, S. 6. 
311 Vgl. Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 486. 
312 Vgl. Pickel: Jugend und Politikverdrossenheit, S. 55-59. 
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Situationshypothese aus, die den Schwerpunkt demgegenüber allerdings auf die 

geradewegs mit dem Umbruch von 1989/90 verbundenen Erlebnisse und Erkenntnisse legt, 

die latent abweichenden Einstellungen also aus den konkreten Umständen des veränderten 

Daseins ableitet – und damit die Möglichkeit zu deren kurzfristiger Harmonisierung nicht 

ausschließt. Nichtsdestotrotz handelt es sich bei beiden Deutungsmustern um Idealtypen, 

die zur Illustration der gesellschaftlichen Realität für sich genommen nicht ausreichen, 

stattdessen als einander ergänzend zu sehen sind. „Das heißt, im Alltag vermischen sich 

die spezifischen sozialisatorischen Prägungen aus der DDR-Zeit mit den individuellen 

Erfahrungen des Einigungsprozesses und führen im Ergebnis zu den dargestellten Ost-

West-Unterschieden.“313  

Zudem sollte man den engen Konnex von Wohlstand und politischer Zufriedenheit, der 

einst schon die schnelle Konsolidierung Westdeutschlands erleichterte, prinzipiell nicht 

vernachlässigen. Während das „Wirtschaftswunder“ eine im Grunde vorbildliche, teilweise 

vom Konsum angefachte Gewöhnung an Demokratie und Pluralismus ermöglichte, ist ein 

vergleichbarer, sich selbst tragender Konjunkturaufschwung in der ehemaligen DDR 

ausgeblieben. Trotz exorbitanter Transferleistungen hinkt das Beitrittsgebiet nach wie vor 

in praktisch allen Belangen hinterher – ob in puncto Durchschnittseinkommen, 

Bildungsniveau oder dem Abbau der Arbeitslosenquote. Aufgrund des fast 

flächendeckenden Mangels an Arbeits- und Ausbildungsplätzen, unter dem vorwiegend die 

ländlichen Regionen leiden, wandern unvermindert viele, in erster Linie junge Leute ab314. 

Die notwendige Durchmischung der gesamtdeutschen Bevölkerung erfolgt demzufolge 

größtenteils sehr einseitig, nämlich nahezu ausschließlich mit Kurs auf die alten 

Bundesländer, selten spiegelbildlich. Das zieht in der Folge zwangsläufig demographische 

Fehlentwicklungen wie steigende Überalterung und die stellenweise Entvölkerung der 

vermeintlich „blühenden Landschaften“ nach sich – und sorgt somit im Endeffekt dafür, 

dass diese bis auf weiteres Problemzonen bleiben dürften.  

Weil die Herstellung gleicher Lebensverhältnisse weiter andauert, gelten die 

Westdeutschen den Ostdeutschen indessen – wie schon vor der Wiedervereinigung – als 

ausschlaggebende Referenzgruppe, an der sich die individuellen Lebenspläne ausrichten. 

Ungeachtet der darauf gründenden Schnittmenge an gemeinsamen Vorstellungen und 

Zielsetzungen geht man deren Verwirklichung ohne Zweifel unter mehr als 

                                                 
313 Heine: Vereint und doch getrennt?, S. 24. 
314 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Hrsg.): Demografischer Wandel in Deutschland. Heft 
1: Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung im Bund und in den Ländern. Wiesbaden, 2011, S. 18-20. 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/VorausberechnungBevoelkerung/Bevo
elkerungsHaushaltsentwicklung5871101119004.pdf?__blob=publicationFile (abgerufen am 3.2.12). 
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unausgewogenen Voraussetzungen an. Aufgrund der vielerorts eklatanten 

Strukturschwäche der neuen Bundesländer liegen zwischen Anspruch und Wirklichkeit 

zuweilen Welten; Enttäuschung und Ernüchterung erscheinen letztlich nahezu 

vorprogrammiert. Das Resultat ist ein verbreitetes Gefühl von Rückständigkeit und 

vermeintlicher Benachteiligung, auf das der Begriff der relativen Deprivation rekurriert: 

Die Menschen sind unzufrieden mit den konkreten Ergebnissen des „(…) Systems, mit 

dem Anteil, den sie von dem erwirtschafteten Reichtum erhalten, mit ihrer öffentlich 

sichtbaren Rolle im vereinigten Deutschland und vielleicht auch mit dem Anteil, den sie 

selbst zum gesellschaftlichen Reichtum beizusteuern vermochten.“315 Die selbst 

empfundene Chancen- und Perspektivlosigkeit schlägt sich nicht selten in einem 

ausgesprochen negativen Meinungsbild über die allgemeinen Verhältnisse, das 

gelegentlich mit einer gewissen Verklärung der Vergangenheit einhergeht, entsprechendem 

Missmut sowie vor allem steigender Politikverdrossenheit nieder316.  

Einesteils geht die Entwicklung damit in die gleiche Richtung wie in den alten 

Bundesländern, unterliegt dessen ungeachtet allerdings verschärften Bedingungen. Zum 

einen, weil die Ergebnisse von Einstellungserhebungen in den neuen Bundesländern meist 

in allen Belangen drastischer ausfallen, sich die Unzufriedenheit dort also quantitativ wie 

qualitativ auf einer höheren Ebene artikuliert. Zum anderen, da die Parteien dort seit jeher 

auf schwierigem Terrain agieren, gesellschaftlich jedenfalls nicht so großflächig 

verwurzelt sind und dem schmalen Personalreservoir sowie den schwachen 

Verbandsstrukturen zeitweise gehörigen Tribut zollen müssen. Ob der schlechten 

Erfahrungen mit dem rigiden SED-Apparat haben sich die Ostdeutschen bis heute 

greifbare Vorbehalte gegenüber intermediären Organisationen bewahrt, wünschen sich 

viele weniger repräsentative und mehr basisdemokratische Elemente317. Zugleich spielen 

die klassischen Zuordnungen und Cleavages, an erster Stelle die konfessionelle 

Zugehörigkeit, so gut wie gar keine Rolle318; angesichts der geringen Bereitschaft zur 

permanenten Bindung, die sich daraus in der Regel ableitet, sinken die sowieso schon 

                                                 
315 Pollack: Innere Einheit, S. 7. 
316 Entscheidendes Moment der relativen Deprivation sind die subjektiven Eindrücke der Menschen: 
Demnach muss sich eine von manchen als „ungerecht“ wahrgenommene Konstellation nach objektiven 
Kriterien oftmals nicht unbedingt als solche erweisen. Dennoch schürt diese negative Wahrnehmung in der 
Folge normalerweise Frustrationssymptome. 
317 Vgl. Misselwitz: DDR, S. 109. 
318 Klassische Konfliktlinien scheinen auf die neuen Bundesländer schwerlich anwendbar: Abgesehen davon, 
dass etwa zwei Drittel der ostdeutschen Bevölkerung konfessionslos sind, haben sich die klassenspezifischen 
Präferenzen zugunsten der jeweiligen Parteien dort entgegengesetzt zu jenen im Westen entwickelt, so dass 
Arbeiter zum Beispiel vorwiegend zur Wahl der Union neigen. Vgl. Decker: Politikverdrossenheit, S. 106. 
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niedrigen Mitgliedszahlen demnach parallel zum Stammwähleranteil und der 

Wahlbeteiligung insgesamt.  

Dafür nimmt die Volatilität seit einigen Jahren spürbar zu, so dass sich die großen 

Volksparteien für gewöhnlich nicht nur einer schlagkräftigen Linken gegenübersehen, 

sondern rechtsextremistische Parteien wie die NPD ebenfalls in der Lage sind, 

Parlamentseinzüge zu realisieren und sich in einzelnen Ländern sogar zu etablieren. Im 

Vergleich mit dem westdeutschen mutet das ostdeutsche Parteiensystem folglich offener 

bzw. fragmentierter sowie stärker polarisiert an319, was sowohl Vor- als auch Nachteile mit 

sich bringt: Während die ideologischen Kontraste eindeutiger hervortreten und sich der 

Wettbewerb nach außen attraktiver gestaltet, verliert die aktuelle Tagespolitik 

verschiedentlich etwas an inhaltlicher Substanz, schlägt dafür aber umso häufiger in 

symbolpolitische Kontroversen und Polemik um, so dass sich hier in der Summe ein Trend 

zur Vereinfachung von Politik abzeichnet.   

Grund zu akuter Sorge besteht deswegen bislang allerdings kaum. Denn außer kleineren 

Defiziten wie den in Teilen der Bevölkerung anzutreffenden Restbeständen der 

obrigkeitsstaatlichen Mentalität – gerade angesichts parlamentarischer Vorgänge – sowie 

gewissen Mängeln an politischer Bildung, steht die „Berliner Republik“ mit den 

angesprochenen, in unterschiedlicher Intensität sowohl in den alten als auch den neuen 

Bundesländern zu konstatierenden Tendenzen keineswegs isoliert da: Die abnehmende 

Integrationskraft der Parteien, die steigende Zahl an Protest- und Wechselwählern und die 

um sich greifende Politikverdrossenheit sind vielmehr in einen internationalen 

Zusammenhang einzuordnen – als „gesamtwestliche Phänomene nachideologischer, sich 

weiter modernisierender Gesellschaften“320. Wenngleich sich das soziale Konfliktpotential 

in Deutschland infolge des Umbruchs von 1989/90 erhöht haben mag, stärkte das nach 

sachlichen Kriterien vorangetriebene Großprojekt der Wiedervereinigung auch das 

Grundvertrauen in die Demokratie, deren Zustimmungswerte hierzulande weiterhin ein 

außergewöhnliches Maß erreichen – und das entgegen des ansonsten wachsenden, diffusen 

Unmuts. Die Deutschen sind wie erwähnt eher Pragmatiker denn Idealisten und haben in 

den vergangenen Jahrzehnten erkannt, dass das Grundgesetz der traditionellen Sehnsucht 

nach Sicherheit ebenso hinreichend Rechnung trägt wie dem modernen Streben nach 

Selbstverwirklichung. Jedoch versteht man sich im Kern mittlerweile als mündige und 

                                                 
319 Vgl. Decker: Politikverdrossenheit, S. 106/107. 
320 Schwaabe: Deutsche Modernitätskrise, S. 488. 
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anspruchsvolle Citoyens, die sich mit Kritik nicht zurückhalten müssen321 – wohlwissend, 

dass es sich dabei zumeist um ein Jammern auf sehr hohem Niveau handelt.  

Die politische Kultur der Bundesrepublik im 21. Jahrhundert stellt sich damit aus 

demokratietheoretischer Blickrichtung als genauso vital wie gefestigt dar. Zumal die 

Deutschen den westlichen Lebensstil nicht einfach nachgeahmt, sondern mit der Zeit 

vollauf verinnerlicht und so gleichsam zu etwas eigenem gemacht haben. Dazu gehörte 

nicht zuletzt die Herausbildung einer komplexen kollektiven Identität aus zahllosen 

Teilaspekten mit regionalen, nationalen und europäischen Motiven, die den Horizont der 

Menschen erkennbar erweiterte und einen abermaligen Spurwechsel zugunsten des 

zweimal gescheiterten „Sonderwegs“ eigentlich ausschließt322. Die Versuchungen und 

Ressentiments der Vergangenheit strahlen für die überwältigende Mehrheit der Menschen 

augenscheinlich keinerlei Reiz mehr aus, nachdem die alten Gemeinschaftsideale von der 

Individualisierung sukzessive aus dem kollektiven Gewissen verdrängt und der ausufernde 

Nationalismus durch einigermaßen sachliche verfassungs- und wirtschaftspatriotische 

Gesichtspunkte ersetzt wurde, die seit einigen Jahren allerdings eine nahezu spielerische 

Vervollständigung erfahren. So ist mittlerweile ein gewandelter und weniger verkrampfter 

Umgang mit entsprechenden Symbolen wahrzunehmen, der zum Beispiel während der 

Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in schwarz-rot-goldenen Flaggenmeeren und 

wochenlanger Feierstimmung gipfelte.  

Hingegen endete das millionenfache Hochgefühl dieses „Sommermärchens“ nicht etwa in 

der von manchen erwarteten Renaissance des Größenwahns323; vielmehr verschwand der 

unbedingte Drang zum Massenjubel, der weite Bevölkerungsteile damals einte, alsbald im 

Herbstnebel, um allenfalls zu vergleichbaren Großereignissen vorübergehend wieder 

aufzuflammen. Dazwischen bleiben die Fahnen eingerollt, befindet sich die Nation im 

„Stand-by-Modus“ – in der Warteschleife für die nächsten Festtage mit dem „FC 

Deutschland“. Dessen genuine Anziehungskraft dürfte speziell im kurzzeitigen Ausbruch 

vom modernen, häufig von Vereinzelung geprägten Alltag und dem kompletten Versinken 

in der von sich selbst hingerissenen Menge zu sehen sein. Praktisch jeder vermag daran 

mitzuwirken, keiner muss es jedoch – mit dieser Form eines gleichermaßen 

                                                 
321 In der Literatur wird das mitunter auch als Larmoyanz ausgelegt. Vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen: 
Schwieriges Vaterland, S. 386. 
322 Vgl. Weidenfeld/Korte: Die Deutschen, S. 226. 
323 In der Öffentlichkeit wurden die schwarz-rot-goldenen Jubelarien damals von einer ebenso breiten wie 
kontroversen Deutungsdebatte begleitet. Diese erstreckte sich von besorgten Verweisen auf die eigene 
Vergangenheit über eher abschätzige Meinungen bezüglich des „Party-Patriotismus“ und der „WM-Kirmes“ 
bis hin zur Proklamation einer neuen Phase des bundesdeutschen Wegs in die „Normalität“. Vgl. Seitz, 
Norbert: Die Nachhaltigkeit eines neuen Patriotismus. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1-2/2007, S. 8-
13. 
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ungezwungenen wie weltoffenen, aus gemeinsamer Freude gespeisten und alles andere als 

aggressiven Patriotismus können die meisten Deutschen vermutlich gut auskommen. 

Wiewohl sich das Verhältnis zu Vaterland und geschichtlichem Erbe für viele nach wie vor 

heikel ausnimmt, die Erinnerungskultur und der antitotalitäre Konsens hierbei 

unvermindert das gesellschaftliche Selbstverständnis abstecken, scheint man heute so weit 

als möglich zur „Normalität“ gefunden zu haben. Je nach Kontext bleibt die Nation 

durchaus ein sensibles Thema, erweist sich aber dennoch beileibe nicht mehr als absolutes 

Tabu. Die Bundesrepublik gibt sich erkennbar gereift – und scheint gewissermaßen 

erwachsen geworden zu sein.   
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4. Rechtsextremismus und Gesellschaft 

Im Großen und Ganzen erweist sich der Rechtsextremismus als vages, schlechterdings 

ebenso vielgestaltiges wie vielschichtiges Phänomen, das in der Praxis diverse Gesichter 

anzunehmen vermag: Von diffusen Stimmungen, Vorurteilen und Stereotypen über 

bestimmte Symbole, Gesinnungen und Perspektiven bis zu bewussten Verhaltensformen 

wie beispielsweise Stimmabgaben und Gewalttaten und der Verbundenheit zu 

unterschiedlichen Strukturformen wie Parteien und Subkulturen. Obwohl das Augenmerk 

der vorliegenden Arbeit primär der Organisationsebene gelten soll, scheinen gerade die 

verborgenen geistigen Anknüpfungspunkte und damit die gesellschaftliche 

Anschlussfähigkeit, die die Aussichten politischer Akteure stark determiniert, schwerlich 

gänzlich davon zu separieren. Im Folgenden geht es daher erst einmal darum, die 

Potentiale einschlägiger Formationen auszuloten sowie auseinanderzulegen, welche 

Forderungen und Positionen womöglich am ehesten wählbar wären, um schließlich auch 

die grundlegende Frage zu erörtern, wie solche antidemokratischen Fundamente überhaupt 

entstehen und worauf diese sich gründen.  

 

4.1. Rechtsextremistische Potentiale in Deutschland 

Trotz der anhaltenden Tendenz zur „Normalisierung“ hat sich die Bundesrepublik die 

gleichsam angeborene Wachsamkeit gegenüber antidemokratischen Bestrebungen stets 

gewahrt. Seit über 60 Jahren wird das deutsche Selbstverständnis und Lebensgefühl vom 

Leitmotiv des antitotalitären bzw. antiextremistischen Konsenses bestimmt, an dem bislang 

alle Verschleißerscheinungen abperlen. Gleichwohl scheint man heute speziell im Rahmen  

der erforderlichen Konfrontation mit dem Rechtsextremismus mitunter auf einem 

schmalen Grat zwischen hysterischen Kassandrarufen und zutreffenden Gefahrenanalysen 

zu wandeln. Eine verbindliche Einschätzung scheint vorerst schwierig: So kommen 

Parteien wie die NPD hierzulande einerseits kaum über ein Schattendasein hinaus, 

erreichen vielleicht hin und wieder kleinere elektorale Durchbrüche, erscheinen in den 

allgemeinen Diskursen aber allenfalls als mit der Suche nach Triebfedern und möglichen 

Gegenstrategien verknüpftes Problemthema, nicht als aktive Teilnehmer und 

Gesprächspartner. Passend dazu konstatiert die Demoskopie immer wieder, dass die 

Potentiale der dazugehörigen Dispositionen innerhalb der Gesellschaft den internationalen 

Durchschnitt nicht überschreiten und insofern keine konkrete Gefahr für das innere 

Gleichgewicht des Gemeinwesens darstellen. Andererseits ergibt der direkte Abgleich von 

Meinungsumfragen und Wahlresultaten oftmals eine klare Differenz, die darauf hindeutet, 
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dass der organisierte Rechtsextremismus – entgegen der derzeit eher kärglichen Präsenz in 

den Parlamenten – eventuell durchaus über Luft nach oben verfügen und in Sachen 

Reichweite und Personalrekrutierung ein höheres Niveau erreichen könnte.  

 

4.1.1. Methodische Probleme der Messung rechtsextremistischer Einstellungen 

Der erhoffte Aufschluss über die Kernfrage nach der Verbreitung des Rechtsextremismus 

in den Köpfen der Menschen erfordert zunächst einmal eine elementare Unterscheidung 

zwischen dessen latenten und manifesten Erscheinungsformen im Alltag, den 

Einstellungen und dem Verhalten324.  

„Bevor sich ein Mensch politisch im rechtsextremen Sinne engagiert (und sich damit seiner Umwelt 
gegenüber offen zum Rechtsextremismus bekennt), bildet er in der Regel ein entsprechendes Bewußtsein aus 
und entwickelt diesbezügliche politische Sympathien. Antidemokratische Einstellungen sind – idealtypisch 
gesehen – die Voraussetzungen für antidemokratisches Verhalten.“325 
 

Demnach kann das eine zum anderen führen, muss es de facto allerdings keineswegs. 

Häufig liegen die Dinge in der Realität weitaus komplizierter, braucht weder das Vorliegen 

einschlägiger Dispositionen zwangsläufig einen bestimmten Habitus nach sich zu ziehen 

noch lässt sich einem solchen im Gegenzug eine entsprechende Denkweise entnehmen – 

zumal die Grenze zwischen zielgerichtetem, einem Programm entspringendem Vorgehen 

und schlichtem Protest in der Regel einer Grauzone entspricht. Dennoch ist davon 

auszugehen, dass auf der Handlungsebene vor allem die gefestigten Exponenten agieren, 

während die wahrscheinlich weitaus gängigeren Haltungen und Sichtweisen 

gewissermaßen die geheimen Speicherkammern derartiger Erscheinungen ausmachen326. 

Im Gegensatz zum äußeren Gebaren, das sich in Gestalt von Straftaten, Stimmabgaben und 

Mitgliedschaften meist mühelos dokumentieren lässt, sind die Gesinnungen aber längst 

nicht so leicht in Zahlen auszudrücken. Das, was in jedem Einzelnen vorgeht, bleibt im 

Verborgenen, wenngleich sich wissenschaftliche Meinungserhebungen um Einblicke in 

jene inneren Verhältnisse bemühen. 

 

                                                 
324 Vgl. Stöss: Extreme Rechte in der BRD, S. 20. 
325 A.a.O., S. 19/20. 
326 In der Regel neigen nur vergleichsweise geringe Teile der Bevölkerung zur gezielten Partizipation im 
Rahmen von Parteien und Verbänden. Auch wenn die Aktivistenquote extremistischer Gruppierungen dabei 
im Allgemeinen über derjenigen der etablierten Gegenspieler liegen dürfte, steht zu vermuten, dass letztlich 
selbst dort die passive Akklamation dominiert, sprich die prekären politischen Dispositionen weitaus 
verbreiteter sind denn die dazugehörigen Verhaltensweisen. 
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In der Einstellungsforschung versteht man den Rechtsextremismus dabei nicht primär als 

spezifische politische Richtung, der manche anhängen mögen und andere nicht327, sondern 

als komplexes Orientierungsmuster, in dem sich verschiedenste Elemente zum 

vergleichsweise konsistenten Weltbild verdichten. Wobei es bislang aber an einem 

Konsens über die dazugehörigen Komponenten mangelt, so dass die inhaltlichen und 

methodischen Kontroversen dieser Disziplin bereits bei der Umschreibung des 

Untersuchungsobjekts beginnen328. Das Gros der Studien entwickelt deswegen eigene 

Prämissen und Instrumentarien, um sich dem Problem anzunähern und dessen 

Verwurzelung innerhalb der Gesellschaft auszuloten. Unabhängig vom dafür gewählten 

Zugang – ob quantitativ oder qualitativ329 – erweist sich schon dieser erste Schritt in 

vielerlei Hinsicht als wegweisend, da dadurch ohne Zweifel ein Einfluss ausgeübt, um 

nicht zu sagen eine Weichenstellung vorgenommen wird, die sich später auf das Ergebnis 

niederzuschlagen und selbiges vielleicht sogar zu verzerren vermag.  

Etwa bieten Erhebungen in Form von Fragebögen, die im Zuge repräsentativer Analysen 

zum Standard gehören, regelmäßig vorformulierte Aussagen, denen die Testpersonen 

durch gestufte Antwortmöglichkeiten bloß mit der gewünschten Zustimmung bzw. 

Ablehnung zu begegnen brauchen. Die einzelnen Statements werden dann für gewöhnlich 

zu Skalen addiert, die im Prinzip wie Fieberthermometer arbeiten und den Probanden ab 

einem gewissen Fixpunkt automatisch eine antidemokratische Position attestieren. Hierbei 

ist die Häufigkeit dieser Diagnose in nicht unerheblichem Maße abhängig von den 

angesprochenen Variablen: Der Definition des Rechtsextremismus, der damit verbundenen 

Auswahl und Abfassung der vorgegebenen Inhalte sowie schließlich der Markierung des 

Grenzwerts330.  

Mit diesen Prüfsteinen stehen und fallen die Resultate, so dass die ermittelten Potentiale 

entsprechend variieren und Vergleichen und Rückbezügen folglich nur selten standhalten. 

Den Wert empirischer Arbeiten im Sinne lebensnaher Momentaufnahmen von 

                                                 
327 In der Literatur wird der Gedanke, die Gesellschaft sei strikt in rechtsextremistische und nicht-
rechtsextremistische Menschen aufzuteilen, nachvollziehbarerweise als „realitätsfern“ verworfen. Denn das 
menschliche Bewusstsein ist „(…) zumeist nicht so strukturiert, daß bestimmte Einstellungsmuster 
vorhanden sind und andere völlig fehlen. Vielmehr ist es mehr oder weniger stark (schwach) durch diese oder 
jene Einstellungsmuster geprägt.“ Vgl. Stöss, Richard.: Rechtsextremismus und Wahlen in der 
Bundesrepublik. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/1993, S. 50-61, S. 58. 
328 Vgl. Decker, Oliver/Brähler Elmar: Vom Rand zur Mitte. Rechtsextreme Einstellungen und ihre 
Einflussfaktoren in Deutschland. Berlin, 2006, S. 20. 
329 Während sich quantitative Erhebungen meist um möglichst breite Datensätze bemühen und darum 
sämtlichen Testpersonen die gleichen Fragebögen vorlegen, gehen qualitative Ansätze stärker in die Tiefe, 
greifen gezielt Einzelfälle heraus und durchleuchten diese in Form von Forschungsinterviews bis ins Detail. 
330 Vorausgesetzt, der entscheidende Punkt würde etwa in einem siebenfach unterteilten Spektrum schon 
nach dem zweiten Sektor gesetzt, so müsste das ermittelte rechtsextremistische Potential dadurch 
automatisch größer ausfallen, als wenn man die rote Linie erst nach der dritten Messeinheit zöge. 
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Ausschnitten des gesellschaftlichen Alltags vermag das eigentlich kaum zu verringern, 

wenngleich deren Schwerpunkte wohl mehr in einer Abbildung gängiger Perspektiven, 

konkreter Wahrnehmungsmuster und verallgemeinerbarer Meinungsbilder denn im 

Ausrechnen exaktester Prozentangaben liegen müssten. Dafür spricht nicht zuletzt die zum 

Teil zweifelhafte Authentizität der Auskünfte, die bei einem derart brisanten Thema wie 

dem Rechtsextremismus zu erwarten sind, bei dem wahrscheinlich nicht wenige in einer 

Art Reflex – bewusst oder unbewusst – erst einmal dazu neigen, die Antworten danach zu 

erteilen, was sozial erwünscht scheint, das heißt, die Artikulation offener Affinitäten in 

Anbetracht der drohenden Ansehensverluste zu vermeiden bzw. hinter dem Deckmantel 

der Unentschlossenheit zu verbergen331. Vor diesem Hintergrund besteht also durchaus 

auch die Möglichkeit, dass Umfragewerte den wahren Umfang des Phänomens 

unterschätzen332; das ist bei der Interpretation der ausgewiesenen Potentiale immer im 

Hinterkopf zu behalten.  

 

4.1.2. Rechtsextremistische Gesinnungen in der Gesellschaft der Bundesrepublik 

Nach diesen methodischen Vorbemerkungen soll sich der Blick nun auf die Erkenntnisse 

verschiedener Erhebungen zur Verbreitung rechtsextremistischer Einstellungen in der 

Bundesrepublik richten. Dabei sticht sofort ins Auge, dass die erste umfassende Arbeit 

dieser Art in Deutschland erst sehr spät – etwa 35 Jahre nach dem Untergang des NS-

Regimes – erstellt wurde. Unter der regelrecht reißerischen Überschrift „5 Millionen 

Deutsche: ‚Wir sollten wieder einen Führer haben…’“333 skizzierte man 1979/80 ein 

ebenso drastisches wie dramatisches Meinungsszenario: Demnach waren seinerzeit bei 13 

bzw. 15 Prozent der Westdeutschen rechtsextremistische Weltbilder auszumachen334, 

wovon sich außerdem beinahe die Hälfte aufgeschlossen gegenüber gewaltsamen 

                                                 
331 Nachdem die „Stimme teils zu/teils nicht zu“-Antworten in die Endabrechnung oftmals gar nicht 
miteinfließen, obwohl daraus durchaus graduelles Einverständnis spricht, dürfte sich die daraus resultierende 
Dunkelziffer der Menschen mit rechtsextremistischen Einstellungen umso höher gestalten. 
332 Vgl. Arzheimer, Kai/Schoen, Harald/Falter, Jürgen W.: Rechtsextreme Orientierungen und 
Wahlverhalten. In: Schubarth, Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik 
Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 2000, S. 220-245, S. 222. 
333 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche: „Wir sollten wieder einen Führer haben…“. Die SINUS-
Studie über rechtsextremistische Einstellungen bei den Deutschen. Mit einem Vorwort von Martin 
Greiffenhagen. Hamburg, 1981. 
334 Neben den 13 Prozent an Personen mit ausdrücklich antidemokratischen Einstellungen rechneten die 
Verfasser weitere zwei Prozent dem „rechtsextremen Öko-Potential“ zu, in dem sich die damals 
aufkommende Umweltschutzbewegung angeblich mit Elementen der NS-Ideologie von „Blut und Boden“ 
vermischte. Wegen des „besonderen Charakters“ addierte man diese Strömung nicht direkt dazu, sondern 
behandelte selbige stattdessen separat. Nachdem daraus bis heute aber allenfalls irrelevante Splittersekten 
hervorgegangen sind, wird diese Unterscheidung inzwischen wohl nicht weiter benötigt. Vgl. a.a.O., S. 78 
und 96. 
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Handlungsformen gab335. Daneben attestierte der Befund 37 von 100 Stimmberechtigten 

zwar keine konkreten antidemokratischen Sichtweisen, dafür aber zumindest autoritäre 

Spuren, die man als mögliche „Brücken nach rechts“ auslegte336.  

Bei entsprechenden Gelegenheitsstrukturen – zum Beispiel einer schweren 

Wirtschaftskrise – und adäquat aufbereiteten Politikangeboten oder Patentrezepten hätte 

Parteien wie der NPD hiernach also ein Gutteil der Bevölkerung als Wählerschaft 

offengestanden, was freilich äußerst fragwürdig anmutet. Schließlich hatte der 

Wertewandel die Gesellschaft in der vorangegangenen Dekade von Grund auf 

modernisiert, die Deutschen im Bruch mit dem alten „Sonderbewusstsein“ bestätigt und 

die Wertschätzung der Bürger für Demokratie und Freiheit nachhaltig bekräftigt. Das 

Streben nach Selbstentfaltung wanderte immer weiter in den Vordergrund, zugleich traten 

traditionelle Konventionen hinter den individuellen Lebensplänen zurück. Der 

überkommene Gedanke der freiwilligen Unterordnung gegenüber dem gemeinsamen 

Ganzen dürfte darin jedoch nicht mehr vorgekommen sein, jedenfalls nicht im genannten 

Umfang. Während der Anteil der nicht manifest rechtsextremistischen Anhängerreserven 

deswegen wohl eindeutig zu hoch veranschlagt wurde, sollte derjenige des harten Kerns in 

späteren Befragungen hingegen eine regelmäßige Bestätigung erfahren.  

So kalkulierte man 1994 für das wiedervereinigte Deutschland mit einem einschlägigen 

Potential in einer Spanne zwischen fünf und 17 Prozent, abhängig vom Härtegrad der 

angelegten Skala337. Vier Jahre danach setzte eine weitere Analyse den Sockelwert bei 13 

Prozent an338, bevor der selbe Autor 2003 eine erneute Steigerung um drei Hundertstel 

beobachtete, die sich besonders aus entgegengesetzten Bewegungen in den alten (von 12 

auf 14 Prozent) und neuen Bundesländern (von 17 auf 23) speiste339. Demgegenüber gehen 

die jüngeren Recherchen nicht nur von einem geringeren Bestand aus, sondern zeugen 

dazu von einem generellen Positivtrend durch ein allmähliches Dahinschwinden solcher 

Denkweisen in der „Berliner Republik“ zwischen 2006 und 2008 von 8,6 auf 7,6 

Prozent340. Die angedeutete Verschiebung der Kräfteverhältnisse schimmert allerdings 

auch in diesem Datensatz durch – einem auffälligen Minus im Westen (von 9,1 auf 7,5 

Prozent) entspricht ein Plus im Osten (von 6,6 auf 7,9). 

                                                 
335 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 83. 
336 Vgl. a.a.O., S. 92-94. 
337 Vgl. Falter, Jürgen W.: Wer wählt rechts? Die Wähler und Anhänger rechtsextremistischer Parteien im 
vereinigten Deutschland. München, 1994, S. 156. 
338 Vgl. Stöss, Richard: Rechtsextremismus im vereinten Deutschland. Bonn, 1999, S. 31. 
339 Vgl. ebd.; Ders.: Rechtsextremismus im Wandel, S. 68. 
340 Vgl. Decker, Oliver/Brähler, Elmar: Bewegung in der Mitte. Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 
2008 mit einem Vergleich von 2002 bis 2008 und der Bundesländer. Berlin, 2008, S. 37. 
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Gleichwohl hält sich die Aussagekraft dieser Gesamtbilanzen nach wie vor in Grenzen, 

haben deren Annäherungswerte stattdessen etwas von einem vagen Grundriss. Im Auge zu 

behalten bleibt, dass vermutlich bei fünf bis 15 Prozent der Deutschen Grundzüge 

rechtsextremistischer Anschauungen zu finden sind und sich deren Anteil damit fraglos 

über der durchschnittlichen Ausbeute der dazugehörigen Parteien und Gruppierungen bei 

Wahlen bewegt. Größeren Aufschluss über deren ideologische Anknüpfungspunkte in der 

Gesellschaft verspricht der Blick in die Tiefe, die Beschäftigung mit immanenten 

Teilaspekten, die diesem Phänomen zuweilen – je nach Definition – zugeschrieben 

werden.  

 

4.1.3. Detailaufnahme: Dimensionen rechtsextremistischer Dispositionen 

Genauso wie die angesprochenen Gesamtresultate zum Rechtsextremismus deuten auch 

die Diagnosen zu dessen einzelnen Dimensionen auf einen allmählichen Rückgang hin. 

Beispielsweise erhalten Fragen nach der Befürwortung einer Diktatur schon seit einiger 

Zeit sinkenden Zuspruch. Während sich 1979/80 erschreckende 14 von 100 Westdeutschen 

dem Statement „Wir sollten wieder einen Führer haben, der Deutschland zum Wohle aller 

mit starker Hand regiert“ anschlossen341, waren es 2008 in den alten Bundesländern nur 

11,8 Prozent der Bürger342. Unterdessen sank der Widerhall zu der Forderung „Wir sollten 

wieder eine einzige starke Partei haben, die wirklich die Interessen aller Schichten unseres 

Volkes vertritt“, die einen Prüfstein für antipluralistische und antiparlamentarische 

Vorstellungen abgibt, im selben Untersuchungszeitraum sogar von 28 auf 20,4 Prozent343. 

Zusammengenommen hat sich die Zustimmung zum Modell eines übermächtigen Staats 

bzw. die Sehnsucht nach einem „starken Mann“ in den vergangenen Jahren mehr als 

halbiert, sackte von 2002 bis 2008 von 7,7 auf 3,7 Prozent ab344. Obschon sich in diesem 

Kontext erneut ein deutlicher Kontrast zwischen Ost (5,6 Prozent) und West (3,3) zeigte345: 

Denn sowohl in Bezug auf das Führerprinzip (18,4 Prozent) als auch die Frage nach der 

Einheitspartei (29,3) rangiert die Bevölkerung der neuen Bundesländer346 aktuell nach 

allen Erkenntnissen über dem Niveau der westlichen Nachbarn von vor rund drei 

Dekaden347.  

                                                 
341 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 79. 
342 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 18. 
343 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 80; Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 18. 
344 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 29. 
345 Ebd. 
346 Vgl. a.a.O., S. 18. 
347 Außerdem deckt sich diese Analyse mit den divergierenden Daten zur Demokratiezufriedenheit: 
Wenngleich diese als Idee in den alten und den neuen Bundesländern gleichermaßen hohes Ansehen genießt, 
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Eine ähnliche Schieflage bietet sich beim Chauvinismus, der als Sammelbegriff für 

ausufernde, nach außen hin aggressive Einstellungen zur Nation dient. Im Ganzen 

betrachtet büßte diese Kategorie rechtsextremistischen Denkens im neuen Jahrtausend 

einiges an Geltung ein, wiewohl die Kurve alles andere als steil abfiel, sondern 

Konjunkturschwankungen unterlag: 2002 wünschten sich im Durchschnitt etwas über 18 

von 100 Befragten ein stärkeres Nationalgefühl, mehr Ansehen und Macht für Deutschland 

sowie ein energischeres Bemühen um die Durchsetzung der eigenen Belange in der 

internationalen Arena348. Nach einem minimalen Anstieg stabilisierte sich die 

Befürwortung solcher Ansprüche sechs Jahre später schließlich bei 14,9 Prozent, womit 

die Bundesrepublik im zwischenstaatlichen Vergleich zweifellos einen der hinteren Plätze 

belegen dürfte. Dennoch zeichnet sich hier abermals eine diametrale Gewichtsverlagerung 

ab; nachdem derartiges Gedankengut in den alten Bundesländern vormals weitaus 

verbreiteter war als in den neuen, haben diese Betrachtungsweisen hüben inzwischen in 

ähnlichem Maße ab- wie drüben zugenommen349.   

Dieser rote Faden zieht sich durch bis zur Ausländerfeindlichkeit, die bei Umfragen 

regelmäßig die drastischsten Formen der Affirmation zeitigt. Zwar sind dem Zeitverlauf 

wiederum negative wie positive Ausschläge zu entnehmen, nichtsdestotrotz scheint die 

Zugkraft derart prekärer Ansichten nachzulassen. Die beobachteten Potentiale schwankten 

nach 2002 meist um die 26 Prozent, schwanden bis 2008 aber auf 21,2 Prozent350. Wobei 

dieser grundsätzliche Rückgang dem Vernehmen nach vor allem im Westen fühlbar zu 

Buche schlägt (von 23,2 auf 18,2 Prozent)351, Vorurteile und Ressentiments im Osten in 

den vergangenen Jahren dagegen auf fruchtbaren Boden gefallen sind: So befürchtete dort 

zuletzt beinahe ein Drittel der Menschen (32,6 Prozent) eine „Überfremdung“ der 

Gesellschaft und befand zudem, dass die Gegenwart bzw. die damit einhergehenden 

Ansprüche von Immigranten den Sozialstaat zu einseitig belasten und den eigenen 

Arbeitsplatz bedrohen würden352 – und das wohlgemerkt bei zunehmender Tendenz. 

Abwehrhaltungen oder gar Anfeindungen gegenüber Bürgern mit fremder Hautfarbe oder 

                                                                                                                                                         
fällt die Zustimmung zur praktischen Ausgestaltung im politischen System der Bundesrepublik de facto für 
gewöhnlich um einiges niedriger aus. Hierbei kommt man im Osten (27 Prozent) mitunter auf kaum mehr als 
die Hälfte der Werte aus dem Westen (51 Prozent). Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 70-72. 
348 Vgl. Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 30. 
349 Vgl. ebd. 
350 Vgl. a.a.O., S. 31. 
351 Vgl. ebd. 
352 Vgl. ebd.. 
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Kultur scheinen vor diesem Hintergrund für große Bevölkerungsteile der neuen 

Bundesländer fast schon zum Alltag zu gehören353.  

Abgesehen davon nimmt dort der Antisemitismus – entgegen dem bundesweiten Absinken 

bis zu einem Anteil von um die neun Prozent – erstaunlicherweise ebenfalls zu354: 

Nachdem der Westen auf dieser Skala lange dermaßen weit vorne lag, dass einzelne 

Stereotype im Vergleich zum Osten sogar das doppelte Maß an Zuspruch ernteten, 

schmolz der Vorsprung in kürzester Zeit von 5,3 auf 1,4 Prozent355, so dass sich die klaren 

Verhältnisse sukzessive auflösten. Zum Beispiel schlossen sich der Behauptung „Die 

Juden arbeiten mehr als andere Menschen mit üblen Tricks, um das zu erreichen, was sie 

wollen“ in den alten Bundesländern noch 2006 im Mittel an die 16 von 100 Befragten an, 

in den neuen Bundesländern nur wenig über sechs Prozent356. Aber bereits 2008 

begegneten sich West (15,4 Prozent) und Ost (13,2) bei der selben Fragestellung 

annähernd auf Augenhöhe357. Wenn dieser besorgniserregende Trend anhält, dürften auf 

dem Territorium der ehemaligen DDR schon bald auch hinsichtlich dieser Dimension die 

höheren Werte anzutreffen sein. 

Anders stellen sich die Dinge bisweilen bei den sozialdarwinistischen Dispositionen und 

Anschauungen dar: Während die allgemeine Orientierung am Recht des Stärkeren in 

Deutschland zwischen 2002 und 2008 von 5,2 auf 3,1 Prozent abflaute, kamen derartige 

Einstellungen im Osten (1,6) am Ende kaum halb so häufig zum Vorschein wie im Westen 

(3,5)358. Im Unterschied zu den alten Bundesländern, in denen der überschaubare Beifall zu 

diesem elementaren Bestandteil der rechtsextremistischen Ideologie der Ungleichheit seit 

Jahren einigermaßen gleichmäßig ausfällt, glich der Weg zum aktuellen Tiefstand in den 

neuen Bundesländern gleichwohl einer Berg- und Talfahrt, so dass sich Vorhersagen 

entsprechend schwierig gestalten. Allerdings erscheint erschreckend, dass einigen 

Aussagen, die explizit die Menschenwürde negieren, nicht nur von vergleichsweise vielen 

Befragten zugestimmt wird, sondern diese Bestätigung zugleich von erstaunlicher 

Beständigkeit zu sein scheint: „Es gibt wertvolles und unwertes Leben“ meinten hierzu 

2008 weit über neun Prozent der Deutschen in West und Ost nahezu einmütig359, womit 

                                                 
353 In den alten Bundesländern äußerten sich ausländerfeindliche Vorstellungen 1979/80 aber auf ähnlichem 
Niveau, so schlossen sich der Behauptung „Wir sollten streng darauf achten, dass wir das Deutschtum rein 
erhalten und Völkervermischung unterbinden“ seinerzeit erschreckende 36 von 100 Befragten an. Vgl. 
SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 108. 
354 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 32. 
355 Vgl. ebd. 
356 Vgl. Dies.: Vom Rand zur Mitte, S. 38. 
357 Vgl. Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 21. 
358 Vgl. a.a.O., S. 33. 
359 Vgl. a.a.O., S. 22. 
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sich der Wert innerhalb von zwei Jahren um minimal mehr als einen halben Punkt 

verringert hatte360.  

Vergleichbares lässt sich über für die Verharmlosung des Nationalsozialismus sagen, die 

über eine längere Phase bei einem sehr stabilen Potential von bundesweiten 4,1 Prozent 

stand, bis 2008 jedoch auf 3,2 Prozent abrutschte361. Dennoch bleibt dieses vielfach 

identitätsstiftende Element rechtsextremistischer Einstellungen im Westen (3,8 Prozent) 

bis auf weiteres wesentlich stärker ausgeprägt als im Osten (1,0)362. Bereits 1979/80 hatten 

18 von 100 Bürgern der alten Bundesländer angegeben: „Wenn man vom Krieg absieht, 

hatte es Deutschland unter Hitler eigentlich besser als heute“363. 2008 hob hier nach wie 

vor nahezu jeder Zehnte die „guten Seiten“ des „Dritten Reiches“ hervor, in den neuen 

Bundesländern gaben dem nur 7,6 Prozent der Bevölkerung ihre Zustimmung364. Der 

Revisionismus, also der Versuch, die historischen Realitäten im Rückblick als 

„Geschichtslügen“ zu enttarnen und der angeblichen Wahrheit zum Durchbruch zu 

verhelfen, verliert auf der einen Seite an Strahlkraft, ist auf der anderen Seite – angesichts 

der hohen Konstanz – aber in vielen Köpfen fest verwurzelt.  

Als weiteres Zwischenfazit bleibt zu konstatieren, dass von den diversen 

rechtsextremistischen Einstellungsmerkmalen hier und heute Ausländerfeindlichkeit und 

chauvinistische Elemente – der regressiven Tendenz zum Trotz – mit Abstand die breiteste 

Zustimmung verzeichnen, Antisemitismus, diktatorische Vorstellungen, die Verklärung der 

NS-Zeit und Sozialdarwinismus hingegen für wesentlich weniger Menschen konsensfähig 

sind. Daneben weisen die Gräben, die sich zuweilen zwischen alten und neuen 

Bundesländern auftun, vordergründig darauf hin, dass sich das Gravitationszentrum in 

Bezug auf derartige Blickwinkel wohl allmählich von hüben nach drüben verlagert. 

Obwohl sich dieser Verdacht auf der Verhaltensebene schnell erhärten ließe, da der Osten 

sowohl eingedenk der durchschnittlichen Wahlergebnisse der NPD als auch der 

einschlägigen Straftaten normalerweise weit vor dem Westen liegt, nimmt ein detaillierter 

Vergleich dem einigen Wind aus den Segeln. Grundsätzlich speisen sich die skizzierten 

bundesweiten Diskrepanzen nämlich nicht allein aus deutsch-deutschen 

Gegensätzlichkeiten, resultieren vielmehr auch aus regionalen Gegebenheiten und 

                                                 
360 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 39. 
361 Vgl. Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 34. 
362 Vgl. ebd. 
363 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 109. 
364 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 23. 
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Traditionen – das betrifft die Gesamtwerte365 ebenso wie die angesprochenen 

Teilaspekte366.  Auch innerhalb der Blöcke der alten und neuen Bundesländer sind 

stellenweise ganz gravierende Abweichungen auszumachen. Vor diesem Hintergrund 

dürfte der entscheidende  Widerspruch zwischen Ost und West nicht zwingend in einem 

größeren Anhängerpotential bzw. einer erhöhten Anfälligkeit, sondern besonders in der 

gesteigerten Handlungsbereitschaft zu sehen sein.  

Nachdem damit die allgemeine Verbreitung bzw. Verankerung rechtsextremistischer 

Weltbilder vermessen und die ideologischen Anknüpfungspunkte bloßgelegt wurden, stellt 

sich sogleich die Frage, bei wem sich Ansichten dieser Art in welcher Ausprägung und 

Form wiederfinden: Wer sieht sich aufgrund der Entwicklung zur 

Einwanderungsgesellschaft in seiner Identität bedroht, schwelgt stattdessen in NS-

Nostalgie bzw. stört sich an der Übertragung von Souveränitätsrechten an supranationale 

Organisationen wie die Europäische Union? Die abschließende Differenzierung des 

Datenmaterials anhand sozialstruktureller Merkmale soll dabei helfen, das Profil der 

manifesten und latenten Potentiale abzustecken und dieses hochkomplexe Phänomen 

dadurch letztlich konkret verorten zu können.  

 

4.1.4. Rechtsextremistische Weltbilder in Relation zu sozialstrukturellen Merkmalen 

Entgegen dem verbreiteten Empfinden stellt der Rechtsextremismus von Nahem besehen 

kein bloßes Jugendproblem dar. Während die Öffentlichkeit meist mit besonderer 

Entrüstung reagiert, sobald sich Heranwachsende an rechtsextremistischen Provokationen 

und Gewaltakten beteiligen, sich die Debatten über notwendige Gegen- und 

Präventivmaßnahmen darum allerdings vorwiegend auf das Gebiet der Pädagogik 

beschränken, vermitteln die Ergebnisse der Einstellungsforschung vollkommen andere 

Prioritäten. In der Gegenüberstellung weisen junge Menschen jedenfalls weitaus weniger 

antidemokratische Meinungsbilder auf als die älteren Generationen367: 2008 stellten die 14- 

                                                 
365 Zum Beispiel lagen Sachsen und Bremen mit Blick auf die Verbreitung rechtsextremistischer Weltbilder 
in der Bevölkerung anno 2003 gleichauf (jeweils 26 Prozent), Hessen landete lediglich ein Hundertstel hinter 
Thüringen (19) – und damit eindeutig vor dem Schlusslicht Saarland (10). Vgl. Stöss: Rechtsextremismus im 
Wandel, S. 67. 
366 Beispielsweise stand Bayern in Sachen Chauvinismus im Durchschnitt von 2002 bis 2008 mit großem 
Vorsprung an der Spitze (30,4 Prozent), gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern (27,6). Das Saarland (4,4 
Prozent) und Sachsen (9,8) belegten hingegen die hinteren Plätze. Auch bei der Ausländerfeindlichkeit 
wartete Bayern mit einem extrem hohen Wert (39,1 Prozent) auf, den nur Sachsen-Anhalt (39,3) übertraf. Bei 
der Verharmlosung des Nationalsozialismus rangierten Mecklenburg-Vorpommern und Baden-Württemberg 
ganz vorne (jeweils 7,2 Prozent), während diese Dimension rechtsextremistischer Haltungen in Brandenburg 
(0,2) und Hamburg (0,8) nur von relativ geringer Bedeutung war. Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der 
Mitte, S. 37-53. 
367 Vgl. a.a.O., S. 27; Dies.: Vom Rand zur Mitte, S. 50; SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 114; Stöss: 
Rechtsextremismus im Wandel, S. 68. 
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bis 30-Jährigen auf allen Skalen das Schlusslicht, das in mancher Hinsicht – etwa bei der 

Befürwortung einer Diktatur, Chauvinismus und antisemitischen Deutungsmustern – auf 

kaum mehr als die Hälfte der Werte der über 60-Jährigen kam und ansonsten – wie beim 

Sozialdarwinismus und der NS-Verharmlosung – ersichtlich darunter blieb368. Die 

deutlichsten Gemeinsamkeiten eröffneten sich bezüglich der Ausländerfeindlichkeit, die 

bei beiden Gruppen den breitesten Anklang erzielte. Dennoch scheint die Dichte solcher 

Denkmuster mit dem Alter zu steigen, dafür sprechen nahezu sämtliche Analysen369. 

Umgekehrt verhält es sich derweil mit der Initiative zu entsprechendem Verhalten. So 

neigen Jugendliche für gewöhnlich viel eher zu einschlägig motivierten Stimmabgaben 

bzw. Straftaten und bieten demnach einen kleinen, dafür manifesten Anteil des 

Phänomens, wohingegen die Angehörigen der betagteren Jahrgänge dessen umso größere, 

latente Reserven bilden. Die gängige Fokussierung auf die „grüne“ Vorhut droht daher 

gleichsam von den eigentlich „ergrauten“ Fundamenten abzulenken.  

Indessen decken sich die Gutachten zu den Geschlechtern allenfalls sporadisch mit dem 

Image des Rechtsextremismus als „Männerkrankheit“. Auch wenn sich hierzu in der 

Forschung noch kein klarer Auslegungskonsens herauskristallisiert hat, weil einige 

Analysen den Frauen sogar einen höheren Anteil derartiger Auffassungen bescheinigen370, 

manche wiederum beide Gruppen in etwa gleichauf sehen371, bleibt zu betonen, dass sich 

die Differenzen in Grenzen halten. Beispielsweise stimmten 2008 annähernd so viele 

weibliche Befragte ausländerfeindlichen Statements zu wie männliche, gleiches galt für 

antisemitische Behauptungen, den Bereich des Sozialdarwinismus und die Verherrlichung 

der NS-Zeit, die gleichwohl auf allgemein geringerem Niveau angenommen wurden372. 

Auffälligere Abstände ließen sich lediglich in Bezug auf den Chauvinismus und die 

Befürwortung einer Diktatur erkennen.   

Dem Vernehmen nach weicht man vor allem dadurch voneinander ab, dass diese 

Einstellungen in der Praxis gewissermaßen genderspezifische Einfärbungen ausprägen373: 

Mithin basiert der Rechtsextremismus bei den Männern angeblich vorrangig auf dem 

Leitmotiv der Konkurrenz, das den Einsatz von Gewalt sowohl im Großen – in Gestalt 
                                                 
368 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 27. 
369 Die SINUS-Studie fällt dabei freilich ein wenig aus dem Rahmen und verzeichnete bei Leuten bis zum 70. 
Lebensjahr ein stetiges Wachstum, bei noch älteren aber einen vorsichtigen Rückgang. Vgl. Decker/Brähler: 
Vom Rand zur Mitte, S. 50; Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 27; SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 
114; Stöss: Rechtsextremismus im Wandel, S. 68.  
370 Vgl. Stöss: Rechtsextremismus im Wandel, S. 68.  
371 Vgl. SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 87. 
372 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 26. 
373 Vgl. Rommelspacher, Birgit: Das Geschlechterverhältnis im Rechtsextremismus. In: Schubarth, 
Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Bonn, 
2000, S. 199-219, S. 206. 
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eines aggressiven, auf Expansion ausgerichteten Politikverständnisses – als auch im 

Kleinen – sprich in den verschiedenen Lebensbereichen, verstanden als Kampf um 

Arbeitsplätze, Wohnraum und Partnerinnen – begründet. Hingegen lehnt die Mehrheit der 

Frauen dieses Mittel zum Zweck erfahrungsgemäß ab, orientiert sich stattdessen von Haus 

aus stärker am näheren Umfeld, auf das im Alltag ein gravierender Anpassungsdruck 

gegenüber allem „Andersartigen“ oder „Fremden“ ausgeübt wird. Auf vertrautem Gebiet 

demonstrieren demnach beide Geschlechter eine Art „Dominanzverhalten“374, um den 

Ressourcenzugang zu bestimmen und den eigenen Status zu verteidigen. Frauen agieren 

dabei nach außen hin subtiler und sind seltener sichtbar bzw. halten sich zumeist bewusst 

zurück, so dass sich das Phänomen hauptsächlich bei Männern lokalisieren lässt. Diese 

stimmen einem „ehernen Gesetz“375 zufolge zwar häufiger für die NPD und verüben dazu 

das Gros der einschlägigen Delikte, stellen aber nichtsdestotrotz – analog zu den 

Jugendlichen – nur eine von vielen Spitzen des Eisbergs an antidemokratischen 

Einstellungen und Orientierungen dar, dessen wirkliches Gewicht sich unter der 

Oberfläche verbirgt.  

Belastbarere Rückschlüsse zeichnen sich demgegenüber mit Blick auf die Beziehungen 

zwischen dem Rechtsextremismus und dem Bildungsgrad sowie den damit verbundenen 

Berufsperspektiven ab. Denn da schimmert immer wieder durch, dass dessen Dimensionen 

mit steigendem Wissen an Wirkungsmacht verlieren, sprich die Quote mit verbesserter 

Qualifikation sinkt376. Zum Beispiel stimmten Befragte ohne Abitur den obligatorischen 

Aussagen und Ressentiments 2008 doppelt so oft zu wie solche mit Hochschulreife, wobei 

Ausländerfeindlichkeit, Chauvinismus und Antisemitismus unabhängig vom 

Bildungshintergrund durchweg für die stärkste Resonanz sorgten377. Die Durchschlagskraft 

rechtsextremistischer Weltbilder scheint sich somit diametral zur Weitung des 

individuellen Horizonts zu reduzieren. Auch hinsichtlich des erwerbsmäßigen Status 

spiegelt sich diese Tendenz zum Teil wider, verfügen Arbeitslose und einfache 

Arbeitnehmer häufig über ein höheres Potential entsprechender Sichtweisen denn Personen 

in verantwortlichen Positionen378. Besonders bei der Ausländerfeindlichkeit, dem 

                                                 
374 Rommelspacher: Geschlechterverhältnis im Rechtsextremismus, S. 206. 
375 Falter: Wer wählt rechts?, S. 28. 
376 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 47; Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 25; SINUS-Studie: 5 
Millionen Deutsche, S. 119. 
377 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 25. 
378 Die SINUS-Studie machte in diesem Punkt erneut eine Ausnahme und bescheinigte Kurz- wie 
Langzeitarbeitslosen 1979/80 mit zwei bzw. zehn Prozent einen relativ niedrigen Anteil rechtsextremistischer 
Anschauungen. Zum Vergleich: 2003 kalkulierte man für diese Gruppe insgesamt mit fast 30 Prozent. Vgl. 
Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 49; Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 26/27; SINUS-Studie: 5 
Millionen Deutsche, S. 120; Stöss: Rechtsextremismus im Wandel, S. 68. 



4.1.4. Rechtsextremistische Weltbilder in Relation zu sozialstrukturellen Merkmalen 

 

 - 116 - 

Chauvinismus und der Befürwortung einer Diktatur sah man Bürger ohne festes 

Beschäftigungsverhältnis zuletzt mit einigem Abstand vorn, flankiert von den Rentnern 

und Ruheständlern, die dafür zwischenzeitlich beim Antisemitismus und der 

Verharmlosung der NS-Herrschaft vorpreschten379. Ausnahmslos am seltensten schlossen 

sich hingegen Auszubildende und Wehrdienstleistende – also wiederum junge Menschen – 

diesen heiklen Anschauungen an, so dass der schon angesprochene Alterseffekt auch hier 

auftritt.  

Gleichzeitig haben intermediäre Organisationen in Verbindung mit rechtsextremistischen 

Orientierungen erheblich an Geltung eingebüßt und sind augenscheinlich nicht mehr in der 

Lage, diese so stark abzuschirmen wie in der Vergangenheit. Galten die Gewerkschaften 

bis weit in die 90er Jahre hinein als Gruppen mit einem verhältnismäßig niedrigen Anteil 

an antidemokratischen Gesinnungen380, erweist sich diese Annahme nach den jüngeren 

Analysen jedenfalls als nur begrenzt haltbar. In dem Maße wie die Anhängerschaft der 

Arbeitnehmervertretungen letztlich einem Abbild der Gesamtgesellschaft entspricht, 

vermögen selbige vermutlich nicht länger ein spezifisches Grundwerteverständnis für sich 

einzufordern. Immerhin kamen bei einem Vergleich zwischen Verbandsmitgliedern und 

Nichtmitgliedern 2006 keineswegs die bewährten Gegensätze zum Vorschein, im 

Gegenteil: Chauvinismus, Antisemitismus, Sozialdarwinismus und NS-Verharmlosung 

stießen bei Ersteren sogar auf minimal breiteres Einverständnis, ansonsten bewegte man 

sich auf Augenhöhe381. Mit dem Kriterium der Kirchenzugehörigkeit sieht es ähnlich aus; 

während Katholiken wie Protestanten 2008 an erster Stelle zum Sozialdarwinismus und der 

Verklärung der NS-Zeit neigten, ausländerfeindliche Statements dafür seltener akzeptierten 

als Konfessionslose, wiesen die Werte aller drei Untersuchungseinheiten im Kontext 

chauvinistischer und antisemitischer Positionen die stärksten Übereinstimmungen auf382. 

Insgesamt scheint die Verbundenheit zu einer christlichen Religionsgemeinschaft deshalb 

ebenso wenig geeignet zu sein, die Resistenzfähigkeit gegenüber dem Rechtsextremismus 

zu erhöhen wie die Mitwirkung in einer Interessenorganisation383.  

                                                 
379 Vgl. Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 26/27. 
380 Vgl. Falter: Wer wählt rechts?, S. 93; SINUS-Studie: 5 Millionen Deutsche, S. 90.  
381 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 54.  
382 Vgl. Dies.: Bewegung in der Mitte, S. 28.  
383 Wenngleich die Angehörigen beider Konfessionsgruppen längst nicht „immun“ für rechtsextremistische 
Anschauungen sind, lassen sich bezüglich der Gewichtung einzelner Teilaspekte im Ganzen betrachtet 
durchaus einige Divergenzen erkennen: So bewegten sich die Protestanten 2008 bei der 
Diktaturbefürwortung, Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit zum Teil weit vor den Katholiken, die 
dafür beim Antisemitismus, Sozialdarwinismus und der NS-Verharmlosung die höheren Werte vorzuweisen 
hatten. Vgl. ebd.   
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Was am Ende bleibt, ist die Frage, wie sich die skizzierten und ausgesprochen diffusen 

Einstellungspotentiale auf der Politikebene verteilen, also welche Parteien und 

Formationen bei Personen, die in solchen Dimensionen denken, die meisten Punkte  

sammeln. Das Datenmaterial der vergangenen Jahre entbietet dabei einige durchaus 

erstaunliche Diagnosen. Vorneweg offenbaren die Resultate natürlich das Vorhersehbare, 

nämlich dass die Weltbilder von NPD- oder Republikaner-Wählern in sich schon sehr 

gefestigt, um nicht zu sagen geschlossen sind. So rufen diese auf allen Skalen die mit 

Abstand heftigsten Ausschläge hervor384: Überragt deren Akklamation bei Aussagen zu 

Ausländerfeindlichkeit und Chauvinismus diejenige der Anhängerschaft etablierter 

Akteure bereits um über das Doppelte, steigert sich diese Tendenz bei anderen 

Teilaspekten – speziell der Verherrlichung des „Dritten Reiches“ sowie der 

Diktaturbefürwortung – bald auf ein Vielfaches. Unterdessen weist die Klientel von Union 

und SPD allerdings ebenfalls stattliche Kontingente mit mindestens ansatzweise 

rechtsextremistischen Dispositionen auf; die Gefolgschaft von Liberalen und Grünen steht 

dem in wenig nach und nicht einmal die der Linken ist – entgegen dem eigenen 

Selbstverständnis – davon restlos auszunehmen, verwundert vielmehr mit einem starken 

Drang zur Xenophobie385.  

Das heißt gleichwohl auch, dass die verschiedenen Plattformen des organisierten 

Rechtsextremismus heute kaum mehr als eine Minderheit der eigentlich geneigten 

Wählerschaft erreichen und neben dem harten Kern vielleicht gelegentlich einige 

Protestwähler mobilisieren, die großen Kraftreserven in der Regel aber nicht für sich 

vereinnahmen können. Denn im Durchschnitt zeigen sich bloß um die fünf von 100 

Personen mit den besagten Einstellungsmerkmalen bereit, für die NPD bzw. die 

Republikaner zu stimmen, ferner ziehen weitere 15 bis 20 Prozent davon diesen Parteien 

die Enthaltung vor386. Somit geht die absolute Mehrheit – über 60 Prozent – der Voten aus 

diesem Spektrum für gewöhnlich an die Volksparteien, deren wichtige Integrationsleistung 

sich insofern als teilweise ambivalent erweist, als das Problem darüber einerseits auf 

geordnete Pfade gelenkt, andererseits in seiner tatsächlichen gesellschaftlichen Verbreitung 

abgeschwächt und schöngefärbt wird.  

                                                 
384 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 51/52. 
385 Vgl. a.a.O., S. 52/53. 
386 Vgl. a.a.O., S. 53; Stöss: Rechtsextremismus im Wandel, S. 96. 
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4.1.5. Fazit 

Im Ganzen betrachtet bleibt festzuhalten, dass rechtsextremistische Dispositionen in 

Deutschland – ungeachtet des stabilen Grundkonsenses und der enormen Wertschätzung 

für die freiheitliche Demokratie – relativ weit verbreitet sind. Gleichwohl deren 

Auswüchse keineswegs konstant voranschreiten und den Analysen der vergangenen Jahre 

im Gegenteil sogar eine sukzessive Abnahme entsprechender Ansichten zu entnehmen 

war, sind diese schlussendlich – in Ansätzen verschiedener Gestalt und Gewichtung – in 

der kompletten Gesellschaft vorzufinden. Das heißt, dass sich nichts und niemand – kein 

Gebiet, keine Gesellschaftsschicht und keine intermediäre Organisation – von vornherein 

hiervon lossagen lässt. Finden einschlägige Ressentiments und Forderungen heute bei 

Männern wie Frauen in halbwegs ausgeglichenem Maße Resonanz, sind diese Meinungen 

bei älteren Menschen erfahrungsgemäß sowohl häufiger als auch stärker ausgeprägt als bei 

Jugendlichen. Ein gegenläufiger Effekt geht außerdem vom steigenden Bildungsgrad sowie 

günstigen Berufsperspektiven aus. Nichtsdestotrotz schlagen sich rechtsextremistische 

Auffassungen normalerweise bei den wenigsten im Gebaren nieder, so dass das Gros des 

respektablen Anhängerreservoirs bis dato ruht bzw. brachliegt. Rein numerisch wäre das 

Potential zu einer fast flächendeckenden bzw. bundesweiten Parlamentspräsenz einer 

Partei dieser Provenienz allemal vorhanden, zumal der Personenkreis, der die eigene 

Denkweise am ehesten in den Parolen von NPD und Republikanern wiederfindet, erheblich 

– wohl um fünf bis zehn Prozent387 – über deren durchschnittliche Wahlergebnisse 

hinausreichen dürfte.  

Dennoch erscheinen die Kräfte des organisierten Rechtsextremismus gegenwärtig weit 

davon entfernt, sich die alles andere als abträglichen Rahmenbedingungen zu eigen zu 

machen, geschweige denn, sich für eine Mehrheit der Menschen als ernsthaftes politisches 

Kontrastprogramm zu profilieren. Womöglich wirkt der wirtschaftliche Wohlstand 

weiterhin als „narzisstische Plombe“388, die einer allgemeinen Mobilisierung 

antidemokratischer Positionen entgegensteuert. Vielleicht sind es auch der antitotalitäre 

Tenor und die davon ausgehende Gefahr einer sozialen Verurteilung, die nach wie vor 

dafür sorgen, dass sich das evidente Gedankengut selten in Taten niederschlägt. Primär 

dürften sich die dazugehörigen Parteien jedoch selbst im Weg stehen: Im direkten 

                                                 
387 Dieser Annäherungswert entspringt der Differenz der dargestellten demoskopischen Befunde, die den 
Anteil rechtsextremistischer Anschauungen in der Bevölkerung zunächst zwischen fünf und 15 Prozent 
veranschlagen, und den durchschnittlichen Wahlergebnissen der einschlägigen Parteien, die es nach wie vor 
nur in seltenen Ausnahmefällen über die erforderlichen fünf Prozent schaffen, um in die Parlamente 
einzuziehen – und dafür umso regelmäßiger im Nullkommabereich enden. 
388 Decker/Brähler: Bewegung in der Mitte, S. 9. 
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Konkurrenzkampf mit den etablierten Kontrahenten agiert man meist auf völlig verlorenem 

Posten, vermag sich selbst demgegenüber nur selten seriös und skandalfrei zu gerieren und 

die erforderlichen Positivschlagzeilen zu erzielen, um abseits der angestammten Klientel 

auch den generell skeptischeren älteren und weiblichen Wählergruppen, die sonst 

vorwiegend für die großen Volksparteien stimmen, Verlässlichkeit zu signalisieren und an 

Vertrauen zu gewinnen. Daneben mangelt es, wie später näher zu sehen sein wird, vielfach 

an zugkräftigen Inhalten und Personen, ausschlaggebenden Identifikationsmomenten und 

nicht zuletzt der medialen Präsenz, um Nichtwähler für sich einzunehmen.  

 

4.2. Erklärungsansätze zur Entstehung rechtsextremistischer Einstellungen 

Per se gilt der Rechtsextremismus als gleichermaßen heterogenes wie hochkomplexes 

Phänomen. Die Wissenschaft debattiert deshalb nicht nur nach wie vor über eine 

einheitliche Definition, sondern streitet ebenso über Wurzeln und Anfänge derartiger 

Auffassungen. Während ein verbindlicher Konsens in diesem Kontext weiter aussteht, 

wetteifern diverse Konzepte um die Klärung des schwerlich einzugrenzenden Gegenstands 

– eines Problems, das die Gesellschaft im Prinzip als Ganzes durchdringt. Dabei setzen die 

Theorien häufig völlig verschiedene Schwerpunkte, beschränken sich beispielsweise auf 

die Darstellung bestimmter Dimensionen bzw. heben auf Teilgruppen ab. Wenngleich die 

Herangehensweisen vor diesem Hintergrund generell stark variieren, sind als gemeinsame 

Nenner eine individuelle sowie eine soziale Perspektive auszumachen. Ausgehend von 

diesen beiden Argumentationslinien, die bisweilen allerdings nachgerade 

ineinanderfließen, schicken sich ständig andere, nicht immer neue Ansätze an, die Auslöser 

antidemokratischer Ansichten aufzuspüren. Um dennoch einen Überblick zu vermitteln, 

soll der nachfolgende Abschnitt systematisch vorgehen und versuchen, die Aussagekraft 

der einzelnen Analyseraster zu erörtern.  

 

4.2.1. Rechtsextremismus als Persönlichkeitsmerkmal 

Aus Sicht zahlreicher Studien zeichnen vorrangig die individuellen Eigenschaften des 

Einzelnen für die vorhandenen Einstellungen und Ansichten verantwortlich. Bereits in den 

30er Jahren nahm man – unter dem unmittelbaren Eindruck des Nationalsozialismus und 

italienischen Faschismus – an, dass sich der Erfolg dieser Bewegungen aus einer 

spezifischen sozialpsychologischen Empfänglichkeit der Bevölkerung speiste, Parolen und 

Propaganda sozusagen an einem sensiblen Punkt ansetzten. Das Konzept der 
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„Authoritarian Personality“389 griff diesen düsteren Verdacht auf und avancierte damit 

geradewegs zum Klassiker, der vielen Ansätzen als Vorbild diente. Dabei zeigte sich 

zunächst, dass die Gegenwart autoritärer bzw. antidemokratischer Gesinnungen keinesfalls 

mit den explizit artikulierten Positionen der Probanden bzw. einer konkreten 

Parteizugehörigkeit oder Präferenz kongruieren musste, derartige Denkweisen vielmehr bei 

Vertretern aller Politikrichtungen anzutreffen waren. Der Autoritarismus wurde darum als 

Ausdruck einer verborgenen Veranlagung verstanden; einer regelrecht symptomatischen 

Charakterstruktur, die gleichsam als Ausgangspunkt rechtsextremistischer Weltbilder galt. 

Die Wurzeln vermutete man in einer entsprechenden frühkindlichen, familiären 

Sozialisation: Ein strenger, stark fordernder Erziehungsstil der Eltern sollte sich folglich 

mehr oder weniger intensiv in den Dispositionen des Erwachsenen widerspiegeln – oftmals 

verpackt in Vorurteilen, Aggressionen und Ängsten.  

Zu den signifikanten Merkmalen einer so geprägten Persönlichkeit zählte man zuvörderst 

den Konventionalismus, der für eine tiefe Verankerung in den traditionellen Werten des 

Mittelstands verbunden mit einem Hang zu unkritischen, geradezu unterwürfigen 

Haltungen gegenüber Obrigkeiten bzw. Respektspersonen sowie den Wunsch steht, 

eventuelle Verstöße gegen Normen und Regeln des gemeinschaftlichen Kollektivs zu 

bestrafen. Außerdem bescheinigte man diesem psychologischen Phänotypus die Anti-

Intrazeption, sprich die Ablehnung zu persönlicher und phantasievoller Aspekte bei 

simultaner Tendenz zu Aberglauben, Verschwörungstheorien und Verallgemeinerungen. 

Dazu gesellte sich ein Denken in den Dimensionen von Macht und Stärke, aus dem sich 

Destruktivität und Zynismus, um nicht zu sagen ein gewisses Maß an 

Menschenfeindlichkeit ableitete. Plus die so genannte Projektivität, die sich einerseits im 

Glauben an gefährliche, unvorhersehbare Geschehnisse in der Welt, andererseits in der 

unbewussten Übertragung von emotionalen Impulsen auf die eigene Umgebung äußerte. 

Die exzessive Beschäftigung mit sexuellen Vorgängen rundete das Bild erst einmal ab. 

Dem akuten Syndrom, das sich aus der Summe dieser Variablen ableitete390, schrieb man 

schließlich eine schier entwaffnende Wirkung zu: Denn autoritäre Charakterstrukturen 

sollten sich grundsätzlich in gesteigerter Anfälligkeit gegenüber antidemokratischen 

Aussagen niederschlagen.  

                                                 
389 Vgl. Adorno, Theodor W./Frenkel-Brunswik, Else/Levinson, Daniel J./Sanford, R. Nevitt: The 
Authoritarian Personality. New York, 1950. 
390 Die beschriebenen Faktoren ergaben die so genannte F-Skala, die bei Probanden mit hohen Ausschlägen 
eine eventuell dem „Faschismus“ bzw. Rechtsextremismus geneigte Persönlichkeitsstruktur signalisieren 
sollte. Vgl. a.a.O., S. 228. 
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Die inhaltliche Kritik an diesem weitrezipierten Konzept zielt insbesondere auf zwei 

Kernpassagen: Zum einen erschließt sich schwerlich, warum die erwähnten 

Persönlichkeitszüge bei Probanden jeglicher Parteiprovenienz zu beobachten waren, 

schlussendlich jedoch gerade in eine größere Resonanz gegenüber dem Rechtsextremismus 

münden mussten. Zwischen den diversen antidemokratischen Positionen wird letztlich zu 

wenig differenziert; die ideologische Trennschärfe der Theorie lässt insofern zu wünschen 

übrig. Zum anderen dürfte die individuelle Sozialisation in Wirklichkeit selten so statisch 

ablaufen wie von den Verfassern angenommen. Wiewohl die Erziehung durch die Eltern 

unbestreitbar einer richtungweisenden Weichenstellung entspricht, lebt und reift der 

Mensch nie in einem Vakuum, sondern sieht sich Tag für Tag mit neuen Eindrücken 

konfrontiert, lernt also nie aus. So wie die äußeren Gegebenheiten einem kontinuierlichen 

Wandel unterliegen, können sich deswegen wahrscheinlich auch die Sichtweisen des 

einzelnen Menschen – wenigstens bis zu einem bestimmten Grad – ändern. Spätere 

Ansätze bemühten sich, den besagten Schwachstellen mit Weiterentwicklungen391 bzw. 

Abwandlungen392 zu begegnen; im Wesentlichen – bezüglich des Werts individueller 

Aspekte für die Ausbildung entsprechender Auffassungen – schien man sich dennoch einig 

zu sein. Und das sicherlich nicht ganz zu Unrecht, schließlich erhält die an der 

Persönlichkeitsentwicklung orientierte Perspektive im Allgemeinen ebenso wie der Ansatz 

der „Authoritarian Personality“ im Besonderen durch das ein oder andere Ergebnis aus der 

Einstellungsforschung eine gewisse Bestätigung.  

Nach Erhebungen von 2006 weist bei Personen mit rechtsextremistischen Weltbildern 

beispielsweise vieles auf vorherige autoritäre bzw. antidemokratische Prägungen im 

Elternhaus hin: Während sich Befragte, die derartige Statements negierten, vorwiegend an 

emotionale Wärme erinnerten, hatten die Befürworter solcher Aussagen häufig Ablehnung 

                                                 
391 Der Dogmatismus-Ansatz differenziert demgegenüber ganz allgemein in geschlossene und offene 
Weltanschauungen, interessiert sich obendrein weniger für die Inhalte als vielmehr für die Strukturen 
antidemokratischer Denkweisen – und entbindet den Autoritarismus, der dabei sozusagen einen Sonderfall 
darstellt, damit von seiner ideologischen Reduktion auf den Rechtsextremismus. Vgl. Rokeach, Milton: The 
Open and Closed Mind. New York, 1960. 
392 Etwa sieht die Theorie des Wertewandels den wichtigsten Aspekt der individuellen Sozialisation nicht 
mehr im Erziehungsverhalten der Eltern, sondern in den sozioökonomischen Umständen des Aufwachsens: 
In Zeiten existentieller Mängel widmen sich die Menschen demzufolge erst einmal den Grundbedürfnissen, 
erstreben Sicherheit und Ordnung. Im Hinblick auf die späteren sozialen und politischen Orientierungen kann 
die Verwurzelung in einer entsprechend materiellen Wertestruktur dem Vernehmen nach eine Neigung zu 
konservativen, dem Wesen nach autoritären Haltungen nach sich ziehen, die zuweilen in einem Hang zu 
rechtsextremistischen Weltanschauungen resultiert. Dagegen soll sich wachsender Wohlstand vermehrt in 
postmaterialistischen Vorstellungen niederschlagen; das heißt, nachdem die Versorgung mit dem 
Lebensnotwendigen für die meisten schon außer Frage steht, sehnt man sich umso stärker nach Freiheit und 
Selbstverwirklichung – und wendet sich damit automatisch von den per se antiindividualistischen 
Forderungen des Rechtsextremismus ab. Vgl. Inglehart, Ronald: Kultureller Umbruch. Wertewandel in der 
westlichen Welt. Frankfurt am Main, 1989. 
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und Strafe erlebt, vor allem von Seiten des Vaters393. In dem Maße wie deren Sozialisation 

anscheinend nicht auf dem Grundprinzip der Respekts voreinander wie vor anderen 

aufbaute, sondern resoluten Gehorsam – ob in Gestalt psychischer oder physischer Gewalt 

– verlangte, nahmen Rigidität und Dichte der rechtsextremistischen Denkweisen zu. Das 

zwischenmenschliche Verhältnis zu den Eltern dient Kindern demzufolge als grober 

Orientierungspunkt, an dem sich die persönlichen Einstellungen gegenüber 

gesellschaftlichen und politischen Objekten vorerst ausrichten. Das Erziehungsklima dürfte 

deswegen einen latenten, aber längst nicht unerheblichen Einfluss auf die Entstehung 

einschlägiger Dispositionen ausüben.  

Dem Vernehmen nach stehen diese ab und zu auch mit spezifischen Charakterzügen in 

Verbindung: Probanden mit rechtsextremistischen Sichtweisen gaben sich zwar ein Stück 

weit dominanter, unkontrollierter und weniger gefügig als der Rest der 

Untersuchungsgruppe, zeigten sich zugleich aber als verschlossener und misstrauischer, 

durchweg distanzierter – und schätzten die eigene soziale Resonanz schließlich als relativ 

gering ein394. Außerdem ließ sich zum Teil eine leichte Tendenz zu einer depressiveren 

Grundstimmung395 sowie höherer Ängstlichkeit erkennen396, die eine schwächere 

Resilienz397, das heißt, eine verminderte psychische Widerstandsfähigkeit und ein 

niedrigeres Selbstwertgefühl, implizierte398 – wenngleich inklusive einer etwas 

irritierenden Ausnahme: Denn Befragte, bei denen sich der Rechtsextremismus bereits zu 

einer geschlossenen Weltanschauung verdichtet hatte, bewegten sich hinsichtlich der 

angesprochenen Krisenresistenz und des Vertrauens in das eigene Können größtenteils auf 

dem gleichen Niveau wie der Bevölkerungsdurchschnitt. Womit der Absolutheitsanspruch 

der vertretenen Auffassungen und das Wissen um vermeintliche Sündenböcke geeignet 

erscheinen, eine gewisse Sicherheit zu bieten und die Strapazierfähigkeit bzw. innere 

Stärke zu erhöhen. Aus einem manifesten Fundament wird damit eine Art „stabilisierender 

Faktor“399. 

In der Summe bleibt festzuhalten, dass sowohl die Sozialisation als auch die individuellen 

Eigenschaften fähig sind, auf die Entwicklung antidemokratischer Einstellungsmuster 

abzufärben bzw. direkt dazu beizutragen. Wobei deren Entstehung nebenbei auch auf die 

permanent niederprasselnden äußeren Eindrücke, Erwartungen und Erfordernisse 

                                                 
393 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 98-102. 
394 Vgl. a.a.O., S. 103-106. 
395 Vgl. a.a.O., S. 107/108. 
396 Vgl. a.a.O., S. 109/110. 
397 Vgl. a.a.O., S. 111/112. 
398 Vgl. a.a.O., S. 112/113. 
399 A.a.O., S. 112. 
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zurückführen sein dürfte, die sich notgedrungen auf das perzeptive Empfinden des 

Einzelnen auswirken, nach adäquater Verarbeitung verlangen und – im Wege dieses 

Wechselverhältnisses – die Wahrnehmung der Welt vermutlich zumindest partiell zu 

verschieben vermögen. Der Mensch lebt nun einmal nicht in einem luftleeren Raum; dieser 

Maxime versucht eine ganze Reihe von Studien gerecht zu werden.  

 

4.2.2. Ungleichgewichtszustände als Ursachen rechtsextremistischer Einstellungen 

Status- und Deprivationskonzepte sind in den Sozialwissenschaften weit verbreitet und 

suchen die Wurzeln antidemokratischer Weltbilder vor allem in Spuren individueller 

Unzufriedenheit400. Das Augenmerk gilt somit gemeinhin der subjektiven Auslegung der 

objektiven Lebensumstände. Folglich braucht sich Frustration nicht aus absoluten 

Missständen – beispielsweise bedingt durch Arbeitslosigkeit –  zu speisen, sondern vermag 

ebenso verhältnismäßigen Defiziten wie einem als zu niedrig erachteten Auskommen zu 

entspringen. Der Begriff der relativen Deprivation umschreibt zunächst den Eindruck der 

Entbehrung respektive des Verlusts eines Bezugspunkts, dem der Einzelne einen erhöhten 

Wert zumisst – und steht damit zugleich für eine empfundene Benachteiligung durch 

enttäuschte Erwartungen und unbefriedigte Bedürfnisse materieller wie immaterieller 

Natur401. So deckt dieses Modell ein ausgedehntes Spektrum ab, das sich in der Praxis von 

wirtschaftlichen Schiefständen über – im weitesten Sinne – soziale Probleme bis hin zu 

Ohnmachtsgefühlen bezüglich der Politik erstreckt. Als entscheidende Schritte erweisen 

sich dabei oftmals der Abgleich von Anspruch und Wirklichkeit sowie die 

Gegenüberstellung mit sonstigen Personen und Gruppen oder der eigenen Vergangenheit. 

Der Verdacht der Diskriminierung, der in diesen Vergleichsmomenten immer dann 

aufkommt, wenn sich eine erkennbare „Kluft zwischen dem Ist und dem Wunsch“402 

auftut, der gegenwärtige und der gewünschte Status allzu weit auseinanderliegen, soll sich 

schließlich in Vorurteilen, Ressentiments und der Suche nach Sündenböcken ein Ventil 

verschaffen – und dem Rechtsextremismus darüber den Weg ebnen.  

                                                 
400 Das schon in den 50er Jahren aufgekommene Modell der Statuspolitik geht gemeinhin davon aus, dass 
Menschen mit einer gewissen, an einer monistischen Weltanschauung ausgerichteten Persönlichkeitsstruktur, 
die mit ihrer gegenwärtigen gesellschaftlichen Position unzufrieden sind oder diese irgendwie gefährdet 
sehen, stärker zur Wahl rechtsextremistischer Parteien neigen. Damit lieferte diese These die Vorlage zu 
zahlreichen Spezifikationen, zu denen letztlich auch der Deprivationsansatz zählt. Vgl. Hofstadter, Richard: 
The Pseudo-Conservative Revolt. In: Bell, Daniel (Hrsg.): The Radical Right. Garden City, 1964, S. 75-95; 
Lipset, Seymour M.: The Sources of the Radical Right. In: Bell, Daniel (Hrsg.): The Radical Right. Garden 
City, 1964, S. 307-371. 
401 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 198/199. 
402 Winkler: Rechtsextremismus, S. 54. 
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Auch die Aussagekraft dieser Argumentation ist durch Umfrageergebnisse zu verifizieren. 

So rückte eine Studie von 2006 die drei elementaren Deprivationsformen in direkte 

Verbindung zur Existenz rechtsextremistischer Einstellungen: Durchweg am stärksten 

ausgeprägt präsentierte sich dabei der politische Unmut, am schwächsten das soziale 

Missbehagen. Dazwischen landete die negative Wahrnehmung der wirtschaftlichen 

Situation, der in den allgemeinen Debatten zumeist die größte Relevanz zugesprochen 

wird, deren Rolle die geringfügigen Differenzen innerhalb der gesamten 

Untersuchungsgruppe nun aber gleichsam abschwächten403. Hohe Unzufriedenheit in den 

besagten Hinsichten vermochte sich demzufolge also durchaus in antidemokratischen 

Haltungen niederzuschlagen, musste diese allerdings nicht notwendig mit sich bringen. 

Einerseits befanden Menschen, die sich derartigen Meinungen anschlossen, sich selbst 

häufiger für übervorteilt, sahen sich unangemessen und ungerecht behandelt bzw. 

befürchteten dahingehende Entwicklungen. Andererseits hielten sich die Abweichungen im 

Ganzen betrachtet in Grenzen, fand man selbst in der Gesamtstichprobe beträchtliche 

Potentiale frustrierter Personen vor.  

Während sich Rechtsextremisten und Nichtrechtsextremisten ansonsten in Bezug auf die 

allgemeine Lebenszufriedenheit wenig voneinander abhoben, war aus den Resultaten 

abzulesen, dass sich Erstere in manchen Bereichen – wie Wohnung, Freizeit, Gesundheit 

und Einkommen – merkwürdigerweise sogar vor Letzteren sahen404. 

„Möglicherweise profitiert hier das psychische Wohlbefinden von der rechtsextremen Einstellung. 
Rechtsextreme Einstellung kann entlastend wirken, etwa durch Außenattribuierung (‚Ausländer nehmen mir 
den Arbeitsplatz weg’) und damit die Bewertung des Erreichten verbessern. Weiterhin kann rechtsextreme 
Einstellung den familiären Binnenraum sichern helfen, etwa im Sinne einer ‚Wagenburgmentalität’. Dies 
schafft eine höhere Binnenzufriedenheit.“405 
 

Von einem Denken in gefestigten oder gar geschlossenen Strukturen geht insofern wohl 

wirklich eine gewisse Stärkung des Selbstbewusstseins aus, da sich der Einzelne dadurch 

ein Stück weit von äußeren Einflüssen abschirmt, seine individuellen Deutungsmuster 

stattdessen verabsolutiert und insofern von vornherein vieles ausblendet, was selbigen 

allzu offenkundig widersprechen würde.  

Wenngleich die angedeuteten Wechselwirkungen zwischen dem Einsetzen situativer 

Unzufriedenheit und der Entstehung antidemokratischer Einstellungen an und für sich 

nicht zu verneinen sind, scheinen diese kaum mehr als weitläufige Überschneidungen, aber 

keine verlässlichen „Einbahnstraßen“ zu sein. Bei genauerer Betrachtung wähnen sich 

inzwischen vermutlich weite Bevölkerungsteile in Ungleichgewichtszuständen und fühlen 

                                                 
403 Vgl. Decker/Brähler: Vom Rand zur Mitte, S. 89. 
404 Vgl. a.a.O., S. 96. 
405 A.a.O., S. 97 (Hervorhebung wie im Original). 
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sich irgendwie frustriert. Und trotzdem teilen nach wie vor nur vergleichsweise geringe 

Anteile davon rechtsextremistische Äußerungen, geschweige denn Aktionen. Weil ein und 

dieselbe Konstellation – etwa eine Wirtschaftskrise – von jedem Menschen vollkommen 

anders aufgenommen und verarbeitet wird, können sich daraus auch komplett verschiedene 

Konsequenzen ableiten406; eine verbindliche Logik ist jedenfalls nicht zu erkennen. Die 

Theorie der relativen Deprivation kreist darum lediglich um das Problem herum, liefert am 

Ende allerdings keine hinreichende Erklärung für die Entstehung von Tendenzen dieser 

Provenienz. Das Rätsel, wieso ausgerechnet der Rechtsextremismus und keine andere 

politische Strömung von Desillusionierung, Statusängsten und konkreten Verlustängsten 

profitiert, ist damit allein nicht aufzulösen.  

 

4.2.3. Rechtsextremismus als Resultat von Modernisierungsprozessen 

Indessen fasst ein weiterer wichtiger Argumentationsstrang, der schon seit den 60er Jahren 

diskutiert wird, den Rechtsextremismus als „eine ‚normale’ Pathologie von freiheitlichen 

Industriegesellschaften“407 auf und macht die Anfänge solcher Anschauungen vorwiegend 

im stetigen sozioökonomischen Wandel aus. Davon ausgehend, dass die sich dauerhaft 

verändernden Lebensverhältnisse in den westlichen Demokratien in einem akuten 

Widerspruch zu den vergleichsweise stabilen Wertstrukturen der Menschen stehen und 

somit automatisch für Disharmonien sorgen, nahm man das Vorliegen einer ebenso 

verbreiteten wie nachhaltigen Verunsicherung an408. Eine starre Denkweise, die die 

Wahrnehmung der Welt auf ein einfaches Schwarz-Weiß-Schema verkürzt, sollte 

demgegenüber – als eine von verschiedenen Reaktionsmöglichkeiten – die nötige 

Entlastung versprechen409. Hingegen schien ein derart verfestigtes, „pathologisches“ 

Orientierungssystem in politischer Hinsicht nicht zwangsläufig mit manifesten 

antidemokratischen Vorgehensweisen zusammenzuhängen, vermochte sich stattdessen 

auch in einem einigermaßen angepassten Habitus zu äußern410. Gleichwohl spiegelte sich 

darin schon ein spezifischer Grundstock; ein latentes Potential an Personen, die durch die 

simplifizierende Propaganda einschlägiger Gruppierungen leichter ansprechbar und deren 

Unterstützung womöglich nicht abgeneigt waren. Das Richtmaß für die Größe dieses 

Reservoirs bestand demnach in bestimmten Gelegenheitsstrukturen: Dazu zählten die 

                                                 
406 Vgl. Winkler: Rechtsextremismus, S. 55. 
407 Scheuch/Klingemann: Theorie des Rechtsradikalismus, S. 18. 
408 Vgl. ebd. 
409 Im Prinzip deckte sich diese rigiden Denkweise mit dem Modell der autoritären Persönlichkeit wie auch 
dem des Dogmatismus. Vgl. ebd. 
410 Vgl. a.a.O., S. 19. 
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allgemeine Geschwindigkeit der Modernisierungsprozesse, die Intensität der Gegensätze in 

der Gesellschaft und zudem die Fähigkeiten der politischen Institutionen, die 

Konsequenzen und Nebenwirkungen des Fortschritts abzufedern, um die Stabilität des 

Systems – vor allem in Krisenzeiten – aufrechtzuerhalten411.  

Geraten diese Verhältnisse aus dem Gleichgewicht, können sich rechtsextremistische 

Parteien, die den komplexen Problemen der Gegenwart erfahrungsgemäß stark 

reduktionistische, romantisierte Darstellungen der Vergangenheit entgegensetzen412, einem 

wachsenden Publikum als Gegenentwurf empfehlen. Dennoch bedarf deren Erfolg 

außerdem anschlussfähiger Sentiments und Stimmungen in der Gesellschaft, die besonders 

anfangs die zentrale „Übersetzerrolle“ zwischen den vorhandenen Einstellungsmustern und 

dem dazugehörigen Verhalten ausfüllen413. Je mehr diese Kräfte und Bewegungen in 

einem solchen Klima an Beachtung und Reputation erhalten, desto stärker steigen deren 

Reiz und Reichweite in Bezug auf den Rest der Bevölkerung, sind mitunter auch Teile der 

Mehrheitsgesellschaft als Mitläufer zu aktivieren. So entsteht also eine eigentümliche 

Sogwirkung, deren Effekte sich am Ende als ambivalent erweisen: Äußerlich blüht die 

politische Gruppierung auf, büßt im Gegenzug allerdings an innerer und inhaltlicher 

Geschlossenheit ein, da „klare Anhänger“414 mit manifesten bzw. konsistenten Weltbildern 

dem Vernehmen nach eher die Ausnahme bleiben. Insofern ist derartigen Phänomenen 

stets die „Inkonsistenz der politischen Philosophien als Normalfall zu unterstellen“415, so 

dass dieses theoretische Modell der ideologischen Vielschichtigkeit und Vielgestaltigkeit 

des Rechtsextremismus durchaus Rechnung trägt.  

Abgesehen davon gibt es in den Ergebnissen der Einstellungsforschung durchaus passende 

Anhaltspunkte für die Stichhaltigkeit der Annahme, „dass moderne demokratische 

Gesellschaften gewissermaßen automatisch ihre eigenen (rechtsextremen) Gegner 

produzieren“416. So deuten die hohen Werte, die gerade Arbeitslose, gering gebildete sowie 

ältere Menschen auf den angesprochenen Skalen hervorrufen417, das Gewicht an, das 

strukturelle Aspekte auf die Genese antidemokratischer Gesinnungen ausüben dürften: 

Während die Vorteile der anhaltenden Progession an diesen Personengruppen oftmals 

vorbeigehen, verschlechtert sich sowohl deren objektive Situation als auch vor allem die 

                                                 
411 Vgl. Scheuch/Klingemann: Theorie des Rechtsradikalismus, S. 19. 
412 Vgl. a.a.O., S. 23/24. 
413 Vgl. a.a.O., S. 20. 
414 A.a.O., S. 25. 
415 A.a.O., S. 26. 
416 Edinger, Michael/Hallermann, Andreas: Rechtsextremismus in Ostdeutschland. Struktur und Ursachen 
rechtsextremer Einstellungen am Beispiel Thüringens. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen 32, 2001, S. 588-
612, S. 601. 
417 Siehe Kapitel 4.1.4. 
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subjektive Wahrnehmung der damit verbundenen Perspektiven – und die Deprivation 

steigt. Gleichzeitig verbindet diese „Modernisierungsverlierer“ vermutlich das missliche 

Gefühl, mit dem Tempo der Umbrüche kaum mehr mithalten zu können. Unter Umständen 

eint die Menschen somit ein gewisses Maß an Unzufriedenheit und Verunsicherung, das 

sich in Vorurteilen, Anfeindungen und Abwehrhaltungen gleichsam einen Ausgleich 

verschafft. Die Verbindung zwischen dem durch externe Momente angefachten Missmut 

auf der einen und antidemokratischen Sichtweisen auf der anderen Seite erscheint daher 

zunächst eindeutig. Und das nicht zuletzt, weil im Umkehrschluss die Heranwachsenden 

und die gebildeteren Leute, die sich zumeist weniger tief in traditionellen Werten 

verwurzelt und in den geistigen Haltungen folglich flexibler zeigen, ausnahmslos am 

seltensten zur Suche nach Sündenböcken und vereinfachenden Lösungen tendieren418, 

Veränderungen mithin wohl nicht so sehr als Verlust von Sicherheit, vielmehr größtenteils 

als Verbesserungschancen auffassen.  

Bei näherer Betrachtung stellen sich die Dinge dennoch differenzierter dar. Wenngleich 

der skizzierte Ansatz die Individualebene mit der Entwicklung moderner 

Industriegesellschaften, deren politischen Gelegenheitsstrukturen sowie den parallelen 

Akteurskonstellationen zum multidimensionalen Erklärungsmodell zu kombinieren 

versucht, lässt sich dessen Verwandtschaft zum schlichteren Deprivationskonzept kaum 

leugnen. Die Kritikpunkte sind darum im Kern die selben419. Wiewohl sozioökonomische 

Wandlungsprozesse durchweg im Stande sein dürften, sich durch Widersprüche und 

Spannungsverhältnisse auf die mentale Verbreitung dem Rechtsextremismus anhängiger 

Meinungen und Standpunkte auszuwirken, folgen die dazugehörigen Reaktionen der 

Menschen keinerlei festem Regelwerk und müssen sich deshalb nicht notwendig in diese 

Richtung kanalisieren. Alternativen sind nicht ausgeschlossen, so dass es diesem Entwurf – 

ungeachtet einer ansonsten über weite Strecken ebenso schlüssigen wie umfassenden 

Argumentation – an der eigentlich entscheidenden Stelle an Erklärungskraft mangelt. 

 

4.2.4. Identitätsprobleme als Wurzel  

 rechtsextremistischer Weltbilder von Jugendlichen 

In Anbetracht der Welle rechtsextremistischer Ausschreitungen und Gewaltexzesse im 

wiedervereinigten Deutschland rückte die Theorie sozialer Desintegration zu Anfang der 

                                                 
418 Siehe Kapitel 4.1.4. 
419 Siehe Kapitel 4.2.2. 
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90er Jahre schnell in den Mittelpunkt der wissenschaftlichen Debatte420. Die skizzierten 

Deprivations- und Modernisierungsansätze argumentativ aufgreifend, konzentrierte sich 

dieses Modell weithin auf Jugendliche und deren durch die sich ausdehnende 

Individualisierung komplizierter werdende Identitätsbildung. Der stetige Wandel moderner 

Industriegesellschaften verwickelt die Menschen demzufolge in starke Widersprüche: 

Kontinuierlicher Fortschritt und wachsende Freiheit bedingen weniger Gleichheit, 

bedeuten verschärfte Konkurrenz und verminderte Solidarität, steigende Vereinzelung und 

schwächere soziale Verflechtungen421. Besonders die verblassende Bindungskraft 

intermediärer Organisationen belastet die Individuen und bewirkt immanente 

Orientierungslosigkeit bzw. Ohnmachtsgefühle. Die Normen- und Wertsysteme der 

klassischen Milieus und das vertrauensvolle Miteinander weichen weitgehender 

Eigenverantwortlichkeit und mitunter Einsamkeit und sorgen für massive Verluste an 

Sicherheit und Wärme, die kaum zu kompensieren scheinen – vor allem im Hinblick auf 

die Sozialisation von Heranwachsenden, in der man die Wurzel antidemokratischer 

Haltungen auszumachen meint. Allerdings bieten solche Auffassungen nach diesem Ansatz 

keine stabilen Orientierungsmuster bzw. Persönlichkeitsmerkmale, sondern Produkte der 

konkreten Auseinandersetzung mit den strukturellen Gegebenheiten des Alltags422.  

Wiewohl sich rechtsextremistische Weltbilder deshalb durch die regelmäßige 

Verschmelzung von Ideologien der Ungleichheit mit der Akzeptanz von Gewalt als 

Aktionsform auszeichnen, sollen sich derartige Gesinnungen nicht automatisch im 

Verhalten niederschlagen, vielmehr nach einem auslösenden Anlass verlangen423. 

Gleichsam als Gradmesser dafür dienen drei verschiedene Aspekte von 

Anerkennungsbedürfnissen: Erstens setzt die Zufriedenheit des Einzelnen dessen Zugang 

zu materiellen Gütern über den Arbeits-, Wohnungs- und Konsummarkt voraus, erfordert 

zweitens dessen moralische Gleichberechtigung im Verhältnis zu den Mitmenschen sowie 

die Möglichkeit des Ausgleichs entgegengesetzer Ansprüche auf Augenhöhe und drittens 

die Gewährleistung einer die Persönlichkeit stützenden Privatsphäre, die neben 

emotionaler Geborgenheit nicht zuletzt Platz zur Selbstverwirklichung einräumt424. 

Defizite in diesen Grundbedürfnissen schüren Desintegration, ein in erster Linie der 

                                                 
420 Vgl. Heitmeyer, Wilhelm et al.: Die Bielefelder Rechtsextremismus-Studie. Erste Langzeituntersuchung 
zur politischen Sozialisation männlicher Jugendlicher. 2. Auflage. Weinheim/München, 1993; Ders.: 
Gesellschaftliche Desintegrationsprozesse als Ursachen fremdenfeindlicher Gewalt und politischer 
Paralysierung. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2-3/1993, S. 3-13; Sitzer, Peter/Ders.: 
Rechtsextremistische Gewalt von Jugendlichen. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/2007, S. 3-10. 
421 Vgl. Heitmeyer: Gesellschaftliche Desintegrationsprozesse, S. 4. 
422 Vgl. Ders. et al.: Bielefelder Rechtsextremismus-Studie, S. 15/16. 
423 Vgl. Sitzer/Ders.: Rechtsextremistische Gewalt, S. 3. 
424 Vgl. a.a.O., S. 9/10. 
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Vereinzelung geschuldetes Vakuum an Gewissheit, gegenüber dem antidemokratische 

Vorstellungen und deren gemeinsames „sich Luft machen“ in dazugehörigen 

Gruppierungen wiederum eine gewisse Linderung verheißen.  

Der Reiz, den in jenem Kontext speziell der subkulturelle Rechtsextremismus auf junge 

Leute ausüben dürfte, gründet wahrscheinlich in der schonungslosen Negation 

gesellschaftlicher Konventionen und dem damit verbundenen Kontrastprogramm zur 

Komplexität der individualisierten Lebensverhältnisse – mit anderen Worten, in der 

Verkörperung des starken, martialischen und gegebenenfalls gewalttätigen Kollektivs, in 

dem jeder für den anderen geradesteht, sowie schließlich in der Reduktion auf 

vereinfachende Lösungen. Im Streben nach Identität argumentiert man meist mit 

angeborenen bzw. natürlichen – beispielsweise ethnischen und nationalen – Merkmalen 

und versucht, den eigenen Selbstwert durch das diskriminierende Schlechtmachen anderer 

zu erhöhen425. Inwieweit die Tendenz zur Gewaltbereitschaft dabei zum Tragen kommt, 

untersteht dem Vernehmen nach auch den Gelegenheitsstrukturen und den allgemeinen 

klimatischen Gegebenheiten, sprich der Verbreitung und Hinnahme solcher 

Handlungsweisen in der Gesellschaft426.  

Insgesamt sieht dieses Erklärungsmodell in rechtsextremistischen Einstellungen stets das 

Ergebnis der sozialisatorischen Verarbeitung struktureller Einflüsse und daraus 

resultierender situativer Unzufriedenheit. Warum Heranwachsende, die aufgrund ständiger 

Veränderungen und grassierender Vereinzelung gewisse Verunsicherungen aufweisen, auf 

der Suche nach Halt und neuer Sicherheit nun ausgerechnet zum Rechts- und nicht zum 

Linksextremismus oder gar gänzlich unpolitischen Standpunkten neigen sollen, ist darüber 

aber offenkundig nicht aufzuklären Die Theorie sozialer Desintegration scheint die 

angeführten Deprivations- und Modernisierungsansätze lediglich auf junge Menschen in 

schwierigen Drucksituationen zu verengen und ansonsten leider nicht wirklich 

weiterzuentwickeln. Im Prinzip verzerrt diese verkürzte Perspektive sogar ein bisschen das 

eigentliche Ausmaß des gesamtgesellschaftlichen Problems, da die gezielt in den 

Vordergrund gestellte Personen- bzw. Altersgruppe bekanntlich den geringsten Anteil an 

antidemokratischen Anschauungen aufweist427. Davon abgesehen wird die 

vorausgeschickte Definition der Vielfalt und Vielschichtigkeit des Gegenstands aufgrund 

der zu strikten Fokussierung auf den Faktor Gewalt kaum gerecht, weil dieser keineswegs 

                                                 
425 Vgl. Sitzer/Heitmeyer: Rechtsextremistische Gewalt, S. 8. 
426 Vgl. a.a.O., S. 10. 
427 Siehe Kapitel 4.1.4. 
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zu den verbindlichen Gemeinsamkeiten solcher Formationen gehört. Die Aussagekraft des 

Ansatzes dürfte somit letztlich sehr limitiert sein. 

 

4.2.5. Die Rolle der politischen Kultur  

 im Kontext rechtsextremistischer Dispositionen 

Der Einfluss der politischen Kultur wird von vielen Erklärungsansätzen verkannt428 – und 

das absolut zu Unrecht, weil die immateriellen Rahmenbedingungen komplexe 

Gelegenheitsstrukturen definieren, die das Gewicht des Rechtsextremismus innerhalb der 

Gesellschaft auf verschiedenen Ebenen determinieren können. Einerseits transportiert diese 

ungeschriebene Verfassung stets mehr oder weniger problematische Vorräte an tief 

verwurzelten Normen, Grundwerten oder Moralvorstellungen, die sich schon in der 

Sozialisationsphase auf das Erlernen und die Entwicklung politischer Einstellungen 

auswirken und dadurch sozusagen dafür sorgen, dass die traditionellen Mentalitätsbestände 

des Ganzen teilweise auf die Sichtweisen des Einzelnen abfärben429. Von daher vermögen 

sich spezifische Vorstellungen, Ressentiments und Vorurteile normalerweise sehr 

hartnäckig zu halten, worauf die nach wie vor vergleichsweise hohen Resonanzwerte zu 

diktatorischen Regierungsformen und der Verharmlosung der NS-Herrschaft hinweisen430. 

Der in der Bundesrepublik von der Bevölkerungsmehrheit getragene antitotalitäre Konsens 

gibt allerdings auch ein gelungenes Beispiel für eine ebenso konsequente wie konstruktive 

Aufarbeitung und Bewältigung derartiger Altlasten.  

Andererseits entspringt der Summe der Dispositionen gegenüber dem existierenden 

System, den Institutionen und Akteuren für gewöhnlich eine ganz eigene gesellschaftliche 

Atmosphäre, die sich im Alltag wiederum direkt in den Auffassungen und speziell dem 

Verhalten der Individuen widerspiegelt. Demnach kann breites Vertrauen in die 

Demokratie ein Klima bewirken, das die Äußerung konträrer – also antidemokratischer – 

Ansichten vielleicht nicht vollständig verhindert, aber dennoch erheblich drosselt. Rückt 

der Rechtsextremismus in der allgemeinen Wahrnehmung dagegen in den Vordergrund, 

dürfte sich das bald auch in der Verbreitung derartiger Aussagen und steigender sozialer 

Akzeptanz niederschlagen, so dass sich die vormalige Randnotiz allmählich der „Mitte“ 

bzw. „Normalität“ annähert. An und für sich scheint die politische Kultur also zwischen 

der Nachfrage und den passenden Angeboten zu vermitteln; abhängig von der aktuellen 

                                                 
428 Vgl. Winkler: Rechtsextremismus, S. 58. 
429 Exemplarisch dafür führte man den Erfolg des Nationalsozialismus bereits in den 60er Jahren auf die 
besondere antiliberale bzw. antidemokratische Mentalität der Menschen in der Weimarer Republik zurück. 
Vgl. Almond/Verba: Civic Culture. 
430 Siehe Kapitel 4.1.3. 
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Konstellation wissen sich manche Parteien, Programme und Ideen darum durchzusetzen 

und andere nicht. 

Besonders in Anbetracht einsetzender Ungleichgewichtszustände und Umbrüche kommt 

den gesellschaftlichen Stimmungsbildern erfahrungsgemäß große Bedeutung zu, da diese 

eine Art Barometer abgeben, an dem sich ein Stück weit ablesen lässt, wie kritische 

Situationen kollektiv verarbeitet werden: Ob Frustration etwa zu einer Reaktivierung 

antiliberaler und antidemokratischer Restbestände führt, Politikverdrossenheit und 

Protestverhalten sich statt an konkreten Problemen schon an der Ordnung per se 

festmachen – all das sind stets auch Fragen der politischen Kultur. Gerade weil selbige der 

Ausbildung individueller Ansichten dem Wesen nach – durch die ständige Verbindung von 

Vergangenheit und Gegenwart – in ziemlich diffuser Art und Weise den Weg weist, zählen 

Ausnahmen und Variationen zum Alltag. Einheitliche Einflüsse von außen mögen häufig 

analoge Reaktionen hervorrufen, müssen allerdings mitnichten das alleinig denkbare 

Resultat sein. Der Mensch orientiert sich in der Regel zwar erst einmal an den jeweiligen 

Rahmenbedingungen, interpretiert diese dann zumeist jedoch auch in seinem eigenen 

Sinne.  

In Verbindung mit der Erklärung rechtsextremistischer Einstellungen ist die politische 

Kultur somit wohl weniger als komplett selbständiger Entwurf denn primär als 

komplementäres Element zu sehen, das als ebenso wichtiges wie relativ dehnbares 

Kriterium zu sämtlichen skizzierten Argumentationslinien passt, diese durchweg zu 

vervollständigen vermag – und dennoch weithin zu wenig wahrgenommen wird: So 

verortet die „Authoritarian Personality“ die Auslöser antidemokratischer Ansichten 

vorwiegend in der Sozialisation, versteift sich dabei aber zu sehr auf die Erziehung durch 

die Eltern, verkennend, dass sich diese Entwicklungsphase nicht im allgemeinen Vakuum, 

sondern im stetigen Austausch mit größeren, gesellschaftlichen Prozessen vollzieht. 

Hingegen verstehen die Deprivations-, Modernisierungs- und Desintegrationstheorien 

dieses weitverzweigte Netzwerk aus Meinungen, Dogmen und Diskursen vor allem als 

Handlungsschwelle und disziplinierendes Moment, das die Ausbildung und Aktivierung  

rechtsextremistischer Anschauungen durch den Anpassungsdruck der 

Mehrheitsgesellschaft reguliert. Trotzdem die Stoßrichtung damit stimmt, wird partiell 

weiter vernachlässigt, dass diese komplexe Gelegenheitsstruktur den alltäglichen Weg des 

Menschen auf Schritt und Tritt aktiv mitgestaltet und strukturiert – im positiven wie im 

negativen Sinne. Im Großen und Ganzen weiß darum keines der präsentierten Konzepte 

das volle Gewicht der politischen Kultur zu würdigen und verarbeiten. 
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4.2.6. Fazit 

In dem Maße wie sich anhand der dargelegten Erklärungsansätze größtenteils leider nur 

Teilaspekte der Entstehung rechtsextremistischer Einstellungen nachvollziehen lassen, 

dürfte die Kombination und Interaktion dieser Perspektiven der Komplexität des 

Phänomens wahrscheinlich am meisten gerecht werden431. Einschlägige Ansichten 

scheinen somit das Ergebnis langfristiger, womöglich sogar lebenslanger 

Entwicklungsprozesse zu sein, deren Anfänge in der Sozialisation durch die Eltern und das 

direkte Umfeld liegen. In jener entscheidenden Frühphase erhält die Persönlichkeit eine 

erste Prägung, die sich sowohl in Form protektiver Faktoren wie psychischer Stabilität und 

Selbstwertgefühl als auch von Schwachstellen wie Depressivität und ängstlichen 

Wesenszügen auf die spätere Fähigkeit zur Verarbeitung externer und situativer 

Problemstellungen – etwa Wahrnehmungen von Deprivation und Desintegration – 

auswirkt und danach ebenso zu verändern wie zu verfestigen vermag. Antidemokratische 

Anschauungen entsprechen dabei wohl einer Art Ventil, das einen durch Unzufriedenheit 

und Verunsicherung erzeugten inneren Druck kanalisieren kann. Inwieweit dem 

Individuum dann ausgerechnet der Rechtsextremismus als alternative 

Reaktionsmöglichkeit anmutet, dürfte neben dessen sozialer Akzeptanz, also den 

Rahmenbedingungen der politischen Kultur, auch vom passenden Auftreten von Parteien 

und subkulturellen Kräften dieser Provenienz sowie der Attraktivität der vertretenen 

Inhalte abhängen. Mehrt die Auseinandersetzung des Menschen mit seinen strukturellen 

Lebensbedingungen die Nachfrage nach solchen meist vereinfachenden Ansätzen und 

Lösungsvorschlägen, müssen rechtsextremistische Akteure natürlich selbst in der Lage 

sein, mit verheißungsvollen Angeboten darauf zu reagieren und das Anhängerpotential für 

sich zu vereinnahmen. 

 

                                                 
431 Vgl. Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 193; Decker/Brähler: Vom Rand zur 
Mitte, S. 165. 
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5. Das rechtsextremistische Parteienspektrum in Deutschland 

Das rechtsextremistische Parteienspektrum in Deutschland hat sich seit 1945 stark 

verändert, ausdifferenziert und regelmäßig neue Phänomene hervorgebracht – und dabei 

alles in allem vier verschiedene Phasen durchlaufen: Entgegen dem vielfachen Neben- und 

Gegeneinander zahlloser Gruppierungen in der unmittelbaren Nachkriegszeit sammelte 

und verdichtete sich die antidemokratische Gefolgschaft in den 60er Jahren zunehmend in 

der aufstrebenden NPD (1), deren Erfolgsserie zum Ende des Jahrzehnts allerdings 

ziemlich abrupt abriss. Die praktischen Folgen waren anhaltende programmatische 

Streitigkeiten und persönliche Fehden, ausgedehntes Sektierertum und die allgemeine 

Rückkehr zur organisatorischen Fragmentierung in diverse Formationen ohne politische 

Relevanz (2). Bis Mitte der 80er Jahre sollte sich an dieser Marginalisierung im 

Wesentlichen auch nichts ändern, erst dann sorgten mit den Republikanern und der DVU 

neugeschaffene Wahlplattformen für einstweilige Besserung (3), ehe im Rahmen der 

Wiedervereinigung der nächste Bruch einsetzte. Nachdem der „Nationale Widerstand“ 

seither fast ausschließlich ein Nischendasein fernab der „Normalbevölkerung“ fristete (4), 

scheint mit dem Wiedererstarken der Nationaldemokraten im neuen Jahrtausend nun eine 

neue, fünfte Welle angebrochen zu sein. Wenngleich der nachfolgende Abschnitt nicht eins 

zu eins nach dem skizzierten Abriss zu verfahren, sondern zumeist nur Werdegang und 

Wirken einzelner Akteure herauszugreifen und zu erörtern vermag, dürfte es dennoch 

hilfreich sein, diese zeitlichen Anhaltspunkte nebenbei im Auge zu halten. 

 

5.1. Rechtsextremistische Parteien in den Anfangsjahren der „Bonner Republik“ 

Ungeachtet der Tatsache, dass in Deutschland nach 1945 keine neue „Dolchstoßlegende“ 

in Umlauf kam, der Nationalsozialismus vielmehr bei weiten Teilen der Bevölkerung 

komplett diskreditiert blieb, schienen die Jahre der dauerhaften Beeinflussung durch den 

totalitären Machtapparat hierzulande tiefe Narben hinterlassen zu haben. Wenngleich der 

Rechtsextremismus als politisches Regime mit dem „Dritten Reich“ untergegangen war, 

hielten sich die Relikte der dazugehörigen Ideen, Weltbilder und Denkweisen dennoch sehr 

hartnäckig, so dass sich schon bald verschiedenste Spielarten und Strömungen um die 

Reorganisation des nach wie vor vorhandenen Reservoirs an Mitgliedern, Wählern und 

Sympathisanten bemühten. Während sich die einen dabei eher in der Nachfolge der 

Weimarer Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) sahen und für vergleichsweise 

moderate, nationalkonservative sowie vereinzelte monarchistische Positionen einstanden, 

klang in den deutlich drastischeren, völkischen Perspektiven der anderen wiederum das 
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kaum zu verkennende Vorbild der NSDAP an. Manche lehnten diese gemeinhin 

prägenden, gleichwohl nachweislich gescheiterten programmatischen Muster allerdings 

auch grundsätzlich ab und suchten stattdessen nach neuen, stellenweise 

nationalrevolutionären Wegen.  

Besonders in den Anfangsjahren der Bundesrepublik standen sich deshalb diverse Akteure 

von prinzipiell gleicher politischer Abstammung, wiewohl weitgehend divergierender 

Ausrichtung gegenüber. Die wiederholten Vorstöße zur Schaffung breiter 

Sammlungsbewegungen blieben darum zum Scheitern verurteilt: Ideologisch vielfach in 

sich versprengt und durch persönliche Rivalitäten verfehdet, schwächte sich der 

organisierte Rechtsextremismus oftmals selbst, da sich dessen Repräsentanten nicht nur 

miteinander, sondern außerdem mit dem sich herausbildenden Bürgerblock zu messen 

hatten – und dabei schnell an Boden verloren. Nicht zuletzt aufgrund der verschobenen 

Prioritäten der Nachkriegszeit, in der primär die Wiedererlangung des eingebüßten 

Wohlstands zählte, sich die Menschen ansonsten aber zunehmend ins Privatleben 

zurückzogen und wenig Interesse an Politik und Parteienstreitigkeiten zeigten432, nistete 

sich die „nationale“ Opposition zusehends in einem im Schatten der neuen Ordnung 

entstandenen „politischen Mikrokosmos“433 ein. Diese grobe Skizze eines ebenso 

vielschichtigen wie heterogenen Phänomens gilt es im nachfolgen Kapitel hinsichtlich der 

maßgeblichen Kräfte jener Phase – deren jeweiligen ideologischen Wurzeln, Parallelen 

und Kontraste sowie des Personals – zu illustrieren und insbesondere eingedenk der 

Konsequenzen für die Weiterentwicklung des gesamten Spektrums zu vertiefen.  

 

5.1.1. Deutsche Konservative Partei – Deutsche Rechtspartei (DKP-DRP) 

Das episodische Dasein der Deutschen Konservativen Partei – Deutschen Rechtspartei 

(DKP-DRP) gibt die genuinen Probleme des deutschen Rechtsextremismus nach 1945 

gewissermaßen eins zu eins im Kleinformat wieder. Am 22. März 1946 durch die Fusion 

der Deutschen Aufbau-Partei (DAP) und der Deutschen Konservativen Partei (DKP) 

gegründet434, wuchs die neue Formation geradewegs zum Sammelbecken für Vertreter 

                                                 
432 Siehe Kapitel 3.4. 
433 Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 61. 
434 Mit der Vereinigung dieser Kräfte schienen Konflikte schon vorprogrammiert, schließlich knüpfte man an 
verschiedene, zum Teil konträre Traditionen an: Während die DKP vor allem der Weimarer DNVP 
nacheiferte, warb die DAP hingegen um das Potential der alten Deutschvölkischen Freiheitspartei (DVFP), 
die sich 1922 von selbiger abgespalten hatte und die Partei später als „Steigbügelhalterin“ der 
Nationalsozialisten diskreditiert sah. Vgl. Schmollinger, Horst W.: Die Deutsche Konservative Partei – 
Deutsche Rechtspartei. In: Stöss, Richard (Hrsg.): Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesrepublik 
Deutschland 1945-1980. Band I: AUD bis EFP. Opladen, 1983, S. 982-1024, S. 982. 
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diverser – im weitesten Sinne – „nationaler“ Strömungen heran, womit Spannungen und 

Desintegrationsprozesse von vornherein zum innerparteilichen Alltag gehörten. Fast schon 

symbolisch für die ständige Gratwanderung zwischen den wenigen Gemeinsamkeiten und 

vielen Gräben stand der Doppelname, nachdem nicht einmal in dieser elementaren Frage 

ein einheitlicher Nenner zu erzielen war435.  

Die zentrale ideologische Konfliktlinie, die sich dahinter verbarg, verlief im Kern 

zwischen den Verfechtern des dominanten deutschnationalen und denjenigen des 

völkischen Kurses, die derartige Vorstellungen durchweg verschmähten. Wiewohl man 

sich mit der im „Manifest der Rechten“ präsentierten programmatischen 

Kompromisslösung offiziell in die „Tradition des monarchistisch orientierten preußischen 

Konservativismus“436 stellte, nutzten die konkurrierenden Flügel die offenkundigen 

Freiräume zu dessen selbständiger Interpretation durchaus konsequent, so dass sich die 

Ränder der Partei in entgegengesetzte Richtungen entwickelten. Beispielhaft für die 

gravierenden Differenzen war das eigentlich einende Bestreben der gesamten DKP-DRP, 

durch gezielte Bündnispolitik die Bildung einer „großen Rechten“ voranzutreiben: 

Während die deutschnationale Fraktion „ein gegenüber den Parteibasen skeptisches 

Elitenkartell“437 zu errichten gedachte und gleichzeitig über das Verhältnis zur Union stritt, 

stand eine Kooperation, geschweige denn eine Verbrüderung mit bürgerlichen Kräften für 

deren Widersacher, denen eine stärkere Position der Mitglieder vorschwebte, gänzlich 

außer Frage. Die Voraussetzungen zur Verwirklichung dieses ambitionierten Vorhabens 

waren also wenig verheißungsvoll.  

Die augenscheinlichen inhaltlichen und strategischen Gegensätze innerhalb der 

Gesamtpartei speisten sich im Grunde direkt aus den Divergenzen der Landesverbände. 

Gleichwohl das Verbreitungsgebiet der DKP-DRP auf die britische Besatzungszone 

beschränkt blieb und diese anfangs vor allem in den vormaligen NSDAP-Hochburgen 

Norddeutschlands sowie Gegenden mit relativ hohem Kontingent an Kriegsheimkehrern 

erfolgreich war438, wies man auf den ersten Blick auch hier kein einheitliches Bild auf – 

und das nicht nur aufgrund der regionalen Verschiedenheiten bezüglich der Namenswahl. 

Vielmehr wich insbesondere die wichtige Vertretung in Niedersachsen deutlich von den 

vorwiegend deutschnationalen Stützpunkten in Schleswig-Holstein, Hamburg und 

Nordrhein-Westfalen ab, repräsentierte weitaus radikalere Standpunkte und aktivistische 

                                                 
435 Vgl. Schmollinger: DKP-DRP, S. 989. 
436 Ebd. 
437 A.a.O., S. 996. 
438 Vgl. a.a.O., S. 1013-1016. 
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Handlungsformen – und warb damit ausdrücklich um die alten Sympathisanten des NS-

Regimes439.  

Der doppelte Dualismus von Programmatik und Personal – deutschnationalen und 

völkisch-nationalsozialistischen Konzepten, der Parteispitze und deren sich vornehmlich in 

Niedersachsen sammelnden Kontrahenten – schlug sich automatisch auch auf die 

allgemeinen Kooperationsbemühungen nieder. Hierbei suchte die DKP-DRP Mitte 1948 

die Nähe der ausschließlich in Hessen aktiven Nationaldemokratischen Partei (NDP). 

Nachdem diese intern aber ähnlich heterogene Züge aufwies, ließ sich der angestrebte 

Zusammenschluss nicht auf Anhieb durchsetzen, weshalb man vorerst lediglich die lose 

„Arbeitsgemeinschaft Nationale Rechte“ vereinbarte. Die Deutsche Partei (DP) sollte sich 

diesem Kreis später – so der anfängliche Plan – anschließen, schien allerdings das darin 

aufgestaute Konfliktpotential zu scheuen440 und schlug das Angebot schließlich auch in 

Anbetracht der sich auftuenden Probleme mit der Lizenzierung ab441. Während die 

Vereinigungsversuche der Gesamtpartei demnach im Großen und Ganzen aussichtslos 

waren, wusste deren niedersächsischer Verband dagegen wesentlich wirkungsvollere 

Verbindungen anzubahnen. So verständigte sich der dortige Vorstand um Leonhard 

Schlüter und Adolf von Thadden im Vorfeld der ersten Bundestagswahl 1949 mit der 

Gemeinschaft unabhängiger Deutscher (GuD) von Fritz Dorls, Justus Krause, Gerhard 

Krüger und Joachim von Ostau auf ein Bündnis, das eine einheitliche Landesliste sowie 

Unterstützung im Wahlkampf vorsah – und der Kampagne eine erkennbar 

nationalsozialistische Konnotation verlieh442.   

Der Erfolg ließ sich am Ende dennoch nicht leugnen: Bundesweit hatte die DKP-DRP 1,8, 

in Niedersachsen hingegen 8,1 Prozent der Stimmen bekommen, so dass dieser 

Landesverband schließlich alle fünf Sitze der Partei im neuen Bonner Parlament besetzen 

durfte443. Für das sowieso schon zerrüttete Gesamtgefüge bedeutete das Wahlergebnis 

zusätzliches Feuer und die Gewichte begannen sich soweit zu verschieben, dass die 

Führung gleich von zwei Fronten unter Druck geriet: Einerseits verlangte die erfolgreiche, 

sich weiter radikalisierende Strömung eine den Verdiensten entsprechende Steigerung des 
                                                 
439 Vgl. Schmollinger: DKP-DRP, S. 1014. 
440 Vgl. a.a.O., S. 1024. 
441 Für die Besatzungsmächte galt eine Verschmelzung von Gruppierungen aus unterschiedlichen Zonen – 
wie zum Beispiel der angestrebte Zusammenschluss von DKP-DRP, DP und NDP – als Gründung einer 
neuen Partei, die damit auch eine eigene Lizenzierung erforderte. Vgl. a.a.O., S. 1002-1004. 
442 Unter anderem wartete die GuD damals in Gestalt des ehemaligen Wehrmachtsoffiziers Otto Ernst Remer 
mit einer absoluten Galionsfigur des deutschen Rechtsextremismus als Wahlkampfredner auf. Dieser war 
maßgeblich an der Niederschlagung der Revolte vom 20. Juli 1944 beteiligt und scheute auch nach dem 
Untergang des „Dritten Reiches“ nicht davor, sein manifest nationalsozialistisches Weltbild zu betonen. 
443 Nach damaligem Wahlrecht musste die Fünfprozenthürde nur in einem einzigen Bundesland 
übersprungen werden, um in den Bundestag einzuziehen. 
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Einflusses, andererseits argumentierten die vom Landesverband Nordrhein-Westfalen 

angeführten gemäßigten, deutschnationalen Kräfte gegen diesen Kurs, setzten sich 

stattdessen für eine eindeutige Näherung an die in den Bürgerblock eingebundene DP ein 

und drohten andernfalls mit einem Bruch444. Das notwendige Machtwort, zu dem sich die 

DKP-DRP-Spitze daraufhin durchrang, vermochte nur kurzzeitig für klare Verhältnisse zu 

sorgen: Nach dem Herausdrängen aller relevanten Vertreter der vormaligen GuD im 

Herbst 1949, die darauf sogleich mit der Gründung der Sozialistischen Reichspartei (SRP) 

antworteten445, nahm man die Verhandlungen mit der NDP wenig später wieder auf und 

steuerte auf die Vereinigung zur Nationalen Rechten (NR) zu. Diverse 

Programmstreitigkeiten und Intrigen sollten das bereits besiegelte Bündnis nichtsdestotrotz 

doch noch – die Ziellinie schon im Blick – zum Platzen bringen446.  

Im Durcheinander dieses politischen Desasters verschmolz dann im Januar 1950 bloß der 

niedersächsische Landesverband mit der NDP zur Deutschen Reichspartei (DRP)447, der 

Rest der DKP-DRP blieb vorerst in Form der NR bestehen und schloss sich vier Jahre 

später der FDP an. Damit war ein erster großangelegter Versuch, den Rechtsextremismus 

im Nachkriegsdeutschland unter einem Dach zu vereinen, grandios gescheitert. Für die 

Funktionäre, die Basis und die Wähler, die danach vorwiegend zur SRP, den 

Bürgerblockparteien und der DRP weiterwanderten448, war die unweigerliche Folge 

daraus: Alles auf Anfang. Die DKP-DRP war Geschichte – die Suche nach gleichermaßen 

vielversprechenden wie strapazierfähigen Gemeinsamkeiten ging weiter.  

 

5.1.2. Sozialistische Reichspartei (SRP) 

Nachdem die anhaltenden Flügelkämpfe um Macht- und Führungsansprüche in der DKP-

DRP am 2. Oktober 1949 die Niederlage und die anschließende Verbannung der radikalen, 

völkisch-nationalsozialistischen Fraktion herbeigeführt hatten449, riefen deren Vorreiter um 

Fritz Dorls und Gerhard Krüger umgehend die SRP ins Leben450. Diese – dem 

Selbstverständnis nach – „notwendige Sammlung aller wahrhaft deutschgesinnten Männer 

                                                 
444 Vgl. Schmollinger: DKP-DRP, S. 1006/1007. 
445 Siehe Kapitel 5.1.2. 
446 Vgl. Schmollinger: DKP-DRP, S. 1009/1010. 
447 Siehe Kapitel 5.1.4. 
448 Vgl. Schmollinger: DKP-DRP, S. 1012. 
449 Siehe Kapitel 5.1.1. 
450 Vgl. Gnad, Oliver: Sozialistische Reichspartei. In: Recker, Marie-Luise/Tenfelde, Klaus (Hrsg.): 
Handbuch zur Statistik der Parlamente und Parteien in den westlichen Besatzungszonen und in der 
Bundesrepublik Deutschland. Band III: FDP sowie kleinere bürgerliche und rechte Parteien. Mitgliedschaft 
und Sozialstruktur 1945-1990. Düsseldorf, 2005, S. 353-473, S. 369/370. 
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und Frauen“451 stellte nicht nur einen der ersten, sondern den nach wie vor erfolgreichsten 

Versuch dar, eine direkte Nachfolgeorganisation der NSDAP in Deutschland zu etablieren. 

Die Parallelen zum historischen Vorbild hinsichtlich Programmatik, Stil und Propaganda, 

Struktur und Personal ließen sich schwerlich leugnen, auch wenn die Partei aus taktischen 

Motiven nach außen hin teilweise mit maßvolleren Parolen arbeitete.  

Dementsprechend war das „Aktionsprogramm“ der SRP von vergleichsweise vorsichtiger 

Diktion, zeigte dennoch diverse – mal mehr, mal weniger deutliche – Affinitäten zum 

Vorläufer und deckte sich mit diesem nicht zuletzt in der durchgängigen Unbestimmtheit 

der Aussagen. Abgesehen von vielen Allgemeinplätzen und Phrasen, größtenteils 

sinnfreiem Pathos und Zugeständnissen gegenüber vermeintlichen Ziel- und 

Klientelgruppen wie Soldaten, Vertriebenen und Kriegsgeschädigten, stachen verschiedene 

Schlagworte gleichwohl unweigerlich ins Auge: In erster Linie natürlich das erklärte 

Leitbild der „im 20. Jahrhundert zum Durchbruch gekommenen neuen 

Lebensanschauung“452, an die sich das anschließende Bekenntnis zu „einem echten, aus 

dem Geist unserer Zeit erwachsenen Volkssozialismus“453 sowie der „Grundsatz der 

sittlichen Bindung und Einordnung des einzelnen in die Gemeinschaft“454 anlehnten. 

Demzufolge vermochte allein die angestrebte „Willens- und Tatgemeinschaft aller 

Deutschen“455 die sozialen Widersprüche und somit auch die nationale Not der 

Nachkriegszeit zu überwinden. Die Prinzipien des Pluralismus, der Parteiendemokratie und 

des Parlamentarismus, die dem angeblich entgegenstanden, wurden eindeutig abgelehnt:  

„Der Persönlichkeitsgedanke soll die Grundlage für die Wahl zu den politischen Körperschaften werden, um 
so die Parteimißwirtschaft zu beseitigen und das politische Leben zu entgiften. Jeder Versuch der 
Restauration geschichtlich überwundener politischer Formen wird abgelehnt.“456  
 

Der selben Feder entsprang die energische Forderung nach der ebenso raschen wie 

restlosen Wiederherstellung der Souveränität und Einheit des Deutschen Reiches, dessen 

völkerrechtlichen Fortbestand man – samt der verlorenen Ostgebiete – einfach 

voraussetzte:   

„Der durch Geschichte und Kultur, Menschen- und Völkerrecht sich ergebende deutsche Anspruch auf die 
Gesamtheit des Reichsraumes ist unveräußerlich. Keine Regierung hat das Recht, irgendwie auf deutschen 
Boden zu verzichten. Dieser Grundsatz ist verfassungsmäßig festzulegen.“457  
 

                                                 
451 Sozialistische Reichspartei (SRP): Aktionsprogramm. In: Flechtheim, Ossip K. (Hrsg.): Dokumente zur 
parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 1945. Zweiter Band: Programmatik der deutschen 
Parteien. Berlin, 1963, S. 489-493, S. 489. 
452 Ebd. 
453 A.a.O., S. 491. 
454 Ebd. 
455 Ebd. 
456 A.a.O., S. 490. 
457 A.a.O., S. 489. 
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Das Fundament der „Freiheit und Unabhängigkeit Deutschlands nach innen und außen“458 

wurde ausschließlich in  dessen neutralistischer Ausrichtung in der internationalen Arena 

ausgemacht. 

Nicht nur in der Theorie, auch in der Praxis wandelte die Partei durchweg auf vertrautem 

Terrain – vom bewussten Rückgriff auf einschlägige Parolen wie „Deutschland erwache“ 

und scharfzüngigen Polemiken bezüglich der etablierten „Lizenzparteien“ und 

„Lumpokraten“, der Verbreitung von „Dolchstoßlegenden“ und Verschwörungstheorien 

über die traditionelle schwarz-weiß-rote Dekoration der Massenveranstaltungen bis zur 

tendenziell militaristischen Prägung von Neben- bzw. Vorfeldorganisationen wie der 

„Reichsfront“ und „Reichsjugend“459. In der Summe gerierte sich die SRP damit gezielt 

zur Sammelstelle und Anwältin der Anhänger des NS-Regimes und distanzierte sich 

darüber gleichzeitig von den gemäßigteren, deutschnationalen Mitbewerbern. Vor allem 

gegenüber den so genannten „alten Kämpfern“ machte man sich mit diesem mindestens 

genauso authentischen wie stringenten, im Kern strikt systemoppositionellen Kurs 

attraktiv: Während sich diese spezielle Personengruppe in der Bundesrepublik seinerzeit 

allenthalben am Pranger sah und politisch weithin außen vor war, erwies sich deren 

problematische Vorgeschichte innerhalb der SRP mitnichten als Makel, schien vielmehr 

„durchaus nützlich und das eigentliche Bindeglied des Parteiapparates“460 zu sein.  

Folglich bestanden die Führungskader hauptsächlich aus alten Funktionären der NSDAP, 

die bereits dem Scheitern der Weimarer Republik beigewohnt oder vereinzelt vielleicht 

auch dazu beigetragen hatten, wohingegen in den hinteren Reihen die „Frontgeneration“ 

dominierte, deren jüngere Vertreter beinahe ausschließlich im „Dritten Reich“ 

aufgewachsen waren und „die neue Umgebung offensichtlich als anormal“461 ansahen. 

Diese sonderbare Personalkonstellation, die sich nebenbei im auffallend niedrigen 

Durchschnittsalter manifestierte462, und die durch und durch antidemokratischen 

Vorstellungen und Konzepte der Protagonisten deckten sich außerdem mit den autoritären, 

am Subordinationsprinzip orientierten Strukturen463; denn sowohl die innerparteiliche 

                                                 
458 SRP: Aktionsprogramm, S. 489. 
459 Während die „Reichsjugend“ versuchte, den Nachwuchs mit ideologischen Schulungen und 
paramilitärischen Übungen nach dem Modell der „Hitlerjugend“ (HJ) auf die spätere Mitwirkung im Rahmen 
der SRP vorzubereiten, stand die „Reichsfront“ als deren politischer Kampfverband von Haus aus in der 
Nachfolge der Schlägertrupps der nationalsozialistischen „Sturmabteilung“ (SA). Die Wirkung dieser 
Verbände blieb allerdings bis zum Verbot 1952 äußerst beschränkt. Vgl. Hansen, Henning: Die Sozialistische 
Reichspartei (SRP). Aufstieg und Scheitern einer rechtsextremen Partei. Düsseldorf, 2007, S. 88-97. 
460 Hoffmann: NPD, S. 44. 
461 A.a.O., S. 43/44. 
462 Das Durchschnittsalter der SRP belief sich auf bemerkenswert niedrige 20 bis 40 Jahre – und bewegte 
sich damit auffallend unter dem der anderen Parteien. Vgl. Flemming: NPD-Verbotsverfahren, S. 30. 
463 Vgl. ebd. 
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Willensbildung als auch die Verteilung der jeweiligen Kompetenzen verlief – ausgehend 

vom Vorsitzenden Dorls – stets von oben nach unten, was die mit Kommandos und 

Direktiven vertraute Klientel der SRP anscheinend jedoch nicht zu verschrecken 

vermochte.  

Reger Zulauf ließ sich insofern vornehmlich in den ländlicheren Regionen 

Norddeutschlands verzeichnen, insbesondere in Niedersachsen, woher sich wohl zwei 

Drittel der rund 10.000 Mitglieder rekrutierten464. Wenngleich die Partei dort anlässlich der 

Landtagswahlen 1951 mit einem Anteil von elf Prozent der Stimmen und 16 Sitzen 

erstmals zu Lasten des Bürgerblocks in ein Parlament einzuziehen vermochte465, war man 

danach nur ein einziges Mal – einige Monate später in Bremen mit 7,7 Prozent und acht 

Mandaten – in der Lage, einen solchen Achtungserfolg wenigstens im Ansatz zu 

wiederholen. Denn außerhalb dieser Stammgebiete, in denen häufig auch die NSDAP 

schon stark abgeschnitten hatte, schien der SRP schlichtweg der organisatorische Sockel 

und damit die soziale Verwurzelung abzugehen, worauf nicht zuletzt die sichtlich 

schwächeren Bilanzen zwischen 1950 und 1952 in Nordrhein-Westfalen (0,2 Prozent), 

Schleswig-Holstein (1,6) und Baden-Württemberg (2,4) hindeuteten466. Indessen waren die 

vereinzelten Bemühungen um Bündnisse, um die relativ schmale Basis zu verbreitern und 

die Isolation im rechtsextremistischen Spektrum zu durchbrechen, durchweg zum 

Scheitern verurteilt467.  

Die Bundesregierung betrachtete die SRP nichtsdestotrotz als akute Bedrohung für die 

Demokratie und beantragte daher am 19. November 1951 beim Bundesverfassungsgericht 

deren Verbot. Im Zuge dessen ging es den Verantwortlichen wahrscheinlich nicht allein 

um die Schaffung eines Präzedenzfalls, der eine Grenze zwischen der 

Verfassungsfeindlichkeit und der Verfassungswidrigkeit extremistischer Gruppierungen 

definierte, sondern gleichzeitig um ein Zeichen der Verlässlichkeit gegenüber den – 

eingedenk der aufsehenerregenden Wahlerfolge einer derartigen Partei – irritierten 

ausländischen Verbündeten. Nach monatelanger Auswertung sichergestellter Akten und 

Dokumente monierte der Erste Senat in seiner Entscheidung deshalb schließlich den durch 

und durch antidemokratischen Einschlag der SRP und argumentierte nachdrücklich mit 

deren auffälliger Nähe zur NSDAP468:  

                                                 
464 Vgl. Hoffmann: NPD, S. 44. 
465 Vgl. Stöss: Extreme Rechte in der BRD, S. 104. 
466 Vgl. Backes/Moreau: Extreme Rechte, S. 17. 
467 Vgl. Hansen: SRP, S. 193-202. 
468 Speziell das systematische Werben der SRP um ehemalige NSDAP-Mitglieder, die sich selbst bzw. „der 
Sache“ nach wie vor treu zu sein schienen, belegten die Verfassungsrichter mit vielen, teilweise ebenso 
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„Mag auch der SRP die Übereinstimmung mit den Zielen und Methoden der NSDAP nicht in allen 
Einzelheiten nachzuweisen sein, so gebietet doch der auch im Bereich des Politischen gültige Schluß von der 
Form auf den Inhalt die Folgerung: eine Partei, die einer eindeutig verfassungswidrigen politischen 
Bewegung der Vergangenheit in ihrer Vorstellungswelt und in allen wesentlichen Formen der Äußerung 
wesensverwandt ist, wird auch, sofern sie weiterwirken kann, die gleichen oder doch gleichartige Inhalte zu 
verwirklichen suchen.“469  
 

Gerade die den demokratischen Grundsätzen des Art. 21 Abs. 1 GG widersprechenden 

inneren Organisationsstrukturen werteten die Verfassungsrichter demnach als konkretes 

Abbild dessen, „was der SRP als System einer von ihr erstrebten künftigen staatlichen 

Ordnung vor Augen steht“470. Unterdessen schien die von der Parteiführung schon am 12. 

September 1952 im Alleingang vollzogene Selbstauflösung, die das ausstehende Urteil 

vorwegnehmen sollte, diese Auffassung nur weiter zu verfestigen und war deswegen nicht 

zu akzeptieren. Das Bundesverfassungsgericht ordnete darum am 23. Oktober 1952 

offiziell die Liquidation der SRP in Verbindung mit dem Verbot der Bildung von 

Nachfolgeorganisationen, die Beschlagnahmung von Vermögen und Besitzständen und die 

Streichung aller Bundestags- und Landtagsmandate an471.  

Die Schwerter der streitbaren Demokratie hatten sich somit als ausreichend scharf und 

solide herausgestellt, um selbige hinreichend vor allen Feinden und Fährnissen zu 

schützen. Die immense Signalwirkung des spektakulären Verfahrensausgangs stärkte 

zusätzlich zur inneren Stabilität des jungen westdeutschen Staats zuvörderst dessen 

Ansehen und Vertrauensbasis im Ausland. War der organisierte Rechtsextremismus mit 

diesem Richterspruch auch nicht aus der Welt, mussten dessen Repräsentanten den davon 

ausgelösten Veränderungen der Rahmenbedingungen dennoch tunlichst Rechnung tragen. 

Davon, dass direkte Nachfolger der NSDAP, die nach außen auch als solche auftraten, von 

nun an praktisch nicht mehr denkbar waren, profitierten vorwiegend die vergleichsweise 

moderaten Tendenzen der deutschnationalen Traditionslinie. Das Gros der Gefolgschaft 

drohte vorher allerdings anderweitig verlorenzugehen: Während diverse Protagonisten der 

SRP vergeblich versuchten, unter anderem die Deutsche Gemeinschaft (DG)472 zu 

unterwandern und sich später dann der DRP annäherten, schloss sich die Basis der 

verbotenen Partei zu weiten Teilen dem Bürgerblock an, der dieses Potential 

                                                                                                                                                         
erschreckenden wie eindeutigen Stellen. Vgl. Bundesverfassungsgericht: Urteil des Ersten Senats vom 23. 
Oktober 1952, 1 BvB V51. http://www.im.nrw.de/sch/doks/vs/srpverbot.pdf (abgerufen am 25.7.09). 
469 Ebd. 
470 Ebd. 
471 Wiewohl die Partei selbst nie zu Bundestagswahlen angetreten war, saßen mit dem Vorsitzenden Dorls 
sowie Fritz Rößler zwei Funktionäre der SRP im Bonner Parlament, die 1949 über die Liste der DKP-DRP 
dorthin gelangt waren. 
472 Siehe Kapitel 5.1.3. 
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sukzessive in die Gesellschaft Bundesrepublik integrierte. „Wer unbelehrbar an der alten 

Gesinnung festhielt oder den Weg opportunistischer Anpassung zu gehen scheute, fand 

sich bald stigmatisiert und in das politische Abseits gedrängt wieder“473, soviel stand 

seinerzeit schnell fest. 

 

5.1.3. Deutsche Gemeinschaft (DG) 

Die DG steht exemplarisch für einen frühen Versuch im deutschen Rechtsextremismus, 

sich von der Vergangenheit freizumachen und eine neue, eigene Richtung einzuschlagen, 

um den spezifischen Verhältnissen der Nachkriegszeit entsprechende Wege zwischen 

Weimarer Republik und „Drittem Reich“ zu finden. Am 4. Dezember 1949 durch August 

Haußleiter gegründet und von dem vormaligen stellvertretenden Vorsitzenden der CSU 

seither sowohl geleitet als auch dominiert, durchlebte diese in Süddeutschland ansässige, 

kleinbürgerlich geprägte Splittergruppe diverse kleinere und größere Debakel inklusive 

anschließender inhaltlicher Schwerpunktverlagerungen474. Im Kern strebte die DG 

dennoch stets an erster Stelle nach der „Wiederherstellung eines von Ost und West 

unabhängigen Deutschland[s] auf der Grundlage einer von Kapitalismus und 

Kommunismus verschiedenen Wirtschafts- und Sozialordnung“475. Zum Teil an 

ideologische Traditionen der Konservativen Revolution anknüpfend nahmen die 

Vordenker allerdings an, dass die Realisierung derartiger Vorstellungen und der damit 

verbundene Neubeginn grundsätzlich „nur gegen alle bestehenden politischen Kräfte und 

Weltanschauungen“476 zu bekommen waren. Neben den demokratischen „Altparteien“, die 

Volksgemeinschaft vermeintlich spaltenden Interessengruppen sowie den 

„imperialistischen“ Siegermächten, die aus dieser Sicht allesamt das Wiedererstarken und 

die -vereinigung der Nation verhinderten, ging die Agitation darum anfangs auch gegen die 

als „Reaktionäre“ diffamierten Rivalen DRP und SRP477.  

                                                 
473 Backes/Jesse: Vergleichende Extremismusforschung, S. 288/289. 
474 Vgl. Stöss, Richard: Die Deutsche Gemeinschaft. In: Ders. (Hrsg.): Parteien-Handbuch. Die Parteien der 
Bundesrepublik Deutschland 1945-1980. Band I: AUD bis EFP. Opladen, 1983, S. 877-900, S. 895/896. 
475 A.a.O., S. 883. 
476 Ebd. (Hervorhebung wie im Original). 
477 Anschaulich wurde diese Haltung in einer Aussage Haußleiters, der 1952 im „DG-Informationsdienst“ 
(Nr. 14) erklärte: „Wie immer man sonst über den Nationalsozialismus denken mag, eines steht fest, er war 
Ausdruck und Etappe einer soziologischen Entwicklung, eines evolutionären und revolutionären 
gesellschaftlichen Prozesses. Er hat die Fragen nicht beantwortet, die unserem Jahrhundert gestellt sind, aber 
er hat – in einer ungeheueren Krise – diese Fragen sichtbar gemacht (…). Wir können nicht zu Weimar 
zurück und wir können nicht zur NSDAP zurück, sondern wir haben die neuen Aufgaben zu erkennen, die 
uns gestellt sind. Die NSDAP war die grelle Antithese zu Weimar. Nun aber ist die Stunde reif für neue, 
echte Synthesen. Wer unverbesserlich an Weimar festhält, wirkt genau so verderblich, wie derjenige, der 
unverbesserlich an der NSDAP, ihrer äußeren Form, an ihren Fehlern festhält. Beides sind Reaktionäre im 
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Mit dem elitären Selbstverständnis der einzig wahren Opposition, das sich dahinter 

verbarg, manövrierte man sich derweil systematisch in die politische Isolation. Erfolge 

waren nur anfangs zu verzeichnen, als sich die Partei mehrheitlich auf Vertriebenen- und 

Geschädigtengruppen zu stützen vermochte, die mit der „Kriegsgeneration“ den Kern der 

„Deutschen Erneuerungsbewegung“ ausmachen sollten478. Besonders lange ließ sich die 

schmale und alles andere als homogene Basis allerdings nicht halten. Die Entente mit dem 

zum Bürgerblock neigenden Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE), die 

1950 aus den Landtagswahlen in Bayern und dem damaligen Württemberg-Baden 

immerhin mit 26 bzw. 16 Sitzen hervorgegangen war, brach aufgrund schwerwiegender 

Differenzen schon bald auseinander479. Die DG verlor das Vertriebenenpotential 

sukzessive an den abtrünnigen Verbündeten sowie an die Union – und demzufolge in den 

Jahren danach auch sämtliche Mandate.   

Die DG änderte daraufhin die Strategie, visierte nun verstärkt auch außerhalb der 

Stammgebiete die Sammlung aller „nationalen“ Kräfte an – und riskierte dadurch die 

direkte Konfrontation mit der rechtsextremistischen Konkurrenz von Seiten der DRP und 

SRP, die vergleichbare Konzepte verfolgten. Das Verhältnis zu diesen vornehmlich in 

Norddeutschland verwurzelten Nebenbuhlern gestaltete sich gleichwohl sehr 

gegensätzlich: Stand der Vorstand der DRP sowohl aus programmatischen als auch 

persönlichen Motiven stets ablehnend gegenüber480, hatte man sich der ins Visier der 

streitbaren Demokratie geratenen SRP hingegen nicht ganz uneigennützig als 

Nachfolgeorganisation angeboten481. Schlussendlich ging dieser Plan aber nicht auf, da die 

Partei anstelle der erhofften Stärkung der Strukturen mit dem Verbot der eigenen Verbände 

in Hessen, Niedersachsen sowie Teilen von Rheinland-Pfalz 1953 gewissermaßen ein 

ähnliches Schicksal ereilte wie wenige Monate davor den NSDAP-Nachfolger.  

Obwohl jener Rückschlag das sowieso schon ausgedünnte Organisationsgerüst der DG 

weiter schwächen musste482, schlug man mit Blick auf die anstehende Bundestagswahl alle 

Vereinigungsofferten der DRP aus – mit dem Resultat, dass diese sich jetzt selbst in 

südlicher Richtung ausbreitete und sich die Verhältnisse damit aufklarten: Während die 

DG 1953 mit dem kurzfristig anberaumten, deutlich kleineren Wahlbündnis des 

                                                                                                                                                         
tiefsten Sinn des Wortes.“ Zitiert nach Stöss, Richard: Die „neue Rechte“ in der Bundesrepublik. 
http://www.extremismus.com/texte/neuerechte.htm (abgerufen am 8.8.09). 
478 Vgl. Ders.: DG, S. 883. 
479 Vgl. a.a.O., S. 887/888. 
480 Vgl. a.a.O., S. 896. 
481 Vgl. a.a.O., S. 888. 
482 Zu den Strukturen der DG liegen lediglich Schätzungen vor: Demnach soll die anfängliche 
Mitgliederbasis von 14.000 anno 1951 innerhalb von nur zwei Jahren auf ganze 500 geschrumpft sein; in den 
60er Jahren steigerte man sich dann wohl wieder auf 2.000. Vgl. a.a.O., S. 893. 
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Dachverbands der Nationalen Sammlung (DNS) nur auf 0,3 Prozent der Stimmen kam483, 

avancierte die DRP mit dem Pyrrhussieg von 1,1 Prozent zur stärksten Partei des von dem 

kontraproduktiven Wettstreit augenscheinlich ausgezehrten „nationalen“ Spektrums. 

Strahlender Sieger war dagegen der Bürgerblock, dessen Basis wiederum wuchs.  

Die DG reagierte abermals ohne Verzug, wandte sich vom offenkundig rückläufigen 

rechtsextremistischen Wählerpotential ab und warb von nun an vermehrt um den 

Mittelstand484. Wenngleich sich die vorausgeschickte Annahme, die kleinen bürgerlichen 

Parteien könnten in Anbetracht der steigenden Dominanz von CDU und CSU dauerhaft an 

Anziehungskraft verlieren, bald bestätigen sollte, vermochte man sich deren vermeintlich 

verdrossener Anhängerschaft dennoch kaum anzudienen. Sofern Protestwähler aus dieser 

Richtung ausnahmsweise zum Rechtsextremismus neigten, dann in der Regel zur DRP, 

deren altbewährte Positionen – wie die antikommunistische Grundhaltung, das Recht auf 

Privateigentum und das Leitmotiv vom starken Staat als Garant des Ganzen – sich mit den 

Lebens- und Sicherheitsinteressen der Leute vermutlich mehr deckten als die 

vergleichsweise abstrakten Vorstellungen der DG485.  

Diese distanzierte sich außerdem ab den 60er Jahren Schritt für Schritt von vielen 

anfänglichen Standpunkten. Etwa schüttelte die Partei die autoritären Staatsvorstellungen 

ab und engagierte sich stattdessen für die kontinuierliche Stärkung der 

Partizipationsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene; dazu nutzte man das Einsetzen der 

internationalen Entspannung zur Interpretation im Sinne des eigenen Neutralitätskonzepts 

und erschien nun als „Gesamtdeutsche Unabhängigkeitsbewegung“486. Allein die nötigen 

Erfolgserlebnisse blieben ungeachtet jener beharrlichen Bemühungen um eine neue Basis 

weiterhin aus, 1965 beteiligte sich die DG deshalb an einer breiteren Sammlungsinitiative 

und ging in der im Ergebnis jedoch genauso einflusslosen Aktionsgemeinschaft 

Unabhängiger Deutscher (AUD) auf.  

Wiewohl die DG zum Schluss also nicht viel mehr als eine vorparlamentarische „politische 

Sekte“487 darstellte, erwiesen sich einige programmatische Trends für die 

Weiterentwicklung des deutschen Rechtsextremismus im Nachhinein als durchaus 

einschneidend, spiegelten sich ab den 70er Jahren erst in den Schriften der aufkommenden 

„Neuen Rechten“488 wider und später zum Teil auch in der Neuausrichtung der NPD. Im 

                                                 
483 Vgl. Stöss: DG, S. 888/889. 
484 Vgl. a.a.O., S. 889/890. 
485 Vgl. a.a.O., S. 899. 
486 Vgl. a.a.O., S. 890. 
487 Backes/Jesse: Politischer Extremismus in der BRD. Band II, S. 56. 
488 Siehe Kapitel 6.2.4. 



5.1.4. Deutsche Reichspartei (DRP) 

 

 - 145 - 

Wesentlichen propagierte man schon damals nicht nur den neutralen, gänzlich auf sich 

allein gestellten deutschen Nationalstaat489, sondern sah dieses Konzept geradewegs „in 

Verbindung mit dem nationalrevolutionären Kampf der Völker der „Dritten Welt“ gegen 

die Kolonialstaaten“490. Aufgrund dieser Hervorhebung des Selbstbestimmungsrechts 

rückten rassistische und völkische Sichtweisen – wenigstens in der Außendarstellung – 

weithin in den Hintergrund:  

„Braune, Schwarze und Gelbe haben dem Kolonialsystem, dem Imperialismus, der Weltmachtbildung als 
solche den Kampf angesagt, sie besitzen den politischen Instinkt, der ihnen sagt, daß es letzten Endes gleich 
bleibt, ob die Welt unter Hammer und Sichel oder unter dem Sternenbanner geeint wird, weil es in jedem 
Falle eine Welt der Ungerechtigkeit, der Ausbeutung, der Unfreiheit sein wird (…). Die Deutschen sind 
offenbar bereit, nicht nur selbst Kolonialvolk zu bleiben, sondern auch noch dafür zu sterben, daß das 
Kolonialsystem von dieser und nicht von jener Gattung sei. Es gibt keinen schlagenderen Beweis für den 
Unsinn der Rassentheorie, die einst den Weißen als geborenen Herrn und den Farbigen als geborenen 
Sklaven stempeln wollte, als diese groteske Situation.“491  
 

Neben diesen antiimperialistischen Positionen stand allerdings auch das antikapitalistische 

Gedankengut der Partei im absoluten Gegensatz zum allgemeinen Geist der 

Nachkriegszeit. Mochte deren dicht mit dem Modell der Volksgemeinschaft verwobener 

„Sozialismus“ seinerzeit nach wie vor wenig konkret und im Prinzip mehr Schlagwort 

denn Programm sein, kritisierte man dennoch schon die Macht der weltmarktorientierten 

Monopole, verlangte stärkere staatliche Planung und Steuerung mitsamt 

Schutzmaßnahmen für den Mittelstand492. Verschiedene Aspekte – besonders die 

Verwestlichung, das Wirtschaftswunder und die schnelle Stabilisierung der jungen 

Demokratie – sorgten jedoch dafür, dass solche Ansichten für die breite Masse schlichtweg 

nicht mehrheitsfähig waren. Abgesehen davon verstand sich die DG einerseits stets als 

Avantgarde eines deutschen Neuanfangs, schien sich andererseits nach Niederlagen aber 

selbst nicht mehr zu vertrauen und verlor sich in einem strategischen wie ideologischen 

Schlingerkurs, der Anhängern und Wählern auf Dauer schwerlich vermittelbar wirkte – das 

Scheitern war deswegen schon vorprogrammiert. 

 

5.1.4. Deutsche Reichspartei (DRP) 

Die DRP, die am 21. Januar 1950 aus der hastigen Fusion des niedersächsischen DKP-

DRP-Landesverbands mit der hessischen NDP hervorgegangen war493, stellt einen 

weiteren wenig erfolgreichen Vorstoß dar, das – im weitesten Sinne – „nationale“ 

Spektrum im Deutschland der Nachkriegszeit zu einer einheitlichen Sammlungsbewegung 

                                                 
489 Vgl. Stöss: DG, S. 883/884. 
490 Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 35. 
491 „DG-Informationsdienst“ von 1954 (Nr. 8), zitiert nach Stöss: „Neue Rechte“ in der BRD. 
492 Vgl. Ders.: DG, S. 885. 
493 Siehe Kapitel 5.1.1. 
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zu einen. Mithin sah sich die vom Mittelstand dominierte Partei, deren Stammgebiete in 

den ländlichen Regionen Norddeutschlands – insbesondere Niedersachsens – lagen, von 

vornherein in der Rolle des Vermittlers494, der sich zur Verbreiterung seiner schmalen 

Basis sowohl um Bündnisse mit den diversen deutschnationalen und völkisch-

nationalsozialistischen Splittergruppen als auch mit den nationalkonservativen Vertretern 

des Bürgerblocks mühen musste495. Das zwangsläufige Resultat dieser immanenten 

„Ausbreitungsabsichten in zwei verschiedene Richtungen“496 war der akute Mangel an 

inhaltlichem Profil, nachdem man zugunsten möglicher Vereinigungspartner auf 

programmatische Verbindlichkeiten meist zu verzichten und demgegenüber den 

vermeintlich direkteren Weg der Integration über Personen vorzuziehen pflegte497:  

„Wir haben in Deutschland nicht zu wenig Programme, sondern zu viele. Gerade diese Vielzahl hat den Wert 
jedes Programms gemindert. Unser Volk braucht keine Programme, sondern Männer. Männer, deren Name 
bereits ein Programm ist, Männer mit klarer Marschrichtung.“498 

  
Auf viel mehr denn grobe Richtlinien wie die stets zur „nationalen Frage“ stilisierte 

Forderung nach der Wiederherstellung des Deutschen Reiches, den damit verbundenen 

Widerstand gegen die Aufarbeitung der Vergangenheit und die Reeducation, den Kampf 

gegen die neue Ordnung und den unvermeidlichen Antikommunismus wollte sich die DRP 

daher nicht versteifen499 – und wahrte sich somit den nötigen Spielraum, um Anhänger 

verschiedenster Strömungen und Konzeptionen für sich zu gewinnen. In der Praxis kam 

das spezifische, durch und durch kooperationsorientierte Politikverständnis, das sich 

dahinter verbarg, nicht nur in der im Vergleich zur SRP weitaus weniger scharfen 

Propaganda und Agitation, sondern daneben in starken Tendenzen zur Akzentuierung der 

Tagespolitik zum Ausdruck. „Ständig auf der Suche nach der zeitgemäßen, rechtsextremen 

Nische im Parteiensystem“500, verstrickte man sich allerdings nicht selten in 

augenscheinliche Widersprüche501.  

Ausgehend von dieser strategisch intendierten ideologischen Verschwommenheit schlug 

die anhaltende Debatte über außenpolitische Standpunkte alsbald in prinzipielle 

Diskussionen über die Ausrichtung der DRP um, weil neutralistische und prowestliche 

                                                 
494 Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 35. 
495 Zu den Mitgliedszahlen der DRP liegen lediglich Schätzwerte vor; wenngleich sich die Partei demnach 
zwischen 1953 und 1964 zunächst von 1.000 auf 4.500 Personen vergrößert hatte, dürfte man diese nach wie 
vor ziemlich niedrige Marke letztlich wohl nie übertroffen haben. Vgl. Schmollinger, Horst W.: Die 
Deutsche Reichspartei. In: Stöss, Richard (Hrsg.): Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesrepublik 
Deutschland 1945-1980. Band I: AUD bis EFP. Opladen, 1983, S. 1112-1191, S. 1181. 
496 A.a.O., S. 1114. 
497 Vgl. a.a.O., S. 1184/1185. 
498 „Das Ziel“ von 1953 (Nr. 8), zitiert nach a.a.O., S. 1118. 
499 Vgl. a.a.O., S. 1119. 
500 A.a.O., S. 1118. 
501 Vgl. a.a.O., S. 1127. 
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Ideen damals mit diametralen innenpolitischen Vorstellungen verknüpft waren, von denen 

auch das weitere Vorgehen im Streben nach neuen Allianzen abhing: Während sich die 

Verfechter eines eigenständigen, von den Supermächten USA und Sowjetunion vollauf 

unabhängigen Deutschlands an erster Stelle einen Schulterschluss mit den vielen ähnlich 

denkenden rechtsextremistischen Splittergruppen erhofften, richteten die Befürworter eines 

„Europas der Vaterländer“ den Blick dagegen vornehmlich auf den Bürgerblock502. Der 

innerparteiliche Wettstreit dieser Ansätze, in dem die weite Spanne divergierender 

Spielarten durchschimmerte, nahm mit den Jahren verschiedene Wendungen, wobei 

Abspaltungen manchmal nicht zu vermeiden waren. Der Weg der DRP, der dem hehren 

Selbstverständnis nach als an den Endpunkten der Einigung des „nationalen“ Spektrums 

und dessen direkter Einflussnahme auf die Geschicke des Staates fixierte Gerade zu 

verlaufen hatte, fiel dementsprechend wechselhaft und verschlungen aus. 

Zumal die Bemühungen um Bündnisse lange Zeit ins Leere liefen. Immerhin schmetterte 

die Anfang der 50er Jahre in Süddeutschland vorherrschende DG, mit der man sich die 

Anhängerschaft der verbotenen SRP aufzuteilen versuchte, sämtliche Verhandlungs- und 

Vereinigungsangebote ab und verlor sich stattdessen weiterhin in aussichtslosen 

Alleingängen503. Bis zur Bundestagswahl 1953 setzten also beide Seiten auf Konfrontation, 

breiteten sich in die Stammgebiete des jeweiligen Kontrahenten aus und stritten um die 

selben Stimmen, jedoch verkennend, dass weite Teile der sozialen Basis seinerzeit schon 

im Begriff waren, sich dem Bürgerblock anzuschließen. Wiewohl die DRP den Rivalen 

dennoch – ungeachtet der im Raum stehenden Verbotsdrohung504 – mit 1,1 Prozent um 

mehr als das Dreifache übertraf und nicht nur als klarer Sieger dieses in der Summe 

sicherlich kontraproduktiven Duells, sondern darüber hinaus auch als hegemoniale 

Gruppierung des organisierten Rechtsextremismus in Deutschland hervorging, handelte es 

sich dabei offenkundig um ein Phänomen von schwindendem Gewicht.  

Man stagnierte danach jedenfalls jahrelang auf niedrigem Niveau; selbst das „Schlucken“ 

diverser Splittergruppierungen vermochte die Partei in jener Phase nicht weiter 

voranzubringen, nachdem mit solchen Verschmelzungen meist sowieso mehr die 

Spitzengremien und weniger die Mitgliedszahlen wuchsen505. Das nicht unumstrittene und 

seitens der neutralistischen Fraktion sogar explizit verschmähte Vorhaben des Vorstands, 

                                                 
502 Vgl. Schmollinger: DRP, S. 1132/1133. 
503 Siehe Kapitel 5.1.3. 
504 Die Bundesregierung hatte erst im September 1953, also im direkten Vorfeld der Bundestagswahl, die 
Beantragung eines Verbotsverfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht angekündigt, dieses Vorhaben 
danach aber – wohl auch mit Blick auf den marginalen Stimmenanteil der DRP – nicht weiter verfolgt.  
505 Vgl. Schmollinger: DRP, S. 1156-1159. 
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sich mit der FDP sowie dem Gesamtdeutschen Block/Bund der Heimatvertriebenen und 

Entrechteten (GB/BHE) zu verbünden und dadurch eine neue „Dritte Kraft“ neben den 

Volksparteien zu etablieren506, scheiterte ebenfalls. So stand die DRP ab 1958 auf völlig 

verlorenem Posten, denn während im rechtsextremistischen Spektrum keine geeigneten 

Partner verblieben waren, gingen die kleinen bürgerlichen Parteien, die sich schon bald zur 

Gesamtdeutschen Partei (GDP) vereinigen sollten, ganz bewusst auf Distanz. Spätestens 

mit der antisemitischen Schmierwelle von 1959/60507, die die Öffentlichkeit der 

„nationalen“ Opposition – vorneweg der DRP – anlastete, schien selbige aus deren Sicht 

sowieso nicht mehr salonfähig.  

Die Situation entspannte sich erst einige Jahre später. Nachdem sich parteiintern die 

prowestliche, die Entwicklung zur „nationalen“ Einheitspartei postulierende Strömung um 

Adolf von Thadden durchgesetzt hatte, sorgten ab 1963 das Ausbleiben sämtlichen 

Erfolgs508 und am Ende auch das Scheitern des GDP-Projekts dafür, dass das Thema 

„Dritte Kraft“ wieder auf der Agenda stand. Die DRP begann deshalb mit der Bildung 

breiter Arbeitsgemeinschaften und Wahlbündnisse, die vorwiegend auf Länderebene 

agierten und vereinzelte Achtungserfolge verbuchen konnten; zum Beispiel kandidierte die 

Partei am 29. September 1963 in Bremen zusammen mit den nationalkonservativen Resten 

des GB/BHE auf der Liste der wiedergegründeten DP, die insgesamt auf 5,2 Prozent kam 

und infolgedessen vier Abgeordnete ins Parlament schicken durfte. Ab Januar 1964 

intensivierten die Verantwortlichen dann die Vorbereitungen zur Gründung der 

„Nationaldemokratischen Union“509, nahmen offiziell Verhandlungen und Gespräche mit 

allen relevanten Gruppierungen auf und richteten sich im Vorfeld insbesondere auch an im 

rechtsextremistischen Spektrum anerkannte Persönlichkeiten ohne Parteibindung, die dem 

Unterfangen zur nötigen Anziehungskraft verhelfen sollten. 

                                                 
506 Als ersten Schritt auf dem Weg zu einer solchen Einigung strebte man Ende 1957 eine Hospitanz der 
sechs niedersächsischen DRP-Landtagsabgeordneten in der FDP-GB/BHE-Gemeinschaftsfraktion an; diese 
Allianz währte aber nur wenige Monate. Nach der Kündigung des Bündnisses durch die beiden bürgerlichen 
Partner Mitte 1958 kamen zunächst keine weiteren Kooperationen dieser Parteien mehr zustande. Vgl. 
Schmollinger: DRP, S. 1160-1165. 
507 Nach der Schändung der Kölner Synagoge in der Nacht vom 24./25. Dezember 1959, an der auch zwei 
Mitglieder der lokalen DRP mitgewirkt hatten, schloss diese die Delinquenten sofort aus und löste den 
dortigen Kreisverband auf, um der aufkommenden Verbotsdiskussion den Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Dennoch wurde der Vorfall zum Skandal, der zwar einerseits zahllose Nachahmungsfälle nach sich ziehen, 
andererseits aber auch die allgemeine Sensibilität für antisemitische Stimmungen nachhaltig steigern sollte. 
508 Der letzte zählbare Erfolg lag seinerzeit schon Jahre zurück: Nachdem die DRP zum Gründungszeitpunkt 
immerhin über eine eigene Gruppe im Bundestag verfügt hatte, deren Mitglieder 1949 über die Liste der 
ehemaligen DKP-DRP nach Bonn gelangt waren, und die Partei in Niedersachsen sowohl 1951 als auch 1955 
einige Vertreter ins Landesparlament schicken durfte, sprang später – ungeachtet durchgängiger 
Wahlteilnahmen – nur noch 1959 in Rheinland-Pfalz ein einziges weiteres Mandat heraus. Vgl. a.a.O., S. 
1174-1179. 
509 Dieser Projektname sollte vermutlich sowohl die vermeintlich demokratischen Prinzipien als auch den 
Sammlungscharakter der angestrebten neuen Partei akzentuieren. Vgl. Hoffmann: NPD, S. 58. 
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Die Konsequenz dieser Sammlungsinitiative war die Konstituierung der NPD, in der am 

28. November des selben Jahres mehr als 80 Splittergruppierungen aufgingen510. Die DRP 

blieb nebenher dennoch bis zum 4. Dezember 1965 bestehen und löste sich dann auf511. 

Wenngleich selbige der neuen Formation das strukturelle Fundament zur Verfügung stellte 

und darüber die Führungsriegen und Schlüsselpositionen dominierte512, drängten deren 

Vertreter damals nicht in den Vordergrund. Denn die Nationaldemokraten sollten nach 

außen mehr sein als nur die direkte Nachfolgeorganisation der DRP. In der Anfangsphase 

mühte man sich daher um ein möglichst moderates und seriöses Auftreten, schlug meist 

vergleichsweise maßvolle Töne an und setzte mit dem mittelständischen Unternehmer 

Friedrich Thielen ein Aushängeschild des nationalkonservativen Flügels als ersten 

Vorsitzenden ein. Der Erfolg ließ nicht allzu lange auf sich warten, im Eiltempo schaffte 

die NPD den Einzug in insgesamt sieben Länderparlamente und visierte zum Ende der 

60er Jahre schon den Bundestag an. Nachdem sich die DRP im politischen Spektrum der 

jungen Bundesrepublik aus heutiger Sicht als eine „relativ bedeutungslose 

Randerscheinung“513 präsentiert hatte, stand deren ambitioniertes Projekt einer 

„nationalen“ Einheitspartei schnell vor dem Durchbruch zur „vierten Partei“ – und schien 

dem ursprünglichen Endziel, dem Rechtsextremismus in Deutschland wieder eine ebenso 

homogene wie einflussreiche Stimme zu verleihen, damit näher, als es die Vorgängerin 

jemals war.  

 

5.2. Dauerprotagonisten des rechtsextremistischen Spektrums  

Mit dem kometenhaften Aufstieg der NPD, die nach der Serie von sieben 

Parlamentseinzügen vor dem Sprung zur „vierten Partei“ stand, deren verheerendem 

Scheitern und kontinuierlichem Niedergang zur Splittersekte schien der deutsche 

Nachkriegsrechtsextremismus seine Sternstunden Anfang der 70er Jahre schon hinter sich 

zu haben. Während sich manche Vordenker daraufhin in der notwendigen Beschäftigung 

mit moderneren Wegen und Perspektiven verloren, andere die altbekannte 

Vergangenheitsfixierung dagegen nach wie vor nicht ablegen mochten, stolperten die 

                                                 
510 Vgl. Schmollinger: DRP, S. 1170. 
511 Die Mehrheit der DRP-Mitglieder war bis dahin bereits der NPD beigetreten, nachdem deren Satzung 
Doppelmitgliedschaften anfangs bewusst nicht ausschloss. Vgl. Hoffmann: NPD, S. 79. 
512 Vor diesem Hintergrund verwandelte sich das DRP-Büro in Hannover in die NPD-Bundeszentrale, 
außerdem verfasste die Redaktion des alten „Reichsrufs“ von nun an das neue Parteiorgan „Deutsche 
Nachrichten“ (DN). Im ersten Vorstand der NPD nahmen DRP-Vertreter acht von 18 Plätzen ein. Ferner 
stand dem zum Vorsitzenden der Nationaldemokraten gewählten Friedrich Thielen mit dem DRP-Chef von 
Thadden ein gleichermaßen erfahrener wie durchsetzungsfähiger Stellvertreter und Geschäftsführer zur Seite. 
Vgl. a.a.O., S. 78. 
513 Schmollinger: DRP, S. 1112. 
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dazugehörigen Parteien, deren soziale Basis stetig schrumpfte, von Niederlage zu 

Niederlage. Anspruch und Wirklichkeit drifteten augenscheinlich auseinander. In dem 

Maße wie sich diese substanzielle Misere mit der Zeit befestigen und verselbständigen 

sollte, nahm auch die Zersplitterung wieder zu, so dass die nächsten lichten Momente 

sogar bis Mitte der darauffolgenden Dekade auf sich warten ließen, als mit den 

Republikanern sowie wenig später der DVU neugegründete Wahlplattformen aufkamen 

und dem darbenden Rechtsextremismus zu neuer Zugkraft verhalfen.  

Nach den Nationaldemokraten sind die REP damit aktuell sogar schon die älteste Partei 

des – im weitesten Sinne – „nationalen“ Spektrums in Deutschland. Gleichwohl gestaltete 

sich deren genaue Verortung zumeist nicht ganz einfach; immerhin schwankt diese 

Gruppierung aus ideologischer Sicht über weite Strecken zwischen einem relativ 

gemäßigten, nationalkonservativen Duktus und deutlich radikaleren, vor allem 

ausländerfeindlichen und wohlstandschauvinistischen Standpunkten – agiert also 

gewissermaßen in einer Grauzone. Unweigerlich erwies sich der ständige Widerstreit der 

verschiedenen Strömungen in den vergangenen 25 Jahren daher als absolut prägend für das 

Profil einer politischen Kraft, die anfangs keineswegs in klassisch rechtsextremistischen 

Kreisen wurzelte, vielmehr ein Produkt der Unzufriedenheit und des Protests enttäuschter 

Unionsanhänger darstellte und die drastischeren Positionen eigentlich erst allmählich für 

sich entdeckte. Der programmatische und strategische Wankelmut, der sich daraus 

ableitete und den man weiterhin pflegt, schlägt sich schlussendlich auch in den alles andere 

als stabilen Wahlergebnissen nieder, so dass das auffälligste Merkmal im anhaltenden 

Mangel an manifesten Konturen, Konsequenz und Konstanz zu sehen sein dürfte. 

Demgegenüber setzte die DVU von vornherein auf vergleichsweise klare Verhältnisse,  

klang schon in der symbolträchtigen Wahl des 18. Januars 1971 – des 100. Jahrestags der 

Reichsgründung – als Datum für den Start des Vorläufervereins, aus dem sich die spätere 

Partei konstituierte, die prinzipielle Rückwärtsgewandtheit dieser Sammlungsbewegung 

an, die dem Selbstanspruch nach sowohl um Rechtsextremisten als auch Personen aus der 

politischen Mitte warb. In der Praxis verschmolzen die vornehmlich deutschnationalen 

Programmpunkte jedoch immer wieder mit revisionistischen und rassistischen Passagen zu 

demaskierend dumpfer Propaganda. Von den Inhalten her wie auch hinsichtlich deren 

Präsentationsweise ließ sich diese seltsame Gruppierung, die über drei Dekaden hinweg 

zum Privatbesitz des Vorsitzenden Gerhard Frey zu zählen schien, deshalb lange zwischen 

der aggressiveren NPD und den moderateren Republikanern lokalisieren – aber der Reihe 

nach. 
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5.2.1. Die Republikaner (REP) 

Unmittelbarer Hintergrund der Parteigründung der Republikaner am 27. November 1983 

durch die CSU-Bundestagsabgeordneten Franz Handlos und Ekkehard Voigt sowie den 

Publizisten Franz Schönhuber war der stetig wachsende Unmut des konservativen Flügels 

innerhalb der Union. Nachdem schon der Regierungswechsel zum Jahresbeginn nicht die 

von der „schwarz-gelben“ Koalition versprochene „geistig-moralische Wende“, stattdessen 

die grundsätzliche Weiterführung des sozialliberalen Kurses gebracht hatte514, sorgte Franz 

Josef Strauß mit seiner strittigen Rolle hinsichtlich der Vermittlung von Krediten an die 

DDR abermals für verbreitetes Kopfschütteln. Besonders in Bayern – und damit in der 

CSU – mehrten sich die Stimmen, die im Vorgehen des Parteivorsitzenden einen 

eklatanten Verrat am eigenen, schlechterdings strikt antikommunistischen Programm sahen 

und dem amtierenden Ministerpräsidenten einen autokratischen Stil vorwarfen515.  

Ob dieser Vorgeschichte sah sich die neue Partei anfangs auch nicht als nächsten Vorstoß 

zur Sammlung der „nationalen“ Opposition516, sondern primär als notwendige Abspaltung 

von der wortbrüchigen Union und versuchte demzufolge, sich als „Anti-CSU-Partei“517 mit 

nationalkonservativem Anstrich zu positionieren. Im Gegensatz zur NPD, die 1964 auf den 

Grundmauern der alten DRP aufsetzen konnte518, hatten an der Schaffung der REP 

allerdings keine anderen Gruppierungen mit anknüpfungsfähigen Strukturen mitgewirkt, so 

dass der organisatorische Aufbau sehr schleppend anlief; Aufmerksamkeit und öffentliches 

Interesse sicherte seinerzeit allenfalls die Prominenz der drei Initiatoren – von 

Aufbruchstimmung keine Spur. In der Ausdehnung der Anhängerbasis und des Apparats 

bis auf weiteres auf Süddeutschland beschränkt, galt man daher bald als „bayerische Partei 

mit gesamtdeutschem Anspruch“519.  

Innerparteiliche Richtungsstreitigkeiten schienen dabei schon vorprogrammiert. Während 

dem Vorsitzenden Handlos sowie seinem Vize Voigt eine ebenso moderate wie 

konservative, von der CDU/CSU an und für sich kaum abweichende Hauptlinie 

vorschwebte, vertrat in Schönhuber der andere Stellvertreter wesentlich radikalere 

Standpunkte und wollte die Partei mittelfristig zu einem deutschen Pendant des in 

Frankreich erfolgreichen Front National (FN) entwickeln. Die Machtprobe, auf die man 

mit solch immanenten ideologischen und strategischen Widersprüchen zwangsläufig 

                                                 
514 Siehe Kapitel 3.6. 
515 Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 102/103. 
516 Vgl. Neubacher: NPD, DVU-Liste D, Die Republikaner, S. 46. 
517 Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 106. 
518 Siehe Kapitel 5.1.4. und 6.1.1. 
519 Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 106. 
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zusteuerte, sollte dann auch nicht sonderlich lange auf sich warten lassen: Im Mai 1985 

scheiterte Handlos mit dem Versuch, Schönhuber auszuschließen und kehrte den 

Republikanern daraufhin den Rücken zu, so dass sein Rivale auf dem Siegburger Parteitag 

im Monat darauf zu seinem direkten Nachfolger aufstieg, nachdem kurzzeitig auch Voigt 

ausgetreten war520.  

Programmatisch stellte die Partei schon damals die Weichen in Richtung 

Rechtsextremismus: Mit der Verabschiedung des „Siegburger Manifests“ nahmen die REP 

verstärkt nationalistische Sichtweisen, Revisionismus und autoritäre Staatsvorstellungen 

an521. Ferner stieg das Gewicht einschlägig erfahrener Funktionäre; so schwang sich mit 

Harald Neubauer ein ehemaliger NPD- und DVU-Aktivist zum Generalsekretär auf. 

Bereits zu den Landtagswahlen 1986 in Bayern schien sich der abrupte Strategiewechsel 

auszuzahlen522: Mit dem ersten überregionalen Wahlantritt überhaupt erreichte die Partei 

aus dem Stand drei Prozent der Stimmen und erhielt durch die Mittel aus der damit 

erreichten Wahlkampfkostenerstattung neuen Spielraum zur Stärkung der nach wie vor 

verbesserungswürdigen Strukturen. Flächendeckende Präsenz, speziell außerhalb des 

Freistaats, erwies sich in der Folge als absolut essentiell. Andernfalls, das signalisierte 

schon die durchweg schwache Ausbeute der darauffolgenden Antritte523, waren 

vergleichbare Achtungserfolge nicht zu wiederholen.  

Innerhalb des politischen Spektrums rückte man indessen immer weiter nach rechts. Mit 

dem neuen, vom Populismus eingefärbten Programm von 1987 erhielt der Nationalismus 

eine erkennbar volksgemeinschaftliche Note, der Wille und die Interessen des Individuums 

sollten demnach stets dem Wohl der Masse nachgeordnet sein524. Hingegen waren 

Menschen ausländischer Herkunft davon von vornherein ausgenommen, denn die 

Republikaner sprachen nun nicht mehr von den allgemeinen Menschenrechten, sondern 

ausdrücklich und ausschließlich von denen der Deutschen – verwandelten selbige also in 

von der Passzugehörigkeit abhängige Privilegien. Trotz jener Verschärfung des Tonfalls 

mühte sich der Vorstand in der Außendarstellung jedoch unvermindert um die konsequente 

                                                 
520 Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 109. 
521 Vgl. Neubacher: NPD, DVU-Liste D, Die Republikaner, S. 51. 
522 Die ersten Parlamentssitze hatte die neue Partei schon im Vorjahr erhalten: In der Bremer Bürgerschaft 
sowie der Bremerhavener Stadtversammlung waren bereits im März 1985 zwei bzw. sieben CDU-
Abgeordnete zu den REP übergetreten. Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 106. 
523 Bei den Landtagswahlen 1987 und 1988 kamen die Republikaner in Bremen (1,2) und Baden-
Württemberg (1,0) kaum über die Einprozentmarke und strandeten in Schleswig-Holstein (0,6) sogar deutlich 
darunter.  
524 Vgl. Neubacher, Bernd: Die Republikaner im baden-württembergischen Landtag – von einer 
rechtsextremen zu einer rechtsradikalen, etablierten Partei? Stuttgart, 2001, S. 65/66. 
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Abgrenzung von klassisch rechtsextremistischen Kräften, so dass offizielle Kooperationen 

mit der NPD oder DVU nicht zur Debatte standen.   

Mit dem auffälligen Wechselspiel von radikalen Positionen und relativ gemäßigter Praxis 

gelang dann gewissermaßen aus dem Nichts der Durchbruch: Bei den Wahlen zum 

Berliner Abgeordnetenhaus Anfang 1989 erzielte die dort erstmals angetretene Partei, die 

im Vorfeld mit äußerst umstrittenen, an gängige Vorurteile und Überfremdungsängste 

appellierenden Werbespots für Wirbel gesorgt hatte525, auf Anhieb einen Anteil von 7,5 

Prozent und entsandte daraufhin elf Abgeordnete ins Parlament. Trotzdem dürfte dieser 

Triumph neben der gesteigerten medialen Aufmerksamkeit sicherlich auch den Sanktionen 

der Alliierten gegen den ansässigen NPD-Verband geschuldet gewesen sein526, die dafür 

sorgten, dass die so genannte „Schönhuber-Partei“ das „nationale“ Spektrum an der Spree 

ganz alleine zu vertreten vermochte – und das unter dem Strich ausgesprochen 

gewinnbringend. Über Nacht war man von der an und für sich marginalen, weil weiterhin 

vorwiegend regional verwurzelten Kleinpartei zur deutschlandweit relevanten Kraft 

aufgestiegen. 

Diese Entwicklung schien sich schon bald auf anderer Ebene zu bestätigen. So errangen 

die REP bei den Europawahlen im Juni desselben Jahres mit aggressiven Slogans wie „Ja 

zu Europa – nein zu dieser EG“ 7,1 Prozent der Stimmen (sechs Mandate) und überwanden 

damit als erste Partei rechts von der Union bundesweit die Sperrklausel. Mit am stärksten 

schnitt die „Schönhuber-Partei“, die sich auch gegen die von der NPD unterstützte DVU 

(1,6 Prozent) durchsetzte, bei den Protestwählern ab – vor allem bei den unzufriedenen 

Sympathisanten von CDU und CSU, die im Vergleich zu 1984 mehr als acht Prozent 

verloren (von 46,0 auf 37,8), besonders in Süddeutschland. Die Erfolge von 1989 

steigerten jedoch nicht nur den Bekanntheitsgrad der nach wie vor jungen Kraft, sondern 

schlugen sich auch nachhaltig in deren Kassen nieder und dadurch am Ende an der 

Basis527. Während sich die Mitgliedszahlen in etwa verdreifachten528, ermöglichten die 

stattlichen Einnahmen aus der Wahlkampfkostenerstattung nämlich den wichtigen Auf- 

                                                 
525 In einem Werbefilm etwa waren Migranten in einem verfallenen Stadtviertel zu sehen, während die 
Titelmelodie des Westerns „Spiel mir das Lied vom Tod“ und der Text „Überfremdung, 
Wirtschaftsasylanten, Chaoten, Rauschgiftsüchtige und die unsägliche Teilung der Stadt sind Auswüchse der 
bisher geleisteten Politik“ erklangen. Vgl. Thomczyk, Stephan: Der dritte politische Etablierungsversuch der 
Republikaner nach 1994. Konstanz, 2001, S. 44/45. 
526 Bis zur Wiedervereinigung waren dem schon seit 1966 existierenden Berliner NPD-Landesverband 
seitens der Besatzungsmächte Wahlantritte ebenso verboten wie die Durchführung von Veranstaltungen und 
die Verteilung von Werbematerial. Vgl. Stöss: Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, S. 100. 
527 Vgl. Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 51. 
528 Dem Vernehmen nach wuchsen die Mitgliedszahlen damals von 8.600 auf 25.000 an. Vgl. Ders.: NPD, 
DVU-Liste D, Die Republikaner, S. 48. 
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und Ausbau von Verbänden in allen westdeutschen Ländern, den eine dauerhafte 

Etablierung definitiv voraussetzte.  

Andererseits veränderte sich die Anhängerschaft der Republikaner damals auch strukturell; 

schürten die zahllosen Rechtsextremisten, die nun in die ambitionierte Partei strömten, 

zunehmend schärfere Auseinandersetzungen und Richtungsstreitigkeiten mit den 

alteingesessenen Vertretern moderaterer, nationalkonservativer Ansätze, die diverse 

Abspaltungen529, Ausschlussverfahren und Abgänge nach sich zogen. Davon abgesehen 

präsentierten sich die neuen Mandatsträger – nahezu ausnahmslos parlamentarische 

Debütanten, denen de facto die nötige politische Erfahrung abging – nicht sonderlich 

professionell und insgesamt selten fähig, den Erwartungen nachzukommen. Stattdessen 

förderten die Berliner und Straßburger Abgeordneten zum Beispiel durch fachliche 

Inkompetenz, Inaktivität und öffentliche Streitereien, Austritte oder Anschuldigungen von 

Aussteigern vielfach negative Schlagzeilen530. In Anbetracht der gesteigerten medialen 

Aufmerksamkeit, der sich die Volksvertreter gleichzeitig gegenübersahen, vermochte man 

in der Außendarstellung daher nicht gerade zu glänzen. Hinzu kam, dass die Landesämter 

für Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen und Hamburg die „Schönhuber-Partei“ 

inzwischen kontinuierlich unter die Lupe nahmen531. 

Während sich die REP also ausgerechnet auf dem Höhepunkt des Erfolgs durch mangelnde 

innere Homogenität selbst schwächten, stand der Partei mit der Wende von 1989 schon der 

nächste schwere Rückschlag ins Haus, verlor man mit der Realisierung der Deutschen 

Einheit – ähnlich wie NPD und DVU – den vielleicht wichtigsten Programmpunkt und 

schlitterte direkt in die Sinnkrise. Dazu passte, dass der Versuch, den politischen Umbruch 

in der DDR durch nach dem Mauerfall eiligst eingeleitete propagandistische Maßnahmen 

für sich zu nutzen, postwendend mit dem einstweiligen Verbot wegen 

Verfassungsfeindlichkeit durch die Volkskammer endete532. Die ersten Landtagswahlen im 

wiedervereinigten Deutschland liefen dementsprechend durchweg schlecht, vorwiegend in 

den neuen Bundesländern, wo es natürlich an der nötigen Basis mangelte und man 1990 

lediglich in Brandenburg die für die Parteienfinanzierung entscheidende Marke von einem 
                                                 
529 Vgl. Stöss: Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, S. 100; Thomczyk: Dritter Etablierungsversuch 
der Republikaner, S. 46-48. 
530 Zum Beispiel schrumpfte die Berliner Delegation im Lauf der Legislaturperiode durch drei Demissionen 
auf acht Mandatsträger. Auch im Europaparlament, wo die Republikaner zwischenzeitlich zur so genannten 
„Technischen Fraktion der Europäischen Rechten“ gehörten, zählten Abgänge gleichsam zur Tagesordnung: 
Nachdem der stellvertretende Fraktionschef Schönhuber selbst vorübergehend ausgetreten war, führte dieser 
später Ausschlussverfahren gegen sämtliche seiner fünf Abgeordnetenkollegen herbei. 
531 Der Rest der Bundesländer sowie das Bundesamt für Verfassungsschutz sollten sich erst 1992 zur 
durchgängigen Beobachtung der Republikaner entschließen. Vgl. Der SPIEGEL: Verfassungsschutz: Das 
Lied vom Tod. In: Der SPIEGEL 52/1992, S. 52-57, S. 52-54. 
532 Vgl. Neubacher: NPD, DVU-Liste D, Die Republikaner, S. 48. 
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Prozent erreichte533. Selbst im Stammland Bayern scheiterten die Republikaner äußerst 

knapp (4,9 Prozent) am allgemein erwarteten Sprung ins Parlament und büßten bis zum 

Premierenantritt bei der Bundestagswahl wenig später sogar weiteren Boden ein (2,1).  

Angesichts der Serie verheerender Niederlagen mehrten sich die Stimmen der 

innerparteilichen Kritiker um Neubauer, die den Abgrenzungskurs des Vorstands 

gegenüber der NPD sowie gerade der DVU immerfort moniert hatten und sich nun umso 

vehementer für Kooperationen starkmachten. Was folgte, war eine weitere Machtprobe, 

die Schönhuber im ersten Moment fast zu verlieren drohte. So berief das bayerische 

Landesschiedsgericht diesen nicht bloß als Sprecher und Vizechef der Straßburger 

Europafraktion ab, sondern drängte bald sogar auf seinen völligen Ausschluss, woraufhin 

der Vorsitzende selbst seine Ämter im Mai 1990 vorübergehend niederlegte und das 

Bundesschiedsgericht anrief, das dann den Status quo wiederherstellte534. Auf dem 

Parteitag in Ruhstorf im Juli desselben Jahres wählten die Delegierten daher – nicht zuletzt 

mangels zugkräftiger Alternativen – den Amtsinhaber zum neuen Parteioberhaupt. 

Schönhuber hatte sich zum wiederholten Male durchgesetzt, das Gros seiner Gegner von 

Seiten des radikalen Flügels verließ nun die Republikaner, die sich derweil in Form des 

„Ruhstorfer Beschlusses“535 weiter von rechtsextremistischen Bestrebungen zu 

distanzieren versuchten. Wobei schon in den vorangegangenen Wochen und Monaten 

spürbar gemäßigtere Worte zu vernehmen gewesen waren: Mit Blick auf das beachtliche 

Medieninteresse sowie die verstärkte Beobachtung durch die Behörden mühte sich die 

Partei mit dem zu Jahresbeginn verabschiedeten neuen Programm nachdrücklich um 

Verfassungskonformität536, schwächte zum Beispiel die ausländerfeindlichen Positionen ab 

und bekannte sich bereits in der Präambel zur demokratischen Grundordnung, auch wenn 

man das Postulat der Wiederherstellung Deutschlands in den Grenzen von 1937 nach wie 

vor nicht aufgeben wollte537.  

Parlamentseinzüge schienen für die angeschlagenen REP in dieser Phase dennoch schon 

nahezu außer Reichweite zu sein. Der beachtliche Erfolg bei der baden-württembergischen 

                                                 
533 In den neuen Bundesländern schnitten die Republikaner 1990 in Brandenburg mit lediglich 1,1 Prozent 
schon am stärksten ab; in Mecklenburg-Vorpommern (0,9), Thüringen (0,8) und Sachsen-Anhalt (0,6) lag 
man zum Teil deutlich unter dieser Marke. In Sachsen war die „Schönhuber-Partei“ damals nicht angetreten. 
534 Vgl. Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 52. 
535 Demnach durften ehemalige Aktivisten verfassungsfeindlicher und extremistischer Organisationen – 
konkret nannte der Beschluss dabei die NPD und DVU – in Reihen der Republikaner keine Ämter mehr 
einnehmen, dafür sollte notfalls der Bundesvorstand sorgen.  
536 In Klaus Hartel, der 1989 von der CDU zu den REP übergetreten war, verfügte die Partei damals sogar 
über einen Beamten des Bundesamts für Verfassungsschutz, der das neue Programm überprüfen und – auf 
ausdrücklichen Wunsch des Vorsitzenden – alle „verfassungsfeindlichen Kommas“ daraus entfernen sollte. 
Vgl. Der SPIEGEL: Republikaner: Leichte Übung. In: Der SPIEGEL 46/1989, S. 101-102. 
537 Vgl. Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 67/68. 
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Landtagswahl 1992, wo 10,9 Prozent bzw. 15 Mandate das bis dato beste Ergebnis der 

Parteigeschichte bedeuteten, kam deshalb umso überraschender. Im Wahlkampf hatte sich 

die „Schönhuber-Partei“ einerseits auf die vermeintlich verfehlte Asylpolitik der 

„Altparteien“ eingeschossen und sich dadurch strikt abgegrenzt, sich selbigen andererseits 

aber auch – vergeblich – als Partner empfohlen. Die Doppelstrategie und das im Vergleich 

mit der NPD diffusere und weitaus weniger dogmatische Weltbild538, das dahinter stand, 

waren wohl vor allem für unzufriedene Stammwähler von Union und SPD sowie für viele 

junge Leute attraktiv, die sich mit den Volksparteien augenscheinlich nicht mehr auf der 

selben Linie sahen539. Der neuerliche Höhenflug ließ sich allerdings nicht allzu lange 

aufrechterhalten: In Anbetracht einer Reihe von Anschlägen gegen Ausländerwohnheime 

wie zum Beispiel in Rostock-Lichtenhagen galten die Republikaner damals gemeinhin als 

die „geistigen Brandstifter“540 derartiger Ausschreitungen und erlitten empfindliche 

Ansehensverluste in der Bevölkerung. Die Verschärfung des Asylrechts 1993 nahm der 

Partei dann vollauf den Wind aus den Segeln, da das vordringlichste Propagandathema nun 

von der Agenda verschwand. 

Demzufolge entwickelte sich das „Superwahljahr“ 1994 zu einem echten Debakel: 

Lediglich bei zwei von acht Landtagswahlen – in Bayern und Niedersachsen mit 3,9 bzw. 

3,7 Prozent – war das Parlament zumindest in Blickweite541. Dazu büßte die „Schönhuber-

Partei“ bei der Europawahl im Juni mit 3,9 Prozent beinahe die Hälfte der Stimmen von 

1989 ein – und durch das Scheitern an der Fünfprozenthürde auch die Straßburger 

Fraktion. Nicht zuletzt endete die Bundestagswahl zwei Monate danach ebenfalls mit 

Verlusten im Vergleich zur Vorwahl (von 2,1 auf 1,9 Prozent), wobei die Bilanz in den 

neuen Bundesländern erneut deutlich schwächer ausfiel als in den alten542. Allerdings 

waren die schlechten Resultate wahrscheinlich zu weiten Teilen selbst verschuldet, da die 

heftigen innerparteilichen Turbulenzen in der heißen Wahlkampfphase die Außenwirkung 

und damit die Aussichten der Republikaner sicherlich nicht verbessert haben dürften.  

Gerade Schönhuber selbst sorgte im August 1994 für Furore, als der Vorsitzende und 

schärfste Verfechter der Abgrenzungsbeschlüsse im Alleingang Verhandlungen mit der 

DVU aufnahm und – die Akklamation der Mitglieder vorausgesetzt – mit deren Gründer 

                                                 
538 Vgl. Fascher: Modernisierter Rechtsextremismus?, S. 185. 
539 Vgl. Jesse, Eckhard: Wahlen 1992. In: Backes, Uwe/Ders. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 
5. Jahrgang. Bonn, 1993, S. 107-115, S. 109/110. 
540 Vgl. Der SPIEGEL: Lied vom Tod, S. 53. 
541 In Brandenburg (1,1 Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (1,0), dem Saarland (1,4), Sachsen (1,3), 
Sachsen-Anhalt (1,4) und Thüringen (1,3) fiel die Bilanz 1994 dagegen deutlich schlechter aus. 
542 Vgl. Jesse, Eckhard: Wahlen 1994. In: Backes, Uwe/Ders. (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 
7. Jahrgang. Baden-Baden, 1995, S. 115-130, S. 118. 
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Gerhard Frey vereinbarte, vorerst nicht mehr zu den selben Wahlen anzutreten543. Auf 

Betreiben der aufgebrachten Basis, primär in Bayern und Baden-Württemberg, verkündete 

der Bundesvorstand darum – wohlgemerkt unmittelbar vor der Bundestagswahl – 

Schönhubers prompte Absetzung wegen parteischädigenden Verhaltens, die dieser dann 

vor dem Berliner Landgericht anfocht und aushebelte544. Eingedenk der Erbittertheit der 

Auseinandersetzungen neigte sich seine Ära nichtsdestotrotz dem Ende zu. Auf dem 

Parteitag in Sindelfingen verzichtete der mittlerweile 71-Jährige nach neun Jahren auf eine 

weitere Amtszeit, die Delegierten erkoren den vorherigen Stellvertreter Rolf Schlierer 

daraufhin zum Nachfolger an der REP-Spitze. 1995 erklärte das einstige Aushängeschild 

Schönhuber, der „seine“ Republikaner fast eine Dekade mit eisernem Regiment geführt 

und diesen erst einen originellen Wiedererkennungswert gegeben hatte, sogar seinen 

Austritt, um sich fortan für die organisatorische Vereinigung des „Nationalen 

Widerstands“ zu engagieren, unter anderem mit erfolglosen Wahlkandidaturen für die 

DVU und NPD545.  

Mit dem Abschied der langjährigen Galionsfigur war auch das Image der REP zunächst 

Geschichte – im Gegensatz zu der Vielzahl an Gräben, die zwischen den loyalen 

Gefolgsleuten des alten Vorsitzenden und dessen Widersachern sowie den Anhängern und 

Gegnern des Abgrenzungskurses im Raum standen und die Parteiaktivitäten in dieser 

schwierigen Phase spürbar lähmten. Dessen ungeachtet setzte die neue Spitze um Schlierer 

weiter unbeirrt auf die gleichermaßen strikte wie strittige Distanzierung gegenüber 

rechtsextremistischen Gruppierungen, wenngleich diese Strategie unter wahlpolitischen 

Gesichtspunkten relativ wirkungslos anmutete546. Der überraschende Wiedereinzug in den 

baden-württembergischen Landtag, wo der Partei im März 1996 nach Verlusten im 

Vergleich zur Vorwahl noch 9,1 Prozent und 14 Mandate blieben, schien dennoch die 

benötigte Wende zu bringen. In Rheinland-Pfalz steigerte man sich am selben Tag 

immerhin von 2,0 auf 3,5 Prozent und vermochte den Teilerfolg damit als weiteren Schritt 

nach vorne zu verbuchen. Andererseits war die strukturelle und wirtschaftliche Situation 

                                                 
543 Vgl. Kailitz, Steffen: Die „Republikaner“ – Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft. In: Backes, Uwe/Jesse, 
Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demokratie. 13. Jahrgang. Baden-Baden, 2001, S. 139-153, S. 
142. 
544 Vgl. Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 56. 
545 Zur Bundestagswahl 1998 trat Schönhuber als Spitzenkandidat der DVU in Bayern an. 2005 – nur wenige 
Wochen vor seinem Tod – sprang der ehemalige Republikaner-Vorsitzende dann für die NPD ein, nachdem 
deren Dresdner Direktkandidatin Kerstin Lorenz unmittelbar vor dem Wahltermin verstorben war. 
546 1995 schnitt die Partei sowohl in Berlin mit 2,7 Prozent als auch in Hessen (2,0) schwach ab und fand sich 
in Nordrhein-Westfalen (0,8) und Bremen (0,3) sogar im Nullkommabereich wieder. 
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nach der vorherigen Serie von Niederlagen schon dermaßen angespannt547, dass die 

Republikaner die verbliebenen Ressourcen vor diesen beiden Achtungsergebnissen 

bündeln und auf den Antritt in Schleswig-Holstein verzichten mussten. Erst danach konnte 

man sich wieder konsolidieren548. 

Immerzu bemüht, als seriöse und demokratische, im Prinzip bürgerliche Partei aufzutreten, 

strebte man seinerzeit auch eine Modernisierung der Inhalte an, so dass das Programm von 

1993 nach nur drei Jahren aktualisiert wurde549. In der Innenpolitik ging es darin in erster 

Linie um Law-and-Order-Positionen und die Sicherheitsbedürfnisse der Bevölkerung, 

gerade in Bezug auf angebliche multikulturelle Bedrohungen. Außenpolitisch standen die 

entschiedene Ablehnung der europäischen Integration sowie eine Aufwertung deutscher 

Interessen im Mittelpunkt. Parallel dazu strengte man diverse Verfahren gegen Bund und 

Länder an, um sich von der gängigen Stigmatisierung als rechtsextremistisch durch die 

alljährlichen Berichte der Verfassungsschutzämter reinzuwaschen – in der Regel allerdings 

vergeblich550.  

Davon abgesehen schien der suggerierte Wandel zu moderateren Positionen bei den 

Menschen bzw. Wählern nicht anzukommen. 1997 folgte für die REP daher der nächste 

Rückschlag: Bei den Bürgerschaftswahlen in Hamburg verlor die Partei mit 1,8 Prozent 

mehr als die Hälfte der Voten im Vergleich zu 1993 (4,8) und musste außerdem 

mitansehen, wie die DVU (4,9) vorbeizog. Die drohende Rückentwicklung zur 

süddeutschen Regionalpartei vor Augen nahmen die Differenzen innerhalb der 

Anhängerschaft und infolgedessen der Druck auf den Vorsitzenden, die 

Abgrenzungsbeschlüsse aufzuheben, wieder zu551. In Reaktion auf die durchweg 

schwachen Resultate der drei maßgeblichen Formationen des „nationalen“ Spektrums bei 

der Bundestagswahl 1998, bei der Republikaner (1,8 Prozent), DVU (1,2) und NPD (0,3) 

nicht einmal in der Summe die Sperrklausel durchbrochen hätten, sprang Schlierer zum 

Jahresende endlich über seinen Schatten und suchte den Dialog mit Frey552. Im Verlauf der 

Verhandlungen kamen die Parteichefs überein, das gemeinsame Potential zu konzentrieren 

und künftig nicht mehr gegeneinander zu kandidieren. Nachdem sich dieses Wahlbündnis 

                                                 
547 Nach Schönhubers Abschied waren die Anhängerzahlen 1994/95 von 20.000 auf 15.000 abgesackt. Vgl. 
Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 57-60. 
548 Der Wiedereinzug in den baden-württembergischen Landtag soll den REP 4,5 Millionen DM aus der 
staatlichen Wahlkampfkostenerstattung beschert haben; darüber hinaus stabilisierten sich die Mitgliedszahlen 
seinerzeit bei 15.000. Vgl. Backes, Uwe: Organisationen 1996. In: Ders./Jesse, Eckhard (Hrsg.): Jahrbuch 
Extremismus & Demokratie. 9. Jahrgang. Baden-Baden, 1997, S. 133-142, S. 138.  
549 Vgl. Neubacher: Republikaner im baden-württembergischen Landtag, S. 68-70. 
550 Vgl. Thomczyk: Dritter Etablierungsversuch der Republikaner, S. 67/68. 
551 Vgl. Kailitz: „Republikaner“, S. 143. 
552 Vgl. a.a.O., S. 144. 




